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55. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 28. Januar 2026

Beginn: 14:10 Uhr

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Bitte setzen Sie sich. Die Sitzung ist damit erdffnet.
Einen wunderschonen guten Tag! Wir starten mit etwas
Verspitung.

Ich darf zunichst noch eine Mitteilung bekannt geben.
Interfraktionell ist vereinbart worden, die Tagesordnung
um die in der Zusatzpunkteliste aufgefiihrten Punkte zu
erweitern:

ZP 1

ZP2

ZP3

ZP 4

Aktuelle Stunde
auf Verlangen der Fraktion Die Linke

Krankheitstage, Teilzeit, Achtstundentag —
Aushohlung von Beschiftigtenrechten verhin-
dern

Abgabe einer Regierungserklarung durch den
Bundeskanzler:

Zu den Ergebnissen des informellen Europii-
schen Rates am 22. Januar 2026 und zur ak-
tuellen auflenpolitischen Lage

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes
zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2557
und zur Stirkung der Resilienz kritischer An-
lagen

Drucksache 21/2510

Beschlussempfehlung und Bericht des Innenaus-
schusses (4. Ausschuss)

Drucksache 21/...
Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktionen der CDU/CSU und
SPD

Mercosur-Abkommen ziigig anwenden — Eu-
ropas Souverdnitit und Handlungsfiahigkeit
durch Freihandel stirken

ZP 5

ZP 6

ZP7

Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Sascha Miiller, Katharina Beck,
Dr. Moritz Heuberger, weiteren Abgeordneten
und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur
Ubertragung von Mitteln des Restrukturie-
rungsfonds auf den Finanzmarktstabilisie-
rungsfonds  (Restrukturierungsfonds-Uber-
tragungsgesetz — RStruktFUG)

Drucksache 21/3297

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuss)

Drucksache 21/3662

Beratung des Antrags der Abgeordneten Pascal
Meiser, Janine Wissler, Doris Achelwilm, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion Die Linke

Beschiiftigte plattformgebundener Essenslie-
ferdienste vor Ausbeutung schiitzen — Intrans-
parente Subunternehmerketten untersagen

Drucksache 21/3831

Uberweisungsvorschlag:
Ausschuss fiir Arbeit und Soziales

Beratung des Antrags der Abgeordneten Victoria
BroBart, Tarel Al-Wazir, Swantje Henrike
Michaelsen, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz novel-
lieren — Kommunen stirken und Ausbau des
offentlichen Personennahverkehrs langfristig
absichern

Drucksache 21/3842

Uberweisungsvorschlag:

Verkehrsausschuss (f)

Ausschuss fiir Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen
Haushaltsausschuss
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ZP 8 Beratung des Antrags der Abgeordneten Luise
Amtsberg, Omid Nouripour, Deborah Diiring,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN

Freiheit fiir die Menschen in Iran — Solidaritit
mit der Zivilgesellschaft, Druck auf das ira-
nische Regime

Drucksache 21/3843

Uberweisungsvorschlag:

Auswirtiger Ausschuss (f)

Innenausschuss

Verteidigungsausschuss

Ausschuss fiir Menschenrechte und humanitire Hilfe
Ausschuss fiir die Angelegenheiten der Européischen Union

ZP 9 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN

Energiesouverinitit stirken — Klimaziele um-
setzen

Von der Frist fiir den Beginn der Beratungen soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden.

Am morgigen Donnerstag ist zu Beginn der Sitzung
eine Regierungserklarung des Bundeskanzlers zu den Er-
gebnissen des informellen Europdischen Rates am
22. Januar und zur aktuellen auBenpolitischen Lage vor-
gesehen. Die Regierungserklarung der Bundesministerin
fiir Wirtschaft und Energie zum Jahreswirtschaftsbericht
soll nun am Freitag stattfinden. Auflerdem soll Tagesord-
nungspunkt 21 in Verbindung mit Tagesordnungspunkt 15
und Tagesordnungspunkt 25 gemeinsam mit Zusatz-
punkt 3 beraten werden. Tagesordnungspunkt 10b sowie
Tagesordnungspunkt 14 werden abgesetzt. Die weiteren
Anderungen und Ergiéinzungen kénnen Sie der Zusatz-
punkteliste entnehmen.

Ich darf fragen, ob alle Fraktionen einverstanden sind. —
Wenn sich kein Widerspruch regt, dann ist das somit
beschlossen.

Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 1:

Befragung der Bundesregierung

Die Bundesregierung hat fiir die heutige Befragung
den Bundesminister des Auswartigen, Herrn Dr. Johann
Wadephul, sowie den Bundesminister fiir Landwirtschaft,
Erndhrung und Heimat, Herrn Alois Rainer, benannt, die
nun nacheinander die Gelegenheit haben, ihre einleiten-
den Berichte abzugeben. Hierfiir ist eine Gesamtdauer
von acht Minuten vorgesehen.

Ich darf zunichst das Wort dem Bundesminister des
Auswirtigen, Herrn Dr. Johann Wadephul, iibergeben.

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Vielen Dank, Frau Préisidentin. — Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich freue mich sehr {iber die Gelegenheit,
mit Thnen hier aulenpolitische Themen vertiefen zu kon-
nen. Das ist notwendig in einer Situation, wo wir fest-
stellen, dass die internationale Lage weiterhin fragil ist

und dass sie von Konflikten in einer Art und Weise be-
herrscht ist, die uns durchaus bedngstigen muss.

Die Bundesregierung ist weiter darum bemiiht, einen
Beitrag dazu zu leisten, dass die bestehenden Biindnisse,
in denen wir uns befinden, stabil sind und dass wir Ver-
lasslichkeit fiir alle Biindnispartner garantieren kdnnen.
Deswegen leisten wir unsere aktiven Beitrdge im Rah-
men der Europdischen Union und insbesondere der
NATO. Ich mochte an dieser Stelle festhalten: Unsere
Zukunft, hier in Frieden, Sicherheit, Freiheit und Wohl-
stand leben zu konnen, hdngt entscheidend davon ab, ob
wir dabei erfolgreich sind.

Die Europiische Union wird weltweit als ein vorbild-
liches Modell eines Verbundes mehrerer Staaten angese-
hen, die fiir Freiheit, Sicherheit und Wohlstand haben
sorgen konnen. Deswegen ist es uns gelungen, die Ver-
handlungen mit den Mercosurstaaten erfolgreich zu be-
enden, und ich hoffe, dass der weitere Prozess positiv sein
wird, trotz des Riickschlages im Européischen Parlament.
Deswegen ist es uns gelungen, mit Indien ein Freihan-
delsabkommen auszuhandeln, welches hoffentlich rasch
ratifiziert wird. Und deswegen haben weitere Staaten der
Welt ein Interesse, mit uns in den Austausch zu gelangen.

Fiir die Européische Union wird es jetzt entscheidend
sein, dass sie Handlungsfahigkeit erreicht. Deswegen
setzt sich die Bundesregierung, wie auch schon ihre Vor-
géngerinnen, dafiir ein, dass wir im Wege von qualifizier-
ten Mehrheitsvoten auch in der AuBlen- und Sicherheits-
politik zur Entscheidungsfindung kommen. Europa muss
handlungs- und entscheidungsfahig werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Attraktivitdt Europas zeigt sich weiter darin, dass
der Wille vieler Staaten zum Beitritt zur Europdischen
Union ungebrochen ist. Das gilt traditionell fiir die Staa-
ten des westlichen Balkans. Sie haben verfolgt, dass ich
versucht habe, all diese Staaten zu bereisen, und ich bin
weiter im Rahmen des Berlin-Prozesses und aller weite-
ren Ubereinkiinfte sehr daran interessiert, dass wir als
Deutschland hier eine aktive Rolle einnehmen. Wir haben
diesen Staaten vor 25 Jahren — das ist ein Vierteljahr-
hundert her — versprochen, dass sie alle eine Chance
zum Beitritt haben, und dieses Versprechen miissen wir
einhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Markus Tons [SPD])

Das geht einher mit der deutlichen Erwartung an diese
Staaten, dass sie sich den européischen Normen, Werten
und der Systematik anndhern. Das heif3t, dass Korrupti-
onsbekdmpfung, Rechtsstaatlichkeit, aber auch Wett-
bewerbsfahigkeit ihrer Wirtschaft herzustellen sind.

Das gilt genauso fiir die Beitrittsperspektive der Repu-
blik Moldau und auch der Ukraine. Eine der entscheiden-
den Sicherheitsgarantien, die wir der Ukraine in dieser
Zeit geben konnen und aus meiner Sicht geben miissen,
ist eine realistische Perspektive zum Beitritt zur Euro-
péischen Union. Das mag heute weit entfernt scheinen.
Aber es liegt nach wie vor im Kerninteresse Deutschlands
und von uns Europédern, dafiir zu sorgen, dass dieses Land
seinen Kampf gegen den russischen Aggressor gewinnen
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kann, dass es nicht unterliegt und dass der volkerrechts-
widrige Angriff nicht von Erfolg gekront ist. Dafiir setzen
Wwir uns weiter ein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Ich glaube, eine dauerhafte Friedensarchitektur in Europa
setzt voraus, dass die Ukraine eine faire Chance hat, der
Europdischen Union beizutreten.

Herzlichen Dank fiir die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Das Wort hat jetzt fiir den zweiten einleitenden Bericht
der Bundesminister fiir Landwirtschaft, Erndhrung und
Heimat, Alois Rainer.

Alois Rainer, Bundesminister fiir Landwirtschaft, Er-
nihrung und Heimat:

Sehr geehrte Frau Présidentin! Geschitzte Kolleginnen
und Kollegen! Vor knapp zwei Wochen habe ich hier am
Rednerpult gestanden und eine Bitte an Sie bzw. an uns
alle formuliert: Lassen Sie uns die Griine Woche zu ei-
nem Bekenntnis zur deutschen Land- und Erndhrungs-
wirtschaft machen! — Ich kann Thnen sagen, meine Da-
men und Herren: Dieses Bekenntnis hat stattgefunden —
fiir diejenigen, die unsere Acker, Wiesen, Wilder pfle-
gen, die unsere Tiere im Stall und auf der Weide hervor-
ragend versorgen, die unsere Weinberge pflegen, die uns
vor allem tagtéglich mit hervorragenden Lebensmitteln
versorgen.

Diese Bundesregierung, meine Damen und Herren, hat
diesen Anspruch voll erfiillt. Wir haben die zehn Tage
genutzt, um tiber die Messehallen in Berlin hinaus ein
klares Signal zu setzen: Die Landwirtschaft ist die
Grundlage fiir das Funktionieren unseres Landes. Ver-
sorgungs- und Erndhrungssicherheit sind nur mit einer
erfolgreichen, zukunftsfihigen und resilienten Landwirt-
schaft zu leisten.

Besonders gefreut habe ich mich tiber den Besuch des
Bundeskanzlers und vieler Kabinettskollegen. Aber auch
viele von Thnen, meine Damen und Herren Kollegen des
Deutschen Bundestages, haben unsere Halle auf der
Messe besucht, und es wurde spiirbar: Wir, die Kollegin-
nen und Kollegen im Ausschuss fiir Landwirtschaft, Er-
ndhrung und Heimat, die Bundesregierung, ich als Mi-
nister, sind bereit, fiir diejenigen zu arbeiten, die uns
tagtdglich mit einmaligen Lebensmitteln versorgen.

Es geht darum, die richtigen politischen Schwerpunkte
zu setzen, und das tun wir. Wir sind mitten in der Arbeit.
Am Wochenende haben in Rom die deutsch-italienischen
Regierungsgespriche stattgefunden. Auch dort wurde be-
tont, wie wichtig bei der jetzigen globalen Sicherheits-
lage die Erndhrungssicherheit fiir uns alle ist. Ebenso
wurden handels- und wirtschaftspolitische Partnerschaf-
ten besprochen.

Fiir mich ist wichtig, dass nur ein wettbewerbsfahiger
Agrar- und Erndhrungssektor langfristig Perspektiven hat
und unsere Erndhrung sichern kann. Deshalb ist es Auf-
gabe des BMLEH und der Bundesregierung, diesen Sek-
tor zu stirken. Ich danke dem Bundeskanzler, aber auch

dem AuBenminister, dass sie auf ihren Auslandsreisen
auch auf die Agrarexportstrategie hinweisen, die wir auf
den Weg gebracht haben. Bei dem Export unserer aus-
gezeichneten Produkte sprechen wir seit Langem wieder
einmal iiber ,,Made in Germany*. Wir sollten durchaus
ein Stiick weit stolz sein auf die Artikel, die in unserem
Land unter hochsten Qualitétsstandards hergestellt wer-
den. Ich sehe es als meine Aufgabe, internationale Kon-
takte und Exportthemen in der Land- und Erndhrungs-
wirtschaft voranzubringen.

Politische Rahmenbedingungen sind das eine, tatsdch-
liche Herausforderungen das andere. Wir geben unser
Bestes dafiir, dass die Hofnachfolge wieder interessant
wird. Wir wollen ndmlich auch junge Landwirtinnen
und Landwirte in der Praxis haben. Nicht zuletzt gilt es
aber auch, die Entwicklung unserer lindlichen Raume
durch eine wirkungsvolle Heimatpolitik positiv zu gestal-
ten.

Danke schon.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Wir beginnen jetzt mit dem eigentlichen Frageteil. Ich
bitte, zundchst Fragen zu den beiden Berichten und zu
den Geschiftsbereichen der anwesenden Bundesminister
zu stellen.

Das Wort hat in der ersten Runde Frau Beatrix von
Storch fiir die AfD-Fraktion.

(Stephan Protschka [AfD]: Gute Frau!)

Beatrix von Storch (AfD):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Herr Minister, wir hat-
ten ja heute Morgen im Ausschuss schon das Vergniigen.
Ich mochte ein Thema adressieren, das wir dort schon
angesprochen haben. Wir hatten danach gefragt, ob wir
fur die etwa 76 Milliarden Euro, die wir an Unterstiit-
zungsleistungen fiir die Ukraine gezahlt haben — zuziig-
lich unseres Anteils an den européischen Hilfen fiir die
Ukraine —, im Gegenzug irgendwelche verbindlichen,
festen Vertrdge iiber Kooperationen in den Bereichen
Landwirtschaft oder Rohstoffe geschlossen haben, so
wie andere Staaten das gemacht haben. Sie haben darauf
geantwortet, dass das nicht zuvorderst das Ziel der Bun-
desregierung ist, sondern wir wollten der Ukraine ja hel-
fen. Deswegen mochte ich prazisierend fragen. Man kann
gleichwohl, auch wenn das nicht das erste Ziel ist, als
zweites Ziel fordern, dass man fiir 76 Milliarden Euro
irgendetwas ,,in return“ bekommt. Die Frage ist: Haben
Sie irgendetwas verlangt und irgendetwas verbindlich
gemacht, oder haben wir die Leistungen rein altruistisch
hingegeben und hoffen auf bessere Zeiten danach?

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Ja, wir haben uns, Frau Kollegin, heute Morgen im
Ausschuss dariiber schon ausgetauscht. Und in der Tat:
Wir haben eine vollig unterschiedliche Sicht auf die Mo-
tivlage, auf die Kriterien und auf das, worauf es jetzt
ankommt.
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Ihre utilitaristische Herangehensweise teilt die Bun-
desregierung nicht.

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!)

Wir unterstiitzen die Ukraine nicht, um dort einen Deal zu
machen, Frau Kollegin, sondern wir unterstiitzen die
Ukraine, weil sie unsere Freiheit verteidigt,

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

weil sie das Volkerrecht verteidigt und weil sie sich dem
russischen Aggressor entgegenstellt, der durchaus auch
eine Gefahr fiir die NATO und fiir uns darstellt. Darauf
haben uns alle Sicherheitsinstitutionen unseres Landes
mehrfach hingewiesen. Deswegen verfolgen wir ganz
origindre, eigene Sicherheitsinteressen, wenn wir die
Ukraine unterstiitzen, und das werden wir auch weiterhin
genau so halten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Beatrix von Storch (AfD):

Noch eine kurze Zusatzfrage, anderer Bereich. Teilen
Sie das, was Herr Rutte am Montag in Briissel geduflert
hat, ndmlich dass eine eigenstindige Verteidigungsfahig-
keit der EU ohne die Vereinigten Staaten unmoglich ist?
Er hat gesagt: Trdumen Sie weiter! Wir kénnen es nicht.
Viel Gliick! — Und er sagte, es wiirden nicht 5 Prozent,
sondern 10 Prozent des BIPs erforderlich sein. Wir kénn-
ten uns das schlicht nicht leisten. — Teilen Sie diese An-
sicht des Generalsekretirs der NATO?

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Wir haben mehrfach gesagt — auch ich habe das ge-
duflert —, dass wir in diesem Biindnis gemeinsam die Ver-
teidigung Europas sicherstellen, und ich mdchte das bei
dieser Gelegenheit gerne wiederholen und verstérken.

Europa ist gliicklicherweise in der Situation, dass wir
die Vereinigten Staaten von Amerika an unserer Seite
haben. Sie gewidhren die politische Handlungsfreiheit
der europiischen Regierungen und der Lénder, und sie
garantieren Sicherheit und Freiheit fiir Europa, welche
von anderen, etwa von Russland, bedroht werden. Das
ist ein Aspekt, den Sie in Ihrer auBenpolitischen Betrach-
tungsweise offensichtlich vollkommen negieren. Aber
ich kann den Biirgerinnen und Biirgern hier sagen, dass
unser NATO-Biindnis —

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Die Redezeit ist abgelaufen.

Dr. Johann David Wadephul (CDU/CSU):

— fester denn je ist, und daran hat die Bundesregierung
aktiv gearbeitet. Wir sind dankbar fiir die Freiheit und die
Sicherheit, die die USA gewihrleisten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Ich will direkt zu Beginn sagen, dass ich darum bitte,
dass wir die Minuten auch einhalten, damit wir das hier
verniinftig fertigbringen.

Fiir die SPD ist in der néchsten Runde der Fragesteller
Markus Tons.

Markus Tons (SPD):

Herr AuBBenminister Wadephul, Prasident Trump will
sich Gronland fiir die Vereinigten Staaten von Amerika
einverleiben. Daran hat sich in Davos nichts gedndert,
auch wenn er auf Strafzélle gegeniiber den Landern ver-
zichtet, die auf die Eigenstdndigkeit und das Selbst-
bestimmungsrecht Gronlands und Dénemarks hinweisen.
Er hat auch auf militidrische Gewalt verzichtet, oder zu-
mindest hat er es ausgeschlossen. Wir wissen bei seiner
Sprunghaftigkeit aber nicht, wie lange das so bleibt.

Stimmen Sie meiner Interpretation zu, dass fiir diese
Umkehr allein die sich klar abzeichnenden negativen
Auswirkungen auf die US-amerikanische Wirtschaft
und auf die Finanzmirkte ein Grund sein kénnen, und
sollten wir als EU daraus nicht die Lehre ziehen, dass
Appeasement-Politik, wie wir sie in der Zollpolitik des
letzten Jahres gemacht haben, der falsche Weg ist? Sollte
deshalb die EU-Kommission nicht die Bazooka, das An-
tizwangsinstrument, auch in diesem Fall einsetzen?

(Stephan Brandner [AfD]: Was ist denn ein
Antizwangsinstrument?)

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Also, die Vereinigten Staaten von Amerika sind unser
Verbiindeter. Und gegen einen Verbiindeten braucht man
keine Appeasement-Politik einzusetzen, sondern mit ei-
nem Verbiindeten formuliert man gemeinsam politische
und strategische Ziele. Dass wir nicht in allen Fragen
einen kompletten Konsens haben, ist offensichtlich, und
dass Europa seine eigenen Interessen verteidigen kann,
haben wir, glaube ich, in den letzten zwei Wochen ge-
zeigt.

Es ist vollkommen Kklar, dass die Zukunft Gronlands
durch die Gronldnderinnen und Groénlander und durch
das Konigreich Dénemark entschieden wird; da macht
Europa keinerlei Kompromisse, und da steht Europa auf
das Engste zusammen. Parallel beantworten wir gemein-
sam im NATO-Rahmen alle Sicherheitsfragen, die sich
im arktischen Raum stellen. Auf die hat die Administra-
tion in den USA hingewiesen. Ich setze voll darauf, die
Bundesregierung setzt voll darauf, dass wir diese Fragen
einvernehmlich werden klaren konnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Markus Tons (SPD):

Zusatzfrage, Herr Minister. Gronland hat schon jetzt in
den europdischen Vertragen eine Sonderrolle. Es ist des-
halb de facto moglich, ohne Beitrittsverfahren durch ei-
nen Beschluss des Europédischen Rates beizutreten, wenn
Dénemark den Antrag stellt und Gronland das mdochte.
Hat die Bundesregierung sich mit Dénemark iiber diese

©

(D)



(A)

B

Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode — 55. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 28. Januar 2026

6557

Markus Tons
Moglichkeit in den europdischen Vertrdgen, Gronland
ndher an die Europdischen Union heranzufiihren, aus-
getauscht?

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Das haben wir nach meiner Kenntnis konkret derzeit
nicht getan, aber wir wissen, welche rechtlichen Mog-
lichkeiten es gibt. Fiir uns ist entscheidend, was das Ko-
nigreich Didnemark uns in allen Gesprichen gesagt hat —
und der gronldandische Ministerprasident hat das gestern
bestitigt —, ndmlich dass zwischen den beiden klar ist,
dass zunédchst einmal Gronland selber entscheidet, wie
es seine Zukunft sieht. Das heift, das Selbstbestim-
mungsrecht der Volker ist auch dort entscheidend. Und
je nachdem, wie die Gronlédnderinnen und Gronlédnder
sich entscheiden, geht es weiter: Wollen sie beim Konig-
reich Dédnemark bleiben? Wollen sie noch stirker in die
Europdische Union —

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Bitte mit der Antwort zum Schluss kommen.

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

— integriert werden? Dafiir werden wir sicherlich alle
Tiiren offenhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Der nichste Fragesteller in dieser Runde ist Robin
Wagener fiir die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen.

Robin Wagener (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Vielen Dank, Frau Prisidentin. — Herr Bundesminister,
Putin finanziert deutlich erkennbar seinen Krieg auch
iiber die russische Schattenflotte, mit alten, rostigen
Schrotttankern, die illegal russisches Ol unter anderem
durch die Ostsee schmuggeln, damit Sanktionen umge-
hen, zum Teil auch unter falscher Flagge. Anfang Januar
hat die deutsche Kiistenwache einem dieser Schiffe, der
»lavian®, die Durchfahrt durch die Gewésser untersagt.
Aber immer noch fahren viele andere Schiffe ungehindert
weiter durch die Ostsee und auch durch unsere Gewasser.

Was unternimmt die Bundesregierung, damit nicht nur
einzelne Schiffe gestoppt werden, sondern endlich der
gesamten russischen Schattenflotte das Handwerk gelegt
werden kann? Welche konkreten Schritte planen Sie, um
gegen Schiffe vorzugehen, die unter falscher Flagge oder
nach Flaggenwechsel illegal weiterfahren?

Ich verweise darauf, dass das internationale Seerecht
jetzt schon aussagt, dass Flaggenwechsel illegal sind,
damit das Recht auf freie Durchfahrt erlischt. Meine
Frage zielt nicht auf die aktuelle Erklarung der Ostsee-
anrainer, sondern meine Frage zielt auf konkrete Mal3-
nahmen — nicht auf Papier, sondern auf Maflnahmen auf
der Basis des geltenden Rechts.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Vielen Dank, dass Sie diesen wichtigen Punkt an-
gesprochen haben. — In der Tat macht uns die Schatten-
flotte erhebliche Sorgen. Sie steht im Zentrum aller
jungsten Sanktionspakete, die wir auf Ebene der Euro-
paischen Union geschniirt haben. Und wir sind von Mal
zu Mal dabei, das enger zu fassen. Ich wiirde iibrigens
»Papier an der Stelle nicht so geringschitzen, weil ein
rechtliches Rahmenwerk ja genau das ist, was wir ge-
meinsam auch verteidigen und was unser Instrumenta-
rium ist. Also, die Sanktionen zeitigen schon erhebliche
Erfolge.

Zum Umflaggen. Da haben Sie ja kiirzlich eine Aktion
der USA gesehen, die tdtig geworden sind und ein der-
artiges Schiff gekapert haben. Wir priifen gemeinsam mit
unseren europdischen Partnern derzeit noch, welche
Rechtsgrundlage wir dafiir haben. Wir haben bedauer-
licherweise ein Seerecht, das sehr alt ist und der derzei-
tigen Situation nicht vollkommen gerecht wird. Deswe-
gen glauben wir, dass wir da nacharbeiten miissen.

Robin Wagener (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Die Verteidigung einer Volkerrechtsordnung setzt aber
auch Handlungen voraus und eben nicht nur die Papiere. —
Herr Bundesminister, ich habe noch eine andere Frage in
dem Kontext. 40 Prozent der Einnahmen aus der Schat-
tenflotte flieBen in die russische Kriegsfinanzierung.
Uber die Ostsee wird das Geld direkt in die Kriegskasse
gespiilt, aus der die Drohnenproduktion bezahlt wird oder
die Produktion ballistischer, nuklear bestiickbarer Rake-
ten, mit denen Russland die Ukraine terrorisiert und da-
mit auch die ukrainische Verhandlungsposition ver-
schlechtern will. Was tut die Bundesregierung, um die
Verhandlungsposition der Ukraine zu verbessern? Wann
liefert Deutschland der Ukraine die notwendigen Waffen,
um das zu tun?

Ich erinnere daran: Der Abgeordnete Friedrich Merz
hat gesagt: Wenn Russland nicht innerhalb von 24 Stun-
den —

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Ich bitte auch Sie, zum Ende zu kommen.

Robin Wagener (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
— die Terrorangriffe einstellt, —

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Nein. Zum Ende kommen, bitte!

Robin Wagener (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
— wird geliefert. Wann liefert Bundeskanzler Friedrich
Merz?

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Ich habe jetzt noch mal wirklich eine Bitte. Ich mochte
nicht stindig sagen: Zum Ende kommen! — Da oben ist
eine Uhr, die die Sekunden anzeigt, und ich bitte einfach
nur darum, dass man sich daranhilt, damit Sie mdglichst
viele Fragen stellen kénnen. — Herr Minister.
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Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Vielen Dank. — Also noch mal: Wir miissen uns trotz-
dem an das Seerecht halten. Wir miissen uns an interna-
tionales Recht halten. Und bedauerlicherweise be-
schrinkt es uns in den Moglichkeiten. Das gilt auch fiir
die Sanktionsregime. Wir konnen Sanktionspakete in der
Europédischen Union nur gemeinsam und einstimmig
schniiren und verabschieden. Das gelingt nicht in der
Konsequenz, die die Bundesregierung sich vorstellt. Des-
wegen reden wir immer mit einzelnen Mitgliedstaaten,
um hier noch strikter zu werden. Die Ukraine kriegt
von uns alle militdrische Unterstiitzung, die notwendig
ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Markus Toéns [SPD])

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Der néchste Fragesteller in dieser Runde ist Alexander
Engelhard fiir die Unionsfraktion.

Alexander Engelhard (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Meine Frage geht an
den Bundesminister Alois Rainer. Zu Beginn des Jahres
wurden wir durch den Blackout in Teilen Berlins daran
erinnert, wie verletzlich unsere Gesellschaft im Krisen-
fall ist. Im August haben Sie angekiindigt, die nationale
Notfallreserve massiv auszubauen.

Welche Schritte sind geplant, um im Ernidhrungs-
bereich die eigene Resilienz zu stirken?

Alois Rainer, Bundesminister fiir Landwirtschaft, Er-
ndhrung und Heimat:

Sehr geehrter Herr Kollege Engelhard, vielen herz-
lichen Dank fiir die Frage. — Es stimmt: Ich habe das im
August angesprochen, nachdem das Jahrzehnte davor
kein anderer angesprochen hat. Wir wollen ein Update
der nationalen Notfallreserve durch eine Erweiterung
um Konserven. Dazu sind wir in Gesprachen mit kon-
servenherstellenden Firmen, aber auch mit dem LEH.
Es geht um verschiedenste Modelle, wie das am Ende
des Tages dann auch durchgefiihrt werden kann. Entwe-
der machen wir es so, wie es jetzt schon bei der Notfall-
reserve ist — diese wird in Hallen eingelagert, fiir die der
Bund die Lagermiete bezahlt —, oder wir nutzen die Lager
der Hersteller oder des Lebensmitteleinzelhandels. Ich
tendiere zu Zweiterem — dazu finden schon ausfiihrliche
Gespréche statt —, was unter anderem den Hintergrund
hat, dass beim LEH auch die Logistik vorhanden wire,
also die Hallen. Noch mal: Mir geht es um ein Update der
bestehenden Notfallreserve durch eine Erweiterung um
Konserven.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg.
Dr. Franziska Kersten [SPD])

Alexander Engelhard (CDU/CSU):

Vielen Dank. — Ich hitte noch eine Nachfrage. Gibt es
konkrete Plane, wie die Reserven zu den Biirgern, an die
Bevolkerung gebracht werden sollen? Welche staatlichen
Stellen werden daran beteiligt sein?

Alois Rainer, Bundesminister fiir Landwirtschaft, Er-
nihrung und Heimat:

Also zum Update gibt es noch keine konkreten Pléne,
wie die Reserven ausgebracht werden. Aber wir werden
das dhnlich machen wie bei der bestehenden Notfallreser-
ve, die liber die Lander vor Ort — dann auch koordiniert
durch die Sicherheitsbehdrden — ausgebracht wird. So
wird es beim neuen Update auch sein. Wie wir das am
Ende des Tages verteilen, wird in das Konzept mit ein-
flieBen miissen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Und diese Fraktionsrunde beendet Cansu Ozdemir fiir
die Fraktion Die Linke.

Cansu Ozdemir (Die Linke):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrter Herr Au-
Benminister! Seit 20 Tagen begeht die HTS in Syrien
Verbrechen an den Kurdinnen und Kurden. Die Frauen-
leichen kurdischer Kidmpferinnen wurden geschéndet,
ganze Familien wurden ermordet. Wir sehen, dass Men-
schen vor Ort enorme Gewalt angetan wird. Wir sehen
auch, dass viele Menschen gerade vertrieben werden.

Ich mochte Sie deshalb fragen: Wann werden Sie die
Gewalt der HTS und der anderen islamistischen Gruppen
gegen die Kurdinnen und Kurden endlich verurteilen? In
diesem Zusammenhang mochte ich auch die Frage stel-
len, ob Sie angesichts der Gewalt die Einladung fiir Al-
Julani — mit Krawatte und Anzug —, auch bekannt als Al-
Sharaa, endlich zuriickziehen und ihm eben nicht den
roten Teppich in Berlin ausrollen.

(Beifall bei der Linken)

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Es ist eine etwas simplifizierende Ansicht, wenn Sie
davon sprechen, hier wiirde der rote Teppich ausgerollt
und wir wiirden nicht kritische Fragen mit dem syrischen
Prasidenten besprechen wollen. Das ist jetzt nicht mog-
lich gewesen, weil er nicht gekommen ist, weswegen wir
das vertagen miissen. Aber ich hoffe, dass er kommt — die
Einladung gilt fort —, weil wir mit ihm sprechen miissen,
auch tiber kritische Themen.

Ubrigens miissen wir ein Interesse daran haben, dieses
Land aufzubauen, und wir haben im Ubrigen auch ein
Interesse daran — und Sie haben auch gesehen, dass das
umgesetzt worden ist —, Gefdhrder in unserer Gesell-
schaft und Téter schwerer Straftaten auch nach Syrien
abzuschieben. Das geht {ibrigens nur, wenn Sie mit der
Zentralregierung in Syrien sprechen. Und das tut die
Bundesregierung in verantwortlicher Art und Weise.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und das gilt auch fiir den Konflikt, um den es in Nord-
ostsyrien weiterhin geht. Weil ich auf einer Auslandsreise
war, hat sich Staatsministerin Giiler in Vertretung am
Montag im Quad-Rahmen abgestimmt, das heifit zusam-
men mit den USA, mit Grof3britannien und mit Frank-
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reich. Und dazu wurde {ibrigens auch ein Statement ver-
offentlicht, in dem Sie genau das finden, was Sie jetzt
gerade eingefordert haben, —

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Sie miissen mit Threr Antwort bitte zum Schluss kom-
men.

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

—némlich dass ein Waffenstillstand jetzt fortgeschrie-
ben wird und dass die Vereinbarungen, die die Parteien
getroffen haben, umgesetzt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Cansu Ozdemir (Die Linke):

Herr AuBenminister, Sie haben meine Frage ja gar
nicht beantwortet. Also, ich sehe hier eine Relativierung
der Gewalt gegen Kurdinnen und Kurden, Sie sprechen
von einem Konflikt. Deshalb méchte ich Sie erneut fra-
gen: Wann werden Sie die Gewalt gegen die Kurdinnen
und Kurden endlich in der Offentlichkeit verurteilen?

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Ich will mich iiber das Format nicht beklagen, aber es
ist in der Kiirze der Zeit einfach nicht moglich, so kom-
plexe Dinge zu beantworten. Sie hétten das heute im
Auswirtigen Ausschuss vertiefen und mit mir dort weiter
besprechen konnen. Ich stehe Threr Fraktion im Ubrigen
auch weiter zur Verfiigung.

Ich will nur eines sagen: Die Zentralregierung verfolgt
richtigerweise den Anspruch, dass das Gewaltmonopol in
allen Teilen Syriens durch sie ausgeiibt wird und nicht
durch andere. Und dariiber muss eine Grundsatzeinigung
auch mdglich sein im Nordosten Syriens. Das unterstiitzt
die internationale Gemeinschaft vollstindig. Dass das in
friedlicher Art und Weise geschehen muss, dass das ein
Prozess der langsamen Eingliederung auch der SDF-For-
ces in die syrische Armee ist, ist klar — darauf wirken wir
hin —; aber letzten Endes wird es geschehen miissen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Dirk Wiese [SPD])

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Wir kommen jetzt zum zweiten Abschnitt in der Run-
de, und zwar zu Fragen zu den vorangegangenen Kabi-
nettssitzungen und zu weiteren Geschéftsbereichen sowie
zu allgemeinen Fragen.

Ich gebe noch mal den Hinweis: Ich verstehe, dass das
immer schwierig ist, in der Kiirze der Zeit zu fragen und
zu antworten. Dennoch haben nicht wir dieses Prozedere
in Kraft gesetzt, sondern die Fraktionen, und wenn wir
allen Fraktionen die Moglichkeit geben wollen, ihre Fra-
gen zu stellen, sollten oder miissen wir die Redezeit ein-
halten.

Wir kommen jetzt also zu den allgemeinen Fragen. Das
Wort hat zunidchst fir die AfD-Fraktion Bernd
Schuhmann. So steht es zumindest auf meinem Zettel.

(Stephan Brandner [AfD]: Alles gut!)

Bernd Schuhmann (AfD):

Jawohl, genau. — Sehr geehrter Herr Minister! Sehr
geehrte Prisidentin! Im Rahmen von Mercosur hat die
Europédische Kommission verstirkte Einfuhrkontrollen
im Bereich der Sicherheit der Lebensmittel verkiindet.
Zustindig dafiir: die nationalen Behorden. In Deutsch-
land ist das Sache der Lander. Aktuell werden circa
0,009 Prozent der Importmenge gepriift. Selbst eine Ver-
dopplung davon ist nicht mehr als ein Sandkorn. Den
Menschen zu erzihlen, es handle sich um gepriifte Qua-
litdt, ist Verdummung.

Meine Frage: Wie wollen Sie die Qualitétspriifungen
von zusétzlich 10 000 Tonnen importierten Lebensmit-
teln konkret gewéhrleisten? Wie viele weitere Priiflabore
sollen erdffnet werden? Wie viele weitere Laborarbeits-
pldtze werden Sie aufbauen? Und wie viel Geld stellen
Sie dafiir zur Verfiigung? Oder ist das Priifen nur ein
weiteres gebrochenes Versprechen, wie wir es leider
von der CDU/CSU mittlerweile gewohnt sind? — Danke.

Alois Rainer, Bundesminister fiir Landwirtschaft, Er-
ndhrung und Heimat:

Herr Kollege, ich gehe davon aus, dass die Frage an
mich gerichtet war, weil es um Lebensmittel geht; dann
beantworte ich diese auch sehr gerne. — Mercosur ist
notwendig. Gerade in Zeiten globaler Krisen und protek-
tionistischen Denkens brauchen wir ein Freihandels-
abkommen wie Mercosur. Die Bundesregierung hat das
auch dementsprechend so beschlossen. Ich war vom ers-
ten Tag an bemiiht, hier Schutzklauseln einzufiihren.
Diese Schutzklauseln sind nun auch auf europdischer
Ebene eingefiihrt worden. Die dahin gehenden Kontrol-
len werden auch auf europdischer Ebene dementspre-
chend durchgefiihrt. Die Schutzklauseln besagen aber
auch ganz klar, dass, wenn es Marktverwerfungen gibt —
um Marktverwerfungen festzustellen, braucht man kein
Labor; die kann man auch anderweitig feststellen —, klar,
deutlich und energisch eingegriffen werden muss. Die
Untersuchungen in den Laboren finden jetzt schon statt. —
Jetzt ist die Redezeit vorbei; aber ich gehe davon aus, Sie
werden nachfragen, was das anbelangt.

Bernd Schuhmann (AfD):

Selbstverstdndlich. — Wer sich fiir Mercosur stark-
macht, muss auch die Verantwortung fiir die Folgen tra-
gen und darf sie nicht auf die Lander abwélzen. Das Priif-
versprechen der EU-Kommission ist ein Feigenblatt, um
die Biirger ruhig zu halten. Die EU-Kontrollen werden
nicht erhoht. Man verlésst sich auf das Wort der Siidame-
rikaner. Sind Sie fiir eine Aussetzung des Mercosur-Ab-
kommens so lange, bis eine umfassende Qualitétspriifung
garantiert ist, um die Biirger zuverldssig vor Antibiotika-
fleisch und Pestizidgetreide zu schiitzen?
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Alois Rainer, Bundesminister fiir Landwirtschaft, Er-
nihrung und Heimat:

Herr Kollege, das war jetzt wieder eine ordentliche
Angstmache, was das anbelangt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Ich kann Thnen nur eins sagen: Ich wére dafiir, dass
Mercosur vorzeitig in Kraft gesetzt wird,

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

weil wir das brauchen, weil es auch die Landwirtschaft
braucht. Wir brauchen es fiir unsere Wirtschaft und un-
sere landwirtschaftlichen Produkte. Ich nenne nur ein
Beispiel: Milch. Bei den Milchprodukten, bei Weinpro-
dukten, bei den verschiedensten Produkten brauchen wir
diesen Freihandel in der Landwirtschaft. Mercosur bringt
fiir die Landwirtschaft und fiir die Wirtschaft insgesamt
viele Vorteile mit sich. — Danke.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Es gibt jetzt noch eine Nachfrage seitens der AfD-
Fraktion — Herr Brandner hat sich gemeldet —, und dann
wiirden wir zum néchsten Thema kommen.

Stephan Brandner (AfD):

Danke schon. — Das passt sehr gut. Die AfD hat nach
intensiver Debatte auch in der Fraktion inhaltlich das
Mercosur-Abkommen abgelehnt, aber nicht, weil wir ge-
gen Freihandel sind; im Gegenteil.

(Serap Giiler [CDU/CSU]: Weil Sie gegen Eu-
ropa sind! — Weitere Zurufe von der CDU/
CSU)

Wir hitten einfach besser verhandelt, und dann wire es
auch in Ordnung gegangen. Aber das Ergebnis konnten
wir nur ablehnen, insbesondere mit Blick auf die Land-
wirte und Bauern in Deutschland, die ja auch erkannt
haben, dass dieses Abkommen alles andere als positiv
fiir sie ist. Deshalb lautet meine Frage, Herr Minister,
ganz kurz und knapp: Welche drei Vorteile fiir die deut-
sche Landwirtschaft hétte das Mercosur-Abkommen,
wenn es so in Kraft tritt, wie es jetzt vorliegt?

Alois Rainer, Bundesminister fiir Landwirtschaft, Er-
nihrung und Heimat:

Herr Kollege Brandner, einen Vorteil — ich habe es
gerade angesprochen — gibt es im Milchsektor. Wir haben
eine Milchiiberproduktion. Die Siidamerikaner wollen
bei uns gerade im Bereich Milchtrockenpulver ordentlich
einkaufen. Wir werden Vorteile haben, was den Weinsek-
tor anbelangt. Wir werden auch Vorteile haben, was den
Fleischsektor anbelangt. Es gibt also ein Hin und Her.

Einen weiteren Vorteil gibt es gerade bei den Eiweil3-
pflanzen. Wir haben ein ordentliches Minus, was Eiweil3-
pflanzen anbelangt, und wenn wir Mercosur nicht zustim-

men, dann gehen die Eiweilpflanzen aus den
Mercosurstaaten in den asiatischen Raum, und fiir uns
werden die teurer. Das kann ich nicht verantworten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Es gibt jetzt noch eine Nachfrage — die hatte ich iiber-
sehen — seitens der Fraktion Die Linke: Marcel Bauer.
Dann kommen wir zum néchsten Punkt.

Marcel Bauer (Die Linke):

Vielen Dank, Frau Prisidentin. — Herr Minister, Sie
haben gerade davon gesprochen, dass der Handel von
Mercosur profitieren wird. Es ist ja vor allem so, dass
der Pestizidhandel, dass der Giftexport nach Siidamerika
zunehmen wird. Wie rechtfertigen Sie, dass Giftstoffe,
die hierzulande verboten sind, dann in Stidamerika aus-
gebracht werden?

Alois Rainer, Bundesminister fir Landwirtschaft, Er-
ndhrung und Heimat:

Ich finde es ganz spannend, Herr Kollege, dass vor
allem links au3en und rechts auflen bei Mercosur zusam-
menarbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Dirk Wiese [SPD])

Das sagt eigentlich schon alles.

Jetzt muss man mal eins klarstellen: Es sind Pflanzen-
schutzmittel, keine Giftstoffe.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Pflanzenschutzmittel werden benétigt, um Pflanzen zu
schiitzen. Pflanzenschutzmittel werden benétigt, um Le-
bensmittel zu schiitzen. Und Sie sagen: Gifte! — Da sind
Sie auf dem vollig falschen Dampfer unterwegs, Herr
Kollege.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Markus Toéns [SPD])

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Dann kommen wir zur nichsten Fraktion und zum
nichsten Fragenkomplex. Fiir die SPD-Fraktion hat
Franziska Kersten das Wort.

Dr. Franziska Kersten (SPD):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Meine Frage richtet sich
an Herrn Rainer. Sie haben ja gerade von der Griinen
Woche gesprochen. Wir miissen eine regionale Wert-
schopfung als Schliissel fiir eine erfolgreiche Landwirt-
schaft und wirklich lebenswerte landliche Réume be-
trachten. Mit welchen Programmen unterstiitzt das
BMLEH die Unterstiitzung und den Ausbau regionaler
Wertschdpfungsketten?

Alois Rainer, Bundesminister fiir Landwirtschaft, Er-
nihrung und Heimat:

Sehr geehrte Frau Kollegin, vielen herzlichen Dank. —
Regional erzeugte Lebensmittel sind unglaublich wich-
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tig. Regional erzeugte Lebensmittel zu stérken, ist mit ein
Hauptthema gerade des BMLEH. Wir unterstiitzen die
regionale Wertschopfung schon seit Jahren mit der Ge-
meinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der Agrarstruktur und
des Kiistenschutzes®, hier vor allem mit der Forderung
von Modell- und Demonstrationsvorhaben, um auch in
Schulen reinzukommen. Wir unterstiitzen mit dem Bun-
desprogramm Laéndliche Entwicklung und Regionale
Wertschopfung, BULEplus, die regionale Wertschop-
fung. Vor allem bei den Biowertschdpfungsketten haben
wir mit dem Bundesprogramm Okologischer Landbau
ein hervorragendes Werkzeug. Ubrigens konnte ich drei
ganz tolle Betriebe bei der Griinen Woche auszeichnen,
die exemplarisch gezeigt haben, wie gut der Bio- und
Okoanbau in Deutschland schon funktioniert.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Franziska Kersten (SPD):

Ich hétte noch eine Nachfrage. Eine weitere Stiitze fiir
den 6konomischen Erfolg ist der Export. Sie haben vor
Kurzem eine Agrarexportstrategie verabschiedet. Wie
kann diese Strategie zum Erfolg fiir unsere Landwirt-
schaft werden, ohne den fairen Handel mit Landwirten
aus anderen Weltregionen zu gefdhrden?

Alois Rainer, Bundesminister fiir Landwirtschaft, Er-
nihrung und Heimat:

Vielen Dank fiir die Nachfrage, Frau Kollegin. — Fiir
mich ist es wichtig, in allen Gespridchen mit Partnern aus
anderen Landern auf Augenh6he zu kommunizieren. Ich
will nicht, dass nur Deutschland den Vorteil hat. Genauso
will ich aber auch nicht, dass nur unser Partner den Vor-
teil hat. Ich habe mitbekommen, dass alle Gespréiche auf
Augenhohe stattfinden und jeder gerne sieht, dass man
miteinander redet. Ich sagte das vorhin schon: Ich will
niemanden {ibervorteilen, auch niemanden benachtei-
ligen. So sind wir mit guten Gespriachen unterwegs.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Es gibt zwei Nachfragewlinsche, zum einen von Frau
Dr. Ophelia Nick, zum anderen von Herrn Bauer. Wir
beginnen mit Frau Dr. Nick.

Dr. Ophelia Nick (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Bundesminister Rainer, regionale Wert-
schopfung ist Thnen wichtig. Das betonen Sie, und das
unterstiitzen wir. Es reicht aber nicht, das zu betonen;
man muss auch handeln. Wie konnen Sie erkldren, dass
Sie kiirzen? Zum einen fiillen Sie die GAK-Gelder fiir
den ldndlichen Raum mit Mitteln aus dem Bundespro-
gramm Umbau der Tierhaltung auf. Das heif3t, beides
steht in Konkurrenz. Zum anderen wird auch bei dem
Bio-Programm BOL gekiirzt. Das heiBt, Sie kiirzen an
vielen Stellen. Wie wollen Sie so die regionale Landwirt-
schaft weiter unterstiitzen?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Alois Rainer, Bundesminister fiir Landwirtschaft, Er-
nihrung und Heimat:

Vielen Dank, Frau Kollegin. — In Anbetracht dessen,
dass ich nur 30 Sekunden Zeit habe, begrenze ich mich
auf BOL. BOL ist durch den Bundestag als Haushalts-
gesetzgeber wieder auf die vorherige Summe aufgestockt
worden. Wenn ich es richtig im Kopf habe, wurden die
Mittel um 12,5 Millionen Euro erhoht. Wir haben drei
Programme zu einem zusammengefasst, damit man sich
hier unterstiitzen kann. Auf der anderen Seite sind beim
BOL gerade die Forschungsprogramme notwendig, und
hier fehlen die Verpflichtungserméichtigungen fiir die
kommenden Jahre.

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Herr Bauer, bitte.

Marcel Bauer (Die Linke):

Herr Minister, zur regionalen Wertschopfung gehdren
auch die inldndischen Milchbetriebe. Sie wissen, der
Milchpreis liegt mittlerweile weit unter 40 Cent. Das ist
fiir die Mehrzahl der Betriebe nicht mehr kostendeckend.
Wann wird die Bundesregierung endlich tétig werden und
die inldndischen Milchbetriebe unterstiitzen bzw. in den
Preisbildungsmechanismus eingreifen?

Alois Rainer, Bundesminister fiir Landwirtschaft, Er-
nihrung und Heimat:

Herr Kollege, es ist richtig: Ein Milchpreis unter
40 Cent ist fiir den weit tiberwiegenden Teil der Betriebe
nicht kostendeckend; selbst bei knapp iiber 40 Cent ist es
schwierig. Ich sage Thnen aber zugleich ganz klar: Wir
werden nicht in das Marktgeschehen eingreifen konnen.
Das macht diese Bundesregierung nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Markus Téns [SPD])

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Dann kommen wir jetzt zum néchsten Fragenkomplex.
Fiir die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen ist Karl Béar
angemeldet.

Karl Bar (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Vielen Dank, Frau Prisidentin. — Herr Minister Rainer,
ich habe eine Frage zum Diingerecht. Das Diingerecht ist
durch mehrere Gerichtsurteile ziemlich in Triimmer ge-
legt worden. Wir miissen es auf der einen Seite strenger
machen. Es fehlt uns ein Nitrat-Aktionsprogramm. Es
fehlt — das wird klar, wenn man sich das Urteil zur
Ems-Region anschaut — auch bei den Bewirtschaftungs-
planen fiir die Wasserkorper eine Methode, wie wir an
den Nitratmessstellen zu einer tatséchlichen Senkung der
Werte kommen. Auf der anderen Seite ist die Ausweisung
der Roten Gebiete in der AVV nicht bestimmt genug
geregelt gewesen.

Ich sehe, wenn ich mich drauflen auf dem Land um-
schaue, viele Landwirtinnen und Landwirte, die, glaube
ich, jetzt gerade nicht sicher wissen, wie sie mit der
Diingung weitermachen sollen. Es hort dann bald der
Winter auf, und dann geht es wieder los. Was tun Sie,
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damit die Landwirte an der Stelle Planungssicherheit be-
kommen und sie, wenn es wieder losgeht, ganz konkret
wissen, was sie tun miissen, um die Regeln einzuhalten,
um das Grundwasser sauber zu halten und um ihre Pflan-
zen diingen zu koénnen?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Alois Rainer, Bundesminister fiir Landwirtschaft, Er-
nihrung und Heimat:

Vielen Dank fiir die Frage. — Dies ist ein Thema, das
die Landwirtschaft jetzt natiirlich extrem polarisiert;
keine Frage. Wir haben diese Woche die schriftliche Ur-
teilsbegriindung zum letzten Urteil beziiglich der Roten
Gebiete erhalten. Deshalb bitte ich um Verstiandnis, dass
ich die Blaupause jetzt noch nicht in der Hand habe. Wir
unterhalten uns aber schon seit Wochen auf Landerebene,
wie wir dieses Problem angehen. Was ich aber den bau-
erlichen Betrieben sagen kann — Rechtsunsicherheit ha-
ben wir ja nicht; wir haben immer noch ein Diingege-
setz — Wenn Sie so weiter diingen, wie Sie im letzten
Jahr auf den Roten Gebieten gediingt haben, dann sind
Sie auf alle Fille auf der sicheren Seite.

Wir kénnen jetzt auf die Schnelle noch keine rechts-
sicheren Methoden présentieren. Fiir mich ist aber wich-
tig, dass man die Diingeverordnung zusammen mit der
Praxis — das bedeutet: mit den Wasserversorgern und der
Landwirtschaft — ausfiihrlich diskutiert und sich die Zeit
nimmt, um ein praktikables und biirokratiearmes System
neu auf die Beine zu stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Jens
Behrens [SPD])

Karl Bar (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Dazu habe ich eine Nachfrage. Wenn Sie Rechtssicher-
heit und Planungssicherheit herstellen wollen, dann miis-
sen Sie am Ende ein Diingegesetz und eine Diingever-
ordnung samt allem, was da dranhdngt, haben, die
tatsdchlich das Grundwasser schiitzen, nicht nur, weil
wir EU-Recht einhalten miissen, sondern auch, weil wir
das Wasser sauber halten wollen. Dafiir ist es notwendig,
dass diejenigen, die auf ihren Betrieben dauerhaft deutli-
che Nihrstoffiiberschiisse haben, auch in die Verantwor-
tung genommen werden. Was tun Sie dafiir, dass am Ende
eine Regelung rauskommt, bei der die sich einschranken
miissen, die tatsdchlich schuld sind, und nicht alle?

Alois Rainer, Bundesminister fiir Landwirtschaft, Er-
nihrung und Heimat:

Wir wollen, Herr Kollege, die umgekehrte Losung:
Wir wollen diejenigen belohnen, die gewidsserschonend
arbeiten; das ist ein grundsétzlich anderer Ansatz. Des-
halb brauchen wir aber jetzt eine Erméchtigung, um das
Wirkungs-Monitoring in Kraft setzen zu kénnen. Also:
Die Erméchtigung zur Stoffstrombilanzverordnung muss
weg, und wir brauchen eine Erméchtigung zum Monito-
ring, damit wir die Daten erheben kénnen. Uber dieses
Thema miissen wir natiirlich auch in der Europdischen
Union ins Gesprich kommen; und dafiir brauchen wir
Daten.

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Es gibt noch zwei Nachfragen von den gleichen Fra-
gestellern wie gerade eben: zuerst von Frau Dr. Nick und
dann von Herrn Bauer.

Dr. Ophelia Nick (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Bundesminister, Planungssicherheit —
auch das sagen Sie immer — ist sehr wichtig. Sie ist im
landwirtschaftlichen Bereich ja auch wichtig; denn man
arbeitet mit den Jahreszeiten. Wenn Sie zum Beispiel
Tiere haben, miissen Sie sich eben darauf vorbereiten.
Wie konnen Sie erkldren, dass das Bundesprogramm
Umbau der Tierhaltung von Ihnen {iber Nacht abgeschafft
wurde und Landwirtinnen und Landwirte, die gerne um-
gebaut und mehr tierwohlgerechte Stille gebaut hatten,
das jetzt nicht mehr tun kdnnen?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Stephan Protschka [AfD]: Das hat aber nichts
mit der Diingeverordnung zu tun!)

Alois Rainer, Bundesminister fiir Landwirtschaft, Er-
nihrung und Heimat:

Liebe Frau Kollegin Dr. Nick, ich habe es schon so oft
erklért, und aufgrund der Zeit kann ich es jetzt auch nicht
in Génze erkldren.

(Zurufe vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Oh!)

Ich kann Thnen aber eins sagen: Es war von Thnen einfach
falsch zugeknopft; das ist der Punkt. Wenn schon im
ersten Jahr knapp 150 Millionen Euro ans Finanzminis-
terium zuriickgehen und nur 10 Millionen Euro abflieen
und im zweiten Jahr noch einmal 150 Millionen Euro an
das Finanzministerium zuriickgehen, dann fehlen hinten-
raus 300 Millionen Euro. Tut mir leid; das war einfach
falsch zugeknopft.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Herr Bauer.

Marcel Bauer (Die Linke):

Herr Minister, es geht nicht nur um nitratbelastetes
Grundwasser, sondern eben auch um Pestizide im Grund-
wasser; vorhin haben Sie gesagt, die wéren kein Problem.
Aber es gibt klare Grenzwerte fiir Pflanzengifte im
Grundwasser. Wie erkldren Sie eigentlich den 37 000 Bio-
bauern in Deutschland, dass Sie mit den unbefristeten
Pestizidzulassungen im Omnibus-Paket auf EU-Ebene
ihre Existenzgrundlage dem Profit der Chemielobby op-
fern?

(Beifall bei der Linken — Stephan Protschka
[AfD]: Das hat auch nichts mit der Diingever-
ordnung zu tun!)

Alois Rainer, Bundesminister fiir Landwirtschaft, Er-
ndhrung und Heimat:

Sehr geehrter Herr Kollege, ich sehe das anders als Sie.
Wir belasten mit der Zulassung auf europiischer Ebene
nicht die dkologische Landwirtschaft. Ubrigens gehen
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wir mit manchen Vorschldgen der Kommission durchaus
kritisch um, und wir werden uns natiirlich auch das kri-
tisch anschauen. Ich will keinen landwirtschaftlichen Be-
reich, der negativ belastet ist, und das gilt fiir den Bio-
bereich genauso wie fiir den konventionellen Bereich.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Dann kommen wir zum nichsten Fragenkomplex und
zur Unionsfraktion. Fragesteller ist Tilman Kuban.

Tilman Kuban (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Prdsidentin! Herr BundesauBen-
minister, wir haben leider in der letzten Woche erlebt,
dass das Europdische Parlament sich mit Mehrheit ent-
schieden hat, zur Uberpriifung des Mercosur-Abkom-
mens den EuGH anzurufen. Aus unserer Sicht ist dies
ein fatales Signal gegen den Freihandel, welches leider
auch von deutschen Abgeordneten von ganz rechts au-
Ben, ganz links auflen und von den Griinen unterstiitzt
wurde. Unsere Frage geht dahin: Wird sich die Bundes-
regierung dafiir einsetzen, dass die EU-Kommission das
Mercosur-Abkommen vorlaufig zur Anwendung bringt?

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Ja, Herr Kollege Kuban, das werden wir machen. Die
EU-Kommission hat freundlicherweise und richtiger-
weise ihre Bereitschaft erklirt, das so schnell wie mog-
lich zu machen. Voraussetzung ist dafiir, dass ein erster
Staat aus Lateinamerika das Ratifikationsverfahren posi-
tiv durchléuft. Wir haben jetzt eine schwierige Phase vor
uns, in der wir die Staaten Lateinamerikas iiberzeugen
miissen, das Abkommen nicht zu verlassen und das Ver-
trauen in Europa nicht zu verlieren. Deswegen ist das eine
schwere strategische Fehlentscheidung im Europiischen
Parlament gewesen.

Fiir Europa ist es von entscheidender Bedeutung, dass
wir uns als geostrategisch handlungsfahig erweisen und
dass wir uns neue Markte erschlieBen. Das gilt beziiglich
kritischer Rohstoffe; aber auch Absatzmirkte sind von
entscheidender Bedeutung. Wir miissen als Européer in
dieser Situation diversifizieren, und dafiir ist das Merco-
sur-Abkommen eine entscheidende Voraussetzung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Tilman Kuban (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Herr Minister, Sie ha-
ben die Verldsslichkeit und das fatale Signal angespro-
chen. Ich mdchte deswegen noch mal die Nachfrage stel-
len, welche moglichen Auswirkungen auf andere
internationale Handelspartner, auf andere internationale
Abkommen Sie sehen. Gibt es da schon Erkenntnisse,
oder ist es ersichtlich, dass andere Abkommen ins Sto-
cken geraten konnten, weil das Européische Parlament an
der Stelle dieses fatale Signal ausgesandt hat?

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Zunidchst einmal: In der Tat miissen wir befiirchten,
dass das Mercosur-Abkommen infrage gestellt wird.
Die ersten Reaktionen, die wir aus Lateinamerika erhal-
ten, waren besorgniserregend. Ich werde deshalb Anfang
Mairz nach Lateinamerika reisen und noch einmal ver-
sichern, wie wichtig uns der Erfolg dieses Abkommens
ist. Denn — noch mal — Europa steht unter erheblichem
Wettbewerbsdruck. Dieser geht von China aus; aber wir
sehen natiirlich auch die amerikanischen Zolldrohungen,
die es in der Vergangenheit gab, mit grofer Sorge, und
das macht es notwendig, dass wir diversifizieren. Ich
hoffe, dass wir das Abkommen retten kénnen. Es wére
ein wichtiges Zeichen auch in Richtung anderer Staaten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD — Tilman Kuban [CDU/CSU]: Danke
schon!)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Wir haben jetzt mehrere Nachfragen. — Fiir die Unions-
fraktion Peter Beyer.

Peter Beyer (CDU/CSU):

Herzlichen Dank, Frau Prisidentin. — Eine Frage auch
in Bezug auf Mercosur an den Bundesauflenminister: Sie
haben schon ein bisschen zu der geopolitischen und ins-
besondere der geostrategischen Bedeutung erzihlt; aber
vielleicht kdnnen Sie das noch ein bisschen konkreter
ausfithren. Das EU-Mercosur-Abkommen, das hoffent-
lich tatsichlich zum Leben erweckt und angewendet
wird, kann positive Signale und Wirkungen entfalten,
auch fiir unsere Mérkte und Landwirte in Deutschland
und Europa. Wie bewertet die Bundesregierung, wie be-
wertet Thr Haus die geopolitische Bedeutung fiir die
Handlungsfahigkeit Deutschlands und Europas und fiir
die wirtschaftliche Resilienz? Und vielleicht auch die
Frage noch eingeschlossen: Welche Allianzen @hnlicher
Art strebt die Bundesregierung in Zukunft noch an?

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Zunichst einmal mdchte ich mich beim Kollegen
Rainer sehr herzlich bedanken fiir seine Einlassungen
hier zur Bedeutung fiir die Landwirtschaft. Aber man
muss das erweitern: Es ist von Bedeutung fiir die gesamte
deutsche Wirtschaft, fiir die européische Wirtschaft, fiir
unsere Industrie.

Mit Mercosur erhalten wir Zugénge zu den Mirkten
Lateinamerikas in einer Art und Weise, wie es bisher
nicht moglich ist. Es werden Handelshemmnisse abge-
baut, die konkret die Wachstumschancen und Expansi-
onschancen deutscher und europdischer Industricunter-
nehmen entscheidend verbessern werden. Wir brauchen
diesen Fortschritt jetzt. Wir brauchen ihn auch als Ermu-
tigung in andere Richtungen: in Richtung Afrika und in
Richtung Asien.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN)
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Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Dann gibt es noch eine Nachfrage aus der Fraktion Die
Linke.

Desiree Becker (Die Linke):

Ja, danke, Frau Prisidentin. — Sehr geehrter Herr Au-
Benminister, ich bin doch ein bisschen verwundert; denn
es war ein demokratischer Prozess in einem demokrati-
schen Parlament, und es geht da um eine rechtliche Prii-
fung vor einem Gericht. Ihre Fraktion beruft sich doch so
gerne auf rechtliche Vorginge. Deshalb meine Frage:
Warum stehen Sie dem so entgegen und sagen auch hier,
dass Sie das gerne unterwandern wollen wiirden?

Ich habe noch sieben Sekunden, und ich erinnere gerne
an das EU-Lieferkettengesetz, bei dem Ihre Fraktion im
Europaparlament 30 Anderungsantriige gemeinsam mit
der extremen Rechten gestellt hat. Das ist im Ubrigen
Zusammenarbeit!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN —
Peter Beyer [CDU/CSU]: Ein bisschen Demut
wire fiir Sie angebracht!)

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Frau Kollegin, wenn Sie richtig zugehdrt hétten, hitten
Sie gemerkt, dass ich nicht das Demokratieprinzip oder
das demokratische Abstimmungsverhalten infrage ge-
stellt habe, sondern das Ergebnis.

(Stephan Protschka [AfD]: Man tritt Demo-
kratie mit FiiBen, wie es einem passt!)

Und das Ergebnis ist mehr als bedenklich. Wir haben seit
26 Jahren Verhandlungen iiber dieses Abkommen, und
wer jetzt noch nicht weil3, ob dieses Abkommen richtig
oder falsch ist,

(Bernd Schattner [AfD]: Es ist falsch! Es ist
einfach falsch!)

der hat Geookonomie nicht verstanden, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD — Stephan Protschka [AfD]:
Man tritt demokratische Abstimmungen mit
Fiilen! Jawoll!)

—Nein, Sie kénnen so abstimmen. Ich nehme mir blof die
Freiheit, zu sagen: Das ist falsch, und es ist zum Schaden
des Wohlstandes in Europa. Wenn das fiir Sie keine Rolle
spielt, dann nehme ich das zur Kenntnis. Fiir uns ist es
wichtig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD — Stephan Protschka [AfD]: Ja,
Demokratie spielt keine Rolle mehr! Das wis-
sen wir schon!)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Wir befinden uns in einer Fragerunde und nicht in einer
Diskussionsrunde; es nennt sich auch Fragerunde und
nicht Schreirunde. Noch leite ich die Sitzung.

Wir haben jetzt noch zwei Fragesteller. Einmal habe
ich mir Frau Diiring, Biindnis 90/Die Griinen, notiert und
dann Herrn Winkler fiir die Union. Erst Frau Diiring und
dann Herr Winkler.

Deborah Diiring (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Minister, Sie haben gerade lange
ausgefiihrt, dass Thnen die Zusammenarbeit mit Latein-
amerika sehr wichtig ist. Ich kann mich dem nur anschlie-
Ben: Die Zusammenarbeit mit Lateinamerika ist enorm
relevant. — Es geht dabei aber nicht nur um Handel. Des-
wegen zwei Fragen.

Erste Frage. Der Kanzler ist nicht zum EU-LAC-Gip-
fel gefahren. Wenn lhnen die Zusammenarbeit mit La-
teinamerika so wichtig ist: Warum haben Sie das nicht
gemacht?

(Beifall der Abg. Sara Nanni [BUNDNIS 90/
DIE GRUNENY))

Und die zweite Frage. Wenn fiir Sie das Ansehen in
Lateinamerika so relevant ist, dann warte immer noch auf
Ihr klares Bekenntnis zum volkerrechtswidrigen Angriff
auf Venezuela. Wo bleiben Thre klaren Worte?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Erstens haben wir uns zu dieser Frage schon geduf3ert
und hétten derartige Maflnahmen natiirlich auch nicht
angewandt. Aber wenn das Ihr einziger Kommentar ist
zu dem menschenverachtenden Regime, das Herr Ma-
duro iiber Venezuela ausgeiibt hat, dann, muss ich sagen,
teile ich diese Auffassung nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU -
Agnieszka Brugger [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Oh! Da haben Sie unsere Statements
nicht gelesen!)

Wir sind daran interessiert, dass es jetzt einen demo-
kratischen Prozess in Venezuela gibt. Wir unterstiitzen
den, und Sie werden die Bundesregierung da auch voll-
kommen an Threr Seite finden.

Und zweitens darf ich in aller Bescheidenheit darauf
hinweisen, dass an einem vorherigen Gipfel zwischen der
Européischen Union und den CELAC-Staaten in Kolum-
bien ich selber fiir die Bundesregierung teilgenommen
habe. Wir sind also auf dem Kontinent sehr aktiv.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss macht Herr Winkler.

Tobias Winkler (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Herr Bundesminister,
wir haben jetzt ein Freihandelsabkommen mit Indien in
Aussicht. Sie reisen demnéchst nach Ostasien, auch nach
Singapur. Auch da sind Freihandelsabkommen in Aus-
sicht. Meine konkrete Frage an Sie: Wie wichtig ist ein
Freihandelsabkommen mit dieser Region, in dieser Re-
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gion, gerade auch fiir die deutsche Wirtschaft und fiir die
europdische Wettbewerbsfahigkeit? Und vielleicht kon-
nen Sie anhand dieser Beispiele auch noch mal erldutern,
welche Vorteile wir iiberhaupt aus Freihandelsabkommen
ziehen, was hier im Haus offensichtlich nicht von allen
geteilt wird.

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Wir miissen sehen, dass die deutsche Wirtschaft nach
wie vor natiirlich eine Exportwirtschaft ist. Wir sind ganz
klassisch so aufgestellt. Und wenn wir bessere Markt-
zuginge in andere Regionen haben, wenn wir Standards
abgeglichen haben, dann spart das einfach Kosten fiir die
Unternehmen und dann sorgt das einfach dafiir, dass bis-
her bestehende Wettbewerbsnachteile abgebaut werden.
Daran arbeiten wir — die Bundeswirtschaftsministerin
und auch ich mit meinem Hause — weiter sehr konzen-
triert.

Ich fliege in der Tat jetzt nach Singapur, und ich weil3
mit dem singapurischen Kollegen einen Kollegen an mei-
ner Seite, der dafiir ist, dass der gesamte ASEAN-Ver-
bund mit der Europdischen Union derartige Handels-
abkommen schlieft. Es gibt also Visionédre auf dieser
Welt, die mit Europa zusammenarbeiten wollen. Wenn
wir diese ausgestreckten Hadnde ausschlagen wiirden,
dann machten wir einen schweren Fehler fiir die Zukunft.
Ich bin dafiir, die Chancen zu ergreifen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Dann hat sich Herr Schattner noch gemeldet. — Lieber
Herr Wadephul, ich habe gedacht, wir geben auch Herrn
Schattner jetzt noch die Chance, eine Nachfrage zu stel-
len.

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist sehr nett!
Vielen Dank!)

Bernd Schattner (AfD):

Vielen Dank, Frau Vorsitzende, dass Sie die Frage zu-
lassen. — Herr Wadephul, der Kollege hat ja gerade das
Handelsabkommen mit Indien angesprochen. Wir miis-
sen, glaube ich, noch mal klarstellen: Wir sind vonseiten
der AfD nicht grundsétzlich gegen Freihandel.

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!)

Es geht bei Mercosur aber ja gerade darum, dass unsere
Landwirtschaft iiberproportional beschéadigt wiirde und
dass die deutsche Landwirtschaft massiv unter dem Mer-
cosur-Abkommen leiden wiirde. Wenn wir uns das in-
dische Handelsabkommen anschauen, das wir durchaus
befiirworten, sehen wir, dass da explizit die Landwirt-
schaft ausgenommen ist.

Wir verhandeln jetzt iiber 25 Jahre das Mercosur-Ab-
kommen. Wire es als Bundesregierung dann nicht kon-
sequent, zu sagen — gerade weil das Thema Landwirt-
schaft in Europa bis hinein in die deutsche Bauernschaft
so kontrovers diskutiert wird —: ,,Mercosur ja, aber nur
mit Schutz der Bauern und Aussparung der landwirt-
schaftlichen Themen“? — Vielen Dank.

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Herr Kollege, es ist schlicht und ergreifend illusionér,
nach einem Vierteljahrhundert Verhandlungen als Einzel-
staat anzukommen und zu sagen: Wir nehmen jetzt doch
noch eine Sektion vollkommen aus dem Verhandlungs-
paket wieder heraus. — Damit wéren die Verhandlungen
de facto gescheitert, und ich finde, dieses Abkommen
darfnach so vielen Jahren nicht an Deutschland scheitern.
Das ist das Erste.

Zweitens. Es sind viele Sicherungen eingebaut worden
fiir die europdische Landwirtschaft.

Drittens. Der Kollege Rainer hat gesagt, dass es grof3e
Vorteile fiir die Landwirtschaft in Deutschland hat.

Und viertens. Es hat insgesamt fiir die deutsche Wirt-
schaft groBe Vorteile. Das heif3t, Deutschland und seine
Biirgerinnen und Biirger werden von diesem Abkommen
profitieren; und deshalb ist es gut und richtig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Dann kommen wir jetzt zum nichsten Fragekomplex.
Es fragt fiir die Fraktion Die Linke Ina Latendorf.

Ina Latendorf (Die Linke):

Vielen Dank, Frau Prisidentin. — Meine Frage geht an
den Minister fiir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat.
Herr Minister, Erndhrungsarmut hat viele Gesichter; wir
wissen es. Da ist die Alleinerziechende, die an der Super-
marktkasse oft feststellen muss, dass sie sich kaum noch
gesunde Lebensmittel fiir sich und ihre Kinder leisten
kann. Oder da wéren die Rentner, die ihr Leben lang
geschuftet haben, aber jetzt iiberlegen miissen, ob es
noch fiir drei vollwertige Mahlzeiten am Tag reicht. Oder:
Die Kinder sitzen mit knurrendem Magen in der Schule.

In den letzten fiinf Jahren sind die Preise fiir Lebens-
mittel um circa 30 Prozent gestiegen. Gesundes Essen
wird zum Luxusgut. Die gesundheitlichen Auswirkungen
beispielsweise bei Kindern sind katastrophal: Mangel-
erndhrung, Erndhrungsarmut, Adipositas. Die Hohe der
erndhrungsbedingten Folgekosten im Gesundheits-
bereich liegt bei circa 80 Milliarden Euro.

Welche MaBnahmen zum Schutz der Menschen vor
teuren Lebensmitteln und weiterer Verteuerung oder zur
Beendigung der Erndhrungsarmut werden Sie bzw. IThr
Ministerium ergreifen? Welche PraventionsmaBinahmen
koénnen wir von Thnen erwarten?

Alois Rainer, Bundesminister fiir Landwirtschaft, Er-
nihrung und Heimat:

Sehr geehrte Frau Kollegin, vielen Dank fiir die Fra-
ge. — Ich habe vorhin auf die Frage Thres Kollegen, ob wir
in den Markt eingreifen, schon geantwortet: In den Markt
eingreifen konnen wir nicht; das werden wir auch nicht
tun. Was wir aber tun konnen: Wir kdnnen versuchen, auf
der Produktionsseite die Kosten zu senken. — Im Bereich
der Landwirtschaft haben wir schon Kosten gesenkt,
ndmlich mit der Agrardieselsteuerriickerstattung. Wir

©

(D)



(A)

B

6566

Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode — 55. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 28. Januar 2026

Bundesminister Alois Rainer

wollen Biirokratie weiter abbauen. Und was im Bereich
der Land- und Forstwirtschaft nicht zu vergessen ist, sind
die ErméaBigungen bei der Stromsteuer.

Also: Auf der einen Seite wollen wir schauen, dass wir
Kosten senken, auf der anderen Seite haben wir, wenn es
ums Schulessen geht, jetzt schon die Mdglichkeit, dafiir
zu sorgen, dass alle Kinder, die sich das nicht leisten
konnen, also alle Kinder mit Anspruch auf Leistungen
aus dem Bildungs- und Teilhabepaket, ein Essen erhalten.
Das steht auch im Koalitionsvertrag. Das Nichste ist: Das
soll gesichert werden. Und da priifen wir gerade die ge-
setzlichen Moglichkeiten, wie wir das am Ende des Tages
dann auch sichern kénnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD)

Ina Latendorf (Die Linke):

Sie haben gesagt, Sie wollen in den Markt nicht ein-
greifen. Sie kennen ja Vorschlidge, nach denen man nicht
in den Markt eingreifen muss, um Kinder gesund und
sicher zu erndhren. Was Sie als Beispiel erwahnt haben,
namlich Kindern, die von Armut geprégt sind, sozusagen
Brotkrumen hinzuwerfen, sehen wir als diskriminierend
an. Nicht diskriminierend wére es, wenn man allen Kin-
dern eine entsprechende Bekdstigung ermdglichen wiir-
de. Wie stehen Sie dazu und insbesondere zu den Vor-
schldgen des Biirgerrates ,,Erndhrung im Wandel“, der
mit erster Prioritdt empfohlen hat, eine kostenfreie ge-
sunde Kita- und Schulverpflegung bundesweit einzufiih-
ren, und dies als gesamtdeutsche Aufgabe versteht?

(Beifall bei der Linken — Martin Reichardt
[AfD]: Haben wir schon zigmal gefordert! Da
habt ihr immer dagegengestimmt!)

Alois Rainer, Bundesminister fiir Landwirtschaft, Er-
nihrung und Heimat:

Also, ich schitze die Arbeit des Biirgerrates sehr, blof3
eins muss man schon auch festhalten: Es gibt Zusténdig-
keiten in unserem Land. Und zusténdig fiir zum Beispiel
die Schulverpflegung sind ganz klar die Bundeslénder.
Da gibt es also eine klare Meinung.

Ich sage Thnen aber noch eines: Ich habe keine kleinen
Kinder mehr. Aber wenn ich kleine Kinder hitte, wiirde
ich mir die Frage stellen: Miissen zum Beispiel Kinder
von Ministern oder Abgeordneten ein kostenloses Essen
in einer Schule oder Kita erhalten? Ich weifl es nicht.
Diese Frage wiirde ich mir an IThrer Stelle mal stellen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Wir haben jetzt aktuell noch zwei Fragesteller mit
Nachfragen: Frau Dr. Mayer, Biindnis 90/Die Griinen,
und Christoph Frauenpreif3.

Dr. Zoe Mayer (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Danke sehr. — Herr Minister, Sie sagen, Sie wollen im
Bereich Erndhrung nicht in den Markt eingreifen; Erndh-
rung sei doch Selbstverantwortung. Erkennen Sie an,
dass heute schon der Staat unser aller Erndhrungsverhal-
ten beeinflusst, und das nicht zum Guten? Ich rede davon,

dass man auf eine Siikartoffel mehr Mehrwertsteuer
zahlen muss als auf einen Schokoriegel. Ich rede davon,
dass man in 6ffentlichen Kantinen nicht immer gesunde
Angebote findet. Und ich rede auch davon, dass man
jeden Miill an Kinder vermarkten darf. Hier wird nicht
eingegriffen. Meinen Sie nicht, es ist an der Zeit, mal
wirklich neue Regulierungen zu schaffen, damit Men-
schen in einem gesunden und guten Essverhalten unter-
stiitzt werden? — Vielen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie der Abg. Ina Latendorf [Die Linke])

Alois Rainer, Bundesminister fiir Landwirtschaft, Er-
nihrung und Heimat:

Vielen Dank, Frau Dr. Mayer, fiir die Frage. — Wir
haben die Mehrwertsteuer gesenkt, gerade auch fiir die
Gemeinschaftsverpflegung. Alles, was die Gastro be-
trifft, betrifft ndmlich auch die Gemeinschaftsverpfle-
gung.

(Dr. Zoe Mayer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Ah! — Zurufe der Abg. Deborah Diiring
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN] und Boris Mi-
jatovi¢ [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Auch hier ist also die Mehrwertsteuer gesenkt worden.

Wenn wir auf der einen Seite die Mehrwertsteuer sen-
ken, miissen wir auf der anderen Seite aber auch den
Finanzminister dementsprechend iiberzeugen. Ich habe
kein Problem, wenn die Mehrwertsteuer auf Lebensmittel
gesenkt werden soll. Bitte schon! Die Finanzierung muss
aber auch dementsprechend gewihrleistet sein.

Wir haben gesenkte Mehrwertsteuersétze fiir Lebens-
mittel. Das ist so in Ordnung, und die Finanzierung macht
ein anderer.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Lamya Kaddor [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Ach so! Na dann!)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Dann haben wir mit Christoph Frauenpreifl den nichs-
ten Fragesteller.

Christoph Frauenprei (CDU/CSU):

Vielen Dank. — Herr Minister, Sie haben eben die Rah-
menbedingungen fiir die Landwirte angesprochen, um
auch die Produktion hier in Deutschland zu starken. Das
ist ja eine Maligabe, die auch Sie sich vorgenommen
haben. Sie haben in den letzten Monaten auch immer
wieder bewiesen, dass Thnen das wichtig ist, und richtige
MaBnahmen umgesetzt. Da wiirde mich interessieren: In
welchen Bereichen der Biirokratie wiirden Sie noch
Rahmenbedingungen schaffen, um die Produktion in
Deutschland weiter zu stirken?

Alois Rainer, Bundesminister fir Landwirtschaft, Er-
ndhrung und Heimat:

Lieber Herr Kollege Frauenpreif3, die Biirokratie, bei
der wir eingreifen miissen, ist so grof3, dass ich die Arme
nicht so weit auseinanderbringen kann. Wir haben in re-
gelmiBigen Abstinden Abstimmungsgespriche zwi-
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schen der Staatssekretdrsebene und den Amtsleitern auf
Landerebene, damit wir die Koordination zwischen Bund
und Liandern auch dementsprechend hinbekommen.

Des Weiteren gilt es, die iiberbordende Biirokratie ge-
rade auf européischer Ebene einzuddmmen. Gerade jetzt
ist wieder eine Pflicht zur Dokumentation von Pflanzen-
schutzmittelanwendungen in Kraft getreten, die zu iiber-
bordend ist. Ich versuche, das noch einigermaflen ein-
zufangen. Im kommenden Jahr soll das Ganze dann
digital werden; da ist es dann ein Stiick weit einfacher.

Also: Wir versuchen, die Digitalisierung mit der Ent-
biirokratisierung zu verbinden, weil es gerade in der
Landwirtschaft viele Statistiken gibt, die man durchaus
digital erheben kann. Was wir nicht brauchen, ist die
zweite und dritte Statistik zum gleichen Thema.

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Die Zeit ist abgelaufen.

Alois Rainer, Bundesminister fiir Landwirtschaft, Er-
nihrung und Heimat:
Hier miissen wir auch titig werden. — Danke.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Wir kommen jetzt zur zweiten Runde und haben noch
34 Minuten. Ich appelliere jetzt noch mal an alle, die Zeit
einzuhalten. — Los geht’s mit der AfD, und zwar mit
Micha Fehre.

(Stephan Brandner [AfD]: Guter Mann!)

Micha Fehre (AfD):

Sehr geehrter Herr AuBenminister Wadephul, die
CDU/CSU-Fraktion hat im Wahlprogramm eine neue Si-
cherheitsstrategie im ersten Regierungsjahr versprochen.
Die USA haben ihre Sicherheitsstrategie bereits ver-
offentlicht und darin festgestellt, dass sich die europdi-
sche Zivilisation am Rande der Ausldschung befindet
und dass unser Selbstbewusstsein und unsere Liebe zum
eigenen Land immer mehr verloren gehen.

(Lamya Kaddor [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Ha, ha!)

Die USA haben dabei aber gleichzeitig unmissverstind-
lich klargestellt, dass Europa ihr Schicksalspartner ist.
Um die westliche Kultur zu erhalten, braucht es ndmlich
nicht nur die Stirke der USA, sondern wir brauchen auch
ein starkes, entschlossenes und selbstbewusstes Deutsch-
land und Europa.

Daher meine Frage an Sie: Mit welchen konkreten
Ansitzen in Threr neuen Sicherheitsstrategie, die den Nie-
dergang unserer Kultur verhindern und Deutschland mit
neuem Selbstbewusstsein ausstatten werden, konnen wir
rechnen? — Vielen Dank.

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Vielen Dank, Herr Kollege. — Grundlage unserer Ar-
beit als Bundesregierung ist der Koalitionsvertrag — der

Wahlkampf liegt hinter uns —, und Sie wissen, was wir
dort festgelegt haben. Wir haben ein erstes grof3es Ergeb-
nis erzielt: Wir haben einen Nationalen Sicherheitsrat ins
Leben gerufen, das erste Mal in der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland.

(Stephan Brandner [AfD]: Das war aber die
Idee der AfD!)

Das ist von entscheidender Bedeutung, Herr Kollege
Brandner, weil wir bei der Analyse der verschiedenen
Sicherheitsgefahren fiir Deutschland einen Blick iiber
alle Ressorts hinweg, aber eben auch iiber die verschie-
denen staatlichen Ebenen hinweg haben miissen und da-
bei die Bundeslénder einbeziehen miissen.

Das machen wir; das ist im Aufbau begriffen. Das ist
aber auch dringend notwendig, insbesondere angesichts
der umféanglichen hybriden Angriffe, denen sich Deutsch-
land gegeniibersieht, nicht zuletzt aus Russland. Deutsch-
land gegen die Desinformationskampagnen und die Irre-
leitung, die die deutsche Bevolkerung erreichen sollen,
sicher und fest aufzustellen und die Bevdlkerung glei-
chermaflen nicht zu verunsichern, sondern ihr Verldss-
lichkeit zu geben, ist ein Kernanliegen der Bundesregie-
rung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Dirk Wiese [SPD])

Das machen wir; das ist im Aufbau begriffen. Das ist
aber auch dringend notwendig, insbesondere angesichts
der umfinglichen hybriden Angriffe, denen sich Deutsch-
land gegeniibersieht, nicht zuletzt aus Russland. Deutsch-
land gegen die Desinformationskampagnen und die Irre-
leitung, die die deutsche Bevolkerung erreichen sollen,
sicher und fest aufzustellen und die Bevdlkerung glei-
chermaflen nicht zu verunsichern, sondern ihr Verlass-
lichkeit zu geben, ist ein Kernanliegen der Bundesregie-
rung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Dirk Wiese [SPD])

Micha Fehre (AfD):

Ich finde, an Threr Antwort l4sst sich ablesen, dass kein
fundamentaler Kurswechsel und wenig starke, konkrete
Ansitze zu erwarten sind. Ich denke, dass die AfD da-
durch auch die einzige Kraft hier im Land bleiben wird,
die Deutschland wirklich wieder auf Kurs bringen kann,
zu neuem Selbstbewusstsein und zu neuer Stérke verhel-
fen kann.

(Stephan Brandner [AfD]: Sehr richtig!)

Wie groB ist daher Thre Sorge, dass Ihnen die AfD als
einzige Alternative in den Umfragen weiter davongalop-
pieren wird?

(Beifall bei Abgeordneten der AfD — Stephan
Brandner [AfD]: Riesengrof3!)

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswartigen:

Das hat mit einer auBBenpolitischen Frage relativ wenig
zu tun, und Thre personliche Verunsicherung innerhalb
der AfD muss schon sehr grof3 sein, wenn Sie in diesem
Rahmen hier derartige Fragen stellen.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Aber seien Sie ganz sicher: Die Biirgerinnen und Biir-
ger in Deutschland sind sicher. Dafiir sorgen wir auf allen
staatlichen Ebenen durch die Polizeien und unsere Si-
cherheitsbehorden. Und ich mdchte an dieser Stelle einen
besonderen Dank allen Soldatinnen und Soldaten der
Bundeswehr aussprechen, die jeden Tag dafiir sorgen,
dass Deutschland innerhalb des NATO-Biindnisses eine
verldssliche Kraft ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Es gibt noch eine Nachfrage aus der AfD-Fraktion.
Wer mochte? — Herr Reichardt.

Martin Reichardt (AfD):

Herr Minister, Sie haben auf die Frage, ob Europa sich
auch ohne die USA verteidigen konnte, unldngst ,,Selbst-
verstandlich ja* geantwortet. Sie haben hier heute auch
noch einmal in Bezug auf die USA gesagt, Europa stiinde
den amerikanischen Anspriichen oder Forderungen zu
Gronland robust entgegen. Sie sind Offizier, Sie kennen
den Kampfkraftvergleich. Welche Mittel hat denn
Deutschland, um hier mit Europa robust entgegenzutre-
ten? Ich wiirde da um konkrete Zahlen zu Waffensyste-
men und Ahnlichem bitten.

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Gut, dann miissten wir die Fragestunde aber abwan-
deln und brauchten dafiir sehr viel mehr Zeit. Einzelhei-
ten bitte ich im Verteidigungsausschuss zu beraten. Der
Kollege steht dort selbstverstiandlich zur Verfiigung.

Aber weil Sie hier alles durcheinanderbringen und Thr
Verhéltnis zu den USA auch hinreichend ungeklart ist:
Wir miissen uns nicht robust gegen, sondern robust mit
den USA verteidigen, und zwar gegen Russland. Das
konnen wir, und das tun wir.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dass wir da besser werden miissen und die Bundeswehr
verstirken miissen, ist klar; das ist unstreitig. Deswegen
gibt es ja auch das neue Wehrdienstmodell und ein grof3es
Beschaffungsprogramm.

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Jetzt haben sich noch zwei weitere Fragesteller gemel-
det: Herr Stegner seitens der SPD und anschlieend Frau
Diiring seitens Biindnis 90/Die Griinen. — Herr Stegner.

Dr. Ralf Stegner (SPD):

Herr Bundesminister, der Kollege von der AfD hat ja
gerade nach neuen Sicherheitskonzepten gefragt, die no-
tig seien. Ich wollte fragen, wie Sie es bewerten, dass die
AfD vorschlédgt, in Bayern eine Sonderpolizei einzurich-

ten, die das Gleiche vollziehen soll, was die ICE in den
USA tut. Das ist ja ein auBenpolitischer Vorschlag der
AfD-Fraktion. Wie Sie das bewerten, wiirde ich gerne
wissen.

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Derartige Vorschldge zeigen, dass die AfD eine wirk-
liche Bedrohung fiir die Verfassungsordnung der Bundes-
republik Deutschland ist, und wir werden alle rechtsstaat-
lichen Mittel nutzen miissen, um uns dagegen zur Wehr
Zu setzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN - Zuruf von der AfD: Wovon reden
Sie denn eigentlich? — Zuruf des Abg. Stephan
Protschka [AfD])

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Frau Diiring kommt als Néachstes, und wir sollten jetzt
die Zwischendiskussionen einstellen, damit sie ihre Frage
stellen kann.

Deborah Diiring (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Vielen Dank, Frau Prisidentin. — Sehr geehrter Herr
AuBenminister, die erschreckenden Bilder, die wir gerade
aus Minneapolis sehen, wurden schon angesprochen.
Ehrlicherweise hore ich nicht nur dazu gerade vor allen
Dingen Schweigen aus der Bundesregierung. Verurteilen
Sie diese Angriffe? Das ist die erste Frage.

Die zweite Frage ist: Verandert sich eigentlich irgend-
was in Threr USA-Strategie, die bisher ja nur aus dem
Mechanismus der Anbiederung — ich hore nichts, ich
sehe nichts, und ich sage nichts — besteht? Sie miissen
endlich handeln!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Wenn Sie richtig zugehdrt hitten, hétten Sie vernom-
men, dass der Bundeskanzler in den vergangenen Tagen
seine erhebliche Besorgnis zum Ausdruck gebracht hat,
und das mochte ich hier wiederholen.

Dariiber hinaus verlassen wir uns darauf, dass die Ver-
einigten Staaten von Amerika ein Rechtsstaat sind, iibri-
gens sehr viel ldnger, als es Deutschland ist. Deswegen
vertraue ich darauf, dass das System von ,,checks and
balances” in den USA funktionieren wird. Das ist das
eine.

Das Zweite ist, dass vollkommen klar ist, dass wir uns
in der Welt insgesamt unabhéngiger aufstellen miissen
und dass wir neue globale Partnerschaften suchen miis-
sen. Gerade deswegen wére es sehr wiinschenswert ge-
wesen, wenn alle deutschen Abgeordneten dem Merco-
sur-Abkommen zugestimmt hétten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Gerade hatte sich noch Herr Brandner gemeldet. Daher
kommt Herr Brandner jetzt noch dran, und dann werden
wir zum nichsten Themenkomplex iibergehen.

Stephan Brandner (AfD):

Vielen Dank. — Herr Wadephul, Sie haben jetzt so
einige Male auf der AfD rumgehackt und uns Angst un-
terstellt. Ich merke die Angst aber so ein bisschen bei
Ihnen. Sie waren am 17.09.2025 hier am Rednerpult
und haben leicht erregt von sich gegeben — Zitat —:
,,Wir werden es nie zulassen, dass Sie“ — also die AfD —
,Verantwortung  fiir dieses Land iibernehmen.
Niemals!* — mit Ausrufezeichen.

Meine Fragen: Wen meinen Sie mit ,,wir®, der das nie
zuldsst? Und wie wollen Sie das umsetzen, dass wir in
Deutschland niemals was zu sagen haben?

(Lamya Kaddor [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Aber Sie sind jetzt erregter! — Isabel
Mackensen-Geis [SPD]: Das hat jetzt mit der
Frage aber nichts zu tun!)

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Thnen merkt man die Erregung und wahrscheinlich
eine erhebliche politische Verunsicherung jetzt gerade
sehr deutlich an, Herr Brandner.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN - Stephan Brandner [AfD]: Beantworten
Sie einfach meine Frage!)

Aber dafiir geben ja vielleicht auch die Entwicklungen in
Ostdeutschland und einige Umfragen Anlass genug.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie haben den Plural
benutzt! Sie haben gesagt: ,,wir*!)

Ich jedenfalls sehe es als personliche Verpflichtung an,
mit allen politischen Mitteln in diesem Land dafiir zu
sorgen, dass Sie nicht in eine entscheidende staatliche
Verantwortung kommen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das entscheidet der
Wihler! — Zuruf des Abg. Dr. Rainer Rothful3
[ATD])

Das ist mein Bekenntnis, und das kann ich an dieser Stelle
gerne noch mal wiederholen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN - Stephan Brandner [AfD]: Wer ist
,»Wir“? — Stephan Protschka [AfD]: Das darf
der Wahler nicht bestimmen? Das nenne ich
Demokratie von der CDU! Respekt! — Gegen-
ruf des Abg. Christoph Frauenpreil [CDU/
CSU]: Ha? Das hat doch keiner gesagt! Natiir-
lich entscheidet der Wahler! — Gegenruf des
Abg. Stephan Protschka [AfD])

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Damit kommen wir jetzt zum néchsten Themenkom-
plex und zur SPD-Fraktion, Adis Ahmetovic. — Und wir

sollten jetzt den Gerduschpegel rechts wieder absenken,
damit wir dem Fragesteller zuhoren konnen.

Adis Ahmetovic (SPD):

Frau Présidentin, vielen Dank. — Sehr geehrter Herr
AuBenminister, Sie wissen, dass der Krieg in Gaza im
vergangenen Jahr durch eine internationale diplomati-
sche Initiative und den sogenannten 20-Punkte-Plan be-
endet worden ist. Wir stehen in dieser Woche kurz davor,
dass von Phase eins in Phase zwei iibergetreten wird,
auch weil Anfang dieser Woche die letzte israelische
Geisel nach dem terroristischen Angriff der Hamas auf
Israel am 7. Oktober gefunden wurde; sie wurde gebor-
gen.

Insgesamt ist die Situation im Gazastreifen aber wei-
terhin katastrophal, vor allem die humanitire Lage. Nun
ist es so, dass vielen humanitiren Organisationen aus
Deutschland, die seit vielen Jahren und Jahrzehnten im
Gazastreifen aktiv sind und dort humanitére Arbeit leis-
ten — vor allem jetzt, wo nach Schétzungen von Exper-
tinnen und Experten iiber 100 000 Tote im Gazastreifen
festzustellen sind und Hunderttausende Menschen hun-
gern, vor allem Kinder und Frauen —, die Zulassung fiir
ihre Betétigung entzogen werden soll. Was tut die Bun-
desregierung, um dem entgegenzuwirken, damit diese
Organisationen auch nach Ende Februar weiter titig
sein konnen? Denn ohne Visum, ohne Tatigkeitsschein
gibt es keine humanitire Hilfe vor Ort.

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Zunidchst einmal vielen Dank, dass Sie noch einmal
das tragische Schicksal der letzten israelischen Geisel,
die endlich wieder in den Hénden ihrer Familie ist, er-
wihnt haben. Ich werde mich am Freitag noch einmal mit
den israelischen Familien treffen und auch noch mal
deutlich machen, wie sehr wir mitgelitten haben und
wie dankbar wir daflir sind, dass zumindest das jetzt
moglich war. Der Herr Bundesprisident wird das in einer
groBBen Geste ebenfalls zum Ausdruck bringen. Ich glau-
be, es ist eine grofe deutsche Verantwortung, dass wir
hier Solidaritit mit den Menschen in Israel zeigen.

Das Zweite ist: Ich bin im sténdigen Gesprach mit der
israelischen Regierung und mit meinem Kollegen Gideon
Sa’ar hinsichtlich des Zulassens der verschiedenen Hilfs-
organisationen im Gazastreifen. In der Tat setzen wir uns
mit allen Moglichkeiten dafiir ein, dass es einen unkom-
plizierten Zugang fiir alle Hilfsorganisationen gibt, seien
es Arzte ohne Grenzen oder sei es das Internationale Rote
Kreuz etc. pp. Das ist dringend notwendig.

Drittens. Ich muss sagen: Die entscheidende Bes-
serung fiir alle Menschen im Gazastreifen wird es erst
geben, wenn die Hamas endlich entwaffnet ist. Das ist
das zentrale Ziel, das wir in der internationalen Gemein-
schaft verfolgen.

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Dann habe ich jetzt zwei Wortmeldungen: einmal Frau
Amtsberg fiir Biindnis 90/Die Griinen und dann Frau
Becker fiir die Fraktion Die Linke.
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Vizeprisidentin Andrea Lindholz

(Adis Ahmetovic [SPD]: Ich habe eigentlich
eine Nachfrage! Darf ich?)

— Jetzt haben wir die Nachfrage vergessen. Sorry!
(Adis Ahmetovic [SPD]: Nicht so schlimm!)

Ich war schon ein Stiick weiter; Sie hatten sich hingesetzt.
Dann sind Sie erst mit der Nachfrage dran.

Adis Ahmetovic (SPD):
Ich habe so viel Respekt vor Thnen, Frau Prasidentin.

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Ja, okay; alles gut. Das ist in Ordnung.

Adis Ahmetovic (SPD):

Es fallt mir total schwer, Ihnen bei der Sitzungsfiihrung
ins Wort zu fallen. Vielen Dank trotzdem noch mal, dass
ich die Moglichkeit bekomme, eine Nachfrage zu stellen.

Herr AuB3enminister, Sie haben recht: Die Hamas muss
ihre Waffen niederlegen. Das erste gute Zeichen ist, dass
der Verwaltungsrat, der in Agypten gegriindet worden ist,
nicht mit der Hamas gegriindet worden ist. Das haben
wir, glaube ich, alle positiv kommentiert.

Nichtsdestotrotz haben wir eine grofle humanitire Ka-
tastrophe. Ende Februar droht die Situation, dass die Re-
gistrierung der deutschen humanitéren Organisationen,
die viel Vertrauen genief3en, nicht zustande kommt. Was
gedenkt die Bundesregierung zu tun, wenn es dazu
kommt, dass diese Organisationen ab 1. Mérz 2026 keine
Zulassung bekommen? Welche Mittel stehen zur Ver-
fiigung, um Druck auszuiiben auf die israelische Regie-
rung?

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Noch mal: Wir stehen in stindigem Kontakt mit der
israclischen Regierung iiber diese Registrierungsfrage.
Ich setze mich fiir Vereinfachungen ein und finde da
viel Verstidndnis beim israelischen Kollegen. Wir setzen
uns auch dafiir ein, dass weitere Korridore ge6ffnet wer-
den, und sind hier vorsichtig optimistisch, dass das gelin-
gen kann.

Ich will darauf hinweisen, dass die Bundesregierung
sehr umfangreiche humanitire Hilfen in alle Paldstinen-
sischen Gebiete weitergeleitet hat: 374 Millionen Euro
seit dem 07.10.2023, allein 90 Prozent davon in den Ga-
zastreifen. Also, Deutschland ist dort aktiv und will dort
weiter aktiv bleiben. Wie gesagt, unsere Forderung ist
nach wie vor, dass das Ganze vereinfacht wird. Ich werde
das auch zum Gesprichsgegenstand machen, wenn der
Kollege Sa’ar im Februar hier in Berlin ist.

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Jetzt Frau Amtsberg.

Luise Amtsberg (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Herr AuB3enminister, bleiben wir bei der humanitiren
Hilfe. Ein ganz zentraler Punkt ist die Arbeit des Paldsti-
nenserhilfswerks UNRWA. Das ist eine iiberlebenswich-

tige Institution, die jetzt durch die israelische Regierung,
aber ehrlicherweise auch durch das Agieren Deutsch-
lands massiv geschwicht ist; eine UN-Organisation,
deren Mandatsverldngerung Sie in der Generalversamm-
lung erstmalig in der Geschichte dieses Mandates nicht
zugestimmt, sondern sich enthalten haben. Gleichzeitig
wird das Hauptquartier der UNRWA in Ostjerusalem an-
gegriffen und damit schwerwiegend gegen das Volker-
recht versto3en; denn die Immunitit von UN-Einrichtun-
gen wird damit natiirlich angegriffen.

Wir haben von Thnen dazu nichts Klares gehort. Ich
frage Sie deshalb an dieser Stelle: Wie soll die humani-
tdre Versorgung von Paléstinenserinnen und Paléstinen-
sern — nicht nur in Israel, sondern auch an vielen anderen
Orten — stabil funktionieren, —

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Ich erinnere jetzt noch mal an die Uhr.

Luise Amtsberg (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
— wenn so ein massiver Ubergriff passiert?

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Wenn Sie alle eine halbe Minute iiberziehen, dann
schaden Sie einfach dem néchsten Fragesteller. — Herr
Minister, bitte.

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswartigen:

Vielen Dank fiir die Frage. Da sind wir uns doch,
glaube ich, in wesentlichen Punkten nach wie vor einig.

Erstens. Wir haben durchaus klargestellt, dass die Zer-
storung des UNRWA-Gebdudes ein Rechtsverstof ist;
das haben wir 6ffentlich zum Ausdruck gebracht, auch
in einer Erkldrung mit anderen Staaten gemeinsam.

Zweitens. Die UNRWA steht vor der Aufgabe, sich
umfangreich zu reformieren. Es gibt 50 Reformempfeh-
lungen dazu, und diese werden mehr als zaghaft umge-
setzt. Wir haben im Koalitionsvertrag festgehalten, dass
eine weitere Unterstiitzung der UNRWA daran gekniipft
ist, dass diese Reformempfehlungen ernst genommen
und umgesetzt werden. Deswegen ist unser Abstim-
mungsverhalten klar und konsequent. Ich erwarte, dass
die UNRWA das tut.

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Ich blicke auf die Uhr.

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Ja. — Ich mochte darauf hinweisen, dass 6 Millionen
paldstinensische Fliichtlinge in den Nachbarlindern
durch die UNRWA weiter gut versorgt werden und wir
das auch unterstiitzen.

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Frau Becker, bitte.
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Desiree Becker (Die Linke):

Danke schon, Frau Préisidentin. — Herr Aulenminister,
wir bleiben bei der internationalen Ordnung und auch bei
Gaza. Ich mochte kurz auf das Board of Peace eingehen.
Sie hatten gesagt, Sie wiirden eine Einladung begriiflen.
Der Kanzler hat jetzt diese Einladung abgelehnt und ge-
sagt, das hitte verfassungsrechtliche Griinde.

Konnten Sie noch mal niher erldutern, was damit ge-
meint ist? Was bedeutet das denn jetzt fiir die Friedens-
perspektive in Gaza? Welche Vorstellung hat denn die
Bundesregierung, auch Paldstinenser/-innen beim Wie-
deraufbau in Gaza mit zu beteiligen?

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Das ist durch die Zeitabfolge sehr leicht erklarlich.
Meine AuBerung stammt aus der Zeit vor der Einladung
durch die USA. Da sind, glaube ich, alle — ich kenne auch
niemanden, der es anders gesehen hat — davon ausgegan-
gen, dass dieses Board of Peace nur fiir den Gazastreifen
konzipiert sein sollte. Dazu habe ich unsere Einladung
erwartet. Danach haben wir zur Kenntnis genommen,
dass die Konstruktion grofer angelegt ist, sozusagen
weltumspannend, auch mit weitreichenden Kompetenzen
fiir den Chairman Donald Trump. Das hat dann zu der
anderen Einschitzung gefiihrt, tiber die wir hier schon
gesprochen haben.

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Dann kommen wir jetzt zum néchsten Fragenkomplex.
Fir die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen ist Luise
Amtsberg angemeldet.

Luise Amtsberg (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Herr AuBenminister, wir erleben eine Aushdhlung des
internationalen Rechts, des Volkerrechts, quasi weltweit:
in Syrien, in Iran, in Afghanistan, in Gaza — dariiber
haben wir gerade gesprochen —, im Sudan. Ich mdchte
mich mit Blick auf Iran noch mal bei Thnen vergewissern.

Wir haben in der Vergangenheit die Fact Finding Mis-
sion — ein Instrument internationaler Politik; sehr wich-
tig — gestdrkt, indem wir iiber vereinfachte Verfahren
Menschenrechtsverteidiger/-innen in Deutschland auf-
genommen haben, die dann in der Lage waren, in dieser
Fact Finding Mission auszusagen und die Verbrechen des
iranischen Regimes an ihrer eigenen Bevdlkerung ,,ac-
countable®, also belegbar, und damit gerichtsfest zu ma-
chen.

Nun haben wir mit Thnen in der Regierung eine Ab-
wendung von diesem Kurs. Es gibt zwar immer noch den
§ 22 Aufenthaltsgesetz, aber nicht mehr das vereinfachte
Verfahren der Aufnahme. Deshalb frage ich mich: Ist das
Ihre personliche Position als AuBenminister, davon Ab-
stand zu nehmen, oder liegt es daran, dass man hier mit
dem BMI keine Einigung erzielt? Wenn dem so ist: Was
miissen wir tun, damit Sie Herrn Dobrindt iiberzeugen,
wieder zuriickzukehren zu dieser humanitdren Aufnah-
me?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie der Abg. Ina Latendorf [Die Linke])

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Zunéchst einmal mochte ich sagen: Sie fragen ja zum
Iran. Ich weil} nicht, ob es da einen einzigen Fall gibt, den
wir — das Bundesinnenministerium oder das Aulenminis-
terium — negativ beschieden hétten; nach meiner Kennt-
nis nicht. Belehren Sie mich eines Besseren.

Unsere Position zu Iran ist sonnenklar: Im Gegensatz
zu anderen Kolleginnen und Kollegen telefoniere ich
nicht mit dem iranischen Kollegen. Gemeinsam mit
Grofibritannien und Frankreich habe ich durchgesetzt,
dass die UN-Sanktionen wieder in Kraft getreten sind.
Die deutsche Bundesregierung tritt dafiir ein, dass das
Sanktionsregime unter der Terrorlistung fiir den Iran
wirksam wird. Wir haben jetzt auch die italienische Re-
gierung bei unseren Konsultationen in der vergangenen
Woche davon iiberzeugen konnen.

Das heiflt: Wenn es einen europdischen Staat gibt, der
sich klar dafiir einsetzt, diesem iranischen Regime ent-
gegenzutreten, dann sind wir das. Wir haben zur Kenntnis
genommen, dass das iranische Regime uns jetzt mit Dro-
hungen iiberzieht. Das erschiittert uns nicht, sondern wir
stehen klar an der Seite der Menschen im Iran, die durch
dieses Regime unterdriickt werden, die auf der Strafle
erschossen werden, gefoltert werden, in Kerker geworfen
werden. Es ist unmenschlich, was dort geschieht. Ich
wiirde mir hier im Deutschen Bundestag und anderswo
in Deutschland mehr Aufmerksamkeit fiir diese Untaten
wiinschen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Luise Amtsberg (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Eine Nachfrage. — Zu den Profilrastern und zu der ver-
einfachten Aufnahme muss man sagen: Es gibt eine Dif-
ferenz zwischen den Aufnahmezusagen durch das Aus-
wiartige Amt und der Bestitigung durch das BMI. Also,
da gibt es offenbar eine Liicke. Deshalb: Wir unterstiitzen
Sie natiirlich in Threm Kurs. Aber am Ende sind Sie die
Regierung und miissen das Ganze ermoglichen. Was kon-
nen wir also tun, um Sie zu iiberzeugen, dass Sie zum
vereinfachten Verfahren zuriickkehren, sodass diese Auf-
nahme in Zukunft erleichterter stattfinden kann?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Noch mal: Ich kenne bisher tiberhaupt gar keine Irane-
rinnen oder Iraner, bei denen das Verfahren nicht so war.
Insgesamt gesehen haben wir schon andere Verfahren
miteinander vereinbart; das ist in der Tat richtig. Das ist
auch den Sicherheitsinteressen unseres Landes geschul-
det.

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Frau Becker hatte sich noch gemeldet.

Desiree Becker (Die Linke):

Danke schon, Frau Prasidentin. — Herr Aulenminister,
ich teile Thre Analyse zum Board of Peace. Ich denke
auch, das betrifft im Moment sehr viele Konflikte, bei
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Desiree Becker

denen die US-Amerikaner bzw. Trump die Hoffnung hat-
ten, eine Gegenveranstaltung zur UN und zur internatio-
nalen Ordnung aufzubauen. Ich habe hier auf jeden Fall
kein Wort dazu gehort, dass auch in Venezuela das Vol-
kerrecht untergraben wird.

Daher meine Frage: Wie geht denn die Bundesregie-
rung damit um, dass die Institutionen der internationalen
Ordnung genau mit solchen Vorschlidgen wie dem Board
of Peace untergraben werden?

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Also, unser Board of Peace sind die Vereinten Natio-
nen. Wir kandidieren fiir einen nichtstindigen Sitz im
Sicherheitsrat und sind daran interessiert, im Rahmen
aller politischen Moglichkeiten und auch finanziell die
Vereinten Nationen zu stirken. Das setzt einen erhebli-
chen Reformprozess voraus, der jetzt mal an Kraft gewin-
nen und Geschwindigkeit aufnechmen muss. Da sind wir
sehr auf der Seite des Generalsekretirs: Das muss schnel-
ler werden, und das muss effektiver werden. Aber die
Vereinten Nationen konnen sich darauf verlassen, dass
diese Bundesregierung sie unterstiitzt.

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in dieser Fragerunde macht dann Frau
Brugger.

Agnieszka Brugger (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Vielen Dank, Frau Prisidentin. — Herr Aulenminister,
ich begriiBe ja, dass Sie sonnenklar sind in Threr Ver-
urteilung des frauenverachtenden, brutalen Regimes im
Iran. Aber gilt das auch fiir das Regime in Afghanistan,
das mindestens genauso brutal mit Frauen umgeht? Und
warum wurde unter Threr Fithrung erlaubt, dass Taliban-
gesandte fiir das Generalkonsulat in Bonn — hier bei uns
im Land — akkreditiert werden, wenn Thnen die Frage der
Menschenrechte und der Frauenrechte so wichtig ist? Gilt
das dann nur fiir Iran oder auch fiir Afghanistan?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Nein, ganz im Gegenteil. Die Bundesregierung — das
gilt auch fiir mich und mein Haus — hat einen sehr klaren
Blick auf das faktisch existierende Talibanregime in Af-
ghanistan. Wir haben diplomatische Beziehungen, die
schon vorher aufgebaut worden sind,

(Agnieszka Brugger [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Nein!)

und alle hier akkreditierten Personen stammen noch aus
jener Zeit.

Dennoch miissen wir — das ist auch im Interesse der
Menschen dort — mit den Taliban tatsichlich in irgend-
einem Kontakt stehen. Kontaktlosigkeit zu derartigen Re-
gimes, sosehr man sie ablehnt, ist kein Mittel einer in-
teressengeleiteten AuBlenpolitik. Und deswegen gibt es
einen gewissen Austausch.

Aber natiirlich unterscheiden sich diese Beziehungen
qualitativ erheblich von allen anderen.

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Ich blicke auf die Uhr.

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Wir haben iibrigens auch zum iranischen Regime di-
plomatische Beziehungen und dort einen Botschafter.
Also, —

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Herr Minister, Sie miissen bitte zum Schluss kommen.

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

— nichts sehen, nichts hoéren, nichts sagen, ist kein
probates Mittel deutscher AuBenpolitik. — Danke schon.

(Abg. Maximilian Kneller [AfD] meldet sich
zu einer Frage)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Ich wollte den Komplex eigentlich abschlieBen. Dann
erteile ich jetzt dem allerletzten Fragesteller in dieser
Runde das Wort. Und danach kommen wir zur Unions-
fraktion.

Maximilian Kneller (AfD):

Vielen Dank, Frau Prisidentin. — Sehr geehrter Herr
Wadephul, mir ist in Thren Ausfiihrungen auf die Frage
von der Kollegin der Griinen gerade ein kleiner Wider-
spruch aufgefallen. Sie haben eben gesagt, kein Kontakt
sei kein Mittel interessengeleiteter AuBenpolitik, in der
Antwort davor aber betont, dass Sie keinerlei Kontakt
zum iranischen Auflenminister pflegen. Ich will das jetzt
nicht inhaltlich bewerten. Ich frage Sie nur, wieso Sie
sich da widersprechen und wo genau Sie den qualitativen
Unterschied zwischen den beiden Regimen sehen. — Vie-
len Dank.

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Es gibt natiirlich einen Unterschied, ob ein AufBlen-
minister mit seinem Kollegen in einer Zeit, wo die Be-
volkerung niedergemetzelt wird, telefoniert und den An-
schein erweckt, als wiirden wir business as usual machen,
oder ob irgendein diplomatischer Kontakt besteht, es
Konsularbeamte oder vielleicht auch einen Botschafter
gibt, die sich in dem Land authalten. Das ist schon ein
Unterschied in der AuBenpolitik, und der ist mir auch
wichtig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Dann kommen wir jetzt zum néchsten Fragenkom-
plex. — Fiir die Unionsfraktion hat das Wort Norbert
Altenkamp.
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Norbert Maria Altenkamp (CDU/CSU):

Frau Prisidentin, meine Frage richtet sich an den Au-
Benminister. — Autoritdre Regime nutzen ja vielféltige
Maoglichkeiten, um ihre Kritiker zum Schweigen zu brin-
gen.

(Stephan Brandner [AfD]: Parteiverbote zum
Beispiel!)

Transnationale Repressionen sind ja so gestrickt, dass
diese Regime dann auch auflerhalb ihrer Landesgrenzen
agieren und versuchen, Dissidenten in anderen Léndern,
auch in Deutschland, weiter unter Druck zu setzen und
letztendlich zum Schweigen zu bringen.

Uns erreichen Berichte, die belegen, dass das entspre-
chend passiert. Das sehen wir als besorgniserregend an,
weil das natiirlich auch unsere Moglichkeiten, diese Men-
schen zu schiitzen, infrage stellt. Daher meine Frage:
Welche Bedeutung messen Sie der Bedrohung transnatio-
naler Repressionen bei?

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Diese Bedrohung ist leider sehr hoch. Dies ist ein ganz
neues Mittel von einigen Regimes, das auch bei uns in
Deutschland und Europa angewandt wird. Dem ent-
gegenzutreten, ist nicht besonders leicht, weil wir durch
unser rechtsstaatliches System in der Zurverfiigungstel-
lung von Verteidigungsmitteln manchmal eingeschrankt
sind. Das heif}t, da werden wir nachjustieren miissen;
dariiber werden wir miteinander sprechen miissen. Uber-
all da, wo es geschieht, machen wir in persdnlichen Kon-
takten und Gespriachen unsere Kritik deutlich. Und wir
behalten uns vor, ordnungspolitische MaBnahmen zu er-
greifen, wenn zum Beispiel Scheinbehdrden in Deutsch-
land unterhalten werden.

Insbesondere im Cyberbereich und auch in den sozia-
len Netzwerken sehen wir Desinformations- und Ver-
leumdungskampagnen in einer Qualitét, die wir bisher
nicht gekannt haben. Unsere Mittel, uns dagegen zur
Wehr zu setzen, sind bedauerlicherweise beschrinkt.
Ich bin deshalb der Meinung, dass das ein Thema ist,
das wir in der Europdischen Union und auch im Rahmen
der UN verstarkt diskutieren miissen.

Norbert Maria Altenkamp (CDU/CSU):

Dazu eine Nachfrage: Wie schitzen Sie das Ausmal
im Zweifel auch fiir Deutschland und Europa ein? Wel-
che MafBnahmen — Sie sind gerade ein bisschen diploma-
tisch ausgewichen — kdnnte man sich denn vorstellen, die
man gemeinsam mit der europdischen Gemeinschaft,
aber auch in Deutschland ergreifen kdnnte, um die Per-
sonengruppe derer, die von auslédndischen Kréften hier
weiter verfolgt werden, zu schiitzen?

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Wir konnen sie schiitzen; das tun wir auch. Es gibt
entsprechende Schutzprogramme, {iber die ich 6ffentlich
nicht so viel reden mdchte. Diese Programme finden hier
in Deutschland statt, gemeinsam mit den Innenbehorden.
Und wir gehen natiirlich gegen Personen vor, die hier auf

unserem Staatsgebiet derartige Aktionen vornehmen. Das
geschieht. Sie haben in der vergangenen Woche von der
Ausweisung eines russischen Diplomaten Kenntnis ge-
nommen. Also, wir sind schon wehrhaft. Aber in der
Tat muss die Koordinierung hier noch sehr viel effektiver
werden.

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Die Fraktion Die Linke hatte noch eine Frage. Herr
Glaser.

Vinzenz Glaser (Die Linke):

Vielen Dank, Frau Prisidentin. — Sehr geehrter Herr
AuBenminister Wadephul, gerade wurde iiber autoritire
Staaten und deren Verhiltnis zur internationalen Ordnung
gesprochen. Dazu moéchte ich gerne nachfragen. Ich
komme zu den USA. In einem Interview mit dem
Deutschlandfunk sagten Sie am 5. Januar dieses Jahres
nach dem Angriff der USA auf Venezuela und nach der
Entfiihrung Maduros — ich zitiere —, vdlkerrechtlich sei
»die Lage hoch komplex“. Wie stehen Sie denn inzwi-
schen dazu? Wiirden Sie das immer noch genauso unter-
schreiben? Ist die Lage komplex, auch wenn viele Vol-
kerrechtsexpertinnen und -experten hier einen klaren
Verstol gegen das Gewaltverbot sehen?

(Beifall bei der Linken)

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Das habe ich auch zur Kenntnis genommen, dafiir gibt
es gute volkerrechtliche Argumente; das bestreitet ja
niemand. Ich halte bloB nichts davon, Herr Kollege,
wenn Sie hier iiber autokratische Regime, die transnatio-
nale MaBlnahmen in Deutschland vornehmen, sprechen
und im selben Atemzug die USA nennen. Bei allem,
was man an dem, was in den USA geschieht und was
die USA auch an auBenpolitischem Verhalten an den
Tag legen — das irritiert uns auch —, kritisieren kann,
besteht ein qualitativer Unterschied zu autokratischen
Regimen.

Und ich warne davor, hier billigem Antiamerikanismus
Vorschub zu leisten. Das mogen Sie parteipolitisch viel-
leicht in dieser Situation richtig finden. In der Verantwor-
tung fiir Deutschland miissen wir immer wissen, was wir
Amerika zu verdanken haben: die Befreiung vom Nazi-
regime,

(Desiree Becker [Die Linke]: Von Russland
auch!)

den Wiederaufbau nach dem Zweiten Weltkrieg, ins-
besondere die Wiedervereinigung, und auch jetzt das
klare Bekenntnis zur NATO und zur Verteidigung Euro-
pas. Das steht fiir mich im Vordergrund.

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Der Blick auf die Uhr zeigt, dass wir sehr im Verzug
sind.
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Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Und ich glaube, das sollte auch in allen Diskussionen
vorherrschend bleiben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Ich nehme jetzt die letzten drei Fragesteller dran. Das
ist einmal fiir die Unionsfraktion Jiirgen Hardt. Dann hat
sich fiir die AfD noch Herr Brandner gemeldet. Und dann
hat sich noch jemand aus der Fraktion Biindnis 90/Die
Griinen gemeldet. — Jiirgen Hardt, bitte.

Jiurgen Hardt (CDU/CSU):

Danke schon, Frau Prisidentin. — Lieber Herr Auf3en-
minister, die Staats- und Regierungschefs der G7 haben
letztes Jahr im Sommer verabredet, einen Resilienzrah-
men zu entwickeln gegen transnationale Repressionen,
also das Thema deutlich internationaler anzugehen, als
es im nationalen oder auch europdischen Rahmen mog-
lich ist. Gibt es da bereits erste Ergebnisse? Und, wenn ja,
konnen wir daran teilhaben?

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Nein, es gibt leider noch keine ersten Ergebnisse, weil
der gesamte G7-Prozess etwas stockt. Ich setze in diesem
Zusammenhang auch sehr stark darauf, dass wir das als
Européer vorrangig machen miissen; denn wir als Euro-
paer haben eben auch Rechtsetzungsmacht. Diese haben
wir im G7-Rahmen nicht so. Da kdnnen wir Rahmenbe-
dingungen miteinander schaffen, aber wir sind natiirlich
in unterschiedlichen Sphéren titig. Das gilt fiir die Ver-
einigten Staaten von Amerika, fiir Kanada, fiir Japan.
Aber wir Européer, wir koénnen hier handeln. Und ich
glaube, das ist ein weiteres Feld, wo wir zeigen miissen,
dass Europa handlungsféhig ist.

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Als Néchste Herr Brandner, dann Frau Diiring. Und
danach ist Schluss; denn dann ist die Zeit fiir die Befra-
gung der Bundesregierung vorbei.

Stephan Brandner (AfD):

Danke schon. — Herr Wadephul, Sie haben jetzt im
Rahmen dieser Regierungsbefragung mehrfach auf Des-
informations- und Verleumdungskampagnen hingewie-
sen. Mir personlich fillt da immer gleich der 6ffentlich-
rechtliche Staatsfunk hier in Deutschland ein,

(Zurufe vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Oah!)

wenn ich ,,Verleumdung® und ,,Desinformation‘ hore.

Sie haben, glaube ich, Russland und China ins Spiel
gebracht. Nennen Sie mal zu meiner Erhellung zwei, drei
Desinformations- oder Verleumdungskampagnen, die aus
China und/oder Russland iiber uns hinwegrollen.

(Lachen des Abg. Johannes Steiniger [CDU/
CSu))

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Also, wenn Sie nicht bereit sind, zu erkennen, dass
bedauerlicherweise auch aus russischen Quellen,

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, welche denn? —
Beatrix von Storch [AfD]: Konkret!)

aus nordkoreanischen Quellen — —
(Stephan Protschka [AfD]: Konkret!)

— Allein die russische Darstellung, an der Spitze des
ukrainischen Staates wiirde ein Naziregime stehen, ist
eine unglaubliche Verleumdung

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN und des Abg. Pascal Meiser [Die
Linke])

angesichts des Umstandes, dass wir dort einen jiidischen
Présidenten haben.

(Maximilian Kneller [AfD]: Mit Verleumdun-
gen kennen Sie sich ja aus! — Stephan Brandner
[AfD]: Aber ,Nazi“ ist doch ein allgemeiner
Kampfbegriff! Auch in Deutschland!)

— Das sind jetzt Parolen, die Sie mir hier entgegenwerfen,
die einer sachlichen Debatte nicht gerecht werden. — Aber
das ist jetzt nur ein Beispiel.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Und ich rate bei aller Kritik am 6ffentlich-rechtlichen
Rundfunk, Herr Brandner, dazu, solche Dinge hier nicht
in einen Topf zu werfen.

(Bernd Schattner [AfD]: Warum?)

Damit machen Sie, ehrlich gesagt, den Konsens, auch die
Atmosphire und die Diskussionskultur in Deutschland
kaputt. Das mogen Sie gerne beabsichtigen; aber ich halte
es fiir einen groflen Fehler.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Frau Diiring hat jetzt das Wort fiir die letzte Frage.

Deborah Diiring (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Die letzte Frage stelle ich zu einem enorm wichtigen
Thema. Es wurde gerade schon das Volkerrecht an-
gesprochen. Sie haben hier dazu ausgefiihrt, wie komplex
das Ganze eingefasst ist.

Herr AuBBenminister, wir stehen auf der Basis des Vol-
kerrechts. Und ich frage Sie jetzt noch mal an die Frage
von vorhin anschlieBend: Was ist daran komplex? Erkla-
ren Sie mir bitte, was bei der Einordnung in Bezug auf
den volkerrechtswidrigen Angriff der USA auf Venezuela
komplex ist.

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des
Auswirtigen:

Die Komplexitéit der Situation ist doch mehrfach be-
schrieben worden, Frau Kollegin. Wenn Sie diese nicht
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sehen wollen, dann kann ich Thnen an der Stelle bedauer-
licherweise auch nicht helfen.

(Desiree Becker [Die Linke]: Wir sind im
Volkerrecht!)

Wir konnen hier nicht eine rein volkerrechtliche Be-
trachtung vornehmen. Wir sind auch nicht in einem vdl-
kerrechtlichen Seminar. Vielmehr miissen wir sehen: Was
geschieht in dem Land Venezuela? Was geschah vorher?
Was war das fiir ein Unrechtsregime? Was war die Ohn-
macht der internationalen Gemeinschaft, an diesem Un-
rechtsregime irgendetwas zu verdndern?

(Vinzenz Glaser [Die Linke]: Man kann doch
beides benennen!)

Dariiber hétten Sie hier gerne eine volkerrechtliche Ab-
handlung bringen kénnen; das gehort auch dazu.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Martin Reichardt [AfD], an die Abg. Deborah
Diiring [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN] ge-
wandt: Fragen Sie doch mal Frau Baerbock!
Die kennt sich aus beim Volkerrecht!)

Ich habe vorhin gesagt, dass wir eine derartige Mal3-
nahme nicht ergriffen hdtten, dass sie nach unseren Vor-
stellungen auch nicht geboten gewesen ist. Aber ich fin-
de, man muss schon sehen, dass es jetzt immerhin die
Chance gibt — daran arbeitet die Bundesregierung —,
dass Venezuela in einen demokratischen Transitionspro-
zess geht, dass Venezuela ein Land wird, das von Clan-
kriminalitdt, von Drogenkriminalitdt der schlimmsten Art
endlich unabhéngig wird.

(Vinzenz Glaser [Die Linke]: Es handelte sich
um illegales Kidnapping!)

Das ist doch zumindest eine gute Aussicht fiir die Zu-
kuntft.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Damit schliefe ich Tagesordnungspunkt 1, die Befra-
gung der Bundesregierung.

Und wir kommen zu Tagesordnungspunkt 2:
Fragestunde
Drucksache 21/3773

Die miindlichen Fragen auf der Drucksache 21/3773
werden in der iiblichen Reihenfolge aufgerufen.

Ich rufe zunidchst den Geschéftsbereich des Bundes-
ministeriums fiir Arbeit und Soziales auf.

Zur Beantwortung der Fragen steht die Parlamentari-
sche Staatssekretirin Kerstin Griese zur Verfiigung.

Ich rufe Frage 1 des Abgeordneten Bernd Schattner
auf:

Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, welche Auswir-
kungen die geplante Rentenreform auf die deutschen Biirger
konkret hat?

Frau Staatssekretérin, bitte.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretdrin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Herr Abgeordneter, Sie fragen nach der Rentenreform.
Die Bundesregierung hat schon eine Rentenreform beste-
hend aus mehreren Bausteinen verabschiedet; der Deut-
sche Bundestag hat diese bereits beschlossen. Das Ren-
tenpaket 2025 mit der Verldngerung der Haltelinie bis
2031 und der Vollendung der Miitterrente, das Zweite
Betriebsrentenstarkungsgesetz und die Aktivrente: All
das ist hier im Bundestag schon beschlossen worden.
AuBlerdem haben wir im Kabinett eine Reform der priva-
ten Altersvorsorge und Eckpunkte fiir die Friihstartrente
auf den Weg gebracht.

Sie fragen, wer davon profitiert. Von diesen renten-
politischen Beschliissen profitieren alle: vom Schulkind
bis zum heute Rentenbeziechenden. Das ist die auf lange
Sicht angelegte Sicherung der Rente.

Die Bundesregierung hat aulerdem im Dezember 2025
eine Alterssicherungskommission eingesetzt. Diese
Kommission soll Vorschliage zur Weiterentwicklung der
Alterssicherung erarbeiten. Sie befasst sich also sowohl
mit der zukiinftigen, nachhaltigen Sicherung und Fortent-
wicklung der Rentenversicherung als auch mit der so-
genannten zweiten und dritten Sdule, der betrieblichen
und der privaten Altersvorsorge.

Die Kommission soll schon ziemlich schnell, ndmlich
bis zum Sommer 2026, ihre Vorschldge vorlegen. Den
Ergebnissen dieser Kommission will ich natiirlich nicht
vorgreifen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Bernd Schattner (AfD):

Vielen Dank, Frau Prisidentin. — Frau Staatssekretérin,
das Problem, das wir in Deutschland haben, ist ja, dass
das Nettorentenniveau deutlich unter dem EU-Durch-
schnitt liegt. Wir sprechen hier in Deutschland von 53
bis 55 Prozent, wiahrend wir im EU-Schnitt tiber 68 Pro-
zent haben. Dabei stoBen dann Lénder wie Portugal mit
bis zu 99 Prozent oder Osterreich und die Niederlande mit
jeweils liber 80 Prozent noch mal in deutlich hdéhere
Grenzbereiche vor. Gleichzeitig haben wir ein Renten-
eintrittsalter von 67 Jahren, mit dem wir auch wieder an
der Spitze in Europa liegen. Das sehen wir, wenn wir das
mit Frankreich, Italien vergleichen, wo Menschen viel,
viel frither in Rente gehen konnen.

Die Union schligt jetzt vor, die Lebensarbeitszeit an
die Lebenserwartung zu koppeln, was bedeuten wiirde,
dass sich das Renteneintrittsalter faktisch noch weiter
nach hinten verschiebt. Wie bewerten Sie vor dem Hin-
tergrund, dass wir bereits das niedrigste Rentenniveau
haben und gleichzeitig in Europa mit am langsten arbei-
ten miissen, eine weitere Anhebung des Renteneintritts-
alters?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretérin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Herr Abgeordneter, Sie haben den internationalen Ver-
gleich sehr verkiirzt zusammengefasst. Es gibt verschie-
dene Alterssicherungssysteme in Europa. Da muss man
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sich die Unterschiede sehr genau ansehen. Sie haben zum
Beispiel das Osterreichische System angesprochen: Dort
hat man tliberhaupt erst dann, wenn man 15 Jahre ein-
gezahlt hat, ein Anrecht auf Rentenauszahlungen; in
Deutschland schon nach fiinf Jahren Einzahlung. Es
gibt Systeme, in denen die Arbeitgeber sehr viel mehr
einzahlen als die Arbeitnehmer — eben nicht wie in
Deutschland, wo beide gleich viel einzahlen. Das alles
kann man nicht einfach iiber einen Kamm scheren.

Ich weill und bin mir sicher, dass sich die Alterssiche-
rungskommission, die die Bundesregierung eingesetzt
hat, sehr intensiv mit dem internationalen Vergleich be-
schéftigt. Es sind zum Beispiel auch Expertinnen und
Experten der OECD dabei, die genau diese Daten liefern,
damit man auf dieser Basis dann eine fundierte Analyse
machen kann.

Sie haben dann einen Vorschlag einer Partei zitiert; das
ist kein Vorschlag der Bundesregierung. Die Bundes-
regierung wird die Ergebnisse der Alterssicherungskom-
mission abwarten. Diese wird sich mit allen Komponen-
ten beschéftigen, etwa mit der Frage der Rentendauer, der
Frage des Eintrittsalters, und auch mit der Frage der nach-
haltigen Sicherung.

Die Alterssicherungskommission hat vom Koalitions-
ausschuss bzw. vom Kabinett einen eindeutigen Auftrag
bekommen, ndmlich dass sie eine Lebensstandardsiche-
rung, ein Gesamtrentenniveau erarbeiten soll. Und auf
die Ergebnisse bin ich ebenso wie die gesamte Bundes-
regierung sehr gespannt.

Prasidentin Julia Kléckner:
Sie mdchten noch eine Nachfrage stellen? — Bitte sehr.

Bernd Schattner (AfD):

Vielen Dank, Frau Préasidentin. — Sie sprachen davon,
dass jeder von diesen neuen Rentenkonzepten profitieren
wiirde. Beim Thema Rente bzw. Pension profitieren in
Deutschland besonders die Beamten. Sie belasten den
gesamten Staatshaushalt mittlerweile mit iiber 50 Milliar-
den Euro jahrlich. Auch wir als Bundestagsabgeordnete
erwerben exorbitant hohe Pensionsanspriiche, wenn wir
nur ein Jahr hier im Bundestag anwesend sind.

Wann kommen wir an den Punkt, dass auch Beamte,
dass Politiker wie wir in die Rentenversicherung einzah-
len? Seit Jahren wird dariiber diskutiert, dass diese beiden
Berufsgruppen einzahlen sollen, um zusétzliche Einnah-
men zu generieren und die Beitragsgerechtigkeit zu er-
hoéhen. Wie stehen Sie ganz konkret zur Forderung, dass
Beamte und Politiker in die Rentenversicherung einzah-
len sollen? Und gibt es konkrete Pléne, ob und wann das
umgesetzt wird?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretérin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Herr Abgeordneter, vielen Dank fiir die Nachfrage. —
Die Alterssicherungskommission, die die Bundesregie-
rung eingesetzt hat, wird sich — auch das steht in ihrem
Arbeitsauftrag — damit beschiftigen, ob und wie man
eventuell die Beitragszahlerbasis verbreitern kann. Und
das betrifft genau die Frage, ob zum Beispiel Beamte,

Abgeordnete, aber auch diejenigen, die Mitglieder in be-
rufsstédndischen Versorgungswerken sind, in eine gesetz-
liche Rentenversicherung einzahlen konnen. Das wird
dort erortert werden. Ich halte das fiir eine sehr wichtige
und sehr spannende Diskussion.

Die Bundesregierung wird den Vorschlag der Kommis-
sion abwarten. In der Tat wire es eine grof3e Jahrhundert-
reform, dort eine Verdnderung vorzunehmen. Es ist ein
Thema, das breit diskutiert wird. Wie gesagt, wir greifen
den Ergebnissen der Kommission nicht vor; aber es steht
eindeutig in ihrem Arbeitsauftrag, auch dieses Thema zu
erortern.

Prasidentin Julia Kléckner:

Danke sehr. — Wir haben eine weitere Frage, und zwar
des Abgeordneten Herrn Dr. Grau aus der Fraktion Biind-
nis 90/Die Griinen.

Dr. Armin Grau (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Présidentin, vielen Dank fiir die
Moglichkeit, nachzufragen. — Die fragestellende Fraktion
fordert hier immer wieder eine massenhafte Riickfiihrung
von Migrantinnen und Migranten.

(Bernd Schattner [AfD]: Ja!)

Ich mdchte vor diesem Hintergrund fragen, was die Bun-
desregierung denkt, was es fiir die Rentenbeitrdge und
iiberhaupt fiir die Rentenversicherung in Deutschland be-
deuten wiirde, wenn man eine massive Riickfiihrung von
Migrantinnen und Migranten durchfiihren oder die Fach-
kréifteeinwanderung weiter beschrinken wiirde: Was
wiirde das fiir das Gelingen der Rentenreform bedeuten? —
Vielen Dank.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretérin bei der Bundes-
ministerin fir Arbeit und Soziales:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Professor Grau. —
Das Rentensystem kennt ja nicht Deutsche und Auslén-
der, Migranten und Inlénder, sondern nur Beitragszahler
und Nichtbeitragszahler. Es geht immer darum, dass man
durch hier geleistete Arbeit und damit verbundene Ein-
zahlungen in das deutsche Rentensystem Anspriiche er-
wirbt. Deshalb ist es in der Tat wichtig, dass unser Ar-
beitsmarkt gut und stabil ist. Die gesamte Zukunft der
Rente hidngt davon ab, dass wir einen stabilen Arbeits-
markt haben. Deshalb ist es der Bundesregierung auch so
wichtig, alles zu tun, um unseren Arbeitsmarkt zu si-
chern.

Wir sind auf dem hochsten Stand sozialversicherungs-
pflichtiger Beschéftigung, den es je in Deutschland gab.
Die gesamten Zuwéchse an sozialversicherungspflichti-
ger Beschéftigung in den letzten Jahren sind durch Men-
schen mit nichtdeutschem Pass zustande gekommen, die
in unserem Land als Busfahrer, als Pflegekriéfte, als Mit-
arbeitende im Tourismus und in vielen anderen Bereichen
titig sind. Ohne sie wiirde vieles zusammenbrechen. Das
heif3t, sie tragen mit ihrer Arbeit auch zur Stabilisierung
unseres Rentensystems bei. Und wenn sie hier arbeiten,
erwerben sie natiirlich auch Anspriiche auf eine Rente.

©

(D)



(A)

B

Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode — 55

. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 28. Januar 2026

6577

Parl. Staatssekretirin Kerstin Griese

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
des Abg. Dr. Armin Grau [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN])

Prasidentin Julia Kloéckner:

Danke schon. — Die Frage 2 des Abgeordneten Peterka
wird schriftlich beantwortet.

Dann kommen wir zur Frage 3 des Abgeordneten
Herrn Stephan Brandner von der AfD:
Wie bewertet die Bundesministerin fiir Arbeit und Soziales

die aktuelle Leistung der Bundesagentur fiir Arbeit, und wie
begriindet sie ihre Antwort?

Bitte sehr.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretérin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Herr Abgeordneter, Sie fragen nach der Bundesagentur
flir Arbeit. Dazu antworte ich Thnen gerne; denn die Bun-
desagentur fiir Arbeit ist sehr wichtig fiir unser Land. Sie
tut sehr viel fiir die Sicherung des Lebensunterhalts ar-
beitsloser Menschen, fiir die Férderung von Beschifti-
gung, fiir die Vermittlung von Arbeitsuchenden, fiir die
Beratung von Arbeitgebern, zum Beispiel im Arbeit-
geber-Service, fiir die gesamte Berufsberatung, fiir die
Aus- und Weiterbildung. Ich will aber auch das Kurz-
arbeitergeld erwihnen, das uns besonders in der Corona-
krise geholfen hat; auch dafiir ist die Bundesagentur fiir
Arbeit zustidndig. Ebenso ist sie fiir die Integration der
Gefliichteten, zum Beispiel durch den Jobturbo, zustan-
dig.

Die Arbeitsagentur zeigt immer wieder, dass auf sie
Verlass ist. Sie ist flichendeckend in diesem Land ver-
treten. Sie hat den Menschen gerade in schwierigen Si-
tuationen Halt und Sicherheit gegeben. Die BA ist aul3er-
dem ein Vorreiter bei der Digitalisierung der Prozesse.
Sie ist eine groBBe Behdrde, die schon sehr frith — frither
als andere — begonnen hat, ihre Prozesse zu digitalisieren.

Ich will ausdriicklich sagen, dass die Bundesagentur
flir Arbeit aus Sicht der Bundesregierung eine unver-
zichtbare Institution ist, und will den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern dort auch mal fiir ihre hervorragende
Arbeit danken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Prasidentin Julia Klockner:
Eine Nachfrage? — Bitte.

Stephan Brandner (AfD):

Ja, gerne. — Ich wollte jetzt keine Tatigkeitsbeschrei-
bung der Bundesagentur fiir Arbeit haben, sondern eine
Bewertung der Leistungen der Bundesagentur fiir Arbeit,
und da kam nicht viel. Es liegt einiges im Argen. Wenn
man sich die Zahlen anschaut, sicht man: Die Bundes-
agentur fiir Arbeit ist ja nicht nur wichtig, sondern auch
sehr groB. Uber 100 000 Mitarbeiter — das muss man sich
mal vorstellen — sind dort titig, davon nur 25000 im
Bereich der Beschiftigungsvermittlung. Knapp 30 000
sind damit beschéftigt, Auszahlungen vorzunehmen.

Die 25000, die im Bereich der Vermittlung tétig sind,
erreichen im Schnitt sechs erfolgreiche Jobvermittlungen
pro Mitarbeiter und Jahr. Jeder der 25 000 Mitarbeiter hat
also alle zwei Monate ein Erfolgserlebnis, weil er einen
Arbeitslosen vermittelt hat.

Meine Frage ist: Ist das fiir Sie zufriedenstellend, und,
wenn nein — ich hoffe, nein —, wie wollen Sie es befor-
dern, dass der Jobvermittler auch Jobs vermittelt, und
zwar nicht nur alle zwei Monate mal einen?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretdrin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Herr Abgeordneter, wenn Sie mir zugehort hétten, hét-
ten Sie bemerkt, dass ich zum Beispiel solche Worte wie
,hervorragende Arbeit”, , Verldsslichkeit” und ,,unver-
zichtbar* iiber die Arbeit der Bundesagentur gesagt habe.
Das war eine eindeutig positive Bewertung der Arbeit der
Bundesagentur fiir Arbeit.

In der Tat ist die Arbeit der Bundesagentur fiir Arbeit
vielfiltig. Sie vergessen viele Bereiche, wenn Sie allein
die Vermittlung in Arbeit betrachten. Es gibt dort — ich
will hier die Berufsberatung, die Weiterbildung, die Ju-
gendberufsagenturen und die Familienkasse der BA er-
wihnen — viele weitere Bereiche, in denen es darum geht,
unseren Arbeitsmarkt stabil zu halten und Menschen in
Arbeit zu bringen.

Sie haben die Vermittlungsquote angesprochen. Es
werden statistisch nur die Félle erfasst, in denen Auswahl
und Vermittlung durch die BA stattgefunden haben. Es
wird zum Beispiel — das finde ich statistisch gesehen
etwas ungliicklich — nicht mitgezahlt, wenn jemand
nach einer Weiterbildung oder nach einer arbeitsmarkt-
politischen Mafinahme in Arbeit gekommen ist. Wenn
man das mitzdhlte, wire die Statistik besser. Vielleicht
sollten wir das entsprechend dndern.

(Beifall bei der SPD — Rocco Kever [AfD]:
Beantworten Sie einfach die Frage!)

Prasidentin Julia Klockner:
Eine weitere Nachfrage? — Bitte schr.

Stephan Brandner (AfD):

Sie meinen: Einfach die Statistik etwas frisieren, und
schon steht die BA besser da. — Das finde ich jetzt ein
bisschen komisch.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretérin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:
Das haben Sie jetzt gesagt. So was machen wir nicht.

Stephan Brandner (AfD):

Ich meine nur: Wenn hochbezahlte, hochqualifizierte
Jobvermittler nur alle zwei Monate mal jemanden ver-
mitteln, ist das wenig.

Ich hatte auch die 29 000 Mitarbeiter angesprochen,
die im Bereich der Leistungsauszahlung arbeiten. Der
Presse war zu entnehmen, dass iiber 6 Milliarden Euro
AuBenstinde der Bundesagentur fiir Arbeit bestehen sol-
len. 4,4 Milliarden Euro Biirgergeld sind zu viel aus-
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gezahlt worden, genauso wie 1,9 Milliarden Euro fiir
andere Leistungen. Das steht im Raum. Dann war zu
lesen, dass bei den Auflenstinden im Milliardenbereich
jahrlich Anspriiche in Héhe von Hunderten Millionen
verjahren, weil die Bundesagentur fiir Arbeit nicht aus
dem Quark kommt und die Forderungen durchsetzt.

Meine Frage: Wie zufrieden sind Sie mit der Forde-
rungsbeitreibung der Bundesagentur fiir Arbeit? Gibt es
da vielleicht noch leichten Verbesserungsbedarf aufer-
halb der Moglichkeit, irgendwelche Statistiken zu frisie-
ren?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretdrin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Die Zahlen kann ich Thnen nicht bestétigen. Ich wiirde
nicht solche Begriffe verwenden wie ,,nicht aus dem
Quark kommen®, weil ich weil}, dass alle Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Bundesagentur fiir Arbeit, die
flichendeckend im ganzen Land in den Agenturen fiir
Arbeit vor Ort aktiv sind, sehr intensiv daran arbeiten,
Menschen in Arbeit zu vermitteln, gute Weiterbildungen
zu ermdglichen, und natiirlich auch dafiir da sind, Leis-
tungen auszuzahlen. Es ist eine Arbeitslosenversiche-
rung, in die Menschen einzahlen. Da muss das natiirlich
auch gut funktionieren. Es funktioniert bei uns gut. Auch
wenn wir Krisen haben, auch wenn der Arbeitsmarkt, wie
jetzt, durchaus in einer schwierigen Lage ist, funktioniert
es; die Arbeit geht weiter.

Prasidentin Julia Klockner:
Es gibt eine Nachfrage aus der Fraktion Biindnis 90/
Die Griinen. Herr Dr. Armin Grau, bitte sehr.

Dr. Armin Grau (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Prisidentin, vielen Dank fiir die
Moglichkeit der Nachfrage. — Frau Staatssekretérin, Sie
hatten das Wort ,,Jobturbo* in Threm Eingangsstatement
bereits verwandt. Ich mdchte Sie fragen: Wie bewertet
die Bundesregierung den Erfolg des Jobturbos und die
Leistung der Bundesagentur fiir Arbeit dabei? Und wel-
che Gefahren sehen Sie gerade fiir den Jobturbo durch
den momentan geplanten Rechtskreiswechsel bei den
Ukrainegefliichteten?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretdrin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Vielen Dank fiir die Nachfrage, Herr Professor Grau. —
In der Tat ist der Jobturbo ein Erfolg. Er ist darauf an-
gelegt, dass zunichst die Gefliichteten aus der Ukraine,
spéter aber auch alle anderen Gefliichteten — das ist mir
ganz wichtig — verstarkt von den Jobcentern beraten wer-
den, aufgefordert werden, sich zu melden, in Arbeit ver-
mittelt werden. Deutlich tiber 30 Prozent der Ukrainer —
ich miisste die genaue Zahl nachschauen; es sind 37 oder
38 Prozent — sind jetzt in Arbeit.

Bei den Gefliichteten, die schon ldnger hier in
Deutschland sind, liegt der Anteil deutlich hoher. Zum
Beispiel liegt der Prozentsatz der Beschéftigten bei den
minnlichen Gefliichteten, die 2015 gekommen sind, ho-

her als bei deutschen Minnern. Insofern besteht hier
Nachholbedarf insbesondere bei den Frauen, die wir ver-
stiarkt in Arbeit vermitteln wollen.

Die Bundesregierung hilt den Jobturbo fiir einen Er-
folg und findet es wichtig, dass hier Integration, Sprach-
kurse und Vermittlung in Arbeit verbunden werden. Uber
die Frage, inwieweit diese Komponenten mit dem anste-
henden Gesetzentwurf zum Rechtskreiswechsel verbun-
den werden kdnnen, wird parlamentarisch beraten.

Prasidentin Julia Klockner:
Danke sehr.

Kerstin Griese (SPD):
Man wird dann schauen miissen, ob und wie das geht.

Prasidentin Julia Kléckner:

Danke sehr. — Es gibt eine weitere Nachfrage aus der
Fraktion der Linken. Herr Abgeordneter Pascal Meiser,
bitte sehr.

Pascal Meiser (Die Linke):

Frau Staatssekretérin, zundchst — ich weill nicht, wie
Sie das sehen — finde ich es schon interessant, wie die
AfD hier die Arbeit von iiber 100 000 Beschéftigten in
der Bundesagentur gezielt schlechtmacht. Ich habe dafiir
kein Verstdndnis.

(Rocco Kever [AfD]: Machen wir doch gar
nicht! — Stephan Brandner [AfD]: Die Mit-
arbeiter tun mir leid! Die leiden unter der Lei-
tung!)

In allen Krisen haben die Kolleginnen und Kollegen eine
hervorragende Arbeit gemacht. Ich finde, das sollte sich
hier auch in allen AuBerungen von unserer Seite, von
allen Fraktionen, widerspiegeln.

Zu meiner Frage an Sie. Die BA hat ja reale Finanz-
probleme; das ist nicht von der Hand zu weisen. Was tut
eigentlich die Bundesregierung, um dem gegenzusteu-
ern? Damit meine ich nicht Leistungseinschrinkungen,
sondern es geht darum, inwieweit versicherungsfremde
Leistungen, die durch den Gesetzgeber der BA iibertra-
gen wurden, sinnvollerweise aus dem Bundeshaushalt
finanziert werden sollten. Ich spreche insbesondere iiber
die Weiterbildungs- und Rehabilitationskosten, die ent-
standen sind, weil die entsprechenden Leistungen, die
frither fiir ALG-II-Bezieher von den Jobcentern erbracht
wurden, nun von der BA iibernommen werden. Das ist
ein groB3er Betrag.

Prasidentin Julia Klockner:
Die Zeit. Danke schon.

Pascal Meiser (Die Linke):
Sehen Sie nicht auch die Pflicht, das entsprechend aus
dem Bundeshaushalt zu finanzieren?
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Kerstin Griese, Parl. Staatssekretdrin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Vielen Dank fiir die Nachfrage, Herr Abgeordneter
Meiser. — Erst einmal will ich ausdriicklich unterstrei-
chen, dass die Beschiftigten der BA eine gute Arbeit
machen. Eine pauschale Diffamierung hilft tiberhaupt
nicht weiter.

Zum Haushalt der BA: Dieser ist besser ausgestattet,
wenn mehr Menschen in Arbeit sind. Die Vorstandsvor-
sitzende hat darauf hingewiesen: Wenn wir eine be-
stimmte Anzahl mehr Menschen in Arbeit haben, ist der
Haushalt sehr viel schneller wieder ausgeglichen. Die BA
ist aber immer arbeitsfahig. Dafiir gibt es den Mecha-
nismus der unterjdhrigen Liquiditétshilfen, die vom
Haushaltsausschuss bewilligt werden, wenn es notig ist.

Was Sie noch angesprochen haben, ist die Verlagerung
der Forderung der beruflichen Weiterbildung und Reha-
bilitation von den Jobcentern auf die Arbeitsagentur. Das
hat systematische Griinde. Wir sind der Meinung, dass es
sinnvoller ist, das da zu machen, wo auch die Vermittlung
auf den allgemeinen Arbeitsmarkt stattfindet. Dafiir sind
finanzielle Ausgleichsmechanismen zwischen der Ar-
beitsagentur und den Jobcentern geschaffen worden.

Prasidentin Julia Kl6ckner:

Danke sehr. — Es gibt eine weitere Nachfrage, aus der
Fraktion der AfD. Herr Abgeordneter Rocco Kever, bitte
sehr.

Rocco Kever (AfD):

Frau Staatssekretérin, vielen lieben Dank. — Ich will
noch mal zuriickkommen auf das, was Herr Brandner
eben angesprochen hat: Wie viel Riickforderungen beste-
hen denn insgesamt im Bereich des Biirgergelds und bei
anderen Leistungen? Sie haben ja dazu keine Stellung
genommen. — Danke.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretérin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:
Die Zahlen geben wir Thnen gerne schriftlich.

(Stephan Brandner [AfD]: Bin gespannt!)

Prasidentin Julia Klckner:

Danke sehr. — Es gibt eine weitere Nachfrage, aus der
Fraktion Biindnis 90/Die Griinen. Herr Abgeordneter
Timon Dzienus hat das Wort. Bitte.

Timon Dzienus (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Staatssekretirin, ich mochte auch
noch mal nachfragen: Ukrainer/-innen sollen jetzt aus
dem Biirgergeld geworfen werden. Die BA spricht ja
selber von einer erheblichen Belastung, die auf sie zu-
kommt. Wir haben also eigentlich Nachteile auf allen
Seiten. Der Haushalt der BA ist sowieso schon an-
gespannt, und es gibt dann auch noch weniger Arbeits-
vermittlung und Arbeitsforderung. Deswegen wiirde
mich interessieren: Hat die Bundesregierung vor, diese
erhebliche Belastung der Bundesagentur auszugleichen?
Und wie will man sicherstellen, dass tatsachlich ausrei-

chend Arbeitsvermittlung stattfindet? Warum ldsst man
diesen Unsinn nicht einfach?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretérin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Das Kabinett hat einen Gesetzentwurf beschlossen, der
dem Parlament zur Beratung vorliegt. Weder will ich dem
vorgreifen, noch will ich mich einmischen. Sie werden im
Ausschuss fiir Arbeit und Soziales noch eine Anhérung
dazu durchfiihren. Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die
ukrainischen Gefliichteten, die nach April 2025 gekom-
men sind, nicht mehr unter das SGB II bzw. SGB XII
fallen sollen, sondern unter das Asylbewerberleistungs-
gesetz. Das wird eine Finanzverlagerung hin zu den
Kommunen und nicht zur BA zur Folge haben. Das
wird fiir die Kommunen Kosten und auch Verwaltungs-
aufwand bedeuten, weil die kommunalen Behorden, die
fiir die Umsetzung des Asylbewerberleistungsgesetzes
zustindig sind, das machen miissen. Der Bund debattiert
zurzeit mit den Landern iiber die im Gesetz vorgesehene
finanzielle Erstattung, damit das funktioniert.

Es handelt sich nicht um eine Belastung der BA. In der
Tat kann man, wenn man unter das Asylbewerberleis-
tungsgesetz fillt, auch MaBlnahmen der BA zur Arbeits-
vermittlung in Anspruch nehmen. Der Gesetzentwurf
sicht auch vor, dass die Kommunen zum Beispiel Ar-
beitsgelegenheiten vorhalten. Alles das befindet sich jetzt
in der Beratung. Aber die Hauptkostenverlagerung be-
trifft die Kommunen.

Prasidentin Julia Kl6ckner:
Ich sehe keine weiteren Nachfragen.

Dann kommen wir zur Frage 4 des Abgeordneten
Bernd Schattner von der AfD-Fraktion:

Was hat nach Meinung der Bundesregierung bisher das
Fachkréfteeinwanderungsgesetz in Deutschland gebracht?

Bitte sehr.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretdrin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Herr Abgeordneter, Sie fragen nach dem Fachkrifte-
einwanderungsgesetz. Ich gehe davon aus, dass sich die
Frage auf das Gesetz und die Verordnung zur Weiterent-
wicklung der Fachkréfteeinwanderung bezieht, also so-
zusagen auf das zweite Fachkréfteeinwanderungsgesetz.
Dessen letzte Stufen sind erst am 1. Juni 2024 in Kraft
getreten. Was wir bisher schon sagen konnen — das ist ja
ein kurzer Zeitraum seitdem —, ist, dass die Regelungen
gut angenommen werden. Im vergangenen Jahr wurden
215000 Visa zu Erwerbszwecken und 100 000 Visa zu
Studienzwecken bearbeitet. Das ist im Vergleich zum
Jahr 2023 ein Anstieg von jeweils {iber 20 Prozent. Fiir
eine abschlieBende Bewertung des Gesetzes ist es jetzt zu
friith, weil, wie gesagt, die letzte Stufe erst zum Juni 2024
in Kraft getreten ist.

Wir haben derzeit unter der Federfithrung des Bundes-
ministeriums fiir Arbeit und Soziales und des Bundes-
ministeriums des Innern eine umfassende Evaluation be-
auftragt, die das Bundesamt fiir Migration und
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Fliichtlinge und das Institut fiir Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung durchfiihren werden; da rechnen wir mit
Ergebnissen im Herbst 2027.

Prasidentin Julia Kloéckner:
Eine Nachfrage? — Bitte sehr.

Bernd Schattner (AfD):

Vielen Dank. — Herr Dr. Grau hat ja gerade das Pro-
blem der Migration angesprochen. Im Jahr 2024 bezogen
1,191 Millionen Migrantinnen und Migranten Biirger-
geld, wihrend die Zahl der deutschen Leistungsbezieher
im gleichen Zeitraum sank. Nach Angaben der Bundes-
agentur fiir Arbeit hatten 2025 rund 62 Prozent der er-
werbsfahigen Biirgergeldempfianger einen Migrations-
hintergrund. Gleichzeitig klagen aber viele Branchen
weiterhin tiber akuten Arbeits- und Fachkriaftemangel,
trotz des Fachkréfteeinwanderungsgesetzes. Konnen Sie
sich den Widerspruch erklédren, dass wir einen anhalten-
den Arbeitskraftemangel haben trotz hoher Zuwanderung
und trotz des neuen Fachkrifteeinwanderungsgesetzes?
Kann es sein, dass Deutschland keine Fachkrifte mehr
anzieht, weil die biirokratischen Auflagen viel zu hoch
sind, und dass wir schlicht und ergreifend immer mehr
Sozialmigranten bekommen, die eben nicht wegen Arbeit
kommen, sondern wegen der sozialen Hangematte?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretérin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Herr Abgeordneter, ich versuche, zu sortieren, was Sie
da alles durcheinandergeworfen haben. Erstens besteht
die Moglichkeit, nach Deutschland einzuwandern nach
dem Fachkréfteeinwanderungsgesetz, wenn man entwe-
der eine Qualifikation nachweisen kann oder wenn man
die Qualifikation hier im Land nachweist oder wenn man
hier eine Ausbildung macht. Das ist eindeutig das, was
wir brauchen, ndmlich Fachkraftezawanderung.

Zweitens zeigt die aktuelle Situation auf dem Arbeits-
markt, dass unter denjenigen, die arbeitslos bzw. langzeit-
arbeitslos sind, sehr viel mehr Leute auf dem Qualifika-
tionsniveau von Helferjobs sind als auf dem
Fachkréfteniveau. Es ist wichtig, dass die Jobcenter im
Bereich von Qualifizierung, Weiterbildung und dem
Nachholen von Abschliissen aktiv sind, damit die Betref-
fenden ein Niveau erreichen, das es ihnen ermdglicht,
nachhaltig und langfristig in den Arbeitsmarkt einzutre-
ten.

Um es nicht durcheinanderzubringen: Das, was mit
dem Fachkrifteeinwanderungsgesetz passiert, ist genau
das, was wir brauchen, ndmlich Fachkrifte in Deutsch-
land. Angesichts der Tatsache, dass die Zahl der Beschéf-
tigten zwar auf einem Hohepunkt ist, aber aufgrund des
demografischen Wandels wahrscheinlich leicht zurtick-
gehen wird, —

Prasidentin Julia Klockner:
Die Zeit.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretdrin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:
— brauchen wir erst recht Fachkriftezuwanderung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Prasidentin Julia Klockner:

Mogen Sie eine weitere Nachfrage stellen? — Bitte
sehr.

Bernd Schattner (AfD):

Grofle Hoffnungen wurden ja auch in den sogenannten
Spurwechsel gesetzt. Schauen wir uns einfach mal die
Zahlen an. 2024 entfielen folgende Biirgergeldausgaben
auf Migranten: in die Ukraine 6,3 Milliarden Euro; Af-
ghanen waren mit 5 Milliarden Euro an den Kosten betei-
ligt, Syrer mit 3 Milliarden Euro und die Tiirkei mit
2,5 Milliarden Euro. Bundesweit beziehen aktuell
2,6 Millionen Migranten Biirgergeld, die nie in Sozial-
systeme eingezahlt haben; das ist rund mehr als die Hélfte
aller Empfanger im Biirgergeldbereich.

(Rasha Nasr [SPD]: Kinder haben auch nie
eingezahlt!)

Das ist ein Anstieg um iiber 50 Prozent seit 2022.

Jetzt haben wir ja seit Lingerem laut Fachkrifteein-
wanderungsgesetz die Moglichkeit des ,,Spurwechsels®.
Offensichtlich gibt es aber unter diesen Millionen Mi-
granten kaum Facharbeiter, die fiir diesen ,,Spurwechsel*
infrage kommen.

(Rasha Nasr [SPD]: Wie viele Kinder sind
denn unter denen, Herr Schattner?)

Haben Sie konkrete Zahlen, wie viele Migranten bereit
oder aktiv sind, die Moglichkeit eines ,,Spurwechsels® zu
nutzen?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretérin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Ich will mal versuchen, ein bisschen Klarheit in die
Zahlen zu bringen. Von den etwas iiber 5 Millionen
Grundsicherungsempfingern sind etwa 1,6 bis 1,7 Millio-
nen Kinder. Ich hoffe, dass Sie keine Kinderarbeit in
Deutschland einfithren wollen. Natiirlich bekommen
auch Kinder in der Grundsicherung Leistungen.

Nach meiner Erinnerung — ich miisste die genaue Zahl
nachschauen — sind unter den Grundsicherungsempfan-
gern deutlich {iber 1 Million Menschen, die arbeiten, aber
aufstocken miissen, weil sie zum Beispiel eine Familie zu
versorgen haben oder weil sie nicht Vollzeit arbeiten kon-
nen.

Etwa ein Drittel der Grundsicherungs- bzw. Biirger-
geldempfanger sind tatséchlich arbeitslos und sollen ver-
mittelt werden sollen. So viel, um die Zahlen etwas zu
relativieren.

Des Weiteren zahlen wir kein Biirgergeld an Lénder,
sondern an Menschen, die hier leben, eine Aufenthalts-
berechtigung haben und eine soziale Existenzsicherung
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hier bekommen und fiir die wir natiirlich auch alles tun,
damit sie in Arbeit kommen. Das ist ein gut bewahrtes
System.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/
CSU und der Linken)

Prasidentin Julia Klockner:

Es gibt eine weitere Nachfrage aus den Reihen Biind-
nis 90/Die Griinen. Herr Abgeordneter Dr. Armin Grau
bitte.

Dr. Armin Grau (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Frau Présidentin! Nach diesen wiederum ja sehr aus-
landerfeindlichen Tiraden der fragestellenden Fraktion

(Beifall des Abg. Michael Kellner [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

will ich durch meine Frage helfen, mehr Klarheit in die
Sache zu bringen. Frau Staatssekretérin, ich mdchte Sie
fragen: Welche Bedeutung hat das Fachkréfteeinwan-
derungsgesetz aus Sicht der Bundesregierung fiir die
langfristige Stabilisierung der Beitragseinnahmen in der
Rentenversicherung?

Dariiber hinaus mochte ich fragen: Wie bewertet die
Bundesregierung die Auswirkungen der deutlich geringe-
ren Migrationserwartungen nach der letzten Bevdlke-
rungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamts,
die wir Ende letzten Jahres bekommen haben, im Ver-
gleich auch zur vorherigen Berechnung? Und welche
Konsequenzen mochte die Bundesregierung daraus zie-
hen im Hinblick auf eine Stirkung der Fachkréfteeinwan-
derung? — Vielen Dank.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretdrin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Vielen Dank fiir die Nachfrage, Herr Abgeordneter
Professor Grau. — In der Tat stabilisiert die Fachkréfte-
zuwanderung unseren Arbeitsmarkt und damit unsere so-
zialen Sicherungssysteme. Die Bundesregierung betreibt
auch aktiv Fachkréfteanwerbung in Landern, von denen
wir wissen, dass es dort eine sehr grofle junge Bevdlke-
rung gibt, die dort iiberwiegend keinen Job finden wird.
Wir gehen nach ethischen Gesichtspunkten vor. Wir wer-
ben nicht Leute aus Landern an, wo sie gebraucht werden,
sondern dort, wo sich eine grof3e junge Generation ander-
weitig Jobs suchen muss. Es gibt im Pflegebereich ge-
zielte Programme, wie zum Beispiel mit Kenia und mit
Indien. Das ist fiir unser Gesundheitssystem, fiir unseren
Arbeitsmarkt und auch fiir unsere sozialen Sicherungs-
systeme existenziell wichtig. Erstens bekdmen wir die
Stellen sonst nicht besetzt. Zweitens leistet natiirlich je-
der, der in Deutschland einer sozialversicherungspflich-
tigen Beschéftigung nachgeht, einen Beitrag zur Stabili-
tit unserer sozialen Sicherungssysteme.

Die Fragen zum Statistischen Bundesamt wiirde ich
Thnen gerne schriftlich beantworten.

Prasidentin Julia Klockner:

Eine weitere Nachfrage kommt aus der Fraktion Die
Linke, von Herrn Abgeordneten Pascal Meiser. Bitte sehr.

Pascal Meiser (Die Linke):

Frau Staatssekretérin, bei der Fachkriafteanwerbung ist
es in unseren Augen sehr wichtig, zu verhindern, dass es
zu ausbeuterischen Arbeitsverhéltnissen kommt und Ab-
hingigkeiten entstehen, die dazu fiihren, dass jemand, der
als Arbeitskraft nach Deutschland kommt, illegale Prak-
tiken liber sich ergehen lassen muss. Wir wissen, dass das
in einigen Branchen immer wieder passiert. Deswegen ist
meine Frage an Sie: Was tut die Bundesregierung gerade
jetzt, wo eine neue Offensive gestartet werden soll, um
noch mehr qualifizierte Fachkrifte anzuwerben, um zu
verhindern, dass es zu solchen ausbeuterischen Abhén-
gigkeitsverhéltnissen kommt?

Eine Sache, die mir in diesem Zusammenhang schon
lange ein Dorn im Auge ist, ist die Arbeit von Vermitt-
lungsagenturen, die hiufig die Rolle haben, die jungen
Menschen in den Lindern, die Sie genannt haben, an-
zuwerben und den Weg hierher anzubahnen. Sie verlan-
gen dafiir zum Teil horrende Gebiihren und schaffen Ab-
hangigkeitsverhéltnisse, die in der Konsequenz zu
Problemen fiihren. Was wollen Sie dagegen tun, —

Prasidentin Julia Kloéckner:
Die Zeit!

Pascal Meiser (Die Linke):
— dass das weiterhin die Regel ist?

Prasidentin Julia Kloéckner:
Danke.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretdrin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Ich mochte fragen, ob ich mich jetzt doch hinsetzen
kann, weil mein Knie nicht mehr mitmacht.

Prasidentin Julia Kloéckner:
Bitte sehr.

Pascal Meiser (Die Linke):
Von mir aus gerne. Ich wundere mich, dass Sie so lange
durchgehalten haben. Respekt dafiir!

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU und der Linken)

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretérin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Danke schon. — Herr Abgeordneter, Sie fragen nach der
Fachkréfteanwerbung. In der Tat gibt es spezielle Pro-
gramme der Bundesregierung fiir staatliche Stellen,
auch fiir die deutschen Botschaften in bestimmten Lén-
dern — ich hatte ein paar Beispiele genannt —, wo die
Menschen, die sich um einen Job in Deutschland bewer-
ben — ich hatte den Pflegebereich genannt; auch Busfah-
rer werden dringend gesucht —, gut beraten und nicht
ausgebeutet werden. Es ist der Bundesregierung wichtig,
dass die Fachkrifteanwerbung unter anstindigen Bedin-
gungen stattfindet. Wir analysieren, in welchen Landern
wir anwerben, um keinen sogenannten Braindrain, also
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ein Abwandern von dort dringend benétigten Fachkraf-
ten, zu bewirken.

Wir bauen gerade die Work-and-Stay-Agentur auf, die
die Fachkrifteeinwanderung massiv entbiirokratisieren
und erleichtern soll. Sie soll auch dafiir sorgen, dass sie
zielgenauer stattfindet. Es gibt bereits eine enge Zusam-
menarbeit mit den potenziellen Arbeitgebern, die manch-
mal schon fiir die anzuwerbenden Fachkrifte eine Woh-
nung besorgt und den Arbeitsplatz bereitgestellt haben.

Prasidentin Julia Klockner:
Danke sehr.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretdrin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:
Alles das ist sehr wichtig, —

Prasidentin Julia Kloéckner:
Die Zeit!

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretdrin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:
— um eine anstdndige Arbeit zu ermdglichen.

(Pascal Meiser [Die Linke]: Das war jetzt aber
keine Antwort!)

Prasidentin Julia Klckner:

Ich sehe keine weiteren Nachfragen. — Die Fragen 5
und 6 der Abgeordneten Cansin Koktiirk sowie die Fra-
gen 7 und 8 der Abgeordneten Corinna Riiffer werden
nicht beantwortet.

Kurz zur Erlduterung, weil wir heute dankenswerter-
weise viele junge Menschen zu Besuch haben: Fragen
werden dann nicht beantwortet, wenn die Abgeordneten,
die sie eingereicht haben, nicht anwesend sind. Fragen
werden dann schriftlich beantwortet, wenn die Abgeord-
neten, die sie eingereicht haben, nicht im Plenarsaal sein
kdnnen, weil sie zum Beispiel an einer Ausschusssitzung
teilnehmen. Das einfach zur Information.

Dann kommen wir zur Frage 9 der Abgeordneten
Anne Zerr, Die Linke:

Welche Maflnahmen sieht das Bundesministerium fiir Arbeit
und Soziales als geeignet an, um das im Koalitionsvertrag
zwischen CDU, CSU und SPD angekiindigte Ziel der Praven-
tion psychischer Erkrankungen umzusetzen, und welche kon-
kreten Vorhaben sind zu welchem Zeitpunkt dafiir vorgese-
hen?

Sie haben das Wort, Frau Staatssekretérin.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretdrin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Vielen Dank, Frau Prisidentin. — Sie fragen nach der
Priavention psychischer Erkrankungen. Das ist ein The-
ma, das der Bundesregierung sehr wichtig ist. Die Pri-
vention psychischer Erkrankungen ist ja eine grofie ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe. Dazu gibt es mehrere
Ansitze im Koalitionsvertrag, in der Inklusionspolitik,
in der Kinder- und Jugendpolitik. Aber ein wichtiger

Bereich ist auch der Arbeitsschutz, fiir den das BMAS
zustandig ist.

Aktuell wird im Ausschuss fiir Sicherheit und Gesund-
heit bei der Arbeit eine Arbeitsschutzregel zur Geféhr-
dung durch psychische Belastungen am Arbeitsplatz
erarbeitet. Damit sollen dann die wesentlichen Anfor-
derungen und MaBinahmen zum Schutz vor Gefahrdun-
gen durch psychische Belastungen bei der Arbeit konkre-
tisiert werden. Es wird also eine neue Arbeitsschutzregel
geben, die die Handlungssicherheit der Betriebe verbes-
sert, die die Pravention arbeitsbedingter Erkrankungen
starken soll, die also eindeutig mehr auf Pravention setzt.
Wir rechnen etwa bis Ende dieses Jahres mit dem Ergeb-
nis dieser Erarbeitung im Ausschuss fiir Sicherheit und
Gesundheit bei der Arbeit.

Dariiber hinaus haben die Rentenversicherungstriger
begonnen, eine freiwillige Gesundheitsvorsorge fiir Ver-
sicherte ab 45 Jahren aufzubauen, den sogenannten U45-
Check. Er soll nach der Erprobungsphase flachendeckend
umgesetzt werden und frithzeitig und zielgerichtet den
Zugang zu Préaventionsleistungen ermoglichen.

Ich will als Drittes das Programm ,,Arbeit sicher+ge-
sund“ des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales
erwéhnen, das gezielt Vorhaben fordert, die auch psy-
chische Belastungen adressieren. Zum Beispiel haben
wir das Onlinetool ,Priventionsguide Psyche“ ein-
gefiihrt, das bei der Suche nach priventiven Angeboten
und allen Fragen von psychischer Gesundheit in den Be-
trieben unterstiitzt.

Prasidentin Julia Kl6ckner:
Danke sehr. — Haben Sie eine Nachfrage? — Keine.

Dann darf ich jetzt das Wort weitergeben an Biind-
nis 90/Die Griinen. Herr Abgeordneter Timon Dzienus.
Bitte sehr.

Timon Dzienus (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Staatssekretérin, eine Nachfrage: Die Situation
psychisch Erkrankter ist insbesondere bei der Reform
des Biirgergelds ein groles Thema. Wir warnen davor,
dass psychisch Erkrankte mdglicherweise durch Total-
sanktionen — wenn sie vielleicht nicht erreichbar sind
oder nicht antworten kénnen — wohnungslos werden.
Das ist eine konkrete Herausforderung, ein Problem,
vor dem wir gerade stehen.

Ich mdochte Sie fragen: Warum schlagen Sie in Threm
Gesetzentwurf aktuell nur eine Sollanhérung vor? Wa-
rum sehen Sie keine verpflichtende Anhoérung vor, damit
ein Leistungsausschluss nur dann passiert, wenn eine per-
sonliche Anhorung wirklich stattgefunden hat? Wir ha-
ben groBe Sorge davor, dass Menschen, wenn sie bei-
spielsweise einen Besuch verpassen, wohnungslos
werden, obwohl das der Situation absolut nicht angemes-
sen ist und die Menschen in noch groBere Probleme
stiirzt. Warum machen Sie diese Anhoérung nicht ver-
pflichtend?
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Kerstin Griese, Parl. Staatssekretdrin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Herr Abgeordneter Dzienus, im SGB-II-Anderungs-
gesetz ist das nicht als Sanktion vorgesehen, sondern
flir den Fall, dass jemand gar nicht mehr erreichbar ist.
Erst dann kénnen die Mittel zur Deckung der Wohnungs-
kosten gestrichen werden. Das heil3t, es geht nicht um
eine Sanktion wegen nicht angenommener Arbeit oder
nicht angenommener Arbeitsmarktmafinahmen; sondern
es geht um den Fall, dass jemand lédnger gar nicht mehr
erreichbar ist. Es ist extra die Moglichkeit einer person-
lichen Vorsprache vorgesehen in Féllen, in denen Men-
schen mit psychischen Erkrankungen betroffen sind oder
das Jobcenter einen entsprechenden Hintergrund ver-
mutet. Hier miissen die Jobcentermitarbeiter aktiv dafiir
sorgen, dass der betreffende Mensch entweder tele-
fonisch oder personlich vorsprechen kann. Wie gesagt,
die Mittel zur Deckung der Wohnkosten werden nur
dann gestrichen, wenn jemand gar nicht erreichbar ist.

Prasidentin Julia Klockner:

Wir haben eine weitere Nachfrage, und zwar aus der
Fraktion Biindnis 90/Die Griinen. Herr Dr. Armin Grau.
Bitte sehr.

Dr. Armin Grau (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Vielen Dank fiir die weitere Fragemdglichkeit. — Ich
mochte das gerade angesprochene Thema — psychisch
Erkrankte und Biirgergeld bzw. neue Grundsicherung —
aufgreifen. Den Jobcentern ist nicht in jedem Fall be-
kannt, ob eine psychische Erkrankung vorliegt oder nicht.
Sie ist oft auch gar nicht &rztlich festgestellt. Meine Frage
lautet daher: Wie sollen denn in den Jobcentern psy-
chische Erkrankungen, die etwa einer Arbeitsaufnahme
entgegenstehen und manchmal auch zu Terminversdum-
nissen fithren, festgestellt werden? Und halten Sie es
nicht auch fiir erforderlich, dass in den Jobcentern gene-
rell Clearingstellen mit Fachkréften, die in der Lage sind,
psychische Erkrankungen festzustellen und auch Hilfe-
stellungen zu geben, vorgehalten werden? — Danke.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretérin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Vielen Dank fiir die Nachfrage. — In der Tat geht es
darum, Menschen, die aufgrund psychischer Erkrankun-
gen nicht in der Lage sind, sich zu melden bzw. teil-
zunehmen, tatsdchlich zu erreichen. Deshalb haben wir
ja im Entwurf eines Dreizehnten Gesetzes zur Anderung
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch die Beratung in
den Jobcentern zu Gesundheitsaspekten gestdrkt. Das
heif}t, eine ganzheitliche priventive Eingliederungsstra-
tegie ist auch Teil der Anderungen in diesem Gesetzent-
wurf, und das ist ja bewusst so gemacht worden, um
Menschen mit psychischen Beeintridchtigungen stérker
in den Blick zu nehmen.

Ich sage es noch mal: Es geht ja erst mal um eine
groBere Anzahl von Versdumnissen bei Terminen. Und
dann muss sich der Jobcentermitarbeiter oder die -mit-
arbeiterin darum kiimmern, zu gucken: Ist der Mensch
iiberhaupt noch hier? Wohnt er noch da, wo er vorher
gewohnt hat? — Man muss versuchen, ihn auch personlich

zu erreichen und zu sprechen. Ich glaube, das ist schon
wichtig, gerade fiir diese Zielgruppe der Menschen mit
psychischen Beeintridchtigungen. Natiirlich wollen wir
nicht, dass die Leute wohnungslos werden, weil sie auf-
grund einer psychischen Erkrankung sich nicht melden
konnen, sondern es wird dann auch erwartet, dass sich das
Jobcenter aktiv darum kiimmert, den Menschen zu errei-
chen.

Prasidentin Julia Kléckner:
Danke sehr. — Ich sehe keine weiteren Fragen.

Die Frage 10 des Abgeordneten Stefan Schmidt wird
schriftlich beantwortet.

Wir kommen zur Frage 11 des Abgeordneten Pascal
Meiser von der Fraktion Die Linke:

Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Tarif-

bindung in Deutschland in den letzten 25 Jahren entwickelt

(bitte die Entwicklung der Tarifbindung in Fiinfjahresschritten

angeben), und welche gesetzgeberischen Entscheidungen ha-

ben nach Kenntnis der Bundesregierung dabei mit dazu beige-

tragen, die Tarifbindung und die dazu notwendige Durchset-

zungsfahigkeit der Gewerkschaften zu schwichen (bitte
konkrete Gesetzesénderungen anfiihren)?

Bitte sehr.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretdrin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Wir haben die Zahlen und Daten, die Sie, glaube ich, ja
auch kennen, die besagen, dass die Tarifbindung in
Deutschland in den letzten 25 Jahren riickldufig war.
Der Anteil der Beschiftigten, die in tarifgebundenen Be-
trieben arbeiten, lag im Jahr 2000 bei 67,7 Prozent, im
Jahr 2024 — das ist die aktuellste Zahl, die wir haben — bei
48,5 Prozent. Wenn Sie es in eine Nachfrage kleiden,
kann ich Thnen auch alle Fiinfjahresschritte sagen; aber
ich glaube, das schaffe ich jetzt in der ersten Antwort
nicht.

Der Anteil der Betriebe mit Taritbindung an allen Be-
trieben — also noch mal ein anderer Mafistab: nicht der
Anteil der Beschiftigten, sondern der Anteil der Be-
triebe — lag im Jahr 2000 bei 44 Prozent und im Jahr
2024 bei 23,7 Prozent. Auch da kann ich Thnen gerne —
wenn Sie mochten, auch schriftlich — die Fiinfjahres-
schritte geben. Daten fiir 2025 haben wir noch nicht.

Sie fragen auch nach den Ursachen. Es liegt natiirlich
an einer Vielzahl von Faktoren. Wir haben einen Struk-
turwandel in unserem Wirtschaftssystem. Die stirker in-
dustriell gepragte Wirtschaft, in der es oft einen hohen
Organisationsgrad gab, sowohl gewerkschaftlich als auch
durch eine damit einhergehende héufigere Tarifbindung,
wird weniger, und die dienstleistungsorientierte Wirt-
schaft wird mehr. Im Moment ist es so, dass es dort
weniger Tarifbindung gibt. Es sind seltener GroB3-
betriebe — in denen die Tarifbindung héufiger war —, son-
dern es gibt viele kleine Betriebe. Wir haben auch eine
verstirkte Fragmentierung der Arbeitsbezichungen, die
Auflésung traditioneller Branchengrenzen. Und wir ha-
ben zunehmend eine grofle internationale Mobilitit von
Arbeitskriften. Also, all das sind Dinge, die zusammen-
héngen.
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Natiirlich ist der Bundesregierung daran gelegen, die
Tarifbindung zu erhdhen. Wir haben uns dazu ja auch
verpflichtet, arbeiten gerade an einem Nationalen Akti-
onsplan dafiir und wollen eindeutig, dass der Anteil der
Tarifbindung wieder steigt, weil tarifgebundene Arbeit
immer besser bezahlt ist, sicherer ist, die Urlaubszeiten
besser sind und natiirlich auch die Arbeitsschutzregeln
sicherer nachvollziehbar sind. Insofern ist das ein wich-
tiges Anliegen.

Prasidentin Julia Kl6ckner:
Eine Nachfrage? — Bitte.

Pascal Meiser (Die Linke):

Vielen Dank. — Frau Staatssekretérin, jetzt hatten Sie
recht viel Zeit; ich glaube, einen Tick mehr als {iblich.
Also vielen Dank fiir die Erlduterung, aber Sie sind auf
einen Teil der Frage nicht eingegangen, ndmlich darauf,
welche gesetzgeberischen MaBinahmen mit dazu beige-
tragen haben konnten, dass die Tarifbindung sinkt.

Denn ich finde, wenn man ehrlich ist, dann darf man
eigentlich nicht iiber die sinkende Tarifbindung lamentie-
ren, wenn man nicht zugleich dariiber spricht, dass die
Deregulierung des Arbeitsrechts infolge der Agenda
2010, die Ausweitung der Leiharbeit und die Erleichte-
rung von Befristungen die Durchsetzungsfahigkeit von
Gewerkschaften geschwicht haben und damit auch die
Tarifbindung. So ehrlich muss man sein; das hétte ich
mir von Thnen gewiinscht, weil ich Sie sonst fiir Thre
ehrlichen Worte ja schitze.

Zugleich gibt es die von Thnen erwéhnte européische
Mindestlohnrichtlinie mit der Vorgabe, 80 Prozent Tarif-
bindung in den Mitgliedstaaten zu erreichen. Deutsch-
land hat diese Richtlinie ja auch mit unterstiitzt. Jetzt
meine Frage: Sind diese 80 Prozent fiir die Bundesregie-
rung eine Zielmarke? Arbeiten Sie daran, tatsachlich wie-
der dort hinzukommen, wo wir schon mal waren?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretdrin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Vielen Dank fiir die Nachfrage. — Wir arbeiten natiir-
lich an einer Starkung der Tarifbindung. Das ist auch im
Koalitionsvertrag als Ziel eindeutig festgelegt. Die
80 Prozent kommen ja, wenn man sich die europédische
Statistik anguckt, durch sehr unterschiedliche Zahlweisen
zustande. Also, in unserem System ist es nun mal so, dass
man freiwillig eine Gewerkschaftsmitgliedschaft hat und
auch Arbeitgeber freiwillig in den Arbeitgeberverbanden
sind. In anderen Landern gibt es da kollektive Systeme,
sodass die haufig sehr viel hohere Zahlen haben. Das
muss man immer wissen zum Zahlenvergleich.

Aber: Was tun wir? Natiirlich tun wir was, um die
Tarifbindung zu stirken. Ein ganz wichtiger Schritt ist
das Bundestariftreuegesetz, das das Kabinett schon be-
schlossen hat und das sich gerade in der parlamentari-
schen Beratung befindet; denn da geht es ja gerade da-
rum, dass tarifgebundene Unternehmen bisher durchaus
einen Nachteil haben gegeniiber Unternehmen, die mit
Lohndumping arbeiten kdnnen. Und diesen Nachteil ta-

rifgebundener Unternehmen beseitigen wir mit dem Ta-
riftreuegesetz, indem wir eben bei der Vergabe offent-
licher Auftriage auf diese Qualititskriterien achten.

Wir haben auflerdem vor, das digitale Zugangsrecht
der Gewerkschaften zu stirken; auch das ist im Koaliti-
onsvertrag vereinbart.

Prasidentin Julia Kléckner:
Danke sehr. Beachten Sie die Zeit.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretdrin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Und wir haben schon die Bedingungen fiir Mitglied-
schaften in Gewerkschaften —

Prasidentin Julia Klockner:
Danke, die Zeit ist iiberschritten.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretdrin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:
— durch steuerliche Anreize verbessert.

Prasidentin Julia Kléckner:
Maochten Sie eine weitere Nachfrage stellen?

Pascal Meiser (Die Linke):

Sehr gerne, Frau Présidentin. — Vielleicht an dieser
Stelle noch mal — ich weil3 nicht, ob ich Sie richtig ver-
standen habe —: Heif3t das, dass die Bundesregierung mit
den Malinahmen, die sie jetzt ergreift, die jetzt hoffent-
lich auch in dem schon iiberfilligen Nationalen Aktions-
plan zur Foérderung der Tarifbindung und von Tarifver-
handlungen drinstehen, sich an dem Ziel orientiert, sich
den 80 Prozent wieder zu ndhern, oder nicht?

Wir haben da ja einen Riesengap. 48,5 Prozent waren
es 2024, haben Sie gesagt. Zu 80 Prozent ist das doch ein
Riesengap! Und zum Hinweis auf die unterschiedlichen
Statistiken: Ja klar, die européischen Arbeitsvertrags- und
Kollektivvertragssysteme sind unterschiedlich; aber es
gibt auch in Italien und in Frankreich keine Zwangsmit-
gliedschaft in den Arbeitnehmerverbianden, in den Ge-
werkschaften oder in den Arbeitgeberverbinden. Es
geht um einen gesetzlichen Rahmen, auch um auch die
Fehler wieder wettzumachen, die in der Vergangenheit
gemacht wurden.

Deswegen die Frage: Glauben Sie, dass Sie mit den
Instrumenten, die Sie genannt haben, wirklich substan-
ziell in Richtung 80 Prozent kommen? Oder brauchen wir
nicht mehr Mafinahmen wie — um nur ein Stichwort zu
nennen — die Stirkung der Allgemeinverbindlichkeit, die
in vielen Landern in Europa tblich ist?

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretérin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Da Sie ja freundlicherweise meine ehrlichen Antwor-
ten gelobt haben, was ich mal als Kompliment nehme,
werde ich jetzt nicht sagen: ,,Ja, in zwei Jahren sind wir
wieder bei 80 Prozent.” Sie wissen auch, dass ich nicht zu
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denen gehore, die irgendwas versprechen, was unrealis-
tisch ist. Aber ich will sehr ernsthaft das Bemiihen der
Bundesregierung unterstreichen, die Tarifbindung wieder
zu erhohen. Ich will noch mal darauf hinweisen, dass wir
ein Tarifautonomiestérkungsgesetz haben, das jetzt etwa
zehn Jahre in Kraft ist, wodurch auch die Allgemeinver-
bindlichkeit gestirkt werden kann. Noch sind es nicht
viele, ich wiirde mir da mehr Antrdge wiinschen; das
wissen Sie auch.

Aber natiirlich sind alle diese Mafinahmen, die ich
eben aufgezihlt habe — ich wollte die steuerlichen An-
reize bei einer Gewerkschaftsmitgliedschaft explizit mit
erwihnen —, Dinge, die die Tarifbindung stérken kdnnen.
Deshalb sage ich: Ja, wir befinden uns eindeutig auf dem
Weg nach oben. — Aber ich bin nicht so vermessen, zu
versprechen, dass wir es innerhalb von zweli, drei Jahren
schaffen, bei 80 Prozent anzukommen.

Prasidentin Julia Kloéckner:

Danke schon. — Ich sehe keine weitere Nachfrage hier-
zu.

Dann kommen wir zur Frage 12 des Abgeordneten
Pascal Meiser:

Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Zahl
der geringfiigig entlohnten Beschéftigungen (,,Minijobs®) in
Deutschland in den letzten 25 Jahren entwickelt, und teilt die
Bundesregierung die Einschétzung, dass die deutliche Auswei-
tung der geringfiigig entlohnten Beschiftigung im Ergebnis zu
einer ,,Parallelwelt der Arbeit gefiihrt hat, in der kein voll-
standiger Sozialversicherungsschutz besteht und die das Fun-
dament unseres Sozialstaats aushohlt sowie zur Verdringung
reguldrer sozialversicherungspflichtiger Beschaftigung gefiihrt
hat (siche zum Beispiel www.sueddeutsche.de/politik/
minijobs-cdu-abschaffung-stefan-nacke-arbeitnehmergruppe-
bundestag-1i.3336595)?

Bitte sehr.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretérin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Meiser, fiir Ihre Fra-
ge. — Das Thema Minijobs ist ein wichtiges. Die gering-
fligig entlohnte Beschiftigung, der sogenannte Minijob,
wurde ja im April 2003 reformiert. Im Juni 2004 — Sie
fragen nach den Zahlen — waren rund 6,5 Millionen Per-
sonen in einem Minijob beschiftigt. Im Juni 2025 waren
es knapp 7,7 Millionen Personen, also nur eine leichte
Steigerung. Sie konnen auf den Seiten der Bundesagentur
fiir Arbeit auch detaillierte Auswertungen zur Entwick-
lung und zur Struktur der geringfiigig entlohnten Be-
schéftigung nachlesen.

Also, eine deutliche Ausweitung der geringfligig ent-
lohnten Beschéftigung gibt es unseres Erachtens nicht.
Wir hatten einen Riickgang wéhrend Corona, und danach
haben wir jetzt ungefahr wieder dasselbe Niveau wie vor
der Coronapandemie. Wir haben interessanterweise ein
stetiges Ansteigen bei sozialversicherungspflichtiger Be-
schiftigung. Das findet die Bundesregierung auch gut;
das unterstiitzen und férdern wir, weil es eben auch eine
Beschéftigungsart ist, die nachhaltig ist und unsere Sozi-
alversicherungssysteme unterstiitzt.

Wir haben gleichzeitig eine Stagnation bei Minijobs.
Das liegt auch daran, dass Minijobs — danach werden Sie
sicherlich gleich fragen; das wissen auch alle — sozial-
rechtlich nur eingeschriankte Sicherheit bieten. Und wir
wollen natiirlich auch nicht, dass Minijobs zur Verdrin-
gung von sozialversicherungspflichtiger Beschéftigung
fithren. Deshalb gucken wir uns sehr genau an, wie sich
die geringfligig entlohnte Beschiftigung weiter ent-
wickelt.

Prasidentin Julia Klockner:
Eine Nachfrage.

Pascal Meiser (Die Linke):

Vielen Dank. — Frau Staatssekretérin, das war jetzt ein
bisschen der Versuch, sich einer Bewertung zu entziehen.
Der Kollege Nacke aus der CDU/CSU-Fraktion hat ja —
ich finde, erfreulicherweise — auch im Namen des Arbeit-
nehmerfliigels der CDU im Herbst letzten Jahres einen
Vorsto3 gemacht, dass dieser sozialversicherungsfreie
oder nur teilsozialversicherungspflichtige Bereich der
Minijobs in sozialversicherungspflichtige Beschéftigung
iiberfiihrt werden soll. Er hat es ja eine ,,Parallelwelt der
Arbeit, die unser Sozialsystem unterminiert, genannt.

Meine Frage ist: Teilen Sie diese Einschétzung, oder
teilen Sie sie nicht? Und teilen Sie auch die Einschétzung,
dass viele Menschen tatsichlich in diesen Minijobs ste-
cken bleiben, statt Teil des kompletten sozialversiche-
rungspflichtigen Solidarsystems zu werden? Sehen Sie
da nicht auch ein Problem?

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretérin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

Vielen Dank fiir die Nachfrage. — Ich glaube, ich habe
schon deutlich gesagt, dass wir alle wissen, dass Minijobs
nur eine eingeschrénkte soziale Sicherheit bieten. Es ist
immer noch so, dass hdufig Frauen, die die Sorgearbeit
tragen, diesen Minijob als Hinzuverdienst zum Familien-
einkommen verstehen und dann nicht geniigend sozial
abgesichert sind, zum Beispiel fiir ihre spitere Rente.
Es ist auch immer noch so, dass wir aufgrund mangelnder
oder fehlender Betreuungsmoglichkeiten zu wenig An-
gebote haben, mehr zu arbeiten.

Wir wissen auBerdem, dass viele Minijobber gerne
mehr oder ldnger arbeiten wiirden. Deshalb teile ich die
Auffassung, dass man alles dafiir tun muss, dass mehr
sozialversicherungspflichtige Beschiftigung moglich ist.

Ich finde den Vorschlag des Kollegen Nacke sehr in-
teressant — gestern hatte er einen runden Geburtstag; des-
halb herzlichen Gliickwunsch! —; aber die Bundesregie-
rung hat zu diesem Vorschlag keine offizielle Bewertung
vorgenommen. Wenn wir uns die Lage anschauen, um die
es geht, ist es ja so, dass Minijobs dann eher als Hinzuver-
dienst fiir Schiilerinnen und Schiiler, fiir Studierende, fiir
Rentnerinnen und Rentner geeignet wiren. Wichtig ist
mir, dass wir sehr ausfiihrlich {iber die Minijobzentrale
informieren, auch iiber die sozialrechtliche Absicherung,
und dass wir mit dem Ubergangsbereich, —
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Prasidentin Julia Klockner:
Ich danke Thnen sehr.

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretdrin bei der Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales:

— zu dem ich jetzt leider nichts mehr sagen kann, ein
Instrument geschaffen haben, um Beschéftigung aus-
zuweiten.

Prasidentin Julia Kl6ckner:

Die Zeit zur Beantwortung der Einzelfrage ist vorbei,
aber auch die der Fragestunde. Wir sind durch, deshalb
auch keine Nachfrage. Hiermit beende ich die Fragestun-
de.

Ich rufe den Zusatzpunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde
auf Verlangen der Fraktion Die Linke

Krankheitstage, Teilzeit, Achtstundentag —
Aushohlung von Beschiftigtenrechten verhin-
dern

Die Debatte erdffnet fiir die Fraktion Die Linke Frau
Abgeordnete Anne Zerr. Bitte sehr.

(Beifall bei der Linken)

Anne Zerr (Die Linke):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Wie kon-
nen Sie eigentlich mit Threr Verachtung fiir arbeitende
Menschen nachts schlafen, Herr Merz? Sie greifen das
Renteneintrittsalter, das Arbeitszeitgesetz, die Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall und nun auch noch das Recht
auf Teilzeit an. Wahrend Pflegekrifte, pddagogische
Fachkrifte und Sozialarbeitende, Busfahrer/-innen und
Verwaltungsbeschiftigte am Limit arbeiten, betreiben
Sie nichts als Politik fiir die Chefetagen und Superrei-
chen.

(Beifall bei der Linken)

Die Menschen in diesem Land sind nicht faul, im Ge-
genteil: 2024 wurden insgesamt so viele Arbeitsstunden
geleistet wie noch nie. Und diese Beschiftigten sind es,
die diese Gesellschaft iiberhaupt erst am Laufen halten.

(Beifall bei der Linken und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Es ist kein Zufall, dass in Branchen wie der Pflege oder
im Sozial- und Erziehungsdienst, in denen die Arbeits-
belastung seit Jahren unzumutbar hoch ist, die Teilzeit-
quote deutlich iiber dem Durchschnitt liegt. Beschiftigte
nehmen Verzichte bei Lohn und Rente in Kauf, um sich
vor einem Burn-out zu schiitzen. Fast zwei von drei Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern befiirchten ndmlich
genau das. Arbeit darf nicht krankmachen. Dafiir sollten
eigentlich Arbeitgeber und auch Politik sorgen. Aber
wenn die untitig bleiben, dann ist Teilzeit fiir viele die
einzige Moglichkeit, sich iiber Wasser zu halten.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Wenn es Thnen wirklich um eine hohere Erwerbsbetei-
ligung von arbeitsfahigen Menschen ginge, dann wiirden
Sie doch iiberlegen, wie Sie die Bedingungen dafiir
schaffen. Nur 27 Prozent der Beschiftigten arbeiten auf
eigenen Wunsch in Teilzeit. Statt immer nur zu hetzen,
sollten Sie endlich mal Thren Job machen und die politi-
schen Weichen stellen, damit niemand mehr unfreiwillig
in Teilzeit arbeiten muss.

(Beifall bei der Linken und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Statt Vollzeitzwang braucht es ndmlich einen Rechts-
anspruch auf Aufstockung der Arbeitszeit ergédnzend zum
Recht auf Teilzeit. Und solange es nicht mal flachen-
deckend ausreichend und bezahlbare Kitaplédtze und Ki-
tas mit verlisslichen Offnungszeiten, bedarfsgerechtem
Personalschliissel und guten Arbeitsbedingungen gibt,
sollten Sie sich dafiir schimen, die hohe Teilzeitquote
zu bemingeln.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Auch steuerpolitisch liegt doch absolut auf der Hand,
was getan werden muss: Schaffen Sie endlich das Ehe-
gattensplitting ab! Denn damit macht es finanziell doch
gar keinen Sinn fiir beide Ehepartner/-innen, in Vollzeit
zu arbeiten.

(Zuruf des Abg. Rocco Kever [AfD])

Die Teilzeitfalle, liebe Union, ist hausgemacht, und Sie
haben in dieser Legislatur bisher null Komma null sinn-
volle Mafinahmen ergriffen, um Arbeit und Familie end-
lich besser miteinander vereinbar zu machen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Thr Vorstof3 scheint mal wieder Teil Threr verzweifelten
Versuche zu sein, die Wirtschaftslobby zufriedenzustel-
len;

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Arbeitsplétze si-
chern!)

denn dafiir, dass Sie gerne Wirtschaftskanzler wéren,
Herr Merz, konnen Sie mit Thren Umfragewerten bei
Unternehmerinnen und Unternehmern ja nicht gerade zu-
frieden sein. Tja, blod nur, dass dieser VorstoB selbst
arbeitgeberseitig nicht gerade auf Gegenliebe stoft.

Herr Merz, wie wollen Sie denn umsetzen,

(Johannes Winkel [CDU/CSU]: Der Kanzler
ist nicht da!)

dass jeder Teilzeitantrag kiinftig individuell gepriift wer-
den soll, ohne noch mehr Biirokratie zu schaffen? Selbst
an Threr eigenen neoliberalen Logik scheitern Sie.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Mit Thren populistischen Phrasen verkennen Sie die
Realitdt der Mehrheit der arbeitenden Menschen. Aber
selbst wenn Menschen sich dazu entscheiden, auf Lohn
und Rente zu verzichten, um mehr vom Leben zu haben,
um sich ehrenamtlich zu engagieren oder um mehr Zeit
fiir Beziehungen und Freundschaften zu haben, dann ist
das nicht egoistisch, dann ist das vollig berechtigt.
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(Beifall bei der Linken)

Ihr Vorschlag zum Teilzeitverbot ist ein Schlag ins
Gesicht fiir den Vater, der mehr Zeit fiir seine Tochter
will, fiir die Nachbarin, die ihr Fu3ballteam trainiert, fiir
die Mechanikerin, die Gefliichteten Deutsch beibringt,
oder fiir den Sohn, der mehr Zeit mit seiner schwerkran-
ken Mutter verbringen will, auch wenn er sie nicht pfle-
gen muss.

Unser Leben ist so viel mehr als Kapital fiir die Chefs.
Wir wollen selbstbestimmt und frei leben und arbeiten.
Und wenn 40 Prozent in Teilzeit arbeiten, dann sollte uns
das zu denken geben, ja, aber wegen Existenzangst und
Altersarmut und weil so eine hohe Teilzeitquote doch
zeigt, dass 40 Stunden plus Sorgearbeit plus Ehrenamt
plus Beziehungsarbeit ganz offensichtlich nicht mehr
das Normal ist. Die alte Vollzeit ist {iberholt. Es ist Zeit
flir Arbeitsverkiirzung und ein neues Normalarbeitsver-
hiltnis.

(Beifall bei der Linken)

Also Schluss mit den Fake News, Herr Merz! Die
Menschen da drauBlen sind nicht faul, und wir sind nicht
schuld an der Wirtschaftsflaute. Menschen wollen arbei-
ten, unter guten Bedingungen, selbstbestimmt, und sie
wollen auch ein gutes Leben. Und wir, Die Linke, finden,
sie haben das auch verdient.

(Beifall bei der Linken)

Prasidentin Julia Klockner:

Fiir die Fraktion der CDU/CSU hat nun Frau Abge-
ordnete Sandra Carstensen das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sandra Carstensen (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Frau Zerr, Ihre Rede zeigt wieder,
dass man sich eigentlich gar nicht grof3 vorbereiten muss.
Man bekommt das geliefert, was man von Thnen erwartet:
eine Darstellung volliger verdrehter Fakten und Realita-
ten.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der
Linken)

Deutschland — das miissen Sie sich wirklich auch mal
vor Augen halten — steht wirtschaftlich vor enormen He-
rausforderungen. Diesmal reden wir nicht {iber eine kurz-
fristige Konjunkturschwéche, sondern iiber strukturelle
Probleme. Deutschland gehort seit Jahren zu den Schluss-
lichtern beim Wirtschaftswachstum unter den Industrie-
nationen.

(Mirze Edis [Die Linke]: Weil Sie so schlechte
Politik machen!)

Wihrend andere Volkswirtschaften ldngst wieder wach-
sen, stagniert unsere Wirtschaftsleistung. Gleichzeitig
melden die Unternehmen einen historischen Arbeitskraf-
temangel. Nach Angaben des Instituts flir Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung fehlen in Deutschland mehrere
Hunderttausend Arbeitskrifte, insbesondere im Hand-
werk, in der Industrie, im Gesundheitswesen und in der
Pflege.

(Anne Zerr [Die Linke]: Dann tun Sie mal was
dagegen! — Weitere Zurufe von der Linken)

— Héren Sie doch mal zu! — Uber 1,7 Millionen Stellen
sind unbesetzt.

Prasidentin Julia Kl6ckner:

Entschuldigung, ganz kurz. — Jeder kommt noch dran.
Ich sehe, es kommt auch noch die Fraktion Die Linke
dran. Da konnen Sie Thre Argumente einbringen. Zum
Respekt gehort, zuzuhoren. Bitte.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sandra Carstensen (CDU/CSU):

Danke schon. — Und nun kommt ein dritter, zentraler
Befund hinzu. Auch wir wissen, dass das gesamte Ar-
beitszeitvolumen heute hoch ist. Aber wir diirfen bei
diesem Thema den Fokus nicht auf vergangene oder ge-
genwirtige Arbeitszeiten legen, wir miissen den Fokus
konsequent auf die kolossale Aufgabe unserer demogra-
fischen Entwicklung richten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Zahl der Menschen im Erwerbsalter wird aufgrund
unserer Alterung — das ist Fakt, das kriegen Sie auch auf
die Schnelle nicht bereinigt; denn so schnell kénnen wir
keine Kinder kriegen und werden es auch nicht — in den
nichsten 10 bis 15 Jahren um bis zu 4 Millionen sinken.
Das bedeutet fiir alle eines: Wir miissen ab heute mehr
arbeiten, und mehr arbeiten bedeutet in vielen Féllen
auch: Vollzeit arbeiten.

(Anne Zerr [Die Linke]: Arbeiten Sie mal
mehr! — Gegenruf von der CDU/CSU: Also
bitte! Frechheit! — Weiterer Gegenruf des
Abg. Johannes Winkel [CDU/CSUY])

— Lassen Sie; es ist den Gedanken nicht wert, dariiber zu
reden. — Die Teilzeitquote in Deutschland liegt mittler-
weile bei iiber 40 Prozent aller Erwerbstitigen. Wir haben
einen historischen Hochststand. Gleichzeitig sinkt das
gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolumen pro Erwerbstéti-
gem weiter. Der Befund ist eindeutig: Das funktioniert
nicht mehr.

Meine Damen und Herren von der Linken, Sie spre-
chen iiber Verteilung, {iber neue Leistungen, iiber zusétz-
liche staatliche Anspriiche. Aber Sie verschweigen die
Grundlage all dessen: Wohlstand entsteht ndmlich nicht
durch Verteilung, sondern durch Arbeit, Produktivitit
und Leistung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es ist hochste Zeit, dass wir den Mut und das Riickgrat
aufbringen, die es braucht, um unser Land wieder voran-
zubringen. Dafiir miissen 6ffentliche Diskussionen nicht
nur erlaubt sein, sondern auch endlich einmal wieder
gefiihrt werden, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Unser Sozialstaat finanziert sich nicht von selbst. Al-
lein fiir Renten, Gesundheit und Pflege geben wir heute
iiber 1 Billion Euro pro Jahr aus. Ohne wirtschaftliches
Wachstum ist das langfristig nicht tragfdhig. Der deut-
sche Mittelstand, der liber 90 Prozent aller Unternehmen
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stellt und rund 60 Prozent der Arbeitsplétze, gerdt zuneh-
mend unter Druck. Betriebe berichten, dass Auftrige ab-
gelehnt werden miissen, weil schlicht Personal fehlt. Pro-
duktionskapazititen bleiben ungenutzt, Investitionen
werden verschoben oder gleich ins Ausland verlagert.

Es ist daher jetzt nicht die Zeit, {iber weniger, sondern
konsequent iiber mehr Arbeit zu sprechen. Lassen Sie
mich klar sagen: Teilzeitarbeit ist wichtig — gerade fiir
Familie, Pflege, berufliche Fort- und Weiterbildung
oder bei gesundheitlichen Einschrinkungen. Und
niemand hier will Teilzeit dort eingrenzen, wo sie sinn-
voll, wichtig und richtig ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aber ein System, in dem Arbeitszeit immer weiter redu-
ziert wird, wihrend gleichzeitig Arbeitskrifte fehlen, ist
einfach nicht ausgewogen. Eine Kutsche wird nicht
schneller, wenn die Zugpferde fehlen.

Wir brauchen deshalb mehr Flexibilitdt. Die starre
Hochstarbeitszeit ist ein Relikt aus dem Industriezeitalter.

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD und
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Eine wochentliche Hochstarbeitszeit, wie sie in vielen
europdischen Léndern gilt, wiirde Betrieben und Be-
schéftigten mehr Spielraum geben, ohne den Arbeits-
schutz zu schwichen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und im Ubrigen: Gerade so — und nur so! — kénnen wir
insbesondere Frauen die Chance er6ffnen, Beruf und Fa-
milie wieder besser unter einen Hut zu bringen.

Auch die Debatte iiber Karenztage bei der Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall ist notwendig. Deutschland
gehort zu den wenigen Léndern, in denen der volle Lohn-
anspruch ab dem ersten Krankheitstag besteht — und das
fiir ganze sechs Wochen. Niemand stellt die Absicherung
im Krankheitsfall hier infrage, aber Verantwortung heifit
auch, Fehlanreize ehrlich zu priifen.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler [Die Linke])

Solidaritét funktioniert nur, wenn sie von allen getragen
wird.

Meine Damen und Herren von der Linken, Thre Ant-
wort auf diese Fakten lautet: Mehr Regulierung, mehr
Anspriiche, mehr Staat. Unsere Antwort als CDU lautet:
Mehr Leistung, mehr Verantwortung, mehr Vertrauen in
die arbeitenden Menschen und Unternehmen dieses Lan-
des.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg.
Mirze Edis [Die Linke])

Arbeit ist keine Zumutung, meine Damen und Herren.
Arbeit ist Teilhabe, Verantwortung und Grundlage unse-
res Wohlstandes. Wer Leistung systematisch relativiert,
gefdhrdet am Ende genau die soziale Sicherheit, —

Prasidentin Julia Klockner:
Die Zeit.

Sandra Carstensen (CDU/CSU):
— die er zu schiitzen vorgibt.

Prasidentin Julia Kloéckner:
Danke sehr.

Sandra Carstensen (CDU/CSU):
Deutschland braucht einen neuen Leistungsdialog, —

Prasidentin Julia Klckner:
Danke sehr. Die Redezeit ist abgelaufen.

Sandra Carstensen (CDU/CSU):
— einen ehrlichen Blick auf Zahlen und Realitéten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Prasidentin Julia Kloéckner:

Firr die AfD-Fraktion hat Herr Abgeordneter Peter
Bohnhof das Wort. Bitte sehr.

(Beifall bei der AfD)

Peter Bohnhof (AfD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Meine Damen und Her-
ren! Liebe Biirgerinnen und Biirger! Seit ein paar Tagen
wird eine neue Sau von der CDU durch das Land getrie-
ben: die Teilzeit. Die Menschen sind es aber leid, dass die
Altparteien hier stdndig das gleiche Theater auffiihren, in
dem am Ende immer Deutschland verliert. Die Union,
allen voran der Bundeskanzler, hackt seit Monaten auf
den Arbeitnehmern herum, und die links-griinen Trup-
penteile machen wie auf Knopfdruck Klassenkampf. Im-
mer dasselbe und nichts als heie Luft.

(Beifall bei der AfD)

Uber die wahren Ursachen und Griinde fiir den Nieder-
gang Deutschlands wollen Sie nicht reden, weil Sie wis-
sen, dass Sie alle schuld daran sind, und weil Thnen
Deutschland egal ist. Sie haben sich aufgegeben und un-
ser Land aufgegeben. Die Einzigen, die Deutschland
noch retten kénnen, sind wir, die Alternative fiir Deutsch-
land.

(Beifall bei der AfD)

Keine der Forderungen aus der Union zum Thema Ar-
beitsrecht 16st unsere Probleme. Aber darum geht es auch
gar nicht. Sie sind nur auf der Suche nach der nichsten
Schlagzeile und dem schnellen Applaus.

(Zuruf des Abg. Peter Aumer [CDU/CSU])

Vor zwei Wochen wollte der Bundeskanzler das Ar-
beitszeitgesetz abschaffen. Es ist ihm egal, dass man
das gar nicht ersatzlos streichen kann. Es gibt ndmlich
eine EU-Richtlinie, nach der es eine nationale Regelung
zur Arbeitszeit geben muss. Vielleicht sollte der Herr
Bundeskanzler mal den ersten Schritt vor dem zweiten
machen und mit der Entbiirokratisierung der EU begin-
nen. Aber wen interessiert’s? Fiir den kurzfristigen Ap-
plaus ist der Bundeskanzler bereit, mal eben ein zentrales
Schutzgesetz abzuschaffen.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Das habt ihr aber
falsch verstanden, glaube ich!)
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Der damalige Bundesarbeitsminister Norbert Blim von
der CDU war 1994 noch stolz darauf, mit dem Arbeits-
zeitgesetz den Sonntag und unsere Feiertage als Tage
der — ich zitiere das Grundgesetz —: ,,Arbeitsruhe und
der seelischen Erhebung® zu schiitzen.

(Pascal Meiser [Die Linke]: Recht gehabt!)

Wir miissen mal wieder feststellen: Das abendléndische
Fundament unserer Verfassung ist der CDU mittlerweile
vollkommen egal.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Das sagt mal dem
Bécker!)

Und jetzt die nichste Luftnummer: Teilzeit. Die CDU
hat keine Vorstellung vom Alltag der normalen Men-
schen. Sie kommt mit abwertenden Begriffen wie ,,Life-
style-Teilzeit“ um die Ecke, als ob Teilzeit ein Luxus
wire, eine Laune, eine Modeerscheinung. Und dann wun-
dern Sie sich, dass die Arbeitnehmer mehrheitlich AfD
wihlen? Wir sind nicht so abgehoben. Wir fliegen nicht
mit dem Privatjet.

(Zuruf der Abg. Rasha Nasr [SPD])

Wir reden lieber mit den Leuten auf der Strae. Im Ge-
gensatz zur Regierung wissen wir, dass neben den Fami-
lien mit Kindern oder Pflegebediirftigen auch weitere
Arbeitnehmer verléssliche Regeln brauchen. Diejenigen,
die in der Pflege, im Krankenhaus oder in der Schule an
ihre Belastungsgrenze kommen, miissen die Moglichkeit
haben, ihre Arbeitszeit zu reduzieren. Sonst verheizen
wir diese Fachkrifte, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Aber das ist Merz und Co ja auch egal. Sie werfen den
Deutschen lieber Faulheit vor, um von den wahren Pro-
blemen abzulenken.

Aber die Menschen lassen sich nicht mehr fiir dumm
verkaufen. Die Deutschen wissen, warum im letzten Jahr
bei uns iiber 17 000 Unternehmen pleitegegangen sind.
Das lag nicht am Arbeitszeitgesetz, das lag nicht an der
Teilzeit. Die tiefste wirtschaftliche Krise unserer Repu-
blik ist das Ergebnis einer industriefeindlichen Energie-
politik, der Masseneinwanderung in unsere Sozialsyste-
me, der Vernachldssigung unserer Infrastruktur und einer
erdriickenden Steuer-, Sozialabgaben- und Biirokratie-
last, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Das alles ist nicht alternativlos. Es gibt eine Alternati-
ve, die den Staat und seine Organe wieder in den Dienst
der Biirger stellen wird. Lassen Sie uns das gemeinsam
durchsetzen — gegen die realititsferne CDU, gegen den
Kanzler der Faulheitsvorwiirfe und gegen Schwarz-Rot.

(Beifall bei der AfD — Zuruf von der Linken:
Niemals!)

In diesem Jahr fangen wir damit an, in Stuttgart, in
Mainz, in Berlin, in Magdeburg, in Schwerin und bald
auch hier im Deutschen Bundestag: zum Wohle des deut-
schen Volkes.

(Beifall bei der AfD — Peter Aumer [CDU/
CSU]: Und was wollen Sie machen? Was wol-
len Sie machen? — Gegenruf des Abg. Peter

Bohnhof [AfD]: Sie miissen einfach unseren
Antrdgen zustimmen!)

Prasidentin Julia Klockner:

Nun hat fiir die SPD-Fraktion Herr Abgeordneter Jan
Dieren das Wort. Bitte sehr.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Jan Dieren (SPD):

Sehr geehrte Frau Préisidentin! Werte Abgeordnete!
Liebe Kolleginnen und Kollegen in den Betrieben und
Unternehmen! Ich bin der Linken dankbar, dass sie das
Thema heute auf die Tagesordnung gesetzt hat. Wir ha-
ben in der politischen Debatte der letzten Monate und
Jahre ja immer wieder Vorschlige gehort, die im Ergebnis
darauf hinauslaufen, dass die arbeitenden Menschen in
Deutschland jetzt endlich noch mehr arbeiten sollen. Ich
habe zum Beispiel die Tage gelesen, dass Reinhold
Wiirth, der Schraubenmilliarddr, gesagt hat, dass ihm
bei der Arbeitsmoral in Deutschland angst und bange
werde. Das ist, finde ich, schon ein ganz schones Stiick.
Wenn jemand, dessen Milliardenvermdgen allein darauf
beruht, dass iiber 80 000 Menschen

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Das hat er auch
geschafft! Er hat auch 80 000 Arbeitsplitze ge-
schaffen!)

fiir ihn jeden Tag arbeiten, ihm Tag fiir Tag einen Teil
ihrer Lebenszeit schenken,

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann hoffe ich,
dass es so bleibt!)

dann, finde ich, ist es schon ganz schon frech und unver-
schamt,

(Zuruf von der Linken: Allerdings!)

diesen Menschen vorzuwerfen, dass sie verwohnt seien
und keine Arbeitsmoral mehr hétten.

(Beifall bei der SPD und der Linken sowie bei
Abgeordneten des BUNDNISSES  90/DIE
GRUNEN)

Es stimmt auBlerdem auch iiberhaupt nicht. Die Men-
schen in Deutschland arbeiten heute mehr als jemals zu-
vor. Die Arbeitsproduktivitit ist gestiegen. In Deutsch-
land arbeiten Vollzeitbeschiftigte 41,4 Stunden in der
Woche, und nebenbei {ibrigens auch noch mehr als im
europdischen Durchschnitt; das erscheint in der politi-
schen Debatte heute manchmal andersrum. Viele Men-
schen miissen heute auf der Arbeit immer mehr, immer
schneller schaffen. Auf viele warten dann im Feierabend
noch Aufgaben, die sie in der Familie oder im Ehrenamt
iibernehmen. Dann braucht es niemanden mehr zu {iber-
raschen, dass das immer mehr Menschen krankmacht,
dass Menschen psychische Schidden davontragen, dass
sich immer mehr Menschen gestresst fithlen. Jeder Dritte
in Deutschland fiihlt sich haufig oder stidndig gestresst.

Das macht iibrigens nicht nur krank, sondern sorgt
auch dafiir, dass das Vertrauen in Demokratie schwindet.
Menschen, die sich gestresst fiihlen, die sich korperlich
angeschlagen fiihlen, vertrauen der Demokratie weniger,
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fiihlen sich politisch eher machtlos. Kein Wunder, glaube
ich; denn statt Respekt, den sie verdienen, zu bekommen,
horen sie in der politischen Debatte der letzten Monate
und Jahre immer wieder, es sei ihre Schuld, dass die
Wirtschaft gerade nicht so gut lduft, es sei ihre Schuld,
wenn Stellen gestrichen werden, weil sie zu oft krank
sind, weil sie zu faul sind oder weil sie in Teilzeit arbei-
ten.

Schauen wir mal — wir haben davon gerade schon ge-
hort — in eine Branche, in der die Teilzeitquote besonders
hoch ist, in die Pflege. Ich habe vor einer ganzen Weile
mal ein Praktikum in einem Pflegeheim gemacht. Da
waren natlirlich auch viele Leute, die in Teilzeit gearbei-
tet haben. Ich habe sie dann, soweit das nebenher ging, in
der kurzen Pause gefragt: Warum arbeitet ihr eigentlich in
Teilzeit? Habt ihr keine Lust, hier mehr zu arbeiten? —
Was haben die mir geantwortet? Weil es nicht anders
geht. Weil der Job hier so anstrengend ist, weil er emo-
tional belastend ist und weil ich jetzt schon so viele Uber-
stunden mache, dass, wenn ich hier Vollzeit arbeiten wiir-
de, ich keine Zeit mehr fiir meine Familie hitte, mich
nicht um meine Kinder kiimmern kdnnte. — Alle von
denen lieben ihre Arbeit, und der einzige Grund, warum
sie die noch machen, ist die Moglichkeit zur Teilzeit. Ich
finde es deshalb nicht richtig, diesen Menschen jetzt ei-
nen moralischen Vorwurf daraus zu machen, dass sie in
Teilzeit arbeiten.

(Beifall bei der SPD und der Linken sowie bei
Abgeordneten des BUNDNISSES  90/DIE
GRUNEN)

Das ist doch keine Lifestyleentscheidung, das ist Schutz
der eigenen Gesundheit.

Aber selbst wenn das eine Lifestyleentscheidung
wire — na und? Wenn man ,,Lifestyleentscheidung® ins
Deutsche iibersetzt, dann heifit das doch nichts anderes
als ,,Selbstbestimmung iiber das eigene Leben®. Ich ent-
scheide, was ich mit meinem Leben machen mdochte. Ich
finde, das ist nicht nur ein gerechtfertigter Anspruch. Ich
finde, diese Freiheit, diese Moglichkeit, tiber das eigene
Leben selbst zu bestimmen, muss das Ziel unserer politi-
schen Arbeit sein. Das miissen wir jedem einzelnen Men-
schen ermdglichen.

(Beifall bei der SPD und der Linken sowie bei
Abg@ordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Aber die politische Debatte verschiebt sich leider ge-
rade genau davon weg. Sie verschiebt sich weg von der
Frage, was eigentlich wirklich im Interesse der arbeiten-
den Menschen ist. Manchmal kann man sogar den Ein-
druck bekommen, als wire es ein Problem, dass die ar-
beitenden Menschen ihre Bediirfnisse nach mehr Lohn,
mehr Zeit fiir sich und ihre Familie, nach mehr Lebens-
qualitét klar benennen. Ich kann deshalb schon verstehen,
wenn die dann fragen: Was ist eigentlich im Moment mit
unseren Bediirfnissen? Was ist mit uns? Wer vertritt un-
sere politischen Interessen eigentlich? — Dabei sollten
doch gerade hier die Interessen der Menschen, ihre Be-
diirfnisse im Mittelpunkt stehen.

Deshalb: Wer mochte, dass mehr Menschen in Vollzeit
arbeiten, muss ihre Arbeitsbedingungen verbessern. Wer
die wirtschaftliche Lage hier dauerhaft verbessern moch-
te, muss, meine ich, die Interessen und die Bediirfnisse
der arbeitenden Menschen zum Ausgangspunkt der eige-
nen Politik machen, sie ernst nehmen, nicht Politik ge-
gen, sondern Politik fiir die arbeitenden Menschen ma-
chen. Wir jedenfalls wollen das.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der Linken und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN - Mirze Edis [Die Linke]: Nicht
dass du Arger bekommst mit der Birbel!)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Die nichste Rednerin in dieser Debatte ist Misbah
Khan fiir die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Misbah Khan (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Was wir hier Woche fiir Woche présentiert
bekommen, ist kein zufdlliges Sammelsurium von
schlechten Ideen; es ist ein politisches Programm. Sie
haben sich entschieden — da bin ich ganz bei Herrn
Dieren —, die Beschéftigten zum Problem zu erkléren.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Das stimmt doch
nicht! Wir wollen Arbeitspldtze sichern!)

Nicht Thre Politik, nicht Thr Investitionsversagen, auch
nicht Thre Ideenlosigkeit — es sollen die Menschen sein!
Thre Vorschlédge richten sich gegen Familien, gegen Al-
leinerziehende, sie richten sich gegen Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer. Fiir individuelle Freiheit, fiir die
Pflege von Angehorigen, fiir Krankheit, fiir Kinder, fiir
Familie, fiir all das ist in Threm Weltbild in der Kon-
sequenz einfach viel zu wenig Platz.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Anders lassen sich diese endlosen und sich wiederholen-
den Angriffe auf Beschiftigte in diesem Land einfach
nicht mehr erkliren.

Gerade auch die Teilzeitdebatte der letzten Tage zeigt:
Sie wiirden am liebsten jeden Menschen dazu zwingen, in
Vollzeit arbeiten zu gehen, auBler man kann dem nicht
nachkommen. Jetzt muss man sich mal vorstellen, was
das in der Konsequenz bedeutet, wenn man ein Kind
erzieht oder wenn man jemanden pflegt. Die Menschen
sollen dann aufs Amt gehen und sich bescheinigen lassen:
,»Ich habe Kinder, ,Ich muss jemanden pflegen®. Das
kann man sich doch nicht vorstellen. Das ist absolut le-
bensfremd. Das ist Misstrauen per Gesetz.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Diese Vorschldge greifen also nicht nur tief in das
Leben von Menschen und Familien ein; sie errichten
auch biirokratische Hiirden fiir Millionen von Menschen.
Dabei wire es doch so einfach: Lassen Sie den Menschen
doch einfach die freie Wahl, wie sie arbeiten wollen und
konnen!

(Zuruf des Abg. Peter Aumer [CDU/CSU])
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Wenn wir schon beim Thema Wahl sind: In meinem
Heimatland, in Rheinland-Pfalz, sind bald Landtagswah-
len. Ich sage an dieser Stelle allen Rheinland-Pfélzerin-
nen und Rheinland-Pfilzern: Uberlegen Sie sich ganz
genau, ob Sie die CDU wéhlen wollen!

(Johannes Winkel [CDU/CSU]: Super! Ganz
toller Appell! — Zuruf von der AfD: Die AfD
wihlen!)

Denn das, was wir dann kriegen, ist mindestens eine
biirokratische Geiselhaft, wenn nicht noch mehr.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Was wir kriegen, ist Freiheit in Sonntagsreden, und im
Alltag kommen neue Formulare, wenn nicht sogar die
grundlegenden Errungenschaften des Arbeitsrechts mit
FiBen getreten werden. Das heilit, was wir haben, ist
ein Abbau von Schutzrechten, weil sie nicht mehr als
Schutzrechte gesehen werden, sondern als Hemmnisse
fiir die Wirtschaft.

Der Kanzler personlich hat sich jetzt entschieden, sich
auf die Kranken einzuschief3en. Na, herzlichen Gliick-
wunsch! Statt dann zu sagen: ,,Wir fokussieren uns auf
die Priavention, wir schauen, was wir tun konnen, damit
Menschen wirklich ldnger gesund bleiben, werden an-
dere Fragen gestellt. Mal ganz nebenbei: Stress ist einer
der grofiten Krankheitstreiber in dieser Gesellschaft, und
zur Entspannung tragen die Debatten, die Sie fiihren,
wirklich nicht bei.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Also: Priavention gehdrt in den Mittelpunkt und nicht,
Menschen pauschal zu unterstellen, dass sie ihre sozialen
Rechte missbrauchen, dass sie ihre Arbeitsrechte miss-
brauchen.

(Sandra Carstensen [CDU/CSU]: Hat keiner
gemacht!)

Was wir nicht brauchen, ist ein Generalverdacht. Der ist
respektlos. Und vor allem zeigt er einen sozialpolitischen
Offenbarungseid.

Was die Union macht, ist iibrigens auch keine Arbeits-
marktpolitik, sondern eine Umdeutung von Verantwor-
tung. Das zeigt, wo und wie Sie eigentlich in der Regie-
rung und in der Arbeit, die Sie machen, stehen:

(Zuruf des Abg. Peter Aumer [CDU/CSU])

Sie wollen von Threm Regierungsversagen ablenken. —
Ja, natiirlich ist es so, dass die Kosten im Gesundheits-
system explodieren. Und ja, wir brauchen dringend struk-
turelle Reformen. Aber nein, das liegt nicht daran, dass
Menschen krank werden, und es liegt auch nicht an tele-
fonischen Krankschreibungen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Mit dieser Scheindebatte wollen Sie davon ablenken,
dass Sie, Thre Regierung und Thre Gesundheitsministerin,
keine Antworten auf die echten Kostentreiber im Ge-
sundheitssystem liefern.

(Johannes Winkel [CDU/CSU]: Was ist denn
der echte Kostentreiber?)

Das Ganze wird auch noch gekront, indem grof3e Teile
dieser Gesellschaft als faul deklariert werden. Statt
Schuldzuweisungen an dieses Land und an die Menschen
in diesem Land auszusprechen, tragen Sie doch bitte Thre
politische Verantwortung! Stellen Sie die richtigen Stell-
schrauben, und bringen Sie die Wirtschaft in Fahrt! Was
dafiir wichtig sein kann, das wissen wir. Das sind nicht
Schuldzuweisungen, das ist eine flichendeckende Digi-
talisierung, die Sie konsequent verschlafen. Es ist der
Abbau von Biirokratie.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Was haben Sie bei
den Griinen denn gemacht?)

Und es ist die Nutzung des Sondervermogens als Inves-
titionsbooster, statt es fiir Wahlgeschenke und fiir partei-
politische Sonderwiinsche zu missbrauchen.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Die Menschen in diesem Land sind nicht das Problem,
sie sind die Stirke unseres Landes, und sie verdienen es
auch, so behandelt zu werden.

(Zuruf des Abg. Peter Aumer [CDU/CSU])

Was das Land wirklich ausbremst, ist eine Union, die
nicht ihre Verantwortung iibernimmt.

Danke schon.
(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Der nichste Redner in dieser Debatte ist Wilfried
Oellers fiir die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wilfried Oellers (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die
Arbeitswelt und deren Bediirfnisse in unserem Land sind
sehr unterschiedlich. Jede Branche hat ihre Besonderhei-
ten, aber auch ihre eigenen Arbeitszeitspitzen. Wahrend
wir iiblicherweise von Arbeitszeiten an Wochentagen und
tagsliber ausgehen, gibt es auch viele Branchen, deren
hauptsédchliche Tatigkeit abends oder am Wochenende
liegt, zum Beispiel die Gastronomie, oder Branchen,
deren Arbeitszeiten sehr stark saisonal bedingt sind, wie
zum Beispiel die Landwirtschaft und die Erntehelfer. Da-
riiber hinaus gibt es aber auch 24-Stunden-Betriebe im
Schichtbetrieb, zum Beispiel in der Industrieproduktion
und in der Daseinsvorsorge.

Diese Beschreibung ist sicherlich nicht vollstdndig und
will auch keinen Anspruch auf Vollstidndigkeit erheben;
sie gibt aber einen kleinen Einblick in die Unterschied-
lichkeit der Arbeitswelt.

(Siegfried Walch [CDU/CSU]: Ganz genau!)

So unterschiedlich die Arbeitswelt ist, so unterschiedlich
sind auch die Bediirfnisse der Arbeitgeber und der Ar-
beitnehmer.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Jede Seite wiinscht eine gewisse Flexibilitdt, aber auch
eine Planbarkeit. Arbeitgeber miissen schauen, dass die
Auftrage abgearbeitet werden und dass man auf Auf-
tragsspitzen und auf den Arbeitsanfall reagieren kann.
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wiinschen aber
auch, Familie und Beruf miteinander vereinbaren zu kon-
nen. Hinzu kommt aktuell noch der grofle Fachkrifte-
und, ja, sogar Arbeitskriftemangel.

Die Herausforderungen des Arbeitsmarktes sind gro8.
Um die Leistungsfahigkeit unserer Wirtschaft zu erhal-
ten, miissen wir alles daransetzen, dass die Wirtschaft im
Vergleich zu den letzten drei Jahren wieder in Schwung
kommt, damit wir so unseren Wohlstand, den wir iiber all
die Jahre erwirtschaftet haben, zumindest erhalten und
am liebsten sogar ausbauen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Hierzu bedarf es nach unserer Auffassung folgender
Malnahmen:

Insbesondere um mehr Flexibilisierung in die Arbeits-
welt hineinzubekommen, bedarf es der im Koalitionsver-
trag vereinbarten Einfiihrung der Wochenarbeitszeit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Sie wiirde nicht nur den Unternehmern die Moglichkeit
geben, auf den Arbeitsanfall zu reagieren, sie wiirde auch
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in die Lage ver-
setzen, Familie und Beruf besser miteinander vereinbaren
zu konnen. Auch wenn manche anderes behaupten, so
wird diese Flexibilisierung eben nicht nur von der Arbeit-
geberseite gewiinscht, sondern auch von der Arbeitneh-
merseite. Dabei wird das Arbeitszeitgesetz seinen Grund-
gedanken als Arbeitsschutzgesetz nicht verlieren. Aber
fiir die Arbeitswelt wird es wichtig sein, diese Flexibili-
sierung, die librigens in der EU-Arbeitszeitrichtlinie aus-
driicklich vorgesehen ist, auch in unserem Land zu er-
moglichen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zur Arbeitswelt gehort aber auch die Moglichkeit, in
Teilzeit zu arbeiten. Dies ermoglicht, Familie und Beruf
miteinander zu vereinbaren. Die Entscheidung, wie man
es handhaben mochte, liegt bei jedem selbst. Die Teilzeit
hat es den Menschen ermdglicht, Erziehung von Kindern
oder Pflege von Angehdrigen mit ihrer Arbeit zu verein-
baren. Und wenn man dann eben nicht in Vollzeit arbeiten
kann, kann man der Arbeit trotzdem in Teilzeit nach-
gehen. Daher hat die Teilzeit Arbeitspotenziale fiir unser
Land und fiir den Arbeitsmarkt eroffnet, die ansonsten
nicht ausgeschopft worden wéren. Das ist ein absoluter
Mehrwert.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD — Ines Schwerdtner [Die Linke]: Sa-
gen Sie das Threr Ministerin!)

In Ergénzung zur allgemeinen Teilzeit haben wir sei-
nerzeit sogar die Briickenteilzeit eingefiihrt.

(Bernd Riitzel [SPD]: Sehr gut! 2018 war das!)

Diese soll es den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
ja ermoglichen, fiir eine bestimmte Zeit in Teilzeit zu
gehen, um nachher in Vollzeit wiederzukommen. An
der Stelle muss man aber auch dazusagen: Das ist sicher-

lich ein Mehrwert fiir die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer, die das beantragen, zugleich aber eine enorme
Herausforderung nicht nur fiir die Unternehmer, sondern
auch fiir die Arbeitnehmer.

(Beifall des Abg. Siegfried Walch [CDU/
CSU))

Warum? Die Arbeitgeber miissen schauen, wie sie den
Arbeitsanfall trotz reduzierter Arbeitszeit aufgefangen
bekommen. Es gibt da folgende Moglichkeiten:

Die erste Moglichkeit wire, man stellt eine Person
befristet in Teilzeit ein. Da stellt sich erst einmal die
Frage: Findet man jemanden dafiir? Denn Teilzeit und
Befristung ist relativ unattraktiv. Dies wird doch vor allen
Dingen immer von eher linksgerichteten Fraktionen deut-
lich kritisiert, weil es prekdre Arbeit ist.

Die zweite Moglichkeit wére: Wenn man keinen fin-
det, dann muss das eben die Belegschaft im Betrieb auf-
fangen. Wie geht das? In der Regel eher durch Uberstun-
den! Sie merken, hier kommen wir zu einem Zielkonflikt,
den wir eigentlich gerne auflosen wollten. Das ist auch
der Gegenstand des MIT-Antrags.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg.
Bernd Riitzel [SPD])

Wir miissen schauen, dass unsere Wirtschaft wieder in
Gang kommt. Dafiir brauchen wir einen flexiblen Ar-
beitsmarkt.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:
Die nichste Rednerin in dieser Debatte ist fiir die AfD
Gerrit Huy.

(Beifall bei der AfD)

Gerrit Huy (AfD):

Frau Prasidentin! Werte Kollegen! Liebe Zuschauer!
Wir sind eine freiheitliche Partei. Bei uns darf im Prinzip
jeder so viel arbeiten, wie er gerne mochte. Das ist Teil
der deutschen Vertragsfreiheit, die auch zwischen Arbeit-
nehmern und Arbeitgebern gilt. Arbeitgeber konnen ih-
ren Mitarbeitern ohne Weiteres eine Zwei-, Vier- oder
Fiinftagewoche anbieten. Aber halt! Mehr geht da nicht:
weil dann der deutsche Arbeitsschutz greift — mit Fug und
Recht. Denn der einzelne Arbeitnehmer kann sich in Ver-
handlungen, gerade bei grofieren Unternehmen, allein
nicht durchsetzen. Er wird gesichert durch den gesetzli-
chen Arbeitsschutz, der den Unternehmern bewihrte
Mindeststandards vorgibt. Deswegen kénnen wir auch
nicht verstehen, weshalb gerade die Union ihn jetzt in
Teilen abschaffen will. Glaubt sie ernsthaft, so die Wirt-
schaftswende einleiten zu kdnnen?

Aus unserer Sicht ist die von der Union geplante Ver-
wisserung der Arbeitszeitregelung schédlich fiir die Ar-
beitnehmer, weil sie potenziell deren Gesundheit geféhr-
det, sie aber definitiv ihr Familienleben schlechter planen
lasst, weil sich zum Beispiel Kindergartenzeiten nicht
mitanpassen lassen. Dieser Schritt ist aber auch tiberfliis-
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sig, weil schon die derzeitige Gesetzeslage voriiber-
gehende Abweichungen von der tiglichen und wochent-
lichen Hochstarbeitszeit ermdglicht.

(Beifall bei der AfD)

Das gibt den Unternehmen in Ausnahmesituationen ge-
niigend Flexibilitét, die sie auch gerne nutzen.

Wir sehen uns als arbeitnehmerfreundliche Partei,
gleichzeitig aber auch als wirtschaftsfreundliche Partei.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Seid ihr das, oder
seht ihr euch so?)

Denn wir wissen sehr wohl: Ohne mutige Unternechmer
und eine funktionierende Wirtschaft funktioniert gar
nichts in diesem Land.

(Beifall bei der AfD)

Das bekommen zurzeit leider immer mehr Menschen nur
allzu nachdriicklich vor Augen gefiihrt, die gerade ihren
Arbeitsplatz verlieren. Diese Hunderttausende Insolvenz-
opfer sind in groBen Teilen der Wirtschaftspolitik der
Altparteien verschuldet.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Und jetzt die Vor-
schldge!)

Die Union hat selbst dazu beigetragen, Stichwort ,,Atom-
ausstieg® zum Beispiel. Nicht wahr?

(Beifall bei der AfD — Peter Aumer [CDU/
CSU]J: Ah!)

Da miissen Sie sich nicht wundern, wenn Thnen die Wih-
ler den wirtschaftlichen Turnaround nicht zutrauen. Wir
tun das auch nicht.

Weder lhre neue Arbeitszeitordnung noch die Ab-
schaffung der Briickenteilzeit werden es richten. Letztere
haben Sie erst 2019 eingefiihrt; jetzt wollen Sie sie wieder
abschaffen. Wir haben damals schon dagegengestimmt,
weil sie zum einen die Vertragsfreiheit zwischen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern weiter einschrinkt und zum
anderen erhebliche biirokratische Mehraufwendungen
verursacht. Sie gilt einschrankungslos fiir alle privaten
Firmen mit mehr als 45 Mitarbeitern.

Ich kenne aber beispielsweise Start-ups mit 80 und
mehr Mitarbeitern, die nicht einmal einen eigenen Per-
sonalverantwortlichen haben. Deren Mitarbeiter bestehen
fast ausschlieBlich aus Ingenieuren, Produktplanern oder
ITlern. Personalangelegenheiten erledigt der Chef
hochstpersonlich mithilfe seines Sekretariats. Da kommt
dann ein junger HeiBsporn, der gerade seine sechsmona-
tige Einarbeitungszeit hinter sich hat, und stellt fest, er
mdchte mehr Life als Work haben und nur noch vormit-
tags arbeiten. Der Chef muss dem dann nachgeben —
Widerspruch ist praktisch aussichtslos — und sich {iber-
legen, wie er den anderen halben Tag mit seinem knappen
Start-up-Budget noch ausreichend besetzen kann. Das ist
in meinen Augen nicht besonders intelligent.

Es wundert nicht, dass derartige Regelungen dazu fiih-
ren, dass unsere Griinder zwar frithzeitig sehr gute Ge-
schiftsideen entwickeln, aber sie nur sehr selten am
Markt durchsetzen konnen. Warum? Der Rest der Welt
ist nicht besser; der Rest der Welt ist schneller als wir.
Und unser deutscher Behdrdenstaat ldsst Schnelligkeit

einfach nicht zu. Warum auch? Seinen Beamten hat das
Bundesverfassungsgericht gerade ein finanziell sorgen-
freies Leben zugesagt, was nun zu bombastischen Nach-
zahlungen in Bund und Léandern fiithrt. Dem Rest der
Biirger mutet das Gericht damit bedenkenlos zusitzliche
finanzielle Sorgen zu. Denn sie sind es, die den groB-
zligigen Richterspruch finanzieren miissen.

Der Anspruch auf Teilzeit ist zu unterstiitzen, wenn er
gut begriindet ist: wenn etwa Miitter und Véter nicht mehr
Vollzeit arbeiten kdnnen, weil sie Kinder oder Pflegebe-
diirftige betreuen miissen. Das unterstiitzen wir mit Ge-
setz und mit Herz.

(Beifall bei der AfD)

Der Wechsel in Teilzeit bedeutet immer auch einen
Wechsel in niedrigeres Einkommen. Wenn einer damit
auskommt und das in Ordnung findet, dann ist es fiir
uns okay.

Was wir aber definitiv nicht wollen, ist, dass Arbeit-
nehmer, wie es leider relativ hdufig geschieht, die
Teilzeitoption nutzen, um sich anschlieBend ihr Haus-
haltsbudget mit Wohngeld oder Grundsicherungsgeld
aufstocken zu lassen. Das ist Work-Life-Balance auf
Kosten Dritter und damit hochst unansténdig.

(Beifall bei der AfD)

Wir haben nicht vor, so etwas zuzulassen. Uber 100 Mil-
liarden Euro gehen dem ehrlichen Teil unserer Gesell-
schaft schon heute durch Sozialbetrug verloren. Jéhrlich!
Das muss ein Ende haben.

Leistungserschleichung wollen wir nicht belohnen;
aber Arbeitsleistung wollen wir zukiinftig besser beloh-
nen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Die nichste Rednerin in dieser Debatte ist Rasha Nasr
fir die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der Linken)

Rasha Nasr (SPD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen!
Wenn man die Debatten der letzten Wochen verfolgt,
konnte man den Eindruck bekommen, dass in diesem
Land plétzlich alle faul sind. Erst ging es darum, ob das
mit den vielen Krankheitstagen denn wirklich sein miisse,
jetzt um das Recht auf Teilzeitarbeit. Ich sage Thnen of-
fen, werte Kolleginnen und Kollegen der Union: Der Ton
dieser Debatte irritiert mich dann schon.

(Zuruf von der AfD: Aha!)

Und ich hoffe sehr, dass wir hier im Deutschen Bundestag
nicht ernsthaft damit anfangen, den Flei der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in diesem Land infrage zu
stellen.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Macht keiner!)

©

(D)



(A)

B

6594

Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode — 55. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 28. Januar 2026

Rasha Nasr

Diese Debatte ist nicht nur wirklichkeitsfern; sie ist
inzwischen so schief, dass selbst aus den Reihen der
Union deutliche Kritik kommt, zum Beispiel vom
CDU-Landesvorsitzenden in Rheinland-Pfalz, Gordon
Schnieder, der die Idee, den Rechtsanspruch auf Teilzeit
infrage zu stellen, als ,,Schnapsidee” bezeichnet hat.
Werte Kolleginnen und Kollegen, ich finde, er hat recht
damit. Denn diese Debatte geht an der Realitét vorbei.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Ricarda
Lang [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Und, ich muss es so ehrlich sagen, sie trieft vor Arroganz
gegeniiber den hart arbeitenden Menschen in diesem
Land.

Teilzeit ist kein Luxus, kein Lifestyle und kein Aus-
druck mangelnder Solidaritdt. Fiir Millionen Menschen
ist Teilzeit die Voraussetzung dafiir, Arbeit und Leben
iiberhaupt miteinander vereinbaren zu kdnnen — Familie,
Pflege, Ehrenamt oder eben die eigene Gesundheit. Wer
Teilzeitarbeit pauschal abwertet, 16st kein Fachkréftepro-
blem. Er verschiebt es. Und er verkennt, dass mehr Ar-
beitsstunden nicht durch moralischen Druck entstehen,
sondern dort, wo Betreuung, Pflege und Gesundheit das
iiberhaupt zulassen.

Ja, wir brauchen mehr Arbeitskraft. Aber nicht durch
weniger Arbeitnehmerrechte.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Wenn moralische Appelle Arbeitskrifte schaffen wiirden,
hétten wir dieses Problem doch lédngst nicht mehr.

(Zuruf des Abg. Peter Aumer [CDU/CSU])

Entscheidend ist, ob Menschen reale Moglichkeiten ha-
ben, ihre Arbeitszeit auszuweiten. Und genau hier liegen
die eigentlichen Hiirden:

Da sind die Minijobs, die viele — vor allem Frauen —
dauerhaft in Beschiftigungen mit niedriger Stundenzahl
und ohne soziale Absicherung festhalten. Das sind keine
Briicken in existenzsichernde Beschéftigung, sondern
Sackgassen.

Da sind steuerliche Fehlanreize wie das Ehegatten-
splitting, das bis heute signalisiert, dass sich Mehrarbeit —
auch hier insbesondere fiir Frauen — kaum lohnt.

Und da sind Arbeitszeiten, iiber die Beschiftigte oft
nicht ausreichend mitentscheiden konnen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dabei wissen wir aus der Praxis: Gute Arbeitszeitmodelle
entstehen dort, wo betriebliche Mitbestimmung funktio-
niert und Arbeitszeiten planbar und verlasslich sind.

Wenn wir wollen, dass Menschen ihre Arbeitszeit aus-
weiten, miissen wir Briicken bauen und nicht Tiiren zu-
schlagen. Gute Kinderbetreuung, verldssliche Pflegean-
gebote, Qualifizierung und weniger Biirokratie im Alltag
von Familien — das ist die tatsdchliche Arbeitszeitreserve
in diesem Land.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Ich komme aus Sachsen, und ich sehe dort sehr kon-
kret: Wo Betriebe auf Vereinbarkeit setzen, Weiterbil-
dung ernst nehmen und Mitbestimmung ermdglichen,
entscheiden sich viele Menschen freiwillig fiir mehr
Stunden — ganz ohne Kulturkampf iiber angeblichen Life-
style.

Meine Damen und Herren, als SPD-Bundestagsfrak-
tion werden wir nicht akzeptieren, dass Menschen be-
nachteiligt oder unter Druck gesetzt werden, weil sie Ver-
antwortung fiir Kinder, fiir Pflegebediirftige oder fiir ihre
Mitmenschen iibernehmen. Solidaritit bemisst sich nicht
an der Stundenzahl im Arbeitsvertrag.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Fachkréftesicherung gelingt nicht durch Schuldzuwei-
sungen oder den Abbau von Arbeitnehmerrechten. Sie
gelingt durch gute Arbeit, faire Lohne, starke Mitbestim-
mung und echte Wahlfreiheit.

Und zur Vollstandigkeit gehort auch: Wir haben in der
Vergangenheit gut integrierte Menschen verloren, weil
dieses Land sie abgeschoben hat, obwohl sie gearbeitet
haben oder in Ausbildung waren. Wer hier arbeitet oder
lernt, der soll bleiben diirfen. Und auch das ist ein Beitrag
zur Fachkriftesicherung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Meine Damen und Herren, wir konnen diese Debatte
iiber FleiB, Moral und angeblichen Lifestyle gern fort-
setzen. Wir kénnen weiter dariiber diskutieren, wer wie
viele Stunden arbeitet und wer sich dafiir rechtfertigen
soll. Oder wir machen Politik. Politik heifit: Hiirden ab-
zubauen, statt Menschen zu belehren, Mitbestimmung zu
stirken, statt Misstrauen zu sden, und Arbeit so zu ge-
stalten, dass sie auch zum Leben passt.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Das machen wir
auch!)

Alles andere produziert Schlagzeilen, aber keine einzige
zusitzliche Arbeitsstunde. Wer Fachkrifte sichern will,
muss an Strukturen arbeiten und nicht an Vorwiirfen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN — Peter
Aumer [CDU/CSU]: Das machen wir doch ge-
meinsam!)

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Die nidchste Rednerin in dieser Debatte ist Ines
Schwerdtner fiir die Fraktion Die Linke.

(Widerspruch der Abg. Ricarda Lang
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

— Entschuldigung, Frau Lang, Sie waren schon bei mir
notiert. Sorry. — Die nichste Rednerin in dieser Debatte
ist fiir die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen Ricarda Lang.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
Linken)
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Ricarda Lang (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Vielen Dank fiir das
Wort. Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich mochte zu-
nichst einmal Danke sagen. Denn wihrend sich Teile der
Union noch Miihe geben, so zu tun, als ginge es bei der
Debatte um die Arbeitszeit um mehr Flexibilitdt oder
mehr Vereinbarkeit,

(Siegfried Walch [CDU/CSU]: Na klar!)

hat der Wirtschaftsfliigel diese Woche ehrlich und klipp
und klar gezeigt, was das eigentliche Ziel ist, und zwar:
weniger Rechte, weniger Schutz und weniger Freiheit fiir
die Biirgerinnen und Biirger.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Peter Aumer [CDU/CSU]: Mehr Wohlstand fiir
alle!)

Thre Vorschldge gegen die Lifestyleteilzeit sind dabei
nicht nur realititsfern — Spoiler Alert! wer in Teilzeit
arbeitet, liegt ja den Rest der Zeit nicht auf der faulen
Haut herum —, sondern sie wiirden den Fachkréftemangel
sogar noch weiter anheizen.

(Dr. Janosch Dahmen [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Genau!)

Denn die Moglichkeiten zur Teilzeit haben dafiir gesorgt,
dass viele Frauen ihre Erwerbstétigkeit gesteigert haben.
Wenn Sie diese Mdglichkeiten einschrinken, dann wiir-
den Frauen nicht mehr arbeiten, sondern weniger.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Diese Vorschlédge sind damit nicht nur menschlich unter-
irdisch, sondern auch noch wirtschaftlich plemplem oder,
wie es der ,,Stern* diese Woche gut auf den Punkt ge-
bracht hat: ,,Das W in CDU steht fiir Wirtschaftskom-
petenz‘. Und ich wiirde noch ergéinzen: das B fiir Biirger-
ndhe und das E fiir Empathie.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Natiirlich sagen Sie jetzt, dass die Menschen, die pfle-
gen, oder die Menschen, die Kinder erziehen, damit gar
nicht gemeint wiren, dass die ja ausgenommen wéren.
Dann spielen wir das Ganze doch einmal konkret durch.
Miissen Beschiftigte nun ihrem Chef ihre gesamten fa-
milidren Verhéltnisse offenlegen? Das schon im Bewer-
bungsgespriach oder erst danach? Und was ist erlaubt:
Kinder nur unter zehn Jahre, oder ist iiber zehn Jahre
auch noch in Ordnung? Und bei der Pflege: Darf man
dann nur bei Angehorigen des ersten Grades, oder ist es
bei Angehorigen zweiten Grades auch noch in Ordnung?
Und wer entscheidet das eigentlich? Der Chef? Oder
Gitta Connemann? Oder Friedrich Merz hochstperson-
lich?

(Johannes Winkel [CDU/CSU]: Lesen Sie
doch mal den Antrag! Es geht doch gar nicht
um Pflege oder Kindererziechung!)

Sie reden von Biirokratieabbau und wollen ein absolu-
tes Biirokratiemonster schaffen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Sie werfen anderen Ubergriffigkeit vor und wollen Vor-
schriften fiir die private Gestaltung der Arbeitszeit. Sie
reden von Freiheit und wollen die Beschéftigten gangeln.
Eure Flexibilitét gilt immer nur fiir die wenigen, fiir euch
selbst, und die Mehrheit darunter leidet.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der Linken)

Dabei gébe es ja einiges zu tun. Wenn hier etwas faul ist,
dann ist es die Untitigkeit dieser Regierung.

Erstens sollten Sie dafiir sorgen, dass die Leute, die
Vollzeit arbeiten wollen, es auch konnen: mit einem fla-
chendeckenden Ausbau der Kitainfrastruktur,

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Wer war denn in
der Regierung vor Kurzem? Habt ihr das ver-
gessen?)

mit einem echten und einem gerechten Pflegegeld, mit
einer Ausweitung der Briickenteilzeit, mit einem Recht
auf Vollzeit.

Zweitens sollten Sie dafiir sorgen, dass sich mehr Ar-
beiten auch tatsdchlich lohnt: mit der Reform des Ehegat-
tensplittings, mit der Abschaffung der Steuerklasse V, mit
einer steuerlichen Anrechnung von Betreuungskosten
und, indem Menschen mit einem mittleren und kleinen
Einkommen endlich mehr Netto vom Brutto haben.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Es gibt Losungen gegen den Fachkridftemangel. Aber
dabei ist eines klar: Es hilft mehr Vereinbarkeit und nicht
mehr Verfiigbarkeit.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Zuruf des Abg. Peter Aumer [CDU/CSU])

Im September hat der Bundeskanzler darum gebeten,
dass wir den Standort starkmachen und nicht schlecht-
reden.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Genau!)

Komplett verriickte Idee: Wie wére es, wenn er das mal
dem CDU-Vorsitzenden Friedrich Merz vorschlagt?
Denn wihrend sich dieser Friedrich Merz von einem Fett-
népfchen zum anderen hangelt, siecht man doch immer
mehr: Das Problem ist nicht, dass Friedrich Merz sagt,
was er denkt, sondern dass er offensichtlich den ganzen
Tag dariiber nachdenkt,

(Peter Aumer [CDU/CSUJ: ..., wie man Ar-
beitsplétze sichert!)

wer zu faul ist, wer zu wenig arbeitet, wer zu wenig
leistet, wer zu viel krank ist und wer nicht dazugehort.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Haben Sie den
Jahreswirtschaftsbericht gelesen?)

Wenn man ein Land nur dariiber definiert, wer nicht gut
genug ist, dann wird man es niemals zusammenhalten
konnen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Die Familien in diesem Land, sie verdienen eine Re-
gierungsspitze, die sich fiir sie interessiert und sie nicht
ignoriert. Die Frauen, sie verdienen einen Kanzler, der sie
versteht und nicht ihre Lebensrealitit verspottet.
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Ricarda Lang
(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Und die Menschen in diesem Land, sie verdienen eine
Regierung, die fiir sie kdimpft und sie nicht immer wieder
fiir faul erklért. Denn diese Menschen leisten verdammt
viel und eindeutig mehr als Thre Bundesregierung.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der Linken — Zuruf
des Abg. Peter Aumer [CDU/CSU])

Vizeprasidentin Andrea Lindholz:

Jetzt ist die nichste Rednerin in dieser Debatte fiir die
Fraktion Die Linke Ines Schwerdtner.

(Beifall bei der Linken)

Ines Schwerdtner (Die Linke):

Frau Prdsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Liebe
Schulklassen! Liebe Besucher! Friedrich Merz,
Katherina Reiche und die Lobbyistinnen und Lobbyisten
von der Mittelstandsunion behaupten gerade, die Men-
schen in diesem Land wiirden zu wenig arbeiten. Mit
Friedrich Merz gefragt: Ist das wirklich notwendig? Ich
sage: Das ist nicht nur falsch, das ist auch eine Beleidi-
gung fiir Millionen arbeitende Menschen in diesem Land.
Knapp 17 Millionen von ihnen arbeiten in Teilzeit. Wer
dieses Recht angreift, greift sie alle, greift uns alle an.

(Beifall bei der Linken)

Uberlegen Sie sich doch vielleicht einmal, bevor Sie so
einen Antrag stellen, wie Ihre Worte im Land ankommen,
wie das bei den Menschen ankommt. Die Wahrheit ist
doch: Die Gruppe, die es sich leisten kann, freiwillig in
Teilzeit zu arbeiten, ist extrem klein; laut Experten reden
wir hier — wenn iiberhaupt — von einem einstelligen Pro-
zentbereich. Die grofle Mehrheit arbeitet in Teilzeit, weil
sie muss: weil die Arbeit korperlich kaputtmacht, weil
Angehorige gepflegt werden miissen und weil Kinder
versorgt werden miissen. Teilzeit ist kein Lifestyle. Teil-
zeit ist fiir Millionen Menschen eine Uberlebensstrategie.

Und selbst wenn Sie jetzt sagen — ich habe ja zu-
gehort — , Bestimmte Gruppen wollen wir ausnehmen,
etwa Menschen mit Betreuungsaufgaben®, dann schaffen
Sie damit kein gerechtes System, sondern ein Biirokratie-
monster. Sie wollen doch die ganze Zeit Biirokratie ab-
schaffen. Jetzt auf einmal wollen Sie neue Regelungen
schaffen. Dann miissen ndmlich Menschen begriinden
und rechtfertigen und nachweisen, warum sie weniger
arbeiten. Dann entscheiden nicht mehr die Menschen
selbst, weil sie ein Recht auf Teilzeit haben, sondern
dann entscheidet der Staat dariiber, was ein legitimer
Grund ist. Wollen Sie das wirklich?

Und ich kaufe Thnen Thren Einsatz fiir die Wirtschaft
iiberhaupt nicht ab. Denn komischerweise ist es so: Wenn
in Erfurt Zalando seinen Betrieb einstellt, obwohl Millio-
nensubventionen da reingeflossen sind, obwohl der La-
den gleichzeitig Gewinne macht, wenn der Standort trotz-
dem schlieBen muss, dann verlieren Sie von der
Wirtschaftsunion gar kein Wort dartiber.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Ricarda
Lang [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN] — Peter

Aumer [CDU/CSU]J: Warum muss der denn
schlieen?)

Wenn Arbeitsplitze ins Ausland verlagert werden, dann
schweigen Sie.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Warum machen die
denn dicht?)

Aber wenn Beschiftigte {iber ihre Arbeitszeit selbst be-
stimmen, dann greifen Sie sie an. Und genau das ist das
Problem.

(Beifall bei der Linken — Heidi Reichinnek
[Die Linke]: Richtig! — Johannes Winkel
[CDU/CSU]: Ich wusste gar nicht, dass die
Unternechmen, die ins Ausland abwandern,
alle Die Linke wihlen! — Wilfried Oellers
[CDU/CSUYJ: Das ist eine verlogene Unterstel-
lung! — Zuruf der Abg. Sandra Carstensen
[CDU/CSUY))

Dieses Teilzeit-Bashing ist doch auch keine ungliick-
liche Wortwahl, nach der man wieder zuriickrudern muss.
Das ist genau das Gleiche wie bei der Stadtbild-Debatte:
Sie wissen doch ganz genau, was Sie tun.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Sie wissen gar
nichts!)

Das Ganze hat ein politisches Programm — ein politisches
Programm, das Angst machen und Menschen gefiigig
machen soll. Diese Angriffe auf die arbeitende Klasse
in diesem Land haben System.

(Johannes Winkel [CDU/CSU]: Die ,,arbei-
tende Klasse*! Da gehort Die Linke aber nicht
dazu!)

Sie sollen Druck nach unten erzeugen und Beschéftigte
gegeneinander ausspielen, damit die CDU und ihre
reichen Freunde in Ruhe den Staat pliindern kénnen.

(Beifall bei der Linken — Mirze Edis [Die
Linke]: Aber nicht mit uns!)

Sie nutzen in den letzten Wochen jede Gelegenheit, um
hart erkdmpfte Arbeitsrechte so zu beschimpfen, als wé-
ren sie ein Luxus. Wissen Sie, was wirklich Lifestyle ist?
Ich erkldre es Thnen mal: 800 000 Menschen in Deutsch-
land leben allein von ihrem Vermdgen, ohne einen ein-
zigen Cent Vermogensteuer zu bezahlen. Das ist ein Lu-
xus-Lifestyle, den wir uns nicht mehr leisten kénnen;
aber Teilzeit ist es nicht.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Mayra
Vriesema [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN] —
Zuruf der Abg. Sandra Carstensen [CDU/
CsSuU))

Sie testen, wie weit Sie gehen konnen beim Abbau des
Sozialstaats. Bérbel Bas legt jetzt gerade eine moderate
Reform vor.

(Peter Aumer [CDU/CSUY]: Wir legen die vor!)

Aber Sie testen jeden Tag, wie weit Sie gehen konnen.
Bei der Arbeitszeit, bei den Krankheitstagen, beim Ren-
tenalter testen Sie es aus — Stiick fiir Stiick, Tag fiir Tag.
Aber glauben Sie mir: Die Menschen werden sich diese

©

(D)



(A)

B

Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode — 55. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 28. Januar 2026

6597

Ines Schwerdtner

Erniedrigung durch die politische Elite nicht mehr gefal-
len lassen. Sie merken sich das, und sie werden sich ihr
Recht auch zuriickholen.

(Beifall bei der Linken)

Die grofite Liige in diesem Land — man muss es ja
immer wieder sagen — ist, dass die CDU von sich be-
hauptet, sie verstiinde etwas von Wirtschaft. Das ist ei-
gentlich der grofite Gag.

(Heidi Reichinnek [Die Linke]: Ja, genau! —
Peter Aumer [CDU/CSU]: Aber Sie verstehen
davon was, oder?)

Thre Vorschldge machen die Menschen krank.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Ich
finde, Sie sollten ein bisschen vorsichtiger
sein mit solchen Unterstellungen!)

Und es sind die Beschéftigten, die die Wirtschaft tragen.
Wissen Sie, was wirklich wirtschaftlich klug wére? In
Kitas, in Pflege, in Bildung zu investieren. Dann kriegen
Sie ndmlich auch den Fachkriftemangel in den Griff —
nicht indem Sie die Leute zwingen, mehr zu arbeiten.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Ricarda
Lang [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Und klug wére es, wenn Sie sich das Geld dort holen, wo
das Vermdogen liegt: bei den Superreichen und bei denen,
die seit Jahren von der Arbeit anderer Leute leben.

(Beifall bei der Linken)

Wenn man die Wirtschaft also wirklich stiarken will,
dann muss man dafiir sorgen, dass Menschen wieder
Luft zum Atmen bekommen, dass Lohne reichen, dass
Wohnen bezahlbar ist und dass die Arbeit nicht krank-
macht. Das schafft Nachfrage, Stabilitit und Sicherheit.
Wissen Sie, was wir lieber abschaffen sollten? Nicht das
Recht auf Teilzeit, sondern diese als Politik getarnte Lob-
byveranstaltung der Mittelstandsunion. Diese Politik
braucht das Land nicht.

(Beifall bei der Linken)

Und glauben Sie mir: Mit diesen Angriffen auf die arbei-
tenden Menschen werden Sie nicht durchkommen.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Also, Thre Un-
terstellungen sind echt bodenlos! Wirklich!
Bodenlos!)

Und weil heute das Gedenken an die Befreiung von
Auschwitz und an den Holocaust war, will ich die letzten
Sekunden dafiir nutzen — weil die Bundestagsprésidentin
es nicht getan hat —, zu sagen: Die ideologischen Nach-
fahren der Nazis sitzen hier immer noch rechts.

(Beifall bei der Linken — Rocco Kever [AfD]:
Der Seitenhieb musste ja noch mal sein!)

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Fir die CDU/CSU-Fraktion darf ich Peter Aumer das
Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Peter Aumer (CDU/CSU):

Herr Prisident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Eine denkwiirdige Debatte, die wir hier gerade erle-
ben, eine Debatte, die an der Realitdt unseres Landes zu
hundert Prozent vorbeigeht.

(Beifall bei der CDU/CSU — Mirze Edis [Die
Linke]: Wer sagt das? Wer sagt das?)

— ,,Wer sagt das“? Der Jahreswirtschaftsbericht sagt das.
Hitten Sie sich, meine sehr geehrten Damen und Herren,
der Realitdt gestellt, hétten Sie mal den Zustand unseres
Landes genau analysiert,

(Mirze Edis [Die Linke]: Ja, machen Sie mal,
damit nicht 300 000 Arbeitsplétze in der Indus-
trie verschwinden!)

dann hitten Sie die Reden, die Sie heute gehalten haben,
nicht halten konnen. Wir miissen schauen, dass die Wirt-
schaft unseres Landes wieder in Schwung kommt, dass
die Arbeitsplatze erhalten bleiben, dass die Menschen in
Lohn und Brot sind.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der
Linken)

Wenn das passiert ist, dann kdnnen wir uns {iber Dinge
unterhalten, die Sie auf die Agenda setzen, meine sehr
geehrten Damen und Herren.

(Mirze Edis [Die Linke]: Sklaverei ist vorbei!)

Eines mochte ich sagen: Wir als CDU/CSU stehen
ganz eng an der Seite der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer.

(Sandra Carstensen [CDU/CSU]: Ja!)

Arbeitsrechte, Arbeitsschutz, faire Arbeitsbedingungen,
soziale Sicherheit und Tarifpartnerschaft sind keine Er-
findungen der Linken, sondern das, meine sehr geehrten
Damen und Herren, ist der Kern der sozialen Marktwirt-
schatft.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg.
Helge Limburg [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

— Der Griinen auch nicht.

(Zuruf des Abg. Helge Limburg [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Wenn man sich den Titel dieser Aktuellen Stunde an-
schaut — sinngemifl: Beschiftigungsrechte sichern —,
dann ist es aus meiner Sicht ganz wichtig, sich dieses
Wortspiel genauer anzuschauen: Beschéftigungsrechte.
Fiir Beschéftigungsrechte braucht man vor allem Be-
schiftigung.

(Ines Schwerdtner [Die Linke]: Beschiftigten-
rechte! Lesen Sie noch mal!)

Reden Sie doch bitte mal mit der Chefin der Bundes-
agentur filir Arbeit dariiber, wie der Arbeitsmarkt in un-
serem Land ausschaut. Reden Sie mal mit ihr dariiber,
welche Kiindigungen angekiindigt worden sind.

(Zuruf der Abg. Heidi Reichinnek [Die Linke])

— Frau Reichinnek, ja, machen Sie das doch bitte mal. Das
kdnnen wir gerne mal gemeinsam machen, wenn Sie Lust
haben.
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Peter Aumer

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dann bekommen Sie mal ein Gefiihl dafiir, dass Tiktok
nicht alles ist, sondern dass wir uns mit unserem Land
weiterentwickeln miissen. Das, was Ludwig Erhard ge-
schaffen hat — Wohlstand fiir alle — zu bewahren, den
Ausgleich zwischen Marktwirtschaft und dem sozialen
Aspekt herzustellen, das ist die Aufgabe, der wir uns
hier in diesem Parlament gemeinsam — aktuell mit der
SPD - stellen miissen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Was Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren von
den Linken, hier als notwendige Auseinandersetzung se-
hen, ist aus meiner Sicht Zukunftsverweigerung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Stellen Sie sich bitte der Herausforderung, die wir haben.
Stellen Sie sich der Realitét.

Drei kurze Punkte. Friedrich Merz ist des Ofteren an-
gesprochen worden. Der strukturell bedingt hohe Kran-
kenstand in unserem Land gefidhrdet zunehmend die At-
traktivitdt unseres Standortes. Man muss in unserem
Land auch Wahrheiten ansprechen diirfen.

(Thomas Stephan [AfD]: Oh!)

—Ja, dass die AfD es mit der Wahrheit nicht immer ganz
so ernst nimmt — drum werden Sie jetzt hochstwahr-
scheinlich so nervos —, ist relativ klar.

(Zurufe von der AfD)

Das ist kein statistischer Zufall. Wenn man sich die
Werte im europdischen Vergleich mal anschaut, dann
wird sehr klar, dass die Lohnnebenkosten bei uns relativ
hoch sind, und zusétzliche Krankentage erhohen die
Lohnnebenkosten. Deswegen miissen wir dariiber reden.
Auch wenn Sie Wettbewerbsfahigkeit nicht so ganz ver-
stehen — man hat es ja in den vorhergehenden Reden auch
gehort —,

(Zurufe von der AfD)

ist es, glaube ich, ganz wesentlich, dass wir sagen: Wir
miissen schauen, dass der Standort Deutschland wett-
bewerbsfahig ist, dass wir auch die Kosten in den Griff
bekommen, aber natiirlich nicht die Arbeitnehmerrechte
einschrinken.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der
AfD — Mirze Edis [Die Linke]: Was sagt
denn die CDA dazu?)

Ich glaube, man merkt schon, wie schwierig es ist, da die
richtigen Punkte auf den Weg zu bringen.

(Beifall bei der CDU/CSU — Mirze Edis [Die
Linke]: Was sagt die CDA zu lhrem Vor-
schlag?)

— Was die CDA dazu sagt?

(Mirze Edis [Die Linke]: Die CDA kritisiert
das, was Sie hier gerade sagen!)

Vielleicht ganz kurz noch mal, weil Sie die MIT als
Lobbyorganisation bezeichnet haben: Schauen Sie doch
mal, wer da engagiert ist!

(Mirze Edis [Die Linke]: Nein, CDA! Ich rede
von der CDA! Die kritisiert das!)

—Jaja, ich habe schon verstanden. — Da sind Unternehme-
rinnen und Unternehmer organisiert, die Betriebe fiihren,
die Vorschliage einbringen, wie das auch in Zukunft gut
funktionieren kann. Die CDA und die CSA in Bayern
stehen auch dafiir,

(Mirze Edis [Die Linke]: Nee!)

dass wir die Verbindung zu den Arbeitnehmerrechten
hinbekommen.

(Mirze Edis [Die Linke]: Nein, eben nicht!)

Uns geht es vor allem darum, dass die Menschen in Ar-
beit sind.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das haben Sie, meine sehr gechrten Damen und Herren,
glaube ich, nicht im Blick.

Wir miissen natiirlich auch {iber neue Ideen reden. Bei-
spielsweise empfiehlt das ZEW in Mannheim, iiber Teil-
zeitkrankschreibungen nachzudenken, also dartiber, dass
man bei Krankheit vielleicht eine genauer auf die Krank-
heit angepasste Krankschreibung bekommt. Das ist ein
Punkt, tiber den man aus meiner Sicht diskutieren muss.
Wenn man mal rechnet: Wir haben 900 Millionen Fehl-
tage in unserem Land. Wenn man nur 10 Prozent davon
einsparen konnte, wiaren das 90 Millionen Arbeitstage
mehr. Das wiirde in der Debatte sicherlich ein klein biss-
chen mehr helfen.

Zum Thema Teilzeit; jetzt habe ich leider nur noch
31 Sekunden.

(Hans-Jiirgen GoBner [AfD]: Das reicht! — Ines
Schwerdtner [Die Linke]: Bedauerlich!)

—Ja, es reicht. — Aber vielleicht noch die Botschaft an die
Linken — wir haben es ja gerade vorher gehort —: Vier-
tagewoche bei vollem Lohnausgleich, Verkiirzung der
Wochenarbeitszeit, Ausweitung der Lohnfortzahlung,
das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist Gift
fiir die Wirtschaft.

(Cem Ince [Die Linke]: Hort sich gut an!)

— Ja, das hort sich gut an aus Threr Sicht. — Wir wollen,
dass die Menschen in Arbeit sind, dass sie verldsslich
jeden Tag ihr Geld verdienen konnen, dass sie ihre Fami-
lien erndhren konnen. Das, meine sehr geehrten Damen
und Herren, sollte auch Ihr Ziel sein. Wir als SPD und
CDU/CSU arbeiten gemeinsam daran, dass das in unse-
rem Land auch gewihrleistet werden kann.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Fiir die AfD-Fraktion darfich Hans-Jiirgen GoBiner das
Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Hans-Jiirgen GoBner (AfD):
Herr Prisident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Es ist schon recht amiisant, hier zusehen zu miissen,
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Hans-Jiirgen Gofiner

wie sich die CDU bzw. die Unionsfraktion dreht und
windet, um irgendwie noch die Kurve zu kriegen ange-
sichts des Blodsinns, den ihr Kanzler in den letzten Wo-
chen von sich gegeben hat.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Welchen denn?)

Ich mochte mal wissen, wann das Narrativ des faulen
deutschen Arbeitnehmers,

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Das sagen Sie
jetzt! Das ist Thre Definition!)

das hier gestrickt wird, entstanden ist. Ist das irgendwie
auf einem Flug in seinem Privatjet in Richtung Sylt, als er
eine Schickimicki-Hochzeit besucht hat, entstanden, oder
wann kommt man auf solche fixen Ideen?

(Zuruf des Abg. Dr. Hendrik Hoppenstedt
[CDU/CSU))

Kanzler Merz fragt 6ffentlich, ob 14,5 Krankheitstage
wirklich richtig seien, und tut so, als ob der deutsche
Arbeitnehmer kollektiv seinen Urlaub verlangern wiirde.

(Zuruf des Abg. Peter Aumer [CDU/CSU])

Wer so redet, stellt erst mal alle unter Generalverdacht.
Das ist natiirlich bequem: Wenn die Wirtschaft schwi-
chelt, sollen plotzlich die Arbeitnehmer schuld sein, nicht
Thre Politik.

(Beifall bei der AfD)

Als das an die Offentlichkeit kam und iiber die Ticker
lief, hatte ich bei mir im Wahlkreis einen Arbeitnehmer
am Tisch sitzen und habe mich mit ihm unterhalten. Als
er das dann auf dem Bildschirm gelesen hat, guckte er
mich an und fragte: Hat der Lack gesoffen, oder was?

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

Aufgrund der Situation in den Betrieben hat er seit Mo-
naten Angst, seinen Arbeitsplatz zu verlieren und seine
Existenz zu gefdhrden. Seine Wohnung ist noch nicht
abbezahlt, er hat schulpflichtige Kinder usw. Er wacht
oft schweiBgebadet auf, hat Angste usw. Das macht die
Leute krank. Sorgen Sie mal fiir sichere Beschiftigung!

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Ja! Das machen
wir auch!)

Dann werden die Leute auch weniger krank.
(Beifall bei der AfD)

Und dann machen Sie beim Teilzeitanspruch weiter.
Aus dem CDU-Wirtschaftsfliigel kommt der VorstoB:
kein Rechtsanspruch auf Lifestyleteilzeit. Lifestyleteil-
zeit? Wie viel Verachtung trieft eigentlich aus diesem
Begrift! Verachtung all denen gegeniiber, die jeden Mor-
gen in iiberfiillte und unpiinktliche Ziige steigen, um das
zu erwirtschaften, was Sie dann in alle Welt verschleu-
dern. Dass Sie sich iiberhaupt nicht schimen!

Gleichzeitig schreibt uns die Bundesregierung in der
Antwort auf unsere Kleine Anfrage wortlich, Ziel sei,
,,dass Frauen wie Mianner ihre Erwerbswiinsche umset-
zen®. Dafiir gibt es einen treffenden Begriff: Schizophre-
nie. Noch entlarvender ist der Rest der Antwort. Als
Kronzeuge wird eine Zahl der Zeitverwendungserhebung
angefiihrt: Eine von vier erwerbstdtigen Miittern hétte

gerne mehr Zeit fiir den Beruf. — Eine Minderheit von
25 Prozent soll also gentigen, um die Politik auf Stunden-
aufstockung zu trimmen.

Dann heif3t es, man gehe davon aus, dass mehr Kinder-
betreuungs- und Pflegeangebote die Wiinsche nach Voll-
zeit- oder Teilzeitarbeit beeinflussen. Erst verspricht
Schwarz-Rot also, niemand diirfe gegen seinen Willen
zu hoherer Arbeitszeit gezwungen werden, und im néchs-
ten Satz reden Sie davon, Wiinsche politisch zu beein-
flussen, bis sie ins Regierungskonzept passen. Wir sagen
klar: Flexibilitdt geht tariflich, freiwillig, mit fairen Zu-
schldgen und nicht als Belastungsprogramm von oben.

(Beifall bei der AfD)

Dabei brennt der Standort ldngst woanders: Arbeits-
plitze gehen verloren, Insolvenzen hédufen sich, Investi-
tionen wandern ab. Und was liefert Schwarz-Rot nach
dem grof} angekiindigten Herbst der Reformen? Biirokra-
tie! Tariftreuegesetz mit Nachweis- und Priiforgien, dazu
Regulierungszwinge wie das Lieferkettengesetz. Das ist
keine Wachstumsagenda, das ist ein Verwaltungsstau mit
Kanzleransage. Und ja, die BlackRock-Vergangenheit
passt da leider ins Bild, weil bei Friedrich Merz namlich
die Kennzahl immer vor dem Menschen steht.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Nee! Der Mensch
steht im Mittelpunkt!)

Unser Malstab ist ganz einfach: Beschiftigungsrechte
schiitzen, Leistung ermdoglichen, Betriebe entlasten,
Energie bezahlbar machen, Biirokratie radikal runter.
Wer Arbeitsplitze will, braucht Standortpolitik, nicht Ar-
beitnehmer-Bashing. Dafiir steht die AfD.

(Beifall bei der AfD)

Bleibt zum Schluss noch, daran zu erinnern: Angela
Merkel wurde mal gefragt, ob Friedrich Merz es konne.
Sie antwortete, er miisse erst beweisen, dass er es kann.
Ungeachtet dessen, dass sie selbst es ja auch nicht konnte,
hat Friedrich Merz bewiesen: Er kann es nicht.

Ich freue mich jetzt wirklich auf die schonste Jahres-
zeit — hoffentlich noch in diesem Jahr —, und diese Jahres-
zeit heil3t: Ende Merz.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Als letzte Stimme in der Aussprache horen wir fiir die
CDU/CSU-Fraktion Florian Bilic.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Florian Bilic (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Président! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eines
mochte ich nach dieser fast schon verblendeten Debatte
noch mal klarstellen: Wer arbeitet, egal ob in Vollzeit
oder Teilzeit, leistet — je nach seiner Lebenssituation —
einen wichtigen Beitrag fiir unser Land.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Florian Bilic

Hierfiir gibt es zahlreiche Beispiele. Oft sind diese
ganz nah. Mir am néchsten: meine Frau. Jeder hier, der
Familie hat, weil3, was unsere Partner fir uns zu Hause
leisten. Wir muten ihnen mit unserem Mandat vieles zu.
Und trotzdem gehen ganz viele weiter ihrem Job nach.
Auch meine Frau arbeitet in Teilzeit, um Familie und
Beruf unter einen Hut zu bekommen. Daneben ist sie
nonstop fiir unsere Familie im Einsatz.

Ein weiteres Beispiel. Als Azubi bei der IHK Pfalz
durfte ich eine Zeit in der Zentrale in Ludwigshafen ver-
bringen. Ich erinnere mich gerne an die Zeit mit den
Kolleginnen dort aus der Buchhaltung. Besonders in Er-
innerung geblieben ist mir eine Kollegin. Sie hat mich
damals schwer beeindruckt, weil sie trotz der sehr zeit-
intensiven Pflege ihrer Mutter den Spagat mit ihrer Tatig-
keit geschafft hat. Mit viel Flexibilitdt und Einsatz hat sie
ihre Arbeit mit reduzierter Stundenzahl weitergefiihrt.
Beim Pfilzerwald-Verein habe ich noch ganz viele wei-
tere Beispiele personlich erlebt. Auch die kennen wir alle
aus unseren Wahlkreisen: Menschen, die trotz beruflicher
Belastung Verantwortung im Ehrenamt {ibernehmen und
da sind, wenn es im Betrieb brennt oder auch mal die
Hiitte brennt, und das, ohne gro3e Worte zu machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

All diese Menschen gehoren auch zu den Leistungstra-
gern unserer Gesellschaft. Dafiir einfach mal ein ganz
herzliches Dankeschon!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Armand Zorn [SPD])

Aber wir sollten auch ehrlich sein: Es gibt Konstella-
tionen, in denen sich Vollzeitarbeit, beispielsweise durch
die Kombination mit Sozialleistungen, zu wenig lohnt.
Und zur Wahrheit gehort eben auch, dass wir mit Blick
auf die Wettbewerbsfiahigkeit in vielen Statistiken deut-
lich unter dem Schnitt liegen. Deutschland liegt bei der
durchschnittlichen Wochenarbeitszeit mit 34,8 Stunden
weit hinten. Mit knapp iiber 40 Prozent ist die Teilzeit-
quote deutlich gestiegen. Gleichzeitig haben wir europa-
weit gesehen sehr grofle krankheitsbedingte Fehlzeiten
und mit die meisten freien Tage.

(Mirze Edis [Die Linke]: Wie sieht es mit den
Renten aus?)

Zeit, die auf dem Arbeitsmarkt fehlt. Diese Entwicklun-
gen haben Einfluss auf unsere Wettbewerbsfahigkeit und
das Wirtschaftswachstum. Auch wenn die Wirtschaft
2025 wieder leicht gewachsen ist, bewegen wir uns schon
viel zu lange — und daran sind Sie von den Griinen ganz
klar mitbeteiligt — im europdischen Tabellenkeller.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das wollen wir als Koalition &ndern und haben die
Entwicklung des Wirtschaftswachstums als allerersten
Punkt in unseren Koalitionsvertrag geschrieben. Dafiir
miissen wir iiber Wettbewerbsfahigkeit debattieren und
richtige Weichenstellungen fiir unsere deutsche Wirt-
schaft und am Sozialstaat vornehmen: ohne Denkverbote
und mit einem Blick auf zeitgeméfe Modelle.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Genau daran arbeiten wir und haben viele Schritte auf (C)

den Weg gebracht. Biirokratieabbau, Anpassung der
Energiepreise, Reform der Unternehmensteuer und vieles
mehr bezeugen unser Ziel. Mit Blick auf den Sozialstaat
liegen seit dieser Woche konkrete Reformvorschlige vor.
Die neue Grundsicherung ist auf dem Weg, und wir neh-
men nach dem ersten Rentenpaket die Generationenge-
rechtigkeit im Rentensystem mit der Kommission jetzt
genau unter die Lupe.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und das braucht es auch im Hinblick auf gute Arbeit.
Arbeit muss sich lohnen: durch wirksame Anreize, gute
Betreuungssituationen und flexible Arbeitszeitmodelle.
Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Wahrheit ist
doch: Deutschland hat starke Beschéftigtenrechte. Und
darauf konnen wir stolz sein. Aber Beschéftigtenrechte
leben nicht vom Stillstand. Sie leben von Unternechmen,
die investieren, von Betrieben, die wachsen, und von
Menschen, fiir die sich Arbeit spiirbar lohnt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ein Sozialstaat, der Leistung nicht mehr belohnt, ge-
fahrdet am Ende ndmlich genau das, was er eigentlich
schiitzen soll. Und eine Wirtschaft, die durch neue Hiir-
den belastet wird, verliert ihre Kraft und die Gesellschaft
damit Arbeitspldtze. Wer hier von einer Aushoéhlung der
Beschiftigtenrechte spricht, verkennt die Realitéit. Ich
lade alle, die das anders sehen, dazu ein: Besuchen Sie
doch einfach mal Unternehmen in Threm Wahlkreis!

(Peter Aumer [CDU/CSU]J: Das sollte man mal
tun!)

Das schirft den Blick fiir die Realitit.
Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU - Sandra
Carstensen [CDU/CSU]: Gutes Schlusswort,
Florian!)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Damit ist die Aussprache der Aktuellen Stunde been-
det.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 23:
Vereinbarte Debatte:

Sieben Jahre Vertrag von Aachen — Gemein-
sam Zukunft gestalten

Fiir die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten
vereinbart.

Ich darf die Aussprache erdffnen und fiir die Bundes-
regierung Gunther Krichbaum, Staatsminister beim Bun-
desminister des Auswartigen, das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gunther Krichbaum, Staatsminister beim Bundes-
minister des Auswértigen:

Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben den
Aachener Vertrag vor sieben Jahren aufs Gleis gesetzt —
aber nicht nur den Aachener Vertrag, sondern ich mochte

(D)



(A)

B

Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode — 55. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 28. Januar 2026

6601

Staatsminister Gunther Krichbaum beim Bundesminister des Auswirtigen

namentlich auch das Deutsch-Franzdsische Parlaments-
abkommen nennen. Wir haben zusitzlich eine deutsch-
franzosische Kammer gebildet: 50 Abgeordnete aus dem
Deutschen Bundestag, 50 Abgeordnete aus der Assem-
blée nationale. Das ist nicht nur einmalig in Europa,
sondern einmalig auf der Welt. Das zeigt, was das
deutsch-franzosische Verhiltnis nicht nur wert ist, son-
dern was es kann. Wir wollen weiterhin der Motor in
Europa sein. Wir wollen das Schwungrad in Europa sein.

Ich freue mich auch, dass der franzosische Botschafter
auf der Tribiine Platz genommen hat.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Cher Frangois, bienvenue ici.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Vertrag
von Aachen ist ein Gliicksfall fiir uns. Ich will als Bei-
spiel den Deutsch-Franzdsischen Biirgerfonds nennen:
iiber 4 000 Projekte, die wir vor allem fiir die Zivilgesell-
schaft ins Leben gerufen haben. Das ist echte deutsch-
franzosische Zusammenarbeit. Dafiir bin ich auch all je-
nen sehr dankbar, die hier organisatorisch immer mit an-
packen und es damit ermoglichen, dass vor allem im
zivilen Leben Stddtepartnerschaften erblithen und der
Austausch vor allem der jungen Generation funktioniert.

Ich mochte das Deutsch-Franzosische Zukunftswerk
nennen. Ja, wir haben beim Deutsch-Franzdsischen Mi-
nisterrat in Toulon Ende August letzten Jahres das
Deutsch-Franzosische Zukunftswerk neu ausgerichtet.
In Zukunft sollen mehr solche Themen wie Digitalisie-
rung und kiinstliche Intelligenz eine Rolle spielen, auch
und gerade unter Einbindung der freien Wirtschaft. Hier
gilt es, das Ganze miteinander zu verbinden; denn da
entsteht die Wertschopfung von morgen. Und wer konnte
es besser tun als Deutschland und Frankreich gemein-
sam?

Ich mochte den Ausschuss fiir Grenziiberschreitende
Zusammenarbeit nennen, etwas technisch als ,,AGZ* be-
zeichnet. Gerade letzte Woche haben wir uns in Colmar
getroffen. Das sind diejenigen, die in den Regionen tag-
taglich dafiir sorgen, dass diese Grenze jeden Tag un-
sichtbarer wird, dass wir Bildungsabschliisse gegenseitig
nicht nur anerkennen, sondern auch Auszubildenden er-
moglichen — ich will da nur das Abkommen von Lauter-
bourg erwihnen —, dass sie ihren praktischen Teil im
jeweils anderen Land absolvieren kdnnen.

Ja, uns liegt auch eine Anfrage der AfD-Fraktion vor,
was denn dieser Vertrag von Aachen in Euro und Cent —
in Mark und Pfennig wire es lhnen wahrscheinlich
lieber — kostet. Da mochte ich Thnen eines zurufen:
Wenn man dies vor Jahrzehnten Charles de Gaulle und
Konrad Adenauer gefragt hitte — sie haben sich auf den
Triimmerbergen von Europa die Hénde gereicht, mit ei-
nem unglaublichen Mut, vor allem von Frankreich aus-
gehend, und nach all den Kriegsverbrechen, die Nazi-
Deutschland verursacht hatte —, wenn man also diesen
beiden Staatsménnern diese Frage gestellt hétte: Ich glau-
be, sie wiren verzweifelt.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich sage Thnen eines, auch mit Blick auf die Ukraine:
Wer denn da glaubt, dass im 21. Jahrhundert Krieg wieder
ein Mittel der Politik sein darf, der wird uns ganz schnell
zuriickkatapultieren in die erste Halfte des letzten Jahr-
hunderts.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es ist doch unsere gemeinsame Verantwortung, dass
wir das verhindern, dass wir den Frieden in der Welt
fordern und auch dazu anstiften. Deutschland und Frank-
reich sind eine Modellregion fiir viele Lander in der Welt,
ganz bestimmt aber fiir Regionen in Europa, gerade auch
mit Blick auf den Balkan. Gerade diese Aussdhnung ist
hier gefragt.

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Herr Staatsminister.

Gunther Krichbaum, Staatsminister beim Bundes-
minister des Auswirtigen:
Das ist das, was Europa und die Welt brauchen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Zu seiner ersten Rede darf ich fir die AfD-Fraktion
Dr. Maximilian Krah das Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Maximilian Krah (AfD):

Vielen Dank. — Herr Président! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Das ist ein schones Thema: die
deutsch-franzosische Freundschaft. Meine Partei hat die-
sem Vertrag immer kritisch gegeniibergestanden; denn es
gibt doch eine eklatante Differenz zwischen den vollmun-
digen Ankiindigungen und dem, was umgesetzt wird.
Seitdem der Vertrag geschlossen wurde, sinken zum Bei-
spiel die Zahlen der Schiiler, die in Frankreich Deutsch
und in Deutschland Franzosisch lernen. Seitdem dieser
Vertrag geschlossen wurde, kommt es sehr wohl zu
deutsch-franzosischen Friktionen, wie wir aktuell am
Mercosur-Abkommen oder an der Reaktion unserer Lan-
der auf den neuen Kurs der Vereinigten Staaten sehen.

Davon horen wir aber nichts; denn das Problem dieser
Gedenkstunden zu solchen Vertrdgen besteht ja immer
darin, dass wir in routinierte Rituale verfallen, dass wir
uns gegenseitig auf die Schultern klopfen und erzéhlen:
Kosten spielen keine Rolle. — Ich finde es interessant, das
von einem schwibischen Kollegen zu hdren. Das sagen
immer nur die Leute, die zu viel Geld haben. Oder wir
horen von den Erfolgen. Aber diese Erfolge sind eben
nicht da.

Es reicht nicht aus, Sprechblasen abzugeben, sondern
es geht um die Frage, wie wir mit diesem Europa weiter-
gehen. Wir brauchen eine neue Europastrategie und nicht
nur das gegenseitige Versichern, dass wir alles richtig
machen. Wenn wir, sehr geehrter Herr Staatsminister,
alles richtig machen wiirden, dann wére unsere Situation
besser. Dann wiren wir 6konomisch nicht da, wo wir
sind; dann wéren wir auch politisch interessanter. Das
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Dr. Maximilian Krah

heifit: Ganz offensichtlich machen Sie nicht alles richtig.
Es wire an der Zeit, dass Sie in Thren Reden nach vorn
schauen und nicht nur sich selbst vergewissern, dass Sie
alles richtig machen.

(Beifall bei der AfD)

Der damalige tschechische Staatsprisident Vaclav
Klaus hatte den Vertrag kritisiert. Er hatte deutlich ge-
macht: Es kann nicht sein, dass Deutschland und Frank-
reich glauben, sie allein seien Europa. Schaut mal nach
Mitteleuropa und macht da was.

Wir feiern heute sieben Jahre Vertrag von Aachen, aber
ich frage: Wo ist der Vertrag von Prag? Wo ist der Vertrag
von Bratislava, von Budapest, von Breslau? Es gibt sie
nicht. Sie ruhen sich aus auf dem Europa von vor dem
Fall des Eisernen Vorhangs, und Sie ergreifen nicht die
Chancen, die sich in der Mitte und im Siiden unseres
Kontinents bilden. Sie schaffen noch nicht mal, dass bei
uns der Franzdsischunterricht und in Frankreich der
Deutschunterricht gefordert wird. Sie schaffen es auch
nicht, zu Mercosur — diesem entscheidenden Abkommen
fiir unsere Industrie — eine gemeinsame Position zu fin-
den.

Ich weil3 nicht, was Sie hier feiern, au3er sich selbst.
Aber das kennen wir ja. Genau deshalb, weil Sie immer
nur sich selbst feiern, weil Thre Europapolitik in Sprech-
blasen und in den Ritualen von vorgestern erstarrt, genau
deshalb ist das europdische Projekt nicht mehr populir.
Genau deshalb haben die Leute keine Lust mehr darauf.
Genau deshalb wihlen sie die AfD, weil wir zurzeit die
einzige Partei sind, die Aullen- und Europapolitik {iber-
haupt ernst nimmt und iiber das hinausdenkt, was wir in
den letzten Jahrzehnten gemacht haben und was ganz
offensichtlich in der Welt von Donald Trump nicht
mehr funktioniert.

(Beifall bei der AfD)

Deshalb ist meine Bitte, dass Sie die Chance nutzen,
aufzuwachen und aus Thren gewohnten Routinen raus-
zukommen; dass Sie Thren Geist 6ffnen und bereit sind,
Europa neu zu denken. Das fehlt Thnen ausweislich Threr
Rede, ausweislich Threr Politik und ausweislich der Re-
sultate. Es ist Zeit fiir eine neue Politik, fiir eine alterna-
tive Politik, und damit fir die Alternative fiir Deutsch-
land.

Vielen Dank, meine Damen und Herren.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Fiir die SPD-Fraktion darf ich Nancy Faeser das Wort
erteilen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Nancy Faeser (SPD):

Sehr geehrter Herr Président! Sehr verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr geehrte Biirgerinnen und Biirger!
Sehr geehrter Herr Botschafter! Lieber Herr Delattre,
schon, dass Sie heute hier sind und dieser Debatte auch
den richtigen Rahmen geben. Apropos richtiger Rahmen:
Den haben Sie von der AfD gerade nicht gesetzt. Wer in
diesen Zeiten, die sich fiir die Bundesrepublik und fiir

Europa derart verdndern, noch davon ausgeht, dass man
kein Europa braucht, dem muss ich sagen: Man braucht in
diesen Zeiten ein sehr viel stirkeres Europa, und das geht
von Deutschland und Frankreich aus.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir feiern heute sieben Jahre Vertrag von Aachen, aber
wir feiern noch so viel mehr: die Freundschaft zwischen
Frankreich und Deutschland, die nach dem Grauen
zweier von Deutschland ausgehender Weltkriege tatséch-
lich entstand. Durch Versohnung und Annéherung gelang
eine derart tiefe Freundschaft, die man gar nicht genug
wiirdigen kann. Es ist unglaublich wichtig, zu wissen,
dass ohne die Freundschaft zwischen Frankreich und
Deutschland kein Frieden in Europa moéglich ist. Um
nicht weniger geht es: Um Frieden in Europa, und der
beruht auf der Freundschaft zwischen Deutschland und
Frankreich.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Meine Damen und Herren, mit Leben gefiillt wird
diese Freundschaft natiirlich von Biirgerinnen und Biir-
gern unserer beiden Lénder. Fiir sie ist das Miteinander
bereits selbstverstindlich geworden: Kinder besuchen
deutsch-franzosische Kindergirten; Schiilerinnen und
Schiiler haben zweisprachiges Abitur. Wir sind doch
sehr viel weiter, als nur die Sprache des jeweils anderen
Landes zu lernen. Wir haben Doppelabschliisse an den
Universitdten, wo man gleichzeitig den franzdsischen
und deutschen Abschluss macht.

Bundesprisident Steinmeier beschreibt die deutsch-
franzosische Freundschaft als ,,existenziell* fiireinander,
aber ,,auch fiir Europa“. Denn es ist diese Freundschaft,
die das Riickgrat und der Motor der innereuropéischen
Verstindigung ist, die wir in diesen Zeiten brauchen. Ich
will Thnen zwei konkrete Beispiele nennen, wo das so
wichtig ist.

Ich nenne das Beispiel Verteidigungspolitik. Das, was
unser Verteidigungsminister Boris Pistorius gerade im
Rahmen der deutsch-franzosischen Freundschaft an-
strebt, ndmlich zusammen eine einheitliche Verteidi-
gungspolitik aufzusetzen — das ist wichtig in diesen Zei-
ten —, zeigt, wie konkret Politik sein kann, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Und ja, Herr Kollege Hoppenstedt, das betrifft auch die
AuBenpolitik. Da sehen Sie, wie wichtig es ist, dass diese
beiden Staaten in dem Gefiige, das ich eingangs genannt
habe, so eng miteinander arbeiten.

Ich will Thnen ein Beispiel aus meiner Amtszeit nen-
nen. Es waren Frankreich und Deutschland — ich mdchte
an dieser Stelle meinem Kollegen Gérald Darmanin dan-
ken und auch Staatsprasident Macron, der das zu seiner
eigenen Sache gemacht hat —, die das Asylsystem auf den
Weg gebracht und dafiir gesorgt haben, dass wir in Eu-
ropa ein gemeinsames Asylsystem hinbekommen haben.
Deshalb habe ich auch eine Einladung aus dem Elysée-
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Palast erhalten, um dort {iber Migration zu berichten. Sie
sehen, wie konkret diese deutsch-franzdsische Freund-
schaft sein kann, was sie alles Gutes bewirken kann.

In diesem Sinne: Lassen Sie uns daran weiterarbeiten.
Lassen Sie uns diese Freundschaft vertiefen und weiter-
entwickeln. Denn die Zeiten haben sich geéndert, —

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Apropos Zeit.

Nancy Faeser (SPD):
—und wir miissen im Bereich der Finanz- und Wirt-
schaftspolitik etwas néher zusammenriicken.

Vielen Dank fiir Thre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Fiur Biindnis 90/Die Griinen darf
Dillschneider das Wort erteilen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

ich Jeanne

Jeanne Dillschneider (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Sehr geehrter Herr Prasident! Sehr geehrte Damen und
Herren! Cher Monsieur 1’Ambassadeur Delattre! Der
Schuman-Plan und der Elysée-Vertrag sind in Zeiten ent-
standen, in denen eine Zusammenarbeit zwischen
Deutschland und Frankreich undenkbar schien. Nach
Krieg, Zerstorung und tiefem Misstrauen war Koope-
ration kein Selbstldufer. Sie war revolutionér.

Der Vertrag von Aachen steht genau in dieser Traditi-
on. Er will die deutsch-franzosische Zusammenarbeit
vertiefen — politisch, wirtschaftlich, aber auch mensch-
lich. Die deutsch-franzosische Freundschaft entwickelt
sich gerade da, wo Menschen sich begegnen. Auch meine
eigene Biografie ist davon geprigt. Meine Eltern haben
sich liber den deutsch-franzosischen Partnerschaftsverein
Varades-Orscholz kennengelernt.

Ihre Geschichte wurde im Saarland zusammen mit
Dutzenden anderen Geschichten in einer Fotoausstellung
ausgestellt: Geschichten von Schiileraustauschen und
Stadtefreundschaften, von deutsch-franzosischen Paaren.
Und diese Ausstellung wurde durch Mittel des deutsch-
franzosischen Biirgerfonds erméglicht, dem Kernelement
des Aachener Vertrags.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der CDU/CSU und der SPD)

Genau dieses Versprechen erneuern wir heute. Ich be-
danke mich herzlich bei den Kolleginnen und Kollegen
der Deutsch-Franzosischen Parlamentarischen Versamm-
lung fiir die gute Zusammenarbeit in der Sache.

(Beifall des Abg. Armand Zorn [SPD])

Bei der letzten Versammlung hat mich die Prisidentin der
Assemblée nationale, Yaél Braun-Pivet, zu Tridnen ge-
riihrt, als sie erzdhlte, wie ihre jiidischen GrofBeltern vor
der Verfolgung der Nationalsozialisten nach Frankreich
geflohen sind. Wir alle kdnnen es gerade heute besonders

nachvollziehen, was es bedeutet, dass sie als Priasidentin
des franzosischen Parlaments hier bei uns stand und mit
uns gesprochen hat. Das zeigt, die deutsch-franzosische
Freundschaft ist keine abstrakte Idee. Sie ist gelebte Rea-
litat.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der CDU/CSU und der SPD)

Aber genau deswegen, liebe CDU, reicht es nicht, sich
auf Helmut Kohl zu berufen und Europa zu beschworen.
Denn die deutsch-franzosische Zusammenarbeit ist nicht
nur ein Riickblick auf Schwarz-Weil3-Fotos von sehr ver-
dienten Herren. Es reicht auch nicht, Herr Merz, sich
darauf auszuruhen, dass der Vorgénger im Amt so wenig
Feingefiihl gegeniiber unseren franzdsischen Partnern
hatte. Der Vertrag von Aachen ist eine wichtige Absichts-
erkldrung; aber eine Absichtserkldrung allein reicht nicht.
Eine Absichtserkldrung schreckt keine Autokraten ab.
Jetzt zeigt sich, ob wir stark und geeint auftreten. Jetzt
zeigt sich, ob wir auch gemeinsame Riistungsprojekte
hinbekommen. Jetzt zeigt sich, ob Europa unabhingig
oder abhingig bleibt, und auch, wie sehr wir es schaffen,
unsere Werte zu verteidigen,

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

wie sehr wir es schaffen, an der Seite der Ukraine zu
stehen.

Wir miissen Projekte wie FCAS, das Future Combat
Air System, von Anfang an so auf die Spur bringen, dass
sie ohne Verzogerungen gelingen, mit Klarheit in der
Kommunikation, mit einem klaren politischen Willen
beider Regierungen. Die Frage ist doch, ob wir es in
Europa schaffen, nationale Reflexe und industriepoliti-
sche Blockaden zu tiberwinden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Denn die Liicke, die entsteht, wird niemand fiir uns ful-
len, schon gar nicht die USA unter Trump.

Wir miissen uns gemeinsam einen Ruck geben, auch
wenn wir noch Differenzen haben. Schauen wir in den
Iran. Wenn es darum geht, die Revolutionsgarden jetzt als
Terrororganisation zu listen — wir warten darauf —, dann
miissen wir auch hier als Partner zusammenstehen. Ich
hoffe, dass uns das gelingt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Européische Souverénitit zeigt sich nicht, sehr geehrte
Mitglieder der Bundesregierung, in Alleingdngen oder
in Abschottung und vor allen Dingen nicht durch Grenz-
kontrollen, die unsere deutsch-franzosische Freundschaft
weiterhin belasten,

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

die weiterhin die Wirtschaft, aber auch die Polizisten an
ihre Belastungsgrenzen treiben.

Aber wir miissen auch iiber Klimaschutz reden; auch
das kommt bei der CDU/CSU weiterhin zu kurz. Sie
wollen sich von den Klimazielen verabschieden. Ich bin
froh, dass wir in der Deutsch-Franzdsischen Parlamenta-
rischen Versammlung weiterhin hinter diesen Zielen ste-
hen. Genau darum geht es: mit der deutsch-franzosischen
Zusammenarbeit die Herausforderungen unserer Zukunft
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gemeinsam zu bewiltigen, sie nicht nur zu beschworen,
sondern auch zu gestalten und in diesen Zeiten das Un-
denkbare wieder moglich zu machen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Fiir die Fraktion Die Linke darf ich Agnes Conrad das
Wort erteilen.

(Beifall bei der Linken)

Agnes Conrad (Die Linke):

Sehr geehrter Herr Préasident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Geehrte Giste! ,,Sieben Jahre Vertrag von Aa-
chen — Gemeinsam Zukunft gestalten” — dieser Vertrag
wird oft als Meilenstein der deutsch-franzdsischen
Freundschaft gefeiert. Dass wir uns austauschen und ab-
stimmen, muss selbstverstindlich sein. Aber die entschei-
dende Frage lautet doch immer: Zusammenarbeit — wofiir
und fiir wen?

In der Deutsch-Franzdsischen Parlamentarischen Ver-
sammlung erlebe ich, dass der direkte Austausch mit den
franzosischen Kolleginnen und Kollegen durchaus berei-
chernd ist. Wir begriilen ausdriicklich, dass wir {liber die
Grenzen hinweg kulturelle Initiativen ausbauen und for-
dern koénnen, dass es ein Deutsch-Franzdsisches Jugend-
werk gibt, dass Stadtepartnerschaften und Biirgerinitiati-
ven gestirkt werden, wir Bildungsarbeit und
Erinnerungskultur aufrechterhalten und dass es ein Fo-
rum gibt, in dem die Verbesserung des grenziiberschrei-
tenden Bahnverkehrs diskutiert werden kann.

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Armand
Zorn [SPD])

Dass Nachbarinnen und Nachbarn einander zuhoren,
ist eine politische Notwendigkeit. Gerade in Frankreich
ist die Erinnerung an die deutsche Besatzung im Zweiten
Weltkrieg bis heute priasent. Hier im Raum scheint das —
einer Rede nach zu urteilen, die ich eben gehort habe —
nicht bei allen der Fall zu sein.

(Nancy Faeser [SPD]: Ja! Das stimmt!)

Diese Erinnerung zeigt uns, wohin Nationalismus, Mi-
litarismus und Entmenschlichung fiihren. Die Lehre da-
raus war eine Verstdndigung auf soziale Rechte und Ab-
ristung. Wie viel davon ist im Vertrag von Aachen noch
zu spiiren? Dieser Vertrag ist auch ein Aufriistungsver-
trag. Wir erleben heute mehr Riistungskooperation, mehr
gemeinsame Militdrprojekte, mehr Geld fiir Waffen und
zu wenig fiir Pflege, Bildung, Wohnraum und gute Ar-
beit.

(Beifall bei der Linken)

In der Deutsch-Franzdsischen Parlamentarischen Ver-
sammlung erleben wir immer wieder Antrige, die schein-
bar auf zivile Kooperationen aus sind und dann doch in
irgendeiner Art und Weise dem Militdr zugutekommen
konnen. Lassen Sie mich Ihnen sagen: Sicherheit entsteht
durch soziale Gerechtigkeit und internationale Solidari-
tat.

(Beifall bei der Linken)

Und dazu gehort auch eine ehrliche AuBenpolitik, eine
Politik, die das Volkerrecht ernst nimmt, tberall.
Deutschland tédte gut daran, sich am Schritt unserer fran-
z6sischen Kolleginnen und Kollegen zur Anerkennung
eines Staates Paldstina ein Beispiel zu nehmen. Der Frie-
den ist ein zentraler Aspekt dieses Vertrags — nehmen wir
ihn endlich ernst.

(Beifall bei der Linken)

Gleichzeitig erleben wir einen dramatischen Rechts-
ruck in Europa, in den USA und weltweit. Autoritire
Krifte stellen Demokratie, Menschenrechte und interna-
tionale Solidaritit offen infrage. Umso wichtiger wéren
politische Bindungen, die Haltung zeigen. Europa muss
mehr sein als ein neoliberaler Wirtschaftsraum, der Sozi-
alleistungen und gute Lohne erodiert. Wenn wir wirklich
iiber Zukunft reden wollen, muss Europa ein politisches
und soziales Versprechen sein. Grenziiberschreitende
Freundschaft lebt nicht zuerst in Vertrdgen, sie lebt in
den Grenzregionen, in Stadtepartnerschaften, in Schulen,
europdischen Betriebsréten, in Vereinen und Initiativen,
in denen Menschen die Briicken bauen, lange bevor Po-
litik es tut.

Danke schon.
(Beifall bei der Linken)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Fiir die CDU/CSU-Fraktion darf ich Roland Theis das
Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Roland Theis (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Prdsident! Sehr geehrter Herr
Botschafter! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Be-
reits sieben Jahre Vertrag von Aachen. Was sich in der
tagespolitischen Schnelllebigkeit, in der wir leben, anhort
wie eine Ewigkeit, ist allerdings, wenn Sie in den Text
des Vertrags schauen, von hochster Aktualitdt. Artikel 4
liest sich wie das Statement zur Politik der Woche. Dort
finden sich das Bekenntnis zur Untrennbarkeit der
Sicherheitsinteressen von Deutschland und Frankreich,
das Bekenntnis zu einer Starkung der europdischen mi-
litarischen Handlungsfahigkeit und das Bekenntnis zur
gemeinsamen Verteidigungspolitik in — ich zitiere —
engstmoglicher ,,Zusammenarbeit zwischen® unseren
,, Verteidigungsindustrien auf Grundlage gegenseitigen
Vertrauens®. Meine sehr verehrten Damen und Herren,
in alldem gibt es seit sieben Jahren auch Fortschritte.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das gilt fiir die Politik, und zeigt sich, wenn Sie sich die
enge Abstimmung dieser Bundesregierung mit der Regie-
rung unter Emmanuel Macron anschauen. Das gilt fiir die
Agenda von Toulon — Gunther Krichbaum ist darauf ein-
gegangen —; das gilt aber auch und gerade fiir die Wirt-
schaft.

Sehr geehrter Herr Krah, Sie haben vorhin mit Kroko-
dilstrdnen in den Augen gefragt: Was haben wir denn
vom Vertrag von Aachen? Gehen Sie nach Worth! Gehen
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Sie nach Molsheim! Dort hat das franzdsische Heer ge-
rade 7 000 Militdrfahrzeuge bei Daimler Truck und Ar-
quus bestellt. Deutsche Arbeitsplédtze in der Pfalz, fran-
zosische Arbeitsplidtze im Elsass — das ist die konkrete
Umsetzung des Verteidigungsprogramms: Das franzdsi-
sche Heer fahrt deutsch-franzosisch. Das ist der Vertrag
von Aachen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wer die Fortschritte nicht sehen will, der sieht sie auch
nicht; aber es gibt sie sehr wohl, und der Vertrag von
Aachen ist da ein wichtiger Beitrag gewesen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD — Zuruf des Abg. Jiirgen Hardt [CDU/
CSuU))

Fortschritte erwarten wir auch bei den groen Vertei-
digungsprojekten. Dazu gibt es eine klare Position der
Deutsch-Franzosischen Parlamentarischen Versamm-
lung. Fiir uns sind die gemeinsamen Sicherheitsinteres-
sen, das gemeinsame Interesse an europiischer Souvera-
nitét eben hoher einzuordnen als die Interessen einzelner
Unternehmen. Und deshalb erwarten wir — so hat es die
Deutsch-Franzosische Parlamentarische Versammlung
im Dezember beschlossen —, dass GAF zum Erfolg ge-
fiihrt wird, und zwar sowohl von unseren Regierungen als
auch von den Unternehmen, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich will noch auf zwei Themen eingehen, die mir eben
auch wichtig sind. Das ist zum einen die Tatsache, dass
der Vertrag von Aachen die Rolle der Grenzregionen be-
schreibt. Bei der grenziiberschreitenden Mobilitét, beim
grenziiberschreitenden Arbeitsmarkt, beim Zugang zu
medizinischer Versorgung, ja, bei den Alltagshiirden
miissen wir besser werden. Da weist der Vertrag von
Aachen in die richtige Richtung; da sind wir aber noch
nicht am Ziel. Wir wollen aus den Grenzregionen echte
Labore europdischer Integration machen. Das ist das Ziel
des Vertrags von Aachen, und auch dazu stehen wir.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und nicht zuletzt ist die Sprache wichtig; denn Sprache
ist mehr als ein Kommunikationstool. Da hilft keine KI
und auch Englisch nicht.

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter!

Roland Theis (CDU/CSU):

Kulturelles Verstindnis beginnt damit, dass man die
Sprache des Nachbarn lernt, und auch dazu haben sowohl
die Lander als auch der Bund ihren Beitrag zu leisten.

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter!

Roland Theis (CDU/CSU):

Deshalb — ich komme zum Ende —: Lassen Sie uns
gemeinsam auf Deutsch und auf Franzosisch unsere
Freundschaft leben und voranbringen — ganz im Sinne
des Vertrags von Aachen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Fiir die AfD-Fraktion darf ich Dr. Alexander Wolf das
Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Alexander Wolf (AfD):

Verehrtes Prasidium! Meine Damen und Herren! Mes-
dames et Messieurs! Ein geeintes, starkes Europa tut not.
Und ich spreche meiner Fraktion aus dem Herzen, wenn
ich die deutsch-franzosische Freundschaft als ein hohes
Gut bezeichne.

Es ist keineswegs eine Selbstverstandlichkeit, dass wir
derart innige Beziehungen zu unserem linksrheinischen
Nachbarn unterhalten, dieser vielleicht literarischsten al-
ler Nationen, der unzéhlige deutsche Dichter und Denker
seit Goethe, auch dezidiert nationale wie Ernst Jinger
oder Armin Mohler, so viel zu verdanken haben. Es ist
ein Gliicksfall, dass wir den Argwohn iiberwunden ha-
ben, der Europa im 20. Jahrhundert so lange prigte und
teilte.

Aber die EU ist nicht Europa. Und Europa wird syste-
matisch zerstdrt — sowohl in Frankreich wie auch hier-
zulande —, ndmlich vor allem durch eine gezielte Dein-
dustrialisierung im Namen des Klimaschutzes, eine
massive Uberfremdung im Namen von Gleichheit und
Toleranz und durch Einschrdnkungen von Meinungsfrei-
heit und Demokratie.

Geschlossen wurde der Vertrag von Aachen unter ei-
nem Prisidenten, der laut einer Umfrage von ,,Le Figaro*
so unbeliebt ist wie kein Amtsinhaber vor ihm. Er ist der
Prisident der Briisseler Biirokraten, die die Volker Euro-
pas entmachten, einer derjenigen, die diese Macht demo-
kratisch nicht legitimierten supranationalen Institutionen
zuschanzen, die sich gegen die Realitdt der liberfremde-
ten Banlieues nach Moglichkeit abschotten. Insofern er-
staunt es nicht, dass Prasident Macron sich stets exzellent
verstand mit unserer Heimsuchung aus der Uckermark.

(Beifall bei der AfD)

Der Vertrag kam nicht aus ohne ein notorisches Be-
kenntnis zum Pariser Klimaabkommen. Das ist aber nicht
das, was Deutschland und Frankreich, was Europa wieder
gedeihen ldsst. Vielmehr brauchen wir gemeinsame
Grenzkontrollen. Vielmehr brauchen wir einen Kampf
gegen ideologische Verblendung, sei diese nun in der
Form des Klimawahns, des Wokeismus oder des Post-
kolonialismus vorgetragen — alles, um uns ein schlechtes
Gewissen einzutrichtern.

Was bei unseren Nachbarn falsch l14uft, diirfen wir aber
auch nicht unter den Tisch fallen lassen. Wir fordern die
Bundesregierung nachdriicklich dazu auf, sich deutlich
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auszusprechen gegen alle Bestrebungen, der Vorsitzen-
den der stirksten Oppositionskraft das passive Wahlrecht
zu entziehen.

(Beifall bei der AfD — Roland Theis [CDU/
CSU]: Haben Sie schon mal was von Unabhén-
gigkeit der Justiz gehort?)

Alain Finkielkraut, franzdsisch-jiidischer Philosoph und
Mitglied der Académie frangaise, nannte das Urteil gegen
Marine Le Pen ,,skandalds®, er sprach von ,,orwellia-
nisch® und kafkaesk.

(Roland Theis [CDU/CSU]: Unabhéngigkeit
der Justiz!)

Die Zukunft sowohl Frankreichs als auch unseres Lan-
des gehort nicht denen, die den Vertrag von Aachen
schlossen; sie gehdrt den Patrioten Frankreichs und
Deutschlands, sie gehort uns. Und wir werden die
deutsch-franzosische Freundschaft weit wiirdevoller
pflegen und weiterfiihren, als Sie dies derzeit tun.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD — Roland Theis [CDU/
CSUJ: Das Einzige, was Sie pflegen, sind ras-
sistische Vorurteile!)

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Fiir die SPD-Fraktion darf ich Armand Zorn das Wort
erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Armand Zorn (SPD):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Monsieur L’ Ambassadeur! Die AfD legt ja keinen groflen
Wert auf die Unabhingigkeit der Justiz. Ich finde, das,
was wir gerade von diesem Pult aus gehort haben, ist eine
Frechheit, eine Respektlosigkeit und auch eine Ein-
mischung in externe Angelegenheiten. Wir vertrauen
auf die Unabhéngigkeit der Justiz und sind uns sicher,
dass die franzosische Justiz entsprechend entscheiden
wird. Es ist nicht die deutsche AfD, die da entscheidet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist keine Selbst-
verstindlichkeit, dass wir heute so iiber die deutsch-fran-
zosische Freundschaft sprechen kénnen. Dass es normal
ist, in einem deutschen Parlament iiber diese Freund-
schaft zu sprechen, basiert darauf, dass sich viele Gene-
rationen, viele mutige Politikerinnen und Politiker fiir
diese Freundschaft engagiert haben. Wir haben den Auf-
trag und auch die Verantwortung, dafiir zu sorgen, dass
diese Freundschaft weiter gelebt wird.

Die deutsch-franzdsische Freundschaft basiert auf ei-
nem engen Austausch der Regierungen unserer Lénder,
etwa im Deutsch-Franzosischen Ministerrat, aber auch
auf einem Austausch der Verwaltungen und der Wissen-
schaft. Mit dem Vertrag von Aachen war es uns aber auch
sehr wichtig, eine Offnung zu erreichen und dafiir zu
sorgen, dass es zu einem Austausch innerhalb der Zivil-

gesellschaften, zwischen den Menschen unserer Lénder
kommt. Deswegen sind der deutsch-franzosische Biirger-
austausch, den wir erlebt haben, und auch das Deutsch-
Franzosische Jugendwerk keine Projekte, die man mal
eben so beiseiteschieben kann. Sie sorgen dafiir, dass es
tagtdglich zu Begegnungen zwischen Menschen kommt.
Sie sorgen dafiir, dass Deutschland und Frankreich nidher
zusammenriicken und dass sich unsere Volker fiir eine
friedliche Européische Union einsetzen.

Weil ich leider auch kritische T6ne seitens der Griinen,
der Linken und erst recht von der AfD gehort habe, will
ich deutlich sagen: Bei der deutsch-franzosischen
Freundschaft geht es nicht darum, dass man immer einer
Meinung ist. Ich weiB3 nicht, wie Sie Ihre Freundschaften
leben, aber ich kann fiir mich sagen: Meine engsten
Freundschaften basieren auch darauf, dass man manch-
mal unterschiedlicher Meinung ist.

(Nancy Faeser [SPD]: So ist es!)

Der Mehrwert der deutsch-franzdsischen Freundschaft
liegt darin, dass wir uns immer eng abstimmen und auch
bei unterschiedlichen Interessen transparent deutlich ma-
chen, dass es am Ende darum geht, innerhalb der Euro-
pédischen Union eine gute Losung zu finden. Deswegen
darf der Erfolg dieser Freundschaft nicht daran gemessen
werden, wie wenig Streit oder wie viel Ubereinstimmung
es gibt. Ich finde, auch in der deutsch-franzosischen
Freundschaft gehort es sich, dass man ernst und auch
kontrovers diskutiert und dabei am Ende das Ziel nicht
aus den Augen verliert, nimlich die europiische Integra-
tion voranzutreiben und Frieden in Europa zu sichern.
Dazu standen bis jetzt alle Regierungen sowohl in
Deutschland als auch in Frankreich, unabhingig davon,
welcher Couleur sie waren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Deswegen sage ich: Schon, dass wir heute sieben Jahre
Aachener Vertrag feiern. Auf die nichsten Jahre! Es ist
ein gemeinsamer Auftrag, den wir teilen.

Vive I’amité franco-allemande! Et merci beaucoup!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Als letzte Stimme in dieser Aussprache hdren wir
Thomas Erndl von der CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Thomas Erndl (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Priasident! Herr Botschafter! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Eine Freundschaft zu feiern,
ist natiirlich immer ein schoner Anlass, zuriickzublicken,
aber auch, nach vorne zu blicken. Es ist eine bedeutende
Freundschaft. Denn das Fundament fiir Frieden und Si-
cherheit in Europa ist eine enge sicherheitspolitische Zu-
sammenarbeit zwischen Deutschland und Frankreich.
Nach dieser Maxime handelten, auch aus historischer
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Erfahrung, bereits Konrad Adenauer und Charles de
Gaulle.

Daraus erwuchs dann im weiteren Verlauf auch die
deutsch-franzosische  Verteidigungskooperation.  Ge-
meinsame Riistungsprojekte, eine starke deutsch-franzo-
sische Achse bei Airbus, direkte militdrische Zusammen-
arbeit, wie zum Beispiel bei der Deutsch-Franzdsischen
Brigade oder in der binationalen Lufttransportstaffel, sind
dafiir gute Beispiele. Deutsche und franzdsische Solda-
tinnen und Soldaten haben gemeinsam gedient, etwa in
Mali und in Afghanistan, fiir das Biindnis gekdmpft und
auch geblutet. Das darf niemals infrage gestellt werden.

Genau diesen Geist gemeinsamer sicherheitspoliti-
scher Verantwortung trégt auch der Vertrag von Aachen
in sich. Er macht klar, wie wichtig der weitere Ausbau
dieser Zusammenarbeit flir unsere Sicherheit und Hand-
lungsfahigkeit ist. Es geht um gemeinsame Strategien
sowie um engere Zusammenarbeit der Streitkrédfte und
der Verteidigungsindustrien. Gemeinsames Ziel ist, euro-
pdische Fahigkeitsliicken zu schlieBen. All das ist wich-
tiger denn je; denn die Lage unseres Kontinents ist ernst.
Russlands Kriegswirtschaft lauft weiter auf Hochtouren,
und die USA werden unseren Kontinent nicht stirker ver-
teidigen, als wir Européer selbst dazu bereit sind. Die
konventionelle Verteidigung unseres Kontinents liegt in
unseren eigenen Hédnden, meine Damen und Herren. Als
grofite und starkste Nationen Europas miissen Frankreich
und Deutschland hier der Motor sein.

Es gilt dabei, nicht nur unsere militérische, sondern
auch unsere technologische Kooperation voranzutreiben.
Da sind auch die Bundesldnder gefragt. Bayern ist aktuell
im Bereich KI, beim Aufbau gemeinsamer Lehre und
Forschung in Luft- und Raumfahrt und in vielen weiteren
Kooperationen im Hochschulbereich aktiv. Hier entste-
hen Innovation und Wirtschaftskraft. Und aus einer
starken Partnerschaft entsteht letztendlich auch sicher-
heitspolitische Unabhéngigkeit.

Starke Partnerschaften, meine Damen und Herren, hal-
ten es auch aus, wenn etwas nicht so gut lauft, wie zum
Beispiel beim Projekt FCAS. Klar ist: Wir brauchen hier
zligig eine Entscheidung. Europa braucht ein von Europa
gebautes Kampfflugzeug der sechsten Generation.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das, meine Damen und Herren, ist eine Frage europdi-
scher Sicherheit und Souverdnitit. Und genau diese Si-
cherheit und Souverénitit bilden das Fundament der
deutsch-franzésischen Freundschaft. So war es in der
Vergangenheit, und so wird es auch in der Zukunft sein.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Damit darf ich die Aussprache schlieSen.

Ich darf dem Botschafter alles Gute wiinschen und
noch einen Gruf3 vom Weimarer Dreieck senden.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 4:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dirk
Brandes, Leif-Erik Holm, Steffen Kotré, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Biirokratie- und Steuerbelastung fiir kleine
und mittlere Unternehmen unverziiglich sen-
ken

Drucksache 21/3830

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie (f)
Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz
Finanzausschuss

Ausschuss fiir Arbeit und Soziales

Ausschuss fiir Digitales und Staatsmodernisierung
Haushaltsausschuss

Ich darf das Wort zuerst Bernd Schattner von der AfD-
Fraktion erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Bernd Schattner (AfD):

Herr Président! Meine Damen und Herren! Die Bun-
desregierung hat mit dem Herbst der Reformen viel an-
gekiindigt; aber geliefert wurde, wie immer, fast nichts —
keine echte Entlastung, kein echter Biirokraticabbau, kein
Kurswechsel. Das aktuelle Deutschland ist weiterhin das
teuerste, das biirokratischste und das unternehmerfeind-
lichste Land, das wir je hatten. Unsere Betriebe zahlen
Spitzensteuern, Spitzenabgaben und obendrauf eine CO,-
Abgabe, die angeblich das Weltklima retten soll, in Wahr-
heit aber Arbeitspldtze und Wertschopfung vernichtet.

(Beifall bei der AfD)

Unternechmer werden heute nicht mehr gefordert; sie
werden systematisch erstickt — erstickt von Auflagen,
erstickt von Vorschriften, erstickt von ideologischen
Zwangsmafinahmen. Warum ist das so? Schauen wir
uns die Realitét drauflen im Land an: Wer heute als Unter-
nehmer einen Kredit braucht, dem reichen Fleif3, eine
gute Idee und eine saubere Bilanz ldngst nicht mehr
aus. Heute verlangt die Bank CO,-Bilanzen, Nachhaltig-
keitsberichte, ESG-Nachweise, Umweltgutachten und
am Ende eine politische Wohlverhaltensnote. Nicht der
wirtschaftlich Beste bekommt den Kredit, sondern der
ideologisch Angepasste. Das hat mit sozialer Marktwirt-
schaft nichts mehr zu tun; das ist Planwirtschaft durch
Ideologie.

(Beifall bei der AfD - Katharina Beck
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Physik ist
das! Physik! — Zuruf des Abg. Esra Limbacher
[SPD])

Genau deshalb fordert die AfD-Fraktion im vorliegen-
den Antrag einen klaren Kurswechsel. Wir fordern unver-
ziiglich ein umfassendes Biirokratieabbaugesetz, eine
systematische Uberpriifung aller Berichtspflichten fiir
kleine und mittlere Unternehmen und eine Halbierung
der Biirokratielast fiir den Mittelstand — nicht irgend-
wann, nicht mit Priifauftragen, sondern jetzt.

(Katharina Beck [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Eigene Ideen haben Sie nicht vor-
gelegt!)
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Denn was erleben unsere Betriebe stattdessen? Immer
neue DIN-Vorgaben,

(Esra Limbacher [SPD]: Nennen Sie doch mal
eine DIN-Vorgabe! — Frauke Heiligenstadt
[SPD]: Die DIN-Vorgaben macht ja nicht die
Politik! Die macht die Industrie selbst!)

immer neue Verschiarfungen auf EU-Ebene, immer neue
Priifbeh6rden, immer neue Biirokratiemonster. Ein Para-
debeispiel ist die Bonpflicht. Sie soll Steuerbetrug ver-
hindern. In Wirklichkeit kann nicht einmal die Bundes-
regierung erkldren, wo genau der Nutzen liegt.

(Esra Limbacher [SPD]: Welche DIN-Norm
wollen Sie denn abschaffen?)

Kommen Sie doch mal mit zu meinem Dorfbicker: drei
Brotchen fiir 1,20 Euro, der Bon kommt aus dem Dru-
cker, landet direkt im Miilleimer und sorgt fiir Kosten,
Miill und Zeitverlust.

(Esra Limbacher [SPD]: Ich habe den Ein-
druck, Sie haben keine Ahnung, von was Sie
da reden! Null Plan!)

Das ist keine Kontrolle; das ist staatlich organisierte
Sinnlosigkeit.

(Beifall bei der AfD)

Deshalb sagen wir von der AfD ganz klar: Alle nicht
sicherheitsrelevanten, rein verwaltungsinternen Berichts-
pflichten, die weder Leben, Gesundheit, Umwelt noch
den Rechtsstaat schiitzen, miissen ersatzlos wegfallen.
Genau so steht es in unserem Antrag, und so sieht gesun-
der Menschenverstand aus.

Die Folgen Ihrer Politik sind dramatisch: Laut ifo-In-
stitut liegen die Biirokratiekosten bei rund 146 Milliarden
Euro pro Jahr. Die Staatsquote kratzt an der 50-Prozent-
Marke. So schafft man keine Griinder, so schafft man
keine Arbeitsplétze, so zerstort man Unternehmergeist.

Bevor ich selbst in den Bundestag kam, war ich jahr-
zehntelang als Unternehmer tdtig. In der derzeitigen Si-
tuation habe ich meiner eigenen Tochter davon abgeraten,
meinen Betrieb zu tibernehmen.

(Katharina Beck [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Sieht so Ihre Vaterlandsliebe aus? —
Esra Limbacher [SPD]: Sie waren ein schlech-
ter Vater! — Zuruf des Abg. Mirze Edis [Die
Linke])

Denn in einem Land, in dem Genderleitfdden, Diver-
sitdtsquoten und Forderideologie wichtiger sind als fach-
liche Qualifikation, sollte sich jeder junge Mensch sehr
genau iiberlegen, ob er sich diesem Staat iiberhaupt noch
ausliefert.

(Beifall bei der AfD)

Was braucht es jetzt? Endlich keine Ankiindigungen
mehr, sondern Entscheidungen. Erstens: einen jahrlichen
KMU-Belastungsbericht. Zweitens: mehr Ermessens-
spielraum fiir Bewilligungsbehorden. Drittens: Senkung
der Korperschaftsteuer und die sofortige Riickkehr zur
Istversteuerung fiir alle KMU. Und noch etwas: Ohne
bezahlbare und sichere Energie funktioniert kein Indus-
trieland. Deshalb braucht es die Riickkehr zur Kernkraft.

(Beifall bei der AfD — Zuruf der Abg.
Katharina Beck [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

Die Zahlen sprechen eine deutliche Sprache:
17 604 Unternehmensinsolvenzen im Jahr 2025, der
hochste Stand seit 20 Jahren. Und warum? Weil ideologi-
sche Vorgaben, leider auch von groflen Teilen der CDU
mitgetragen, systematisch tiber wirtschaftliche Vernunft
gestellt werden.

(Esra Limbacher [SPD]: Eine solch inhalts-
leere Rede habe ich schon lange nicht mehr
gehort!)

Wihrend sich Gasspeicher leeren, Pipelines zerstort wer-
den und die Energieversorgung politisch verengt wird,
verliert dieses Land jeden Tag an Wettbewerbsfahigkeit.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Fir die CDU/CSU-Fraktion darf ich Hans Koller das
Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Hans Koller (CDU/CSU):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Kleine und mittlere Unternehmen sind das Riickgrat
unserer Wirtschaft. 99 Prozent aller Unternehmen zdhlen
dazu. Sie stehen fiir Arbeitspldtze, Ausbildung und Wert-
schopfung, insbesondere im Handwerk, im Mittelstand
und im ldndlichen Raum. Dass diese Unternehmen unter
hohen Kosten, zu vielen Berichtspflichten und wachsen-
der Unsicherheit leiden, ist unbestritten. Gerade deshalb
ist es wichtig, genau hinzuschauen, wie Entlastung ge-
staltet wird, damit sie am Ende wirklich hilft.

Aber ich sage Thnen auch eines, Herr Schattner: Es
geht nicht nur mit Schlechtreden.

(Bernd Schattner [AfD]: Aha!)

Wir sind uns im Ziel einig; Ihr Ziel teilen wir. Diese
Bundesregierung hat hier auch etwas gestaltet. Sie for-
dern aber, alle Berichtspflichten fiir kleine und mittlere
Unternehmen systematisch zu {iberpriifen, mit dem Ziel,
die Biirokratielast mindestens zu halbieren. Das ist zu
pauschal. Noch einmal: Wir teilen Ihre Ziele; aber diese
Pauschalierung wird in der Form letztendlich nicht funk-
tionieren.

Unser Weg ist ein anderer. Wir wollen dem nationalem
Recht und den EU-Vorgaben Geniige tun und alle im
Interesse der Sicherheit, der Umwelt oder des Rechts-
staats notwendigen und relevanten Pflichten erfiillen.
Wir gehen strukturiert an dieses Thema heran und tun
dies gerade auch beim nichsten Tagesordnungspunkt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die CDU/CSU setzt auf einen zielgenauen, rechtssiche-
ren Ansatz statt auf einen pauschalen Kahlschlag, weil
pauschal eben immer ein Stiick weit zu einfach ist.
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Ich gehe noch auf den Punkt Unternehmensbesteue-
rung ein. Sie fordern in Threm Antrag, den Korperschaft-
steuersatz bereits ab 2026 jahrlich um jeweils 1 Prozent-
punkt zu senken, anstatt erst ab 2028 zu beginnen, bis auf
10 Prozent. Sie stellen sich damit natiirlich bewusst ge-
gen den bereits beschlossenen Reformpfad der Koalition;
denn die Senkung der Kdrperschaftsteuer ist keine offene
Frage mehr, sie ist von uns politisch entschieden.

Der Unterschied liegt nicht im Ziel, sondern im Zeit-
punkt und in der Reihenfolge der MaBnahmen. Die Koa-
lition hat sich bewusst fiir einen zweistufigen Ansatz ent-
schieden. In der aktuellen wirtschaftlichen Lage setzen
wir zunédchst auf Instrumente, die sofort wirken, auf In-
vestitionsanreize und verbesserte Abschreibungsmog-
lichkeiten. Diese MafBinahmen sind bereits beschlossen
und entfalten unmittelbare Liquiditdtswirkung, unabhan-
gig von der Gewinnlage eines Unternehmens. Eine pau-
schale Steuersatzsenkung wirkt dagegen nur bei Gewin-
nen und damit zeitverzdgert. Gerade Unternehmen, die
heute investieren oder noch geringe Ertrdge haben, wiir-
den davon kurzfristig kaum profitieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ab 2028 folgt dann die dauerhafte strukturelle Entlastung
durch die schrittweise Senkung des Korperschaftsteuer-
satzes. Planbar, verldsslich und finanzierbar, das ist unser
Ansatz.

(Raimond Scheirich [AfD]: Viel zu wenig!
Viel zu langsam!)

Sie blenden diese Abfolge aus.

Meine Damen und Herren, als weiteren Punkt die
Energiekosten. Die Regierung handelt auch bei diesem
Thema. Sie fordern ausdriicklich eine dauerhafte Sen-
kung der Netzentgelte fiir mittelstdndische Betriebe.

(Georg Schroeter [AfD]: Abschaffung der
Stromsteuer haben wir gefordert!)

Wir benennen auch ein konkretes Instrument. Was der
Antrag allerdings nicht leistet, ist eine Einordnung dieser
Forderung in ein gesamtwirtschaftliches energiepoliti-
sches Konzept. Fragen der Finanzierung, der Systemkos-
ten, der Versorgungssicherheit und der Wechselwirkun-
gen mit anderen Entlastungsinstrumenten bleiben offen.
Der Jahreswirtschaftsbericht 2026 beschreibt demgegen-
iiber einen breiter angelegten Anreiz zur Begrenzung der
Energiekosten fiir Unternehmen. Er stellt dar, dass die
Bundesregierung die Strompreiskompensation fortfiihrt
und auf weitere strom- und handelsintensive Sektoren
ausweitet, einen Industriestrompreis einfiihrt und ihre
Energiepolitik auf die Senkung der Systemkosten und
die Gewdhrleistung der Versorgungssicherheit ausrichtet.

Das ist zielgerichtete Politik, die wir hier betreiben.
Deshalb, meine Damen und Herren, werden wir, wenn
wir auch im Ziel tbereinstimmen, Threm Antrag nicht
zustimmen konnen. Wir wollen Rechtssicherheit. Wir
wollen klar strukturierte Ziele.

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Hans Koller (CDU/CSU):
Wir wollen einen klar strukturierten Vorgang: den Mit-
telstand entlasten — ja, aber serios.

In diesem Sinne: Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Fir Biindnis 90/Die Griinen darf ich Katharina Beck
das Wort erteilen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Katharina Beck (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Biirgerinnen und Biirger! Erst mal, lieber Herr
Schattner: Ich weifl nicht, was sonst noch in Threm Be-
trieb nicht geklappt hat. Der Betrieb, aus dessen GroB-
familie ich komme, wurde gerade ganz wundervoll von
meinem Patenonkel an meine Cousine iibertragen. Sie hat
richtig viel Freude, diese Béackerei nun zu fiithren. Die
Betriebsiibergabe funktioniert also in Deutschland. Wir
haben auch viel mehr Griindungen als in den vorherigen
Jahren. Es ist also nicht alles schlecht.

Es stimmt natiirlich, dass wir in Bezug auf Biirokratie
echt ein Thema haben. Das wird ja iiberhaupt nicht be-
stritten, das ist total klar. Nur, ganz ehrlich: Wenn Sie
sich — vor der Wahl in Baden-Wiirttemberg —

(Bernd Schattner [AfD]: Rheinland-Pfilzer!)

das Thema Biirokratieabbau schon so auf die Fahne
schreiben — das kann ich ja gut verstehen —, dann hatte
ich mir ein paar mehr Ideen gewiinscht. Sie haben gesagt:
keine Priifauftrage. Aber Sie wollen ja, dass Dinge iiber-
priift und analysiert werden. Am Ende ist es also ein
Priifauftrag. Was sind denn Thre Ideen? Was ist mit Son-
derbetriebsvermogen? Haben Sie sich mal die Vielzahl an
Kiirzungen und Hinzurechnungen bei der Gewerbesteuer
angeguckt? Zu all dem fehlen Ideen. Ideenlos ist [hr An-
trag. Schon deswegen kann man ihm nicht zustimmen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dann haben Sie in Ihrem Antrag auch auf § 34a EStG
Bezug genommen, um — das wissen die Fachleute doch
ganz genau — so zu tun, als ob von der Senkung der
Korperschaftsteuer auch Personengesellschaften profitie-
ren wiirden. Diese Vorschrift wird so selten genutzt. Vor
allen Dingen kann das gar nicht von den vielen, vielen
Millionen kleinen Betrieben genutzt werden. Deswegen:
Diese Steuersenkung, die Sie sich aufs Tapet schreiben,
kommt iiberhaupt nicht fiir Personengesellschaften. An
der Stelle haben Sie keine Ahnung oder wollen die Leute
fiir dumm verkaufen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Und dann frage ich mich: Das sollen doch Steuersen-
kungen sein. Wo ist denn da die Stromsteuer fiir alle, die
Stromsteuer fiirs Handwerk? Sie beziehen sich nur auf
die Netzentgelte. Die Stromsteuer fehlt in Threm Antrag.
Den haben Sie selber gar nicht richtig gelesen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Georg Schroeter [AfD]: Haben Sie doch ein-
gefiihrt!)
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Von daher ist Thr Antrag fiir uns nicht zustimmungsfzhig.

Aber das grofite Problem ist doch: Was kauft man sich
denn sonst noch ein, wenn man die AfD wihlen wiirde,
weil sie Biirokratie im Mittelstand abbauen will? Wenn
man sich Thr Wahlprogramm anguckt, sieht man: Man
kauft sich noch einen Austritt Deutschlands aus der EU
ein. Was machen denn die ganzen exportorientierten Mit-
telstdndler in Baden-Wiirttemberg, wenn sie wieder Zolle
flir den Warenexport nach Frankreich, in die Niederlande,
nach Italien, nach Polen — in wichtige Handelslédnder —
bezahlen miissten?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Maximilian Kneller [AfD]: Oh, dann gibt es
keine EU mehr! Dann bezahlt ndmlich keiner
mehr!)

Das, was Sie da fordern, bringt einen dramatischen Wohl-
standsverlust.

Oder: Ich habe mich gerade mit Vertretern des Bundes-
verbands der Systemgastronomie getroffen. Die haben
gesagt: Bitte, bitte, konnten mehr als nur die Griinen
fordern, dass man ein verniinftiges Verhéltnis zur Migra-
tion bekommt? Nicht Remigration, wir brauchen Ein-
wanderung, weil wir Arbeitskréfte brauchen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Zurufe von der AfD: Ach! — Beatrix von
Storch [AfD]: Biirgergeld, wir brauchen drin-
gend mehr Leute!)

So sieht es ndmlich aus. Das sagen mir {ibrigens auch
Handwerksbetriebe in meinem Wabhlkreis, Betriebe mit
50 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus 11 Nationen.
Die mochten ein positives Bild von den fleiligen Men-
schen mit Migrationsgeschichte haben

(Zuruf von der AfD: Genau!)

und nicht stindig eine ablehnende, menschenverachtende
Haltung. Das schadet dieser Wirtschaft.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der Linken sowie der Abg. Frauke
Heiligenstadt [SPD])

Es sollte auch lebenswert sein in Deutschland, da, wo
Betriebe sind. Vielleicht wollte Thre Tochter den Betrieb
ja auch nicht tibernehmen, weil vor Ort kein Schwimm-
bad mehr ist, weil da kein Bus mehr fahrt, weil es ein
kleiner Ort ist. Ich weil} nicht genau, wo Sie herkommen;
aber von solchen Orten gibt es ziemlich viele. Wenn man
sich anguckt, was Sie steuerlich noch fordern — keine
Gewerbesteuer mehr, keine Erbschaftsteuer mehr, keine
Grundsteuer mehr —, dann fehlt den Kommunen noch viel
mehr Geld, dann fahren gar keine Busse mehr, dann gibt
es keine Erzieher/-innen mehr, dann gibt es auch keine
Lehrer/-innen mehr,

(Lisa Paus [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Hort! Hort!)
dann wird das Schulklo niemals renoviert. 181 Milliarden

Euro, ungefihr ein Fiinftel der gesamten Staatseinnah-
men, wiirden fehlen.

(Leif-Erik Holm [AfD]: Ist doch Unsinn! Sie
wissen doch, dass die Gewerbesteuer ersetzt
werden soll!)

Oder Sie miissten bei der Rente kiirzen. Nie haben Sie
vorgelegt, wie Sie das finanzieren wiirden. Unser Land
wire liberhaupt nicht lebenswert, und man kénnte Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern {iberhaupt kein schones
Angebot mehr machen.

Von daher: Wir wollen ein Land, wo die Wirtschaft
brummt,

(Raimond Scheirich [AfD]: Dafiir haben Sie
gesorgt die letzte Legislatur! Genau!)

wo es einen tollen Binnenmarkt gibt, eine tolle EU. Und
wir wollen ein Land, in dem es lebenswert ist und man
nett und freundlich miteinander umgeht. All das kriegt
man mit der AfD nicht.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Der Mittelstand, die KMUSs, das Handwerk, die wiirden
sehr, sehr leiden,

(Bernd Schattner [AfD]: Hat man die drei
Jahre Threr Regierung ja gesehen!)

wenn man Sie wihlen wiirde. Das darf niemals sein. Sie
wiirden den Wohlstand ruinieren.

(Raimond Scheirich [AfD]: Ach, deswegen
machen alle dicht!)

Deswegen lehnen wir Thre Antrdge grundsétzlich ab.
Vielen Dank.
(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Fiir die SPD-Fraktion darf ich Daniel Bettermann das
Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Daniel Bettermann (SPD):

Sehr geehrter Herr Prasident! Werte Kolleginnen und
Kollegen! Ich mochte Sie zu einem kurzen Gedanken-
experiment einladen: Ich sehe vor mir ein Deutschland,
in dem eine Deindustrialisierung um sich greift, Unter-
nehmen unser Land fiir immer verlassen, Existenzen
wegbrechen, die jede Familie, jeden Freundeskreis be-
treffen

(Bernd Schattner [AfD]: Das haben wir ak-
tuell!)

— warten Sie mal ab! —, massive Wohlstandsverluste,
einen handlungsunfahigen Staat, soziale Konflikte, poli-
tische Instabilitdat. Das Institut der deutschen Wirtschaft
belegt: 2,5 Millionen verlorene Arbeitsplitze, fehlende
Steuereinnahmen in Hohe von 181 Milliarden Euro und
690 Milliarden Euro Umsatzverlust. — Was ich hier um-
rissen habe, wire die Ubersetzung dessen, was die AfD
fordert, was in ihrem Wahlprogramm steht, was sie mit
unserem Land vorhat.

(Beifall bei der SPD)

Sie behaupten, Sie hitten einen Plan, um die Wirtschaft
anzukurbeln? Ich sage: Nein. Wer profitiert denn von
absurd hohen Steuersenkungen, vom Austritt aus der
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Daniel Bettermann

EU oder dem Euro, von einer Politik der Abschottung,
von GrenzschlieBungen oder Einwanderungsstopps? Da-
von profitiert doch nicht die Mehrheit in unserem Land,
davon profitieren einzig und allein Sie. Schaden wiirden
die Plane der AfD am meisten unserem Mittelstand; er ist
besonders abhéngig vom Export und einem offenen Wirt-
schaftsmodell.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie des Abg. Dr. Klaus
Wiener [CDU/CSU])

Kleine und mittlere Unternehmen, also fast die Gesamt-
heit aller in unserem Land anséssigen Firmen, wiirden zu
groBen Teilen fiir immer wegbrechen. Fiir sie wire das
Modell der AfD doch ein Todesurteil.

Ja, sowohl bei Biirokratieabbau als auch bei den Steu-
ern besteht politischer Handlungsbedarf. Es braucht Ver-
besserungen, ganz klar. Ich gehore diesem Parlament nun
seit knapp einem Jahr an, ein Jahr, das mir gezeigt hat,
dass die Bundesregierung verstanden hat, was getan wer-
den muss — sie ist auf einem guten Weg —: Es gibt starke
Innovationsanreize durch den Deutschlandfonds und das
Sofortprogramm mit der Senkung der Energiekosten; die
Stromsteuer wurde fiir 600 000 Betriebe gesenkt. Es gibt
mehr Finanzierungshilfen und steuerliche Verbesserun-
gen dank des Standortfordergesetzes. Kleine und mittlere
Betriebe werden auch durch die Senkung der Mehrwert-
steuer auf Speisen entlastet, genauso wie es die Einkom-
mensteuerreform tun wird. Als SPD haben wir mit dem
Vererben-Konzept auch eine Idee fiir eine neue Erb-
schaftsteuer eingebracht, die den allermeisten Mittel-
stindlern zugutekommen wiirde.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es reicht eben nicht, wenn die Blauen den Unternehmern
das Blaue vom Himmel versprechen.

Die Regierung setzt auf viele verschiedene Instrumen-
te, die zusammen ein sicheres mittelstandsfreundliches
Umfeld schaffen werden. Die ersten Erfolge sind sicht-
bar. Die konjunkturelle Erholung setzt ein.

(Zuruf von der AfD: Wo? Wo denn?)

— Das haben Sie doch heute bei der Vorstellung des Jah-
reswirtschaftsberichtes gesehen. — Auch was das Thema
Biirokratieabbau angeht, ist der unsere Unternehmen zu-
kunftsfadhig machende Modernisierungsschub doch
laingst da. Am Ende wird eine Kostenreduktion um
25 Prozent stehen; das sind 16 Milliarden Euro an Ein-
sparungen. Es geht um die Sicherstellung, dass jede neue
Belastung durch eine Entlastung kompensiert wird. Und
es soll auch keine Ubererfiillung von EU-Vorgaben ge-
ben. Wir sind auf einem guten Weg.

Werte Kolleginnen und Kollegen der demokratischen
Fraktionen, wir miissen gemeinsam alles tun, um das
Gedankenexperiment vom Anfang meiner Rede zu ver-
hindern. Es darf kein blaues Wunder in diesem Land
geben.

(Bernd Schattner [AfD]: Das gibt es schon
langst! — Raimond Scheirich [AfD]: Sie erle-
ben es gerade!)

Das wire der wirtschaftliche und gesellschaftliche Ruin.

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Daniel Bettermann (SPD):
Wir stehen zusammen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Fiir die Fraktion Die Linke darf ich Agnes Conrad das
Wort erteilen.

(Beifall bei der Linken)

Agnes Conrad (Die Linke):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Die AfD
bringt heute einen Antrag ein, der vorgibt, kleine und
mittlere Unternehmen entlasten zu wollen. Und dieser
Antrag folgt einem altbekannten Muster: Unter dem
Schlagwort ,,Biirokratieabbau* werden nicht in erster Li-
nie ineffiziente Verfahren angegriffen, sondern Schutz-
rechte, Arbeitsstandards, Umweltauflagen, demokrati-
sche Regeln. Und genau deshalb sagen wir als Linke
unmissverstindlich: Diesen Antrag lehnen wir ab, und
das aus Uberzeugung.

(Beifall bei der Linken)

Ja, viele kleine Betriebe leiden unter komplizierten
Verfahren, uniibersichtlichen Férderprogrammen und ei-
nem Staat, der oft mehr bremst als unterstiitzt. Dariiber
reden wir seit Jahren. Aber wir reden dariiber aus der
Perspektive der Beschiftigten, der Auszubildenden und
der vielen seridsen Betriebe, die fair wirtschaften. Die
AfD tut das nicht. Sie benutzt die realen Probleme kleiner
Unternehmen als Vorwand, um einen politischen Feldzug
gegen alles zu fithren, was nicht in ihr riickwértsgewand-
tes Weltbild passt: gegen Arbeitnehmerrechte, gegen Mit-
bestimmung, gegen Umwelt- und Klimaschutz. Das ist
kein Biirokratieabbau; das ist Deregulierung zugunsten
der Starken und zulasten der Schwachen.

(Beifall bei der Linken)

Man muss es klar sagen: Die AfD betreibt keine Mittel-
standspolitik, sondern neoliberale Wirtschaftspolitik —
weniger Regeln, weniger Steuern fiir Unternehmen, we-
niger Verantwortung des Staates, aber mehr Druck auf
Beschiftigte, mehr Unsicherheit und mehr Ungleichheit.
Das ist die alte Leier von der Standortkonkurrenz, neu
verpackt in angeblicher Fiirsorge fiir kleine Betriebe.
Wir sagen: Entlastung heift, Antrdge zu biindeln. Entlas-
tung heilt, Férderprogramme einfacher und zugénglicher
zu machen. Entlastung heifit, Verwaltungen endlich hand-
lungsfahig und digital aufzustellen. Aber Entlastung
heiit nicht, Beschiftigte schutzlos zu machen.

(Leif-Erik Holm [AfD]: Macht doch kein
Mensch!)

Entlastung heil3t nicht, Tarifbindung zu untergraben. Ent-
lastung heif3t nicht, 6kologische Verantwortung zur listi-
gen Vorschrift zu erklaren.
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Agnes Conrad

Gerade im Handwerk sehen wir doch: Die zentralen
Probleme sind nicht zu viele Rechte, sondern zu wenig
gute Arbeit, zu niedrige Lohne,

(Raimond Scheirich [AfD]: Zu hohe Steuern!)

zu geringe Tarifbindung, zu wenig Investitionen in Aus-
bildung, Berufsschulen und sozialokologische Moder-
nisierung.

(Raimond Scheirich [AfD]: Zu viel Ein-
mischung des Staats!)

Wer kleine und mittlere Betriebe wirklich stiarken will,
muss gute Betriebe stirken, solche, die ausbilden, tarif-
lich bezahlen, mitbestimmen lassen und Verantwortung
fir Umwelt und Gesellschaft iibernehmen.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg.
Katharina Beck [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

Die AfD will genau das Gegenteil. Sie will einen
Standortwettbewerb nach unten: weniger Regeln,

(Raimond Scheirich [AfD]: Entbiirokratisie-
rung! Weniger Regeln! Sie haben es richtig
erkannt!)

mehr Druck, weniger Schutz. Diesen Weg werden wir
nicht mitgehen — nein, danke! —, nicht heute, nicht mor-
gen und nicht bei irgendeinem Antrag dieser Fraktion;
denn wir stehen fiir einen Mittelstand im Dienst der Men-
schen, nicht fiir Politik im Dienst von Ausbeutung, Spal-
tung und Riickschritt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Fiir die CDU/CSU-Fraktion darf ich Dr. Klaus Wiener
das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Président! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Der Titel des Antrags, den wir heute beraten,
lautet: ,,Biirokratie- und Steuerbelastung fiir kleine und
mittlere Unternehmen unverziiglich senken®. Ich frage
hier mal ganz offen: Wer wire nicht dafiir? Natiirlich ist
es richtig, Unternehmen von iiberbordender Biirokratie
und von zu hohen Steuern zu entlasten. Aber genau das,
meine Damen und Herren Antragsteller, tut diese Bun-
desregierung. Und deshalb — das kann ich an dieser Stelle
schon vorwegnehmen — ist Thr Antrag tiberfliissig. Wir
lehnen ihn auch ab.

Lassen Sie mich nur an einige der vielen Malinahmen
erinnern, die diese Regierung bereits verabschiedet hat.

Erstens, das Investitionssofortprogramm: 30 Prozent
Sonderabschreibungen {iiber drei Jahre, anschlieend
eine Absenkung der Steuersétze, ausdriicklich auch fiir
thesaurierte Gewinne, die bei Personengesellschaften an-
fallen, Frau Beck.

(Katharina Beck [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Aber Sie wissen doch, wie wenige das
machen!)

Auch diese Unternehmen werden davon profitieren,
wenn die Gewinne im Unternehmen bleiben. Man konnte
dariiber nachdenken, eine Absenkung auf 2026 vorzu-
ziehen, so wie Sie das im Antrag fordern.

(Zuruf von der AfD: Bravo!)

Das bringt konjunkturell aber vermutlich nicht so viel,
weil in dieser Phase bereits die enorm hohen Sonder-
abschreibungen greifen. Unter dem Strich wire das also
wahrscheinlich wenig hilfreich.

Zweitens. Die Energiepreise werden durch den Weg-
fall der Gasspeicherumlage deutlich gesenkt. Die Strom-
preiskompensation, die jetzt fiir 31 statt nur fiir 11 Sek-
toren greift, die Senkung der Netzentgelte und die
Einfiihrung eines Industriestrompreises — das alles klang
schon an. Und ja, ich hore hier auch schon wieder die
Kritik: Die Stromsteuersenkung war doch fiir alle ver-
sprochen. — Das kommt ja viel von Thnen.

(Katharina Beck [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das stimmt ja auch!)

Das stimmt, aber im ersten Schritt machen wir das fiir die
Industrie und das verarbeitende Gewerbe bis weit in den
Mittelstand hinein. 600 000 Unternehmen werden so ent-
lastet. Warum? Weil diese Firmen im internationalen
Wettbewerb stehen und eine Entlastung daher an dieser
Stelle besonders dringend ist. Sobald die Wirtschaft wie-
der schneller wéchst — heute war ja die Vorstellung des
Jahreswirtschaftsberichts, und die Konjunkturprognose
von 1 Prozent zeigt an, dass dies der Fall sein wird —
und wir gesichert wissen, dass das nachhaltig ist, werden
weitere Senkungen bei der Stromsteuer erfolgen.

Zu den weiteren Mallnahmen, die kleine und mittlere
Unternehmen entlasten werden, gehoren die MaBBnahmen
zum Biirokratieabbau, die wir im November 2025 in ei-
nem speziellen Entlastungskabinett beschlossen haben;
das sind insgesamt 50 Maflnahmen. Weitere Sitzungen
werden folgen. Ich nenne auch noch mal die Kraftwerks-
strategie und den Kapazitiatsmarkt. Damit werden wir das
Energieangebot ausbauen. Zusammen mit den erneuerba-
ren Energien werden wir dafiir sorgen, dass wir dauerhaft
saubere, sichere und vor allem auch bezahlbare Energie
haben werden.

Die von mir angesprochenen beschlossenen Preissen-
kungen helfen kurzfristig, aber auf Dauer ist das keine
Losung. Auf Dauer muss natiirlich das Energieangebot
steigen.

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, wiirden Sie eine Zwischenfrage
aus der AfD-Fraktion zulassen?

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Ja, das konnen wir machen.

Denis Pauli (AfD):
Sehr geehrter Kollege Wiener, vielen Dank, dass Sie
die Frage zugelassen haben. — Ja, wir sind uns da einig:
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Denis Pauli

Wir miissen entlasten. Sie sprechen viele Malnahmen an;
die sind durchaus interessant. Wir wissen aber im Grunde
genommen alle hier im Haus, dass Sie auf der einen Seite
versuchen, irgendwo in Teilen zu entlasten — ob das etwas
bringt oder nicht, werden wir sehen —, aber auf der ande-
ren Seite alle Biirger im Land erfahren, dass die CO,-
Abgabe wieder gestiegen ist. Wie wire denn der Ansatz,
dass wir die CO,-Abgabe abschaffen,

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Steht ko-
mischerweise nicht in Threm Antrag!)

damit die Biirger sofort und die Unternehmen genauso
entlastet werden? Wiirden Sie unsere Vorschldge da nicht
unterstlitzen? Wére das nicht sinnig?

(Beifall bei der AfD — Frauke Heiligenstadt
[SPD]: Komisch! Wir reden gerade iiber den
Antrag, den Sie selber gestellt haben!)

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):

Sie sprechen jetzt ein Spezialthema an, die CO,-Be-
steuerung. Die Idee ist ja grundsétzlich, wenn man markt-
wirtschaftlich denkt, gut. Hier wird aber immer das Hor-
rorszenario an die Wand gemalt: Mit der CO,-Bepreisung
steigt der CO,-Preis auf 100, 200, 300 Euro. — Das ist
natiirlich nicht so. Das héngt von den Verschmutzungs-
rechten ab. Und wenn sich die Unternehmen und die
Haushalte anpassen, dann haben wir einen endogenen
Preis, der unter Umstinden sogar sehr niedrig sein kann.
Dass daraus ein sehr hoher CO,-Preis wird, ist bei Wei-
tem nicht gegeben. Das Einzige, was wir hinkriegen miis-
sen, ist ein verniinftiger Grenzausgleichsmechanismus;
»CBAM ist hier das Stichwort. Ich bin noch nicht ganz
davon tiberzeugt, dass wir den haben. Aber: Marktwirt-
schaftlich zu denken, wire an der Stelle ein Rat, den ich
gerne in diese Richtung geben wiirde.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Raimond
Scheirich [AfD]: Das ist doch kein marktwirt-
schaftliches Denken, wenn man irgendeine
Steuer erhebt! Das ist staatlicher Dirigismus!)

Ich will auch nicht versdumen, noch mal auf das Stand-
ortfordergesetz hinzuweisen, mit dem wir vor allem pri-
vates Kapital mobilisieren wollen, das auch jungen Un-
ternehmen zugutekommen wird.

Sie sehen: Es passiert bereits sehr viel. Insofern kom-
men Sie mit Threm Antrag wieder einmal, muss man
leider sagen, zu spdt. Er ist auch — das will ich noch
mal sagen — in der Analyse schlecht und oberflachlich.
Sie schreiben zum Beispiel, dass die Anzahl der Insol-
venzen von knapp 14 000 im Jahr 2021 auf knapp 22 000
im Jahr 2024 gestiegen ist. Das hort sich natiirlich dra-
matisch an; aber Sie verschweigen ganz bewusst, dass
das Jahr 2021 ein Coronajahr war. Da gab es einen be-
sonderen Insolvenzschutz. Insofern sind diese Zahlen
hoffnungslos iiberzeichnet. Aber das tun Sie ja immer
ganz gerne: grofle Dramatik mit den Zahlen erzeugen,
ohne mal ein bisschen hinter die Zahlen zu gucken.

(Beifall der Abg. Katharina Beck [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Ich will hier gerne noch einen grundsétzlichen Gedan-
ken anbringen. Entlastungen fiir kleinere und mittlere
Unternehmen sind unverzichtbar; darin sind wir uns ei-
nig. Und ich denke, ich kann auch sagen, dass wir dafiir
kdmpfen. Hierdurch entstehen enorme Wertschopfung,
Innovation und gute Arbeitspldtze. Aber auch grofie Un-
ternehmen brauchen faire Rahmenbedingungen; denn sie
stehen nun mal im internationalen Wettbewerb. Und
wenn grofle Automobilhersteller ihre neuesten Modelle
nicht mehr in Deutschland produzieren, dann ist das
schon ein ernstzunehmendes Warnsignal. Deshalb werbe
ich fiir eine Wirtschaftspolitik, die alle Unternehmen ent-
lastet, unabhéngig von ihrer Grofle, unabhingig von der
Branche, in der sie tétig sind, auch unabhéngig davon, ob
sie national oder international tdtig sind. Wir von der
CDU/CSU wollen, dass die ganze Wirtschaft entlastet
wird; denn starke Unternehmen bedeuten sichere Arbeits-
pldtze, Wohlstand und soziale Stabilitt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU — Georg Schroeter
[AfD]: Dafiir reichen wir Thnen die Hand! So-
fort!)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Fiir die AfD-Fraktion darf ich Reinhard Mixl das Wort
erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Reinhard Mixl (AfD):

Sehr geehrter Herr Prisident! Werte Kollegen! Liebe
Unternehmer! Kleine und mittlere Unternechmen — iiber
99 Prozent aller Unternehmen in Deutschland — sind die
Basis unserer Wirtschaft. Sie tragen Beschiftigung, Aus-
bildung und Wertschopfung in jede Region. Sie sind das
Fundament unserer Grundversorgung. Doch diese Unter-
nehmen werden gerade systematisch tiberlastet, und sie
sterben im UbermaR — auch wenn der Kollege das nicht
glauben mag. Die Insolvenzen stiegen von 14 000 im Jahr
2021 auf 24 000 im Jahr 2025.

Sehr geehrte Bundesregierung, die Ursachen sind be-
kannt: explodierende Energiepreise, hohe Finanzierungs-
kosten, extrem schwache Nachfrage, eine erdriickende
Steuerlast und dazu, wie ein Bleimantel, der Biirokratie-
wahnsinn. Drauflen kdmpfen kleine und mittlere Betriebe
ums Uberleben; hier drinnen werden Gesetze und Biiro-
kratie am FlieBband erzeugt. Wer so handelt, duldet den
Niedergang aus Vorsatz. Dieser Staat behandelt die Un-
ternehmen nicht als maximal notwendige Leistungstré-
ger, sondern als Dauerverdachtige. Aus Misstrauen wird
dann Kontrolle, aus Kontrolle werden Formulare, und
zwar viele. Der Staatsapparat findet so seine Legitimation
mit Mehrung der Amter und Beamten. Die Folgen: Bon-
pflicht, Belegwahn, Meldeportale, Register, Dokumenta-
tionsketten, Aufzeichnungspflichten und natiirlich harte
Strafen bei Versto. Bereits heute entsteht dadurch kein
Mehr an Ordnung, sondern weniger Produktion, weniger
Investition, null Wachstum und weniger Wohlstand — der
Staatsapparat als Maximalbremser.

(Beifall bei der AfD)
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Reinhard Mixl

Das Lieferkettengesetz bzw. das Lieferkettensorgfalts-
pflichtengesetz — da kriegst du ja fast einen Kollaps beim
Aussprechen — ist ein weiteres Paradebeispiel ideologi-
scher Selbstinszenierung bei 6kologischer Blindheit. Of-
fiziell richtet es sich an groe Konzerne; tatsachlich wer-
den die Pflichten nach unten weitergereicht. Am Ende
tragen kleine und mittlere Zulieferer die Last — ohne
eigene Rechtsabteilung, aber mit vollem Risiko.

Alles Uberfliissige ist falsch. Deshalb fordern wir un-
verziiglich ein Biirokratieabbaugesetz, das die Biirokra-
tielast fiir die KMU mindestens halbiert, also maximal
reduziert. Wir ziehen eine klare rote Linie: kein Liefer-
kettensorgfaltspflichtengesetz, weder direkt noch indi-
rekt. Und wir wollen Steuerentlastung, die im Betrieb
ankommt: Kdrperschaftsteuer auf 10 Prozent absenken,
beginnend bereits ab 2026, und idealerweise noch eine
Reform der Einkommensteuer on top drauf, auch sofort.

(Beifall bei der AfD)

Die Istversteuerung im Umsatzsteuerrecht ist fiir alle
KMU sofort zu ermdglichen. Schluss mit dem zinslosen
Zwangskredit an den Staat! Steuern diirfen erst fallig
werden, wenn Rechnungen bezahlt sind. Und schlieSlich
fordern wir einen jéhrlichen KMU-Belastungs- und Um-
setzungsbericht mit Zahlen, Fristen und Verantwortlich-
keiten, damit Entlastungen nicht wieder in Stuhlkreisen
verschwinden.

Stimmen Sie unserem Antrag zu! Jede Ablehnung ver-
groBert nur den Schaden fiir unsere Unternehmer.

(Beifall bei der AfD)

Und nach fast 35 Jahren Beratungstitigkeit kann ich
Ihnen sagen: Gehen Sie mal raus — das habe ich Thnen
schon ofter gesagt —, fragen Sie drauflen —

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter!

Reinhard MixI (AfD):
— bei den kleinen und mittelstindischen Unternehmern
nach!

Danke.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Als letzte Stimme in dieser Aussprache horen wir fiir
die SPD-Fraktion Frauke Heiligenstadt.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Frauke Heiligenstadt (SPD):

Sehr geehrter Herr Président! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die AfD legt einen Antrag zum Biirokratieabbau
vor. Und man muss ganz ehrlich sagen: Der ist ziemlich
langweilig, wie ein alter Katalog mit D-Mark-Preisen.

(Bernd Schattner [AfD]: D-Mark ging gut!)

Sie legen hier keine seridse Steuerreform vor, sondern
betreiben nur staatsfinanzielle Spielerei. Geld wird ir-
gendwie verteilt, Biirokratiekosten wollen Sie halbieren,
gegenfinanziert ist gar keiner Ihrer Vorschlige,

(Leif-Erik Holm [AfD]: Was gibt’s da zu finan-
zieren, bei Biirokratie? — Gegenruf des Abg.
Raimond Scheirich [AfD]: Die Beamten!)

und an die Folgekostenabschitzung ist schon mal gar
nicht gedacht. Das ist bei Thnen ja sowieso iiblich.

Das, was Sie vorschlagen, auch in weiteren Antréagen,
schafft Milliardenlocher im Haushalt, und der Mittel-
stand wartet weiter. Erst heute haben Sie vorgeschlagen,
die Kfz-Steuer abzuschaffen — das nur mal so als Bei-
spiel —, auch nicht gegenfinanziert; aber das ist [hnen ja
egal. Sie tragen ein paar Allgemeinplitze iiber die deut-
sche Wirtschaft in Threm Antrag vor, ohne etwas Neues
zu sagen: 99 Prozent der deutschen Unternehmen sind
kleine und mittlere Unternehmen. — Sie reden von schwa-
cher Nachfrage und hohen Energiekosten. Aber dartiber,
wie das mit Putins Krieg gegen die Ukraine oder mit
Trumps Zoéllen zusammenhéngt, wollen Sie lieber nicht
reden.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
des Abg. Sascha Miiller [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN))

Ihr Antrag ist kurzum nichts weiter als ein Sammelsu-
rium; der groBte Teil ist auch noch die Auflistung der
Namen, die oben auf dem Antrag steht. Ansonsten ist
da inhaltlich nicht viel drin. Sie fordern Dinge, die schon
moglich sind. Das zeigt, dass der Antrag vielleicht vor
einem Dreivierteljahr geschrieben wurde. Andere Dinge
sind zum Teil sogar umgesetzt, wie zum Beispiel die
Beantragung der Istversteuerung fiir Unternehmer oder
die Senkung der Korperschaftsteuer; meine Kolleginnen
und Kollegen haben darauf hingewiesen. Das alles haben
wir schon auf den Weg gebracht.

Was stattdessen fiir den Mittelstand in Deutschland
sinnvoll ist, ist die Entlastungsagenda fiir die kleinen
und mittleren Unternehmen, die wir in den letzten zehn
Monaten vorangetrieben haben. Da mdchte ich nur er-
wihnen, dass wir allein im Finanzbereich in den letzten
Monaten sehr viel bewegt haben: den Ausbau der digi-
talen Angebote im Zoll- und Verbrauchsteuerbereich,
das Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand, die
Erleichterung des Zugangs zur Forschungszulage und
ihre Erh6hung, das Standortfordergesetz, die Netzent-
geltabsenkung, die Stromsteuersenkung, die Korper-
schaftsteuerabsenkung, der Investitionsbooster, die
Modernisierungsagenda, die Gastro-Mehrwertsteuer-
absenkung, die Agrardieselriickerstattung. Brauchen Sie
noch mehr Beispiele?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, im Kontrast
dazu betreiben Sie von der AfD, wie iiblich, nur pure
Symbolpolitik fiir die Reichen, fordern den Abbau von
Schutzvorschriften fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer und von Umweltschutz. Das ist Ihre sogenannte
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Mittelstandsrettung. Thre Pldne sind diinn, halbherzig,
gefdhrlich fiir den Standort und verdienen daher aus-
schlieBlich Ablehnung.

Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Damit schlieBe ich die Aussprache.

Interfraktionell wird Uberweisung der Vorlage auf der
Drucksache 21/3830 an die in der Tagesordnung auf-
gefiihrten Ausschiisse vorgeschlagen. Gibt es weitere
Vorschldage? — Das kann ich nicht sehen. Damit verfahren
wir so wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 3:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zum Biiro-
kratieriickbau in der Gewerbeordnung und
dem Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz
sowie anderer Rechtsvorschriften zur Auf-
hebung von Berichtspflichten

Drucksache 21/3740

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie (f)

Ausschuss fiir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit

Haushaltsausschuss gemaf § 96 der GO

Fiir die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten
vereinbart.

Ich darf die Aussprache erdffnen und fiir die CDU/
CSU-Fraktion Hans Koller das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Daniel Bettermann [SPD] — Esra Limbacher
[SPD]: Sie haben doch schon geredet!)

Hans Koller (CDU/CSU):

Herr Préasident! Meine Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Schon kommen wir in die Um-
setzung, ndmlich in die realistische Umsetzung des Biiro-
kratieabbaus. Wir nehmen das Thema ernst. Das zeigt
sich daran, dass dieser Gesetzentwurf beraten wird.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Koalition
setzt bewusst auf einen neuen, auf einen realistischen
Ansatz. Biirokratieabbau soll keine leere Floskel sein,
die bei jeder Sonntagsrede vorkommt; stattdessen kom-
men wir ins Tun.

Wir haben erste MaBnahmen ergriffen: Wir wollen
Pflichten streichen, Verfahren verschlanken und dies in
einen Gesetzentwurf gieBen. Das hat keinen Anspruch
auf Endgiiltigkeit, sondern es muss ein kontinuierlicher
Prozess bleiben, wo wir uns auch entsprechend an den
Realitdten orientieren.

Der Koalitionsvertrag ist klar, meine Damen und Her-
ren: weniger Berichtspflichten, weniger Dokumentati-
onsaufwand, weniger unnotige Nachweise, Vertrauen
statt Misstrauen, Praxis statt Papier. Aber mit Augenmal,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vor diesem Hintergrund ist der heute vorliegende Ge-
setzentwurf ein bewusster Schritt in die richtige Rich-
tung. Das ist kein groBes Systemumbaugesetz, das ist
kein Biirokratieabbau mit der Kettensdge, sondern der
Gesetzentwurf orientiert sich an der Praxis und setzt an
den richtigen Stellen an. Wir konnten sagen: Das sind
keine Schlagzeilenreformen, aber es sind Zug um Zug
spiirbare Entlastungen im Alltag, die beim Mittelstand
ankommen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Man kann sicherlich sagen: Das sind nur wenige Punkte.
Dazu sage ich: Ja, bewusst; denn Biirokratieabbau schei-
tert oft daran, dass man zu viel auf einmal will, und dann
bleibt am Ende nichts iibrig. — Wir gehen den Weg: we-
nige konkrete, sofort wirksame Schritte und davon regel-
mifBig mehr.

Und ehrlicherweise miissen wir auch selbstkritisch ein-
mal ein Stiick weit feststellen: Biirokratie ist auch dem
geschuldet, dass wir ein sehr klagefreudiges Land gewor-
den sind, dass viele Dinge ecingeklagt werden, dass viele
Dinge, die nicht bis ins letzte Detail geregelt sind, bis ins
Letzte ausgereizt werden und es zu Fehlentwicklungen
kommt. Deshalb: AugenmaB ist gefordert, nicht nur die
groBen Schlagzeilen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, mir ist wichtig, eines klar-
zustellen: Biirokratieabbau heif3t nicht, Schutzstandards
abzubauen, Verbraucher-, Arbeitnehmer- oder Umwelt-
standards abzubauen, es geht nicht um Deregulierung
um jeden Preis, sondern um klare, um praxistaugliche
Regelungen, die ihren Zweck erfiillen; und alles andere
lassen wir weg.

Meine Damen und Herren, dieses Gesetz ist ein Auf-
takt. Ich lade Sie ein, sich konstruktiv an den Beratungen
zu beteiligen: zum Wohle unseres Landes, zum Wohle
unseres Mittelstandes.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Fiir die AfD-Fraktion darf ich Mathias Weiser das Wort
erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Mathias Weiser (AfD):

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Seit der Bundestagswahl sind elf Mo-
nate vergangen, und es ist festzustellen, dass Sie beim
Biirokratieabbau keine nennenswerten Fortschritte er-
reicht haben. Dabei war der Biirokratieabbau eines der
zentralen Themen im Wahlkampf 2025. Keine Diskussi-
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onsrunde ohne die Frage, wie die Parteien die Wirtschaft
in diesem Bereich entlasten wollen. Und bei diesem
wichtigen Thema haben Sie keinerlei spiirbare Verbes-
serung fiir die deutsche Wirtschaft erreicht. Die Bundes-
regierung scheitert beim Biirokratieabbau.

(Beifall bei der AfD)

Ich méchte gleich auf den Punkt kommen, warum sie
scheitert: Echter Biirokratieabbau bedeutet, dass in
Deutschland Gesetze gestrichen und Behorden sowie Mi-
nisterien abgeschafft werden. Davon ist in diesem Ge-
setzentwurf und den vorherigen keine Spur. Sie verlieren
sich im Klein-Klein der Regulierungen, anstatt die Wirt-
schaft spilirbar zu entlasten und unseren Staat grund-
legend zu reformieren.

(Beifall bei der AfD)

Ihre eigene Bilanz von Soll und Ist beim Biirokratie-
abbau zeigt das ganze Ausmal} dieses Trauerspiels. Die
Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, die Biirokra-
tiekosten um ein Viertel zu senken; das macht 16 Milliar-
den Euro an Erfiillungsaufwand aus. Und was haben Sie
davon bereits erreicht? Laut Bericht der Bundesregierung
vom November 2025 haben Sie mit den bisher umge-
setzten Maflnahmen 780 Millionen Euro an Erfiillungs-
aufwand eingespart. Damit hat die Bundesregierung fast
ein Jahr nach der Bundestagswahl gerade einmal 5 Pro-
zent des versprochenen Biirokratieabbaus erreicht. Das
ist kein kontinuierlicher Prozess, das ist einfach nur er-
barmlich.

(Beifall bei der AfD)

Wihrend in Argentinien die Biirokratie mit der Ketten-
sdge innerhalb kiirzester Zeit beseitigt wird, greift diese
Regierung zur Nagelfeile und bewegt sie in Zeitlupe. Das
ist die Realitét.

Im Ubrigen werden die heute vorgelegten Gesetzent-
wiirfe nichts an diesem bedauernswerten Versagen der
Bundesregierung dndern. Der Entfall des Energielabels
an édlteren Heizungen und der Entfall einer Weiterbil-
dungspflicht fiir Immobilienmakler ist nicht der grof3e
Waurf, auf den die deutschen Unternehmen warten. Die
47 Millionen Euro an eingespartem Erfiillungsaufwand
sind 16blich, aber nur ein kleiner Tropfen auf einen viel
zu grofen heiflen Stein.

(Beifall bei der AfD)

Der grofite Kritikpunkt am Handeln der Bundesregie-
rung ist jedoch die fehlende Einsicht, was tatséchlicher
Biirokratieabbau bedeutet — Herr Koller, Sie haben das
gerade perfekt gezeigt — denn diese Einsicht ist kein
Geheimnis, die kannten schon die alten R6mer. Ich zitiere
den Geschichtsschreiber Tacitus: Je verdorbener der
Staat, desto mehr Gesetze hat er. — Ich iibersetze das
gerne fir Sie ins 21. Jahrhundert fiir Deutschland:

(Raimond Scheirich [AfD]: Aber in einfacher
Sprache!)

Je verdorbener die Bundesrepublik Deutschland, desto
mehr Gesetze, Ministerien und Behorden und NGOs hat
sie.

(Beifall bei der AfD — Leon Eckert [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Sie hassen dieses
Land!)

Das ist das grundlegende Problem in Deutschland: zu viel
Staat und zu viele Gesetze.

Das beste Beispiel ist die Debatte in der letzten Sit-
zungswoche liber die Mittelstandspolitik. Aus den Rei-
hen der CDU-Fraktion wurde es als Erfolg vermarktet,
dass man doch Dutzende neue Gesetze erlassen hat. Das
ist doch genau die falsche Denkweise. Es ist eher das
Problem, was Sie uns deutlich machen. Parteien, die
sich mit dem Erlassen neuer Gesetze briisten, meinen es
nicht ernst mit dem Biirokratieabbau, sie machen genau
das Gegenteil.

(Esra Limbacher [SPD]: Selbst zur Abschaf-
fung eines Gesetzes brauchen Sie ein Gesetz!
Wissen Sie das?)

Seit 2016 haben die Bundesregierungen vier Biirokratie-
entlastungsgesetze beschlossen. Das Ergebnis: 2026
mehr Biirokratie als 2016. Und was ist die Reaktion der
Bundesregierung auf diesen gescheiterten Biirokratie-
abbau? Sie tut das, was kein verniinftig denkender
Mensch tun wiirde: Sie griindet ein zusitzliches Ministe-
rium, um die Biirokratie endlich unter Kontrolle zu be-
kommen. Mehr Biirokratie und mehr Beamte, um Biiro-
kratie abzubauen. Das versteht niemand.

(Beifall bei der AfD)

Mit Verlaub: Das ist Realsatire fiir viele Biirger und
Unternehmen, was Sie tun. Sie wollen die Wirtschaft
nicht entlasten. Sie beschéftigen sich lieber mit sich
selbst und verschwenden Steuergelder, als die tatsdch-
lichen Probleme in Deutschland zu 16sen.

Meine Damen und Herren, wie wiirde die Alternative
fiir Deutschland fiir einen wirksamen Biirokratieabbau
sorgen? Wir wiirden das einzig Richtige tun: Gesetze
umfangreich und griindlich streichen. Die Liste ist sehr
lang: Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz,

(Mahmut Ozdemir [Duisburg] [SPD]: Wie
streicht man denn Gesetze? Erkldren Sie mir
das mal!)

Datenschutz-Grundverordnung, Antidiskriminierungs-
gesetz, Netzwerkdurchsetzungsgesetz, Erneuerbare-
Energien-Gesetz, Gebiudeenergiegesetz, Brennstoff-
emissionshandelsgesetz — alles Gesetze, vor deren Ein-
fiihrung Deutschland wunderbar funktioniert hat und
deren Streichung fiir unsere Unternehmen in allen Berei-
chen ein Segen sein wird.

(Beifall bei der AfD)

Es muss klar sein: Deutschland wird ohne diese um-
fangreiche Deregulierung am Weltmarkt nicht bestehen
konnen. Nehmen wir das Beispiel ,kiinstliche Intel-
ligenz*, eine Zukunftstechnologie, die sich in den Ver-
einigten Staaten rasant entwickelt. Und was machen die
Politiker in Deutschland und der Europdischen Union?
Wir regulieren, bevor iiberhaupt Unternehmen innovative
Produkte entwickelt haben und die erfolgreich am Markt
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etabliert haben. Das ist genau das, was wir nicht brau-
chen. Deutschland und die Europdische Union verlieren
damit den internationalen Anschluss.

An diesem Fallbeispiel wird deutlich, dass die Biiro-
kratie in Deutschland nur erfolgreich abgebaut werden
kann, wenn das Biirokratiemonster Europdische Union
grundlegend reformiert wird. Es ist dringend notwendig,
dass wir fiir mehr nationalstaatliche Souverénitit sorgen
und unsere deutsche Volkswirtschaft vor den iibergriffi-
gen Vorgaben aus Briissel schiitzen.

(Beifall bei der AfD)

Dariiber hinaus wird es fiir den Biirokratieabbau unver-
meidlich sein, eine grundlegende Verschlankung des
Staates umzusetzen. Allen voran wird es dabei unsere
Aufgabe sein, dass wir die Anzahl von Ministerien und
Behorden deutlich senken. So wiirde wahrer Biirokratie-
abbau aussehen.

Was Sie heute vorgelegt haben, meine Damen und
Herren, ist zwar ein Schritt in die richtige Richtung,
aber angesichts der desolaten Lage unserer Volkswirt-
schaft einfach nur ein Armutszeugnis.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Fir die SPD-Fraktion darf ich Daniel Bettermann das
Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Daniel Bettermann (SPD):

Sehr geehrter Herr Président! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Liebe Géste! Es gibt Gesetze, deren
Wirkméichtigkeit von vornherein ersichtlich ist, die grof3
und bedeutsam erscheinen, die schon unmittelbar durch
ihre Namen beweisen, dass sie es in sich haben. Und dann
gibt es die Art von Gesetzen, die auf den ersten Blick
kleinteilig und punktuell wirken, lediglich fiir einen be-
grenzten Kreis an Betroffenen Wirkung entfalten — zu-
mindest offenkundig. Es sind Gesetze, deren Einfluss auf
richtungsweisende Politikwechsel und deren Wirkung
sich erst im Zeitverlauf wirklich erschlieft.

Der heute in erster Lesung zu beratende Gesetzentwurf
mit seinen Pldnen zu umzuschreibenden, wegzustrei-
chenden Paragrafen und in Verordnungen vorzusehenden
Vereinfachungen gehdrt definitiv zur zweiten Kategorie.
Er wirkt vom Namen her sperrig, komplex, vielleicht
auch unverstdndlich, und dennoch bin ich bereits heute
Fan des nun in die parlamentarische Befassung geschick-
ten Gesetzesinhalts.

Konkret geht es hier um erwartete Entlastungswirkun-
gen in Hohe von insgesamt fast 60 Millionen Euro fiir
bestimmte Unternechmen und Berufe, darunter die Immo-
bilienmaklerin und der Bezirksschornsteinfeger. Es geht
um freiwerdendes Potenzial und steigende Wertschop-
fung. Es geht darum, positive Effekte sicherzustellen,
um damit unser Wirtschaftswachstum zu unterstiitzen.
Von dem Gesetz wird insbesondere der Mittelstand pro-
fitieren, also die ganz vielen kleinen und mittelgrofen
Unternehmen, die in Deutschland 99 Prozent aller Firmen
ausmachen. In diesen Unternechmen ist mehr als die

Halfte aller Beschéftigten titig. Damit sichern diese Un-
ternehmen wichtige Einkommen. Auch fiir Bund und
Lander werden Vereinfachungen geschaffen, die Verwal-
tungen werden entlastet.

Aber mehr noch: So klein seine einzelnen Bausteine
heute auch wirken mogen, so grofl wird das, was am Ende
mit diesem Gesetz einhergeht. Seine iibergeordnete Be-
deutung wird sichtbar werden. Das Gesetz mit diesem
holprigen und etwas droge anmutenden Namen wird
sich in eine lange Liste an Entscheidungen einreihen,
mit denen die Bundesregierung unseren Staat einfacher,
schneller und digitaler macht, mit denen Biirgerinnen und
Biirger sowie die Wirtschaft von heute noch bestehenden,
nicht selten {iberfordernden, zu oft auch nicht zwingend
erforderlichen Vorschriften und regulatorischen Hemm-
nissen befreit werden. Mit diesem Gesetz ist ein Anfang,
ein weiterer Schritt gemacht worden, um sie von diesen
Hemmnissen zu befreien.

Wo besteht Ineffizienz? Wo ist der Aufwand zu hoch?
Stehen investierte Arbeitskraft, Kosten und personelle
Kapazitit nicht im Verhiltnis zum erkennbaren Nutzen?
Welche Mehrbelastungen kdnnen, miissen wir als Politik
streichen, um unserem Land die Mdglichkeit zu geben,
sich wieder auf das wirklich Wichtige zu konzentrieren?
Wie keine andere Regierung zuvor rdumt Schwarz-Rot
jetzt auf, stellt Gesetze auf den Priifstand und schafft
Uberfliissiges ab. Das schafft Freiraum, dient der Wett-
bewerbsfahigkeit und sichert langfristigen Wohlstand.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir werden in den
kommenden Wochen und Monaten noch iiber viele wei-
tere, durchaus auch dhnliche, auf den ersten Blick viel-
leicht klein wirkende Gesetze reden, die vom Namen her
wenig spannend sind. Aber riickblickend werden wir sa-
gen konnen: Das waren viele Puzzlesteine des grofien
Ganzen. Diese Koalition hat es sich zur Kernaufgabe
gemacht, unser Land von unnétigen biirokratischen Re-
gularien zu befreien. Das ist zum alles andere iiberlagern-
den Ziel geworden, zur Gemeinschaftsmission der Regie-
rung und aller Ministerien. Das ist das erste Mal, dass das
in dieser Form geschieht. Der Abbau von Biirokratiekos-
ten um insgesamt 25 Prozent und die damit einher-
gehende Senkung des anfallenden Aufwands fiir Biir-
gerinnen und Biirger sowie Unternehmen fiihrt zu
Entlastungen von bis zu 16 Milliarden Euro. Das wird
ganz schnell deutlich sichtbar werden. Es ist ein ambitio-
niertes Vorhaben, das die Bundesregierung durch kon-
tinuierliches und nun immer schneller werdendes Agie-
ren zum Erfolg fithren wird.

Der heute in erster Lesung zu beratende Gesetzentwurf
wird hierzu seinen Teil beitragen. Vielleicht ist diese
Sorte von Gesetzen am Ende sogar die besonders bedeu-
tende; denn diese Form von Gesetz beweist, dass die
Politik lernfahig ist und bei Bedarf nachsteuert. Mit guter
Intention wird gehandelt, werden Verdnderungsbedarfe
erkannt, wird eingegriffen und werden Verbesserungen
deutlich hervorgehoben. Man konnte sagen, sie sind
auch Ausdruck einer gesunden Fehlerkultur.

(Raimond Scheirich [AfD]: Ausdruck einer
Politik der spéten Einsicht!)
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Das ist iibrigens gleichzeitig Kernmerkmal und Grund-
voraussetzung einer funktionierenden Demokratie. Un-
sere Demokratie, unsere Staatsform ist lernfdhig, und
sie zeigt, dass sie anpackt. Nur die Fahigkeit zur kon-
tinuierlichen Weiterentwicklung macht es moglich, dass
der Staat immer besser, immer einfacher, immer digitaler
und effizienter wird, das Leben der Biirgerinnen und
Biirger besser wird und die harte Arbeit, die unsere Un-
ternehmer jeden Tag leisten, einfacher wird. Dem tragt
dieses Gesetz Rechnung. Die Koalition liefert. Das ist
effizient, das ist ergebnisorientiert, und das ist gut fiir
unser Land.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Fir Biindnis 90/Die Griinen darf ich Sandra Stein das
Wort erteilen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Sandra Stein (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Président! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Heute beraten wir iiber Malnahmen zum Bii-
rokratieabbau. Ich will vorweg sagen: Viele der angefiihr-
ten Punkte sind fiir sich genommen erst mal in Ordnung.
Aber wir miissen auch ehrlich sein: Teilweise wird hier
Etikettenschwindel betrieben. Wenn Regelungen nédmlich
beendet werden, die sowieso ausgelaufen wiren, wie zum
Beispiel das nationale Heizungslabel, dann ist das kein
mutiger Biirokratieabbau, sondern eher ein formaler Ab-
schluss. Kann man ja machen, aber man sollte es nicht als
etwas GroBeres verkaufen, als es ist.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Gleichzeitig gibt es aber auch MaBnahmen, die aus
unserer Sicht in die falsche Richtung gehen. Ein Beispiel
ist die geplante Abschaffung der Pflicht zur regelmaBigen
Weiterbildung von Immobilienmaklern. Hier teilen wir
ausdriicklich die Sorge von vielen Branchenverbanden.
Wenn hier Qualifikationsanforderungen abgesenkt wer-
den, drohen mittelfristig mehr Rechtsstreitigkeiten. Biiro-
kratie abbauen, indem man Standards senkt, ist ndmlich
kein Fortschritt, sondern eine Problemverschiebung von
der Verwaltung zu den Gerichten.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich konnte jetzt MaBnahme fiir MaBnahme durch-
gehen. Aber genau darin liegt ja das eigentliche Problem:
Die Bundesregierung verliert sich im Klein-Klein. Der
Handlungsdruck ist aber enorm. Unternehmerinnen und
Unternehmer verbringen immer weniger Zeit mit ihren
Kernaufgaben und immer mehr Zeit mit Formularen,
Nachweisen und Berichtspflichten — das ist alles richtig —:
fast ein Viertel der Arbeitszeit nicht fiir Innovation, nicht
fiir Wachstum, sondern fiir Verwaltung. Das ist tatsich-
lich ein echter Standortnachteil.

Darauf reagieren Sie ja auch mit der Modernisierungs-
agenda. Darin finden sich viele richtige und gute Schritte.
Aber Einzelmafinahmen alleine reichen eben nicht aus;

denn Biirokratie entsteht nicht einfach nur durch Gesetze,
sondern durch komplizierte Abldufe, durch unklare Zu-
stindigkeiten und ein System, das haufig auf Absiche-
rung statt Ermdglichung setzt. Deshalb miissen wir Ver-
waltung grundsitzlich anders denken: als Dienstleisterin
fiir Biirger/-innen und Unternehmen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Andere Lander zeigen, was moglich ist. Wir reden liber
das Ziel, die Biirokratiekosten fiir die Wirtschaft um
25 Prozent zu senken. Das wiéren rund 16 Milliarden
Euro Entlastung fiir Unternehmen. Natiirlich ist das su-
perwichtig, das ist eine Entlastung fiir Unternehmen und
Biirger; aber es ist eben nicht ambitioniert genug. Eine
Studie des ifo-Instituts im Auftrag der IHK fiir Miinchen
und Oberbayern von 2024 zeigt: Wenn Deutschland bei
der Digitalisierung der 6ffentlichen Verwaltung auf das
Niveau von Danemark kidme, konnten wir jéhrlich rund
96 Milliarden Euro mehr Wirtschaftsleistung erzielen;

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Ulle Schauws [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Hort! Hort!)

96 Milliarden Euro durch effizientere Verfahren, weniger
Reibungsverluste, weniger Biirokratie. Das zeigt doch:
Ein riesiges Potenzial liegt nicht einfach im Streichen
einzelner Berichtspflichten, sondern im grundlegenden
Umbau unserer Verwaltung: digital von Anfang bis Ende,
einheitlich, verstdndlich und schnell.

Wir fordern deshalb zum Beispiel die Einfithrung einer
Deutschland-App, in der alle Verwaltungsdienstleistun-
gen zuginglich sind.

(Ulle Schauws [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: So ist es!)

Wir wollen eine Ausweitung des von uns eingefiihrten
Praxischecks, und zwar so, dass kleine und Kleinstunter-
nehmen der Mafstab sind. Und wir wollen eine kon-
sequente Anwendung des Once-Only-Prinzips, damit Be-
triebe eben nur einmal all ihre Daten libermitteln miissen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wenn die Modernisierungsagenda mehr sein soll als
eine Sammlung gut gemeinter Einzelmafnahmen, dann
braucht sie den Mut, genau diesen Perspektivwechsel zu
vollziehen. Biirokratieabbau heif3t dann nicht ,,weniger
Staat®; sondern Biirokratieabbau heif3t: besserer Staat.

Vielen Dank.
(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Fiir die Fraktion Die Linke darf ich Jérg Cezanne das
Wort erteilen.

(Beifall bei der Linken)

Jorg Cezanne (Die Linke):

Herr Président! Meine Damen und Herren! Ich will
gerne anerkennen, dass die Kollegen Koller und
Bettermann tapfer versucht haben, diesen Gesetzentwurf
hier sympathisch einzubringen.
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Jorg Cezanne

(Heiterkeit bei der Linken sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Aber man muss doch wirklich noch mal ein bisschen
dariiber reden, was Sie eigentlich hier machen.

Der Kanzler blast die Backen ganz dick auf: ,,Dieses
Land ist zu trdge, zu langsam und zu biirokratisch.” Im
Koalitionsvertrag stecken Sie sich das Ziel, Biirokratie-
kosten und Erfiillungsaufwand um insgesamt 26 Milliar-
den Euro zu reduzieren, und dann legen Sie uns hier einen
so diirren Gesetzentwurf mit fiinf Mafnahmen vor. Sie
selber behaupten — ich kann das nur schwer nachvoll-
ziehen —, damit sollen 60 Millionen Euro eingespart wer-
den. Ich bitte Sie: Wenn Sie in dem Tempo weitermachen,
dann brauchen Sie nur noch etwa 499 Gesetzentwiirfe
von diesem Niveau, um Ihre Ziele in dieser Legislaturpe-
riode zu erreichen. Das ist armselig.

(Beifall bei der Linken)

Aber es wird ja noch viel schlimmer.

Erstens. Sie wollen den Bericht iiber die Tatigkeiten
der Industrie- und Handelskammern und der Auf3enhan-
delskammern an den Deutschen Bundestag abschaffen.
Hut ab! Der wird weiterhin geschrieben werden; er kriegt
nur keine Bundestagsdrucksachennummer mehr. Was ist
denn das bitte fiir eine armselige Maflnahme?

Sie wollen, zweitens, das Energieeffizienzlabel fiir alte
Heizungen abschaffen, wohlgemerkt: fiir alte Heizungen.
Das ist durchgelaufen. Da muss auch kein Schornsteinfe-
ger mehr titig werden. Da ist iiberhaupt kein Biirokratie-
abbau dahinter.

Besonders grotesk wird es, wenn diejenigen, die Sie
von Biirokratie entlasten wollen, sagen: ,,Das wollen wir
gar nicht, weil wir ndmlich befiirchten, dass das die Qua-
litdt unserer Dienstleistungen beeintrachtigt™, wie das bei
den Hausverwaltungsunternehmen, Immobilienverwal-
tern, Immobilienmaklern der Fall ist, die jetzt in seltener
Einmiitigkeit mit Verbraucherschiitzern und Mieterbund
darum ringen, dass die Weiterbildungspflicht nicht abge-
schafft wird.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

Ubrigens sagt in den Verbinden aus diesem Bereich fast
die Hailfte der Unternehmen, sie wollen die Weiterbil-
dungspflicht ausweiten und verstarken. Also, bitte schon,
lassen Sie die Finger davon, und machen Sie das nicht!

(Beifall bei der Linken)

Nur um es noch mal zu sagen: Sie blasen die Backen
ganz dick auf; aber Sie vergessen, zu pusten. Das hier ist
noch nicht mal heifle Luft.

(Beifall bei der Linken)

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Fir die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort
Dr. Saskia Ludwig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Saskia Ludwig (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Président! Sehr geehrte Kollegen!
Herr Président, mit Threr Erlaubnis wiirde ich gerne ein
Zitat vortragen:

,»Vvon allen Plagen, mit denen Gott der Herr unser
Wirtschaftsleben heimsucht, ist die Biirokratie die
weitaus schlimmste.*

Das ist viele Jahre alt. Sie haben noch altere Zitate ge-
bracht. Wir wissen: Da, wo Staat ist, befindet sich auch
Biirokratie, und man muss zusehen, dass sie nicht immer
weiter ausufert.

Ich bin froh, dass das Biirokratieentlastungskabinett
ein Signal des Willens sendet, ldhmende, unnétige Biiro-
kratie abzubauen. Denn die Biirokratie ist nicht etwa ein
notwendiges Ubel, sondern sie wird sehr leicht zum
selbststindigen Ubel. Das passiert nicht von heute auf
morgen, das passiert sehr langfristig. Aber wenn man
sich die letzten Jahre anguckt, die Jahre zwischen 2020
und 2024, die Coronajahre, dann merkt man schon, dass
die Kurve nicht normal nach oben ging, sondern ganz
steil.

Thre Kollegin Frau Beck ist gerade nicht anwesend. Sie
sprach davon, dass das, was der Mittelstand braucht, Ein-
wanderung sei. Ich wiirde gerne mal iiber die Zahl der
Arbeitnehmer reden, die zwischen 2020 und 2024 aus der
Privatwirtschaft in die Verwaltung abgewandert sind. Ich
glaube, man traut seinen Ohren kaum, wenn man die Zahl
400 000 hort. 400 000 Personen sind aus der Privatwirt-
schaft in die Verwaltung abgewandert.

Das hat gleichzeitig zwei Effekte. Uns fehlen qualifi-
zierte Arbeitskrifte in der Privatwirtschaft, und wir wun-
dern uns, wo die hin sind. Auf der anderen Seite ist es so,
dass, wenn ich in der Verwaltung zusitzliche Stellen ha-
be, in dem Fall 400 000, auch zusitzliche Biirokratie
produziert wird. Das ist ein vollig normaler Kreislauf.
Dariiber miissen wir reden.

Ein starker Staat ist nicht ein Staat mit moglichst vielen
Beamten, sondern ein Staat, der sich auf das Wesentliche
beschriankt. Da bin ich sehr froh, dass im Jahreswirt-
schaftsbericht das Thema Ordnungspolitik wieder auf-
gegriffen wurde. Wenn wir sehen, welche Debatte es
allein zu diesem Wort ,,Ordnungspolitik gab, was ja
nichts anderes bedeutet, als sich auf das Wesentliche zu
beschrianken, dann wissen wir, woriiber wir reden. Ich bin
der Bundeswirtschaftsministerin und ihrem Ministerium
sehr dankbar, dass sie dies nicht nur verstanden haben,
sondern auch umsetzen wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Herr Weiser, ich habe vernommen, wie Sie sich ins-
gesamt dazu gedufert haben. Sie haben auch gesagt, es ist
ein Schritt in die richtige Richtung. Wir leben in Deutsch-
land und nicht in Argentinien. Hier ticken die Uhren nun
mal anders. Deswegen bin ich sehr froh, dass wir mit dem
vorliegenden Gesetzentwurf zum Biirokratieabbau in der
Gewerbeordnung dem Anspruch gerecht werden, schnell
biirokratische Vorschriften aufzuheben, und der Vorgabe
des Entlastungskabinetts aus dem Dezember Rechnung
tragen. Dies ist die erste Lesung, und wir alle hoffen sehr,
dass nach diesem Auftakt bald ein groBer Wurf vorliegt.
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Dr. Saskia Ludwig

Um mit Ludwig Erhard zu schlieBen: Nicht der Staat
schafft Wohlstand, sondern die Freiheit des Biirgers, zu
handeln, zu investieren und zu arbeiten.

In diesem Sinne: Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Als letzte Stimme in der Aussprache hdren wir Vanessa
Zobel fiir die CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vanessa Zobel (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Président! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Um es direkt vorwegzunehmen und
mich da meinen Vorrednern anzuschliefen: Dieses Ge-
setz ist kein Paukenschlag, aber es ist Teil eines groBeren
Projektes; denn der Biirokratieabbau ist nun einmal kein
Sprint — das haben wir alle mitbekommen —, sondern ein
Marathon. Seien wir doch mal ehrlich: Ich bin froh iiber
jede Entschlackung, die stattfindet. Denn viele Vorschrif-
ten aus der Vergangenheit waren einfach gut gemeint;
aber irgendwann wurde der Dschungel so dicht, dass
kaum noch einer durchblickte.

Mit dieser Koalition beginnen wir nun, diesen Dschun-
gel zu lichten. Das Biirokratieriickbaugesetz, das wir
heute in erster Lesung beraten, zeigt: Biirokratieabbau
gelingt dann, wenn wir strukturiert vorgehen, also Gesetz
fiir Gesetz und Paragraf fiir Paragraf, und vor allem ge-
meinsam mit denen, die nun auch die Folgen spiiren, also
mit unseren Unternehmen, unseren Kommunen und un-
seren Biirgerinnen und Biirgern.

Was steht denn im vorliegenden Gesetzentwurf kon-
kret drin?

Erstens. Wir werden die Ubertragungsnetzbetreiber
entlasten. Die Pflicht zu jdhrlichen Berichten an die Bun-
desnetzagentur iiber technische Machbarkeiten, Wirt-
schaftlichkeit und Umweltauswirkungen bestimmter An-
lagen entfdllt. Das spart Zeit und Geld und stdrkt die
Konzentration auf das Wesentliche, ndmlich auf unseren
Netzausbau.

Zweitens. Wir streichen die tiberholten Berichtspflich-
ten. Dazu gehdrt die Pflicht des Bundeswirtschaftsminis-
teriums, zur Mitte jeder Legislatur einen Bericht iiber die
Industrie- und Handelskammern vorzulegen.

Drittens. Ja, wir haben es gehort, auch die Schornstein-
feger befreien wir von iiberfliissigen Verwaltungsakten.
Das entlastet die Verwaltung um rund 10 Millionen Euro
jéhrlich und die Schornsteinfeger selbst von {iberfliissiger
Biiroarbeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich verkaufe
Thnen das heute nicht als den groen Wurf. Es kann nur
der Anfang sein, und das ist er auch. Wir von der Koali-
tion arbeiten bereits an weiteren umfassenden Biirokra-
tieentlastungsgesetzen, mit denen wir zum Beispiel die
Schwellenwerte flir Berichtspflichten anheben, die Ver-

fahrensdauer in der Verwaltung verkiirzen und das Liefer-
kettengesetz europarechtskonform entschlacken wollen.
Mit dem Reallabore-Gesetz steht zum Gliick ein weiteres
Gesetz in den Startlochern, das experimentierfreudigen
Unternehmen die ndtige Freiheit gibt, auch mal Sachen
auszuprobieren, und das, ohne dass sie an Verwaltungs-
vorschriften scheitern. Unser Ziel ist klar: Weg mit den
iiberfliissigen Dokumentationspflichten und kollektivem
Misstrauen gegeniiber unseren Unternehmen und statt-
dessen mehr Eigenverantwortung und Vertrauen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Staat darf kein
Selbstzweck sein. Er muss ermdglichen und darf nicht
blockieren. Damit das gelingt, braucht es auch solche
vergleichsweise kleinen Gesetze. Also lassen Sie uns
weiter dranbleiben fiir eine Verwaltung, die mitdenkt,
fir eine Wirtschaft, die durchstarten kann, und fiir ein
Land, das wieder schneller wird!

Vielen lieben Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Damit sind wir am Ende der Aussprache iiber den
Tagesordnungspunkt 3.

Interfraktionell wird die Uberweisung des Gesetzent-
wurfes auf der Drucksache 21/3740 an die in der Tages-
ordnung aufgefiihrten Ausschiisse vorgeschlagen. Gibt es
weitere Vorschldge? — Das kann ich nicht erkennen. Dann
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 6:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Maik
Briickner, Nicole Gohlke, Doris Achelwilm, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion Die Linke

Die ,,vergessenen“ queeren Opfer der natio-
nalsozialistischen Verfolgung

Drucksache 21/3659

Uberweisungsvorschlag:
Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz

Fiir die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten
vereinbart.

Ich darf die Aussprache erdffnen. Fiir Die Linke darf
ich Maik Briickner das Wort erteilen.

(Beifall bei der Linken)

Maik Briickner (Die Linke):

Herr Prisident! Ich mochte meine Rede mit einem
Zitat der Holocaustiiberlebenden Margot Heumann be-
ginnen:

,,Wir wussten nichts iiber unsere Zukunft und ich
entschied mich, dass, wenn Dita ins Gas ginge, ich
mit ihr gehen wiirde. Ich habe niemanden je so ge-
liebt wie Dita.*
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Maik Briickner

Als junges Maidchen lernte Margot die gleichaltrige
Edith ,,Dita* Neumann kennen und verliebte sich in sie.
Sowohl Margot als auch Edith wurden im Mai 1944 nach
Auschwitz deportiert. Beide iiberlebten dieses und andere
Todeslager. Margot Heumann ist die erste lesbische
Holocaustiiberlebende, die von ihren Erfahrungen be-
richtete.

Die historische Forschung hat zuletzt bedeutende Fort-
schritte gemacht in Bezug auf die Geschichte von lesbi-
schen oder Transpersonen im Nationalsozialismus. ,,Tot-
geschlagen — totgeschwiegen: Das steht auf der
Gedenktafel fiir die homosexuellen Opfer des National-
sozialismus am Nollendorfplatz in Berlin.

Auch das offizielle Gedenken in Deutschland hatte
lange Zeit einen blinden Fleck, weil die Verfolgung und
Diskriminierung queerer Menschen in Deutschland, in
beiden deutschen Staaten, nach 1945 weiterging. Der
Deutsche Bundestag hat der queeren NS-Opfer erst
2023 offiziell gedacht. Ohne den unermiidlichen und
hartndckigen Einsatz des Historikers Lutz van Dijk und
von vielen weiteren Engagierten wire es womoglich gar
nicht dazu gekommen; die Widerstdnde dagegen waren
enorm. Und eine Bitte des Parlaments um Verzeihung
fehlt bis heute. Ich finde, es wird hochste Zeit.

(Beifall bei der Linken und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Es ist gut und richtig, dass sich das staatliche Geden-
ken offnet. Dass dies erst so spét stattgefunden hat, ist
eine Schande, der sich dieses Haus erst noch stellen muss.
Die Community hilt die Erinnerung an diejenigen wach,
die verfolgt, gefoltert oder ermordet wurden, weil sie
queer waren, unter anderem durch das jéhrliche Geden-
ken am Mahnmal im Tiergarten fiir die im Nationalsozia-
lismus verfolgten Homosexuellen, an dem ich und viele
andere heute auch teilgenommen haben.

,Erinnern hei3t handeln‘: Diese Losung bringt es doch
auf den Punkt. Mit unserem Antrag unterbreiten wir kon-
krete Vorschldge, wie dieses Handeln aussehen konnte.
Freiheit, Vielfalt und Demokratie stehen aber auch heute
wieder unter Druck und miissen verteidigt werden. ,,Er-
innern heift handeln‘: Das bedeutet fiir mich auch, dass
wir endlich das AfD-Verbot priifen miissen.

(Beifall bei der Linken und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Fiir die CDU/CSU-Fraktion darf ich Ansgar Heveling
das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Ansgar Heveling (CDU/CSU):

Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
Verfolgung homosexueller Menschen, transgeschlecht-
licher Menschen und all jener, die nicht in das Weltbild
der Nationalsozialisten passten, war furchtbares Unrecht.
Wer heute iiber die Verfolgung queerer Menschen im
Nationalsozialismus spricht, spricht iiber die Frage der

Menschenwiirde — und {iber ein Unrecht, das sich nicht
nur in den Jahren 1933 bis 1945 ereignete, sondern in
Teilen auch in der Nachkriegszeit fortwirkte: durch fort-
gesetzte Kriminalisierung und Diskriminierung, durch
Schweigen, durch fehlende Anerkennung.

Heute ist fiir uns klar: Niemand darf wegen seiner
Identitit entwiirdigt, ausgegrenzt oder zum Opfer staatli-
cher Willkiir gemacht werden. Gerade deshalb schulden
wir den Verfolgten aus der Zeit des Nationalsozialismus
Respekt, Erinnerung und eine Sprache, die nicht stigma-
tisiert, sondern aufrichtet.

Der Antrag der Linksfraktion benennt vieles, was his-
torisch zutrifft und was auch uns beschdmt. Er erinnert an
zerstorte Biografien, an Haft, an Entrechtung, an die
Menschenverachtung der Nationalsozialisten, aber auch
an die oft bittere Erfahrung, nach 1945 erneut nicht ge-
hort worden zu sein.

Der Deutsche Bundestag hat jedoch in den vergange-
nen Jahrzehnten bereits wesentliche Schritte unternom-
men. Er hat im Jahr 2000 sein Bedauern iiber die Fort-
geltung des § 175 ausgedriickt. 2002 wurden die Urteile
gegen homosexuelle Ménner aus der NS-Zeit aufgeho-
ben. 2017 haben wir das Strafrechtliche Rehabilitierungs-
gesetz beschlossen und damit auch die Verfolgten der
Nachkriegszeit rehabilitiert. Bundesprésident Steinmeier
hat 2018 um Vergebung gebeten. Und ja, erst 2023, aber
eben 2023 hat dieses Haus in einer bewegenden Gedenk-
stunde explizit der queeren NS-Opfer gedacht. Es ist also
keineswegs so, dass die Anerkennung fehlt. Sie ist er-
folgt: auf hochster staatlicher Ebene, im Parlament und
durch unser Staatsoberhaupt.

Darum sagen wir ebenso klar: Der Antrag mag gut
gemeint sein. Er geht aber von falschen Pramissen aus
und ist fiir uns in seiner konkreten Form nicht erforder-
lich. Symbolische Akte diirfen nicht den Eindruck er-
wecken, als habe der Bundestag bislang geschwiegen
oder als miisse Erinnerungspolitik immer neue Institutio-
nen hervorbringen, um ernst gemeint zu sein. Wir sollten
stattdessen auf das setzen, was jetzt schon geschieht: For-
derungen bestehender Gedenkorte, die Unterstiitzung gu-
ter historischer Forschung, die Einbindung queerer Op-
ferperspektiven in die Bildungsarbeit und eine klare
Haltung gegen Hass, Gewalt und Diskriminierung.

Meine Damen und Herren, wir erkennen das Leid an —
ohne Relativierung. Aber wir lehnen diesen Antrag ab,
weil seine Anliegen bereits aufgegriffen sind und weil
wir die Verantwortung nicht in neue Symbolpolitik ver-
lagern sollten, sondern bei verldsslichem, wirksamem
Handeln bleiben sollten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Fir die AfD-Fraktion darf ich Nicole Hess das Wort
erteilen.

(Beifall bei der AfD)
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Nicole Hess (AfD):

Sehr geehrter Herr Priasident! Meine Damen und Her-
ren! Wenn wir heute iiber die Opfer der NS-Diktatur
sprechen, dann schulden wir ihnen vor allem eines: Wahr-
haftigkeit — nicht bunte Symbolik, nicht billige Schlag-
worte, nicht politische Selbstvergewisserung, sondern
eine Sprache, die der historischen Realitit gerecht wird
und den Menschen, um die es geht, Erinnerung und
Wiirde zugesteht.

Der Antrag spricht von ,,queeren Opfern® und meint
damit sehr unterschiedliche Gruppen: schwule Ménner,
bisexuelle Menschen, transgeschlechtliche Menschen,
lesbische Frauen, intergeschlechtliche Menschen. Das
klingt zunéchst alles wahnsinnig inklusiv; aber ein Be-
griff, der alles umfassen will, der erklart am Ende nichts
mehr. Er fordert nicht Klarheit, sondern Beliebigkeit. Im
NS-Staat wurden Menschen jedoch nicht verfolgt, ent-
rechtet, gequilt oder ermordet, weil sie in ihrer Lebens-
weise oder in ihrer Sexualitét beliebig gewesen wiren. Im
Gegenteil! Sie lebten sehr konkret: als Homosexuelle, als
Juden, als Kiinstler. Und sie wurden auch sehr konkret
verfolgt: nach konkreten, ihnen vorgeworfenen Tat-
bestdnden, nach Stigmata, tiber rasse-ideologische Ras-
ter, durch Denunziation.

Wer Erinnerungen ernst meint, der sollte also zuerst
fragen: ,,Welche Menschen wurden wie verfolgt und wa-
rum?“, nicht: Welche moderne Identitit stiilpen wir ihnen
heute iiber?

(Beifall bei der AfD — Maik Briickner [Die
Linke]: Wer hat denn die Rede geschrieben?)

Wer das tut, der vollzieht moralische Ubergriffigkeit im
Gewand des Gedenkens. Man meint, fiir die Opfer zu
sprechen; aber man hért ihnen nicht zu. Man nimmt ihnen
sogar noch die letzte verbliebene Freiheit: die eigene
Selbstbeschreibung.

Mit Threm Antrag versuchen Sie, den Opfern ein Ge-
genwartslabel aufzukleben, welches sie weder kannten
noch wahrscheinlich gewahlt hitten. Denn die entschei-
dende Frage lautet doch: Was ist ,,queer™ eigentlich kon-
kret? Wo beginnt es? Wo endet es? Wer gehort dazu und
wer nicht? Und wer entscheidet, ob morgen nicht auch
Einhdrner und Fiichse dazugehdren?

(Ulle Schauws [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Besser keine Rede als so eine Rede im
Deutschen Bundestag! Eine Unverschiamtheit!)

Ein Sammelbegriff, der stdndig wéchst, sich stindig
verdndert, der ist politisch natiirlich praktisch, weil er
immer neue Anspriiche legitimieren kann. Aber gerade
deshalb ist er eben auch brandgefahrlich. Wer die Defini-
tion in der Hand hélt, der hélt die Deutung in der Hand —
und damit am Ende eben auch die moralische Waffe.

(Saskia Esken [SPD]: Die Wiirde des Men-
schen ist unantastbar! — Esra Limbacher
[SPD]: Manchmal ist es besser, einfach nichts
zu sagen als so was!)

Noch gravierender: ,,Queer” beansprucht ja nicht nur
Historie, sondern auch Représentation. Und ich sage es
ganz klar: Viele Homosexuelle fiihlen sich diesem Label
gerade nicht zugehdrig.

(Esra Limbacher [SPD]: Sind Sie Sprecherin
dieser Gruppe? — Daniel Rinkert [SPD]: Fiir
sie konnen Sie sprechen, oder was?)

Sie wollen als Biirger leben, als Ménner und als Frauen
und eben nicht als Teil eines Szeneprojekts, das sich iiber
Provokation, Symbolpolitik und stidndig neue Identitéts-
abzeichen definiert.

(Beifall bei der AfD — Ulle Schauws [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Wenn man zu so ei-
nem Thema schon reden will, dann sollte man
sich ernsthaft damit befassen!)

Fiir viele ist ,,queer” nicht Befreiung, sondern Fremd-
zuschreibung, ein aufgesetztes ,,Wir“, das ihnen erklért,
was sie zu sein und wie sie zu sprechen haben. Und wenn
man ehrlich ist, wirkt das auf nicht wenige wie ein Uber-
griff — der Versuch einer Fremdsteuerung hinein in einen
Kulturkampf, der nicht der eigene ist.

Das Kernproblem dieses Antrages ist nicht, dass er
erinnern will; erinnern miissen wir. Das Kernproblem
ist, dass er mit einem schwammigen politischen Dach-
begriff arbeitet und daraus handfeste Anspriiche ableitet —
symbolisch, finanziell und institutionell.

(Leon Eckert [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT]:
Sie drehen es sich so, wie es [hnen passt!)

So entsteht eine Sonderstellung — nicht fiir konkrete Op-
fergruppen mit klarer historischer Verfolgungslage, son-
dern fiir eine Gegenwartskategorie, die sich jeder klaren
Abgrenzung entzieht.

(Esra Limbacher [SPD]: Wie schwer ist es
denn, festzustellen, dass sie genau deswegen
verfolgt wurden? Meine Giite! — Sven
Lehmann [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Sa-
gen Sie mal was zu den Opfern!)

Darum mein Fazit: Ja zu wiirdigem Gedenken, Ja zur
Aufarbeitung konkreten Unrechts — auch und gerade dort,
wo nach 1945 Anerkennung und Entschddigung verwei-
gert wurden. Aber ein klares Nein zu einer Sprache, die
die Opfer beliebig macht. Wer so spricht, der ehrt die
Opfer nicht, der benutzt sie.

Danke fiir IThre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD — Ulle Schauws [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Was fiir eine ideologi-
sche, schreckliche Rede!)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Fiir die SPD-Fraktion darfich Carmen Wegge das Wort
erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Carmen Wegge (SPD):
Sehr geehrter Herr Président! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen der demokratischen Fraktionen!

(Stephan Brandner [AfD]: ,,Deutsche demo-
kratische Altfraktionen* heift das!)
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Carmen Wegge

Sehr geehrte Damen und Herren! Sie wollte leben. Sie
wollte lieben. Henny Schermann! Ich méchte Thnen ihre
Geschichte erzéhlen:

Henny Schermann wurde 1912 in Frankfurt am Main
geboren. Sie arbeitete im Schuhgeschéft ihrer Familie,
hatte Freundinnen und Freunde, Hoffnungen und Pléne.
Sie filihrte ein ganz normales Leben. Und sie liebte Frau-
en. Im nationalsozialistischen Deutschland reichte das
aus fiir Ausgrenzung, Misshandlung und fiir den Tod.
Henny Schermann war Jiidin. Und sie war lesbisch. Bei-
des machte sie zur Zielscheibe eines Regimes, das ent-
schied, wessen Leben Wert hatte und wessen nicht.

Sie weigerte sich, den Zwangsnamen ,,Sara“ anzuneh-
men. Sie weigerte sich, sich zu verstecken. 1940 wurde
sie verhaftet — nicht wegen einer Tat, sondern wegen ihrer
Identitdt. Im Konzentrationslager Ravensbriick notierte
ein Lagerarzt auf ihrem Héftlingsfoto zwei Worte: ,,Lus-
tige Lesbe®, zwei Worte, die zeigen, wie tief die Ent-
menschlichung reichte. — Und da hat gerade, glaube ich,
jemand gelacht. — 1942 wurde Henny Schermann in der
Totungsanstalt Bernburg ermordet. Sie war 30 Jahre alt.

Henny Schermann steht stellvertretend fiir viele — fiir
queere Menschen, die im Nationalsozialismus verfolgt,
entrechtet und ermordet wurden und deren Leid auch
nach 1945 lange keinen Platz hatte. Denn das Unrecht
endete nicht mit der Befreiung. Fiir schwule Ménner
galt der § 175 StGB weiter — ein Paragraf, der im Na-
tionalsozialismus verschérft wurde und der in der Bun-
desrepublik noch Jahrzehnte Bestand hatte: bis 1969 in
seiner NS-Fassung, vollstindig abgeschafft erst 1994.
Wihrend andere Opfergruppen schrittweise Anerken-
nung erfuhren, wurden queere Menschen auch nach
dem Ende des NS-Regimes weiter kriminalisiert. Viele
schwiegen aus Angst, viele beantragten keine Entschidi-
gung, viele blieben unsichtbar.

Das ist das zweite Unrecht, iiber das wir heute spre-
chen. Der vorliegende Antrag erinnert an diese ver-
dringte Geschichte. Er benennt zu Recht, dass queere
NS-Opfer iiber Jahrzehnte ausgeschlossen wurden von
Anerkennung, Entschidigung und Sichtbarkeit. Diese
Feststellung teilen wir ausdriicklich.

Als Sozialdemokratinnen und -demokraten in diesem
Hohen Haus haben wir in der Vergangenheit in dieser
Sache deswegen immer Verantwortung iibernommen.
Unsere fantastische Bundestagsprisidentin Bérbel Bas
hat in der letzten Legislatur tatséchlich dafiir gesorgt,
dass es die Gedenkstunde hier im Deutschen Bundestag
zum ersten Mal auch zu Ehren von queeren Opfern im
Nationalsozialismus gegeben hat.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Sven
Lehmann [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT])

Und wir haben staatliches Unrecht benannt. Wir haben
2002 — ja, viel zu spédt — die Urteile der NS-Zeit auf-
gehoben. Viele weitere Dinge, die wir hier gemacht ha-
ben, wurden schon benannt.

Ich mochte auch etwas in Richtung der Fraktion sagen,
die hier ganz rechts sitzt: Was Sie hier taglich mit Threr
Rhetorik betreiben, ist kein legitimer Ausdruck einer

Meinungsverschiedenheit. Es ist eine Politik der Abwer-
tung von Menschen in diesem Land. Das ist fiir uns
inakzeptabel.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU — Zurufe von der AfD)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Kolleginnen und Kollegen, die AfD-Fraktion hat mich
gebeten, zur Kenntnis zu geben, dass in der AfD-Fraktion
niemand gelacht hat.

Ich darf fiir Biindnis 90/Die Griinen Kollegin Marlene
Schonberger das Wort erteilen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Marlene Schénberger (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Sehr geehrter Herr Président! Liebe Kolleginnen und
Kollegen der demokratischen Fraktionen!

(Stephan Brandner [AfD]: Deutsche demokra-
tische Altfraktionen!)

,Nichts hatte sich gedndert, auler dass Homosexuelle
nicht mehr in ein Konzentrationslager eingewiesen wer-
den konnten*: So beschreiben Ulf Bollmann, Gottfried
Lorenz und Bernhard Rosenkranz die Situation schwuler
und bisexueller Ménner in der Nachkriegszeit. Die Ver-
folgung endete 1945 nicht. Sie ging unter dem durch die
Nazis verschirften Paragrafen nahtlos weiter.

Homosexuelle Ménner, die Konzentrationslager {iber-
lebt hatten, wurden in Gefdngnisse gesperrt, um ihre NS-
Haft zu Ende zu verbiiflen — trotz Grundgesetz. Dieselben
Richter, die noch kurz zuvor Homosexualitdt als den
Volkskorper gefdhrdende Seuche ausrotten wollten, ver-
urteilten auch nach 1945 homosexuelle Minner zu jahre-
langer Haft. Und wéhrend Richter/-innen des Bundesver-
fassungsgerichts 1957 darin keinen Verstol gegen das
Grundgesetz erkennen konnten, fiihrte die Polizei in der
Bundesrepublik die Rosa Listen der Nazis bis in die
1980er-Jahre fort.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gegen welche NS-
Kontinuititen die queere Community Grundrechte und
Erinnerungskultur erkdmpfen musste, ist eine Schande.
Thr Kampf verdient unseren tiefsten Respekt!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
Linken und des Abg. Dr. Konrad Korner
[CDU/CSU))

Auch Rehabilitierung und Entschidigung mussten er-
stritten werden. Sie kamen spét und unzureichend: 2002
und 2017 — wenige Tausend Euro fiir zerstorte Biogra-
fien, fiir soziale Achtung, fiir lebenslange Traumata. Fiir
verfolgte lesbische und bisexuelle Frauen sowie fiir
Transpersonen kam Entschiddigung in der Regel gar
nicht — keine Entschiddigung fiir diese Gruppen, die als
sogenannte Asoziale und Arbeitsscheue in Konzentrati-
onslagern misshandelt, zwangssterilisiert oder zur Pros-
titution gezwungen wurden.
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Marlene Schonberger

Waihrend die gesellschaftliche Auseinandersetzung mit
Queerfeindlichkeit als Teil der NS-Ideologie bis heute
fehlt, eskaliert aus der extremen Rechten die Gewalt.
Aber auch bis in die Mitte hinein wird Queerfeindlichkeit
normalisiert: Regenbogenflaggen werden verboten, vom
Zirkuszelt wird gesprochen, von Listen mit Transper-
sonen wird getrdumt. Nichts davon, liebe Kolleginnen
und Kollegen, werden wir als queere Community akzep-
tieren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
Linken)

Fast alle Opfergruppen des Nationalsozialismus sind
durch Artikel 3 des Grundgesetzes geschiitzt, queere
Menschen nicht. Das muss sich dndern. Und nein, wir
miissen nicht begriinden, warum ,,sexuelle Identitét™ in
Artikel 3 gehort. Begriindungsbediirftig ist, warum sie
dort bis heute fehlt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der Linken — Nyke
Slawik [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: So ist
es!)

Wiéhrend rechtsextreme Téter/-innen immer jiinger
werden, will die Bundesregierung nicht nur politisch-his-
torische Bildung eindampfen, sie diskreditiert auch genau
die Zivilgesellschaft, die diese Demokratie trégt.

Doch aus der Geschichte lernen heifit: Demokratie le-
ben stirken. Endlich ein Demokratiefordergesetz!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Aus der Geschichte lernen heiflt: Abschiebestopp queerer
Gefliichteter, denen in den Herkunftsldndern Folter und
Tod drohen. Es heift: Endlich Anerkennung und Entscha-
digung aller Betroffenen staatlicher, queerfeindlicher Ge-
walt — und selbstverstidndlich auch derjenigen, die unter
dem menschenverachtenden Transsexuellengesetz jahr-
zehntelang gelitten haben.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Aus der Geschichte lernen heifit: Den Aktionsplan
,Queer leben” umsetzen — bis zur letzten Maflnahme.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, aus der Geschichte
lernen bedeutet, eine einfache Tatsache anzuerkennen:
Queere Rechte sind Menschenrechte.

Vielen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Fir die CDU/CSU-Fraktion erteile ich Dr. Martin
Plum das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir
haben gestern und auch heute hier im Deutschen Bundes-
tag der Opfer des Nationalsozialismus gedacht. Die Na-

tionalsozialisten haben Menschen entrechtet, verfolgt,
gequilt und ermordet — wegen ihrer Abstammung, ihrer
Herkunft, ihres Glaubens, ihrer Uberzeugungen, ihres
Korpers oder ihrer Sexualitét.

Im Deutschen Bundestag erinnern wir immer wieder
an die unterschiedlichen Opfergruppen dieses beispiello-
sen Unrechts: an Jidinnen und Juden, Sinti und Roma,
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter, politisch Ver-
folgte, Menschen mit Behinderung und, wie in dieser
Debatte, auch an Menschen, die aufgrund ihrer sexuellen
Orientierung oder geschlechtlichen Identitdt zu Opfern
des Nationalsozialismus wurden. Zwischen 1933 und
1945 mussten auch sie in unserem Land Unmenschlich-
keit in ihrer grausamsten Form erleiden. Sie wurden aus-
gegrenzt, verfolgt, inhaftiert, deportiert, misshandelt, ste-
rilisiert, kastriert und ermordet.

Die Befreiung vom Nationalsozialismus 1945 bedeu-
tete fiir viele Uberlebende kein Ende des Unrechts. In
beiden deutschen Staaten wurde Menschen lange ver-
wehrt, ihre Geschlechtlichkeit und ihre Sexualitit frei
zu leben. Homosexualitét blieb in der DDR tiber 40 Jahre,
in der Bundesrepublik fast 50 Jahre lang strafbar. Weitere
Jahre vergingen, bis Urteile aufgehoben und Opfer ent-
schédigt wurden. Erst in den vergangenen zehn Jahren ist
es selbstverstandlich geworden, an Tagen wie gestern und
heute auch an diese Opfergruppe zu erinnern. Gut, dass es
das heute ist!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Diese Erinnerung ist allerdings kein Selbstzweck. Sie
ist notwendig, um aus dem Gestern heute die richtigen
Entscheidungen fiir morgen zu treffen. Erinnerung muss
sich deshalb verbinden mit Erkennen, Ermahnen und Er-
mutigen. Wir miissen erkennen, dass Recht und Freiheit
nicht selbstverstdndlich sind. Diese Erkenntnis muss uns
ermahnen, jeden Tag genau dafiir, fiir Recht und Freiheit,
einzutreten, und sie muss uns ermutigen, diese Verant-
wortung entschlossen wahrzunehmen.

Diese Verantwortung bedeutet vor allem, dass wir
wachsendem Hass und wachsender Gewalt entschieden
entgegentreten. Dass Menschen in unserem Land immer
noch und leider wieder hdufiger aufgrund ihrer sexuellen
Orientierung oder geschlechtlichen Identitit zu Opfern
werden, diirfen wir nicht hinnehmen. ,,Nie wieder!* be-
ginnt mit ,,Wehret den Anfangen!“, liebe Kolleginnen
und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Lassen Sie mich an Tova Friedmans Worte ankniipfen:
Wir sind nicht verantwortlich fiir das, was unsere Vor-
fahren getan haben. Aber wir sind verantwortlich fiir
das, was heute getan wird, damit Menschen nicht wieder
zu Opfern werden. Lassen Sie uns diese Verantwortung
gemeinsam wahrnehmen! Sie ist unsere bleibende Ver-
pflichtung als Staat, als Gesellschaft und auch als Par-
lament.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Vizeprasident Bodo Ramelow:

Fiir die AfD-Fraktion darf ich Stephan Brandner das
Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD):

Herr Président! Meine Damen und Herren! Die Linken
widmen ihren Antrag den ,,,vergessenen‘ queeren Op-
fern des Nationalsozialismus und fordern, dass dieser
Bundestag sich fiir das vor {iber 80 Jahren zweifellos
begangene Unrecht entschuldigen soll. Im Gegensatz
zur letzten Version lhres Antrags aus dem Jahr 2023 —
offenbar wird so was bei Ihnen alle paar Jahre auf Wie-
dervorlage gelegt —

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Das machen
Sie ja iiberhaupt nicht!)

wurde das Portfolio Threr Forderungen allerdings noch
um ein weiteres, zusammenhangloses Sammelsurium er-
weitert. Zusatzlich werden nun etwa ein Institut fiir Se-
xualwissenschaften — unter dem Motto! — und die Ver-
gabe von Forschungsauftragen gefordert, um queere
Menschen besser zu verstehen.

Meine Damen und Herren, damit wir uns nicht falsch
verstehen, stelle ich mal voran, dass die Alternative fiir
Deutschland dazu steht, allen Opfern von Verfolgungen
und Vertreibungen die gleiche Aufmerksamkeit zukom-
men zu lassen. Es gibt fiir uns keine guten und keine
schlechten Opfer.

(Beifall bei der AfD)

Und genau deshalb irritiert uns Thr Antrag: weil er davon
spricht, dass es auch andere Opfergruppen gebe als die
von Thnen hier bezeichneten, aber keine einzige benennt.
Auch bleibt vollig offen, was dieser Deutsche Bundestag
im Jahr 2026 damit zu tun haben soll und wofiir wir uns,
die wir hier sitzen, entschuldigen sollen. Das begriinden
Sie mit keiner einzigen Silbe.

(Marlene Schonberger [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Unter anderem fiir diese Rede
sollten wir uns entschuldigen! — Zuruf der
Abg. Saskia Esken [SPD])

Man sieht — man konnte es so sagen —: Ideologie frisst
Hirn. Sie verhdhnen die Opfer, Sie schwurbeln Thr wokes
Einerlei, und sogar Anne Frank wird von Thnen vor den
queeren Karren gespannt. Also, widerlicher geht es nach
meiner Ansicht nicht.

(Beifall bei der AfD)

Dass dieser Antrag ausgerechnet von der Linken
kommt — rechtsidentisch mit der menschenverachtenden
und mordenden SED in der Gott sei Dank untergegange-
nen DDR —, ist an Geschichtsvergessenheit kaum zu
iiberbieten. Denn diese Linke, die SED, hat in der DDR
40 Jahre lang diktatorisch regiert, hatte 40 Jahre lang Zeit,
mit 100-Prozent-Mehrheiten in der Volkskammer genau
das umzusetzen, was Sie jetzt hier fordern. Und es pas-
sierte: gar nichts.

(Zuruf des Abg. Maik Briickner [Die Linke])

Sie erwdhnen das mit einem Halbsatz in Threm Antrag:
»In der DDR gab es keine Mdglichkeit auf Entschadi-
gung.“ Ganz lapidar schreiben Sie es da hin, ohne jeg-
liches Unrechtsbewusstsein.

(Ulle Schauws [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Haben Sie nicht gewusst, was Sie sagen
sollen, und jetzt reden Sie so einen Stuss da-
her?)

Der Gipfel dieser Antrdge, die in diese Richtung ge-
hen, ist dann immer Magnus Hirschfeld, offenbar eine
Ikone des links-woken Queer-Unsinns; der taucht immer
wieder auf.

(Zuruf der Abg. Saskia Esken [SPD])

Da lohnt es sich, mal genau hinzugucken, wer dieser
Magnus Hirschfeld eigentlich war: ein Eugeniker und
Sozialdarwinist mit widerlichen Fantasien und Plénen
zu Menschenexperimenten, Kastrationen und Genitalver-
stimmelungen.

(Esra Limbacher [SPD]: Reden Sie doch mal
zum Thema! Meine Giite! Das ist doch un-
ertraglich!)
— Horen Sie zu! — Dieser Magnus Hirschfeld war tatsidch-
lich der Meinung, Erbgesundheitslehre und Menschen-
zlichtung wiren angezeigt,

(Esra Limbacher [SPD]: Sie beweisen jedes
Mal aufs Neue, warum Sie als Ausschussvor-
sitzender abgewahlt worden sind!)

um eine bessere Menschheit zu schaffen. So einen Typen
machen Sie quasi zur Frontfigur Thres Antrags. Er
wollte — Zitat — ,,die Ausjatung schlechter Menschenkei-
me* und ist trotzdem eine Art Kronzeuge und Kronjuwel
Ihres Antrags. Also, eine solche Geschichtsvergessenheit
und Blindheit fiir die Fakten habe ich selten gesehen.

Mit einfachen Worten — fiir Sie —: Ihr Antrag hat den
falschen Antragsteller, die falsche Begriindung, den fal-
schen historischen Kontext, stiitzt sich auf eine falsche
Person, auf einen komischen Typen, der diese Art von
Perversionen verbreitet hat, und kann daher von jedem,
der auch nur ein bisschen bei Verstand ist, —

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Stephan Brandner (AfD):
— nur abgelehnt werden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Fiir die SPD-Fraktion darf ich Helge Lindh das Wort
erteilen.

(Beifall bei der SPD)

Helge Lindh (SPD):
Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Stephan Brandner [AfD]: Lieber Herr Lindh!)
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Helge Lindh

Ich wollte Bezug nehmen auf die Rede von Herrn
Brandner und die Unsédglichkeiten damals. Der Witz ist:
Sie haben sie jetzt einfach plagiiert und reproduziert —
deshalb kann ich auch auf beide gleichzeitig Bezug neh-
men —,

(Stephan Brandner [AfD]: Genau! Ist ja auch
der gleiche Antrag!)

indem Sie doch tatsdchlich eben gesagt haben — ange-
sichts des heutigen Tages —, dass Sie nicht wiissten, was
der Bundestag damit zu tun haben sollte und wofiir wir
uns jetzt, in diesem Jahr, genauso wie Sie es 2023 gesagt
haben, entschuldigen sollten. Das ist unséiglich! Das ist
ein starkes Stiick!

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Ich gebe Ihnen aber die Antwort: Wir haben uns zu
entschuldigen und damit zu befassen, weil — so wie wir
hier sitzen, im Jahre 2026 — im Wahlprogrammentwurf
der AfD Sachsen-Anhalt steht — ich zitiere —, ,,dass se-
xuelle Abweichungen und nicht-reproduktive Lebens-
weisen mittlerweile mehr Akzeptanz genieflen [...] als
die normale Familie aus Mann und Frau, aus der Kinder
hervorgehen®. — Ende des Zitates.

(Stephan Brandner [AfD]: Ich erkenne da jetzt
kein Skandalpotenzial, Herr Lindh!)

Diese Sprache entstammt direkt dem Woérterbuch, dem
Jargon des Unmenschen von vor 1945 und hat dieses
Worterbuch leider iiberdauert. Und genau das ist der
Grund, weshalb wir uns damit zu befassen haben. Das
ist die unertragliche Form eines Kreuzzugs gegen selbst-
bestimmtes queeres Leben und iibrigens auch gegen die
Selbstbestimmung der Frau, den Sie fithren. Gerade des-
wegen haben wir heute iiber diesen Antrag richtigerweise
zu sprechen, ist dieser Antrag berechtigt und haben wir
daraus Schlussfolgerungen zu ziehen.

Was Sie hier tun —und das muss man sich klarmachen —
angesichts der Erinnerung an Menschen, die verfolgt
wurden, ermordet wurden, denen die Freiheit genommen
wurde, zu leben und zu lieben, wie sie mochten, die
Freiheit der Selbstbestimmung,

(Stephan Brandner [AfD]: Darum geht es den
Antragstellern doch gar nicht!)

ist, ihnen dieses Recht abzusprechen und daraus etwas
runterzuziehen, als handele es sich um perverses Han-
deln, als hitten wir es hier mit einem woken Irrtum zu
tun. Was Sie tun, ist eine Missachtung der Opfer des
Nationalsozialismus, eine Missachtung aller queeren Op-
fer.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Schidmen Sie sich! Wenn Sie letztlich so hamisch dariiber
lachen, wie Menschen fiir ihre Freiheit kimpfen,

(Stephan Brandner [AfD]: Wer lacht denn
hier? Hier lacht doch keiner! Sie schreien,
und ich hore Thnen zu!)

dann soll Thnen dieses Lachen im Halse stecken bleiben!

Ich sage IThnen mit Worten von Bertolt Brecht aus ,,Der
aufhaltsame Aufstieg des Arturo Ui* auch: ,,.Der Schof3
ist fruchtbar noch, aus dem dies kroch!* — Und das ist so.

Diese Rede, die Sie hier vor wenigen Momenten ge-
halten haben, ist eine Schande. Deshalb sind wir als De-
mokratinnen und Demokraten aufgefordert, aufzustehen.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Denn bei der Verteidigung queeren Lebens — bi, trans,
schwul, lesbisch, inter — geht es auch um unser Selbst-
verstdndnis, um unsere Freiheit, um eine Gesellschaft, fiir
die eben nicht Furcht und Angst und Hass, den Sie auf
den StraBen gegeniiber queeren Menschen schiiren, im
Vordergrund stehen, sondern Selbstakzeptanz und Selbst-
wert.

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Herr Kollege.

Helge Lindh (SPD):
Deshalb ist auch die Debatte {iber die Prazisierung von
Artikel 3 berechtigt: weil es um das Grundgesetz geht —

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Herr Kollege!

Helge Lindh (SPD):

—und darum, dass wir endlich dem Anspruch, dass die
Wiirde des Menschen nicht antastbar ist, gerecht werden.
Aber nicht mit solchen Reden, nicht mit Thnen!

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Als letzte Stimme in dieser Aussprache hoéren wir
Dr. Konrad Kérner von der CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Konrad Koérner (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Président! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Heute haben wir im Bundestag der Opfer des
Nationalsozialismus gedacht — ein Moment, in dem wir
innegehalten haben angesichts eines Leids, das kaum in
Worte zu fassen ist. Und es wird immer schwerer, es
weiterhin zu fassen.

Bevor ich auf den vorliegenden Antrag eingehe,
mdchte ich an diejenigen erinnern, um die es hier gehen
soll: an homosexuelle Menschen, an Menschen anderer
sexueller Orientierung, die im Nationalsozialismus ver-
folgt, entrechtet und ermordet wurden. Sie wurden
verhaftet, misshandelt, Experimente wurden an ihnen
durchgefiihrt, sie wurden zwangskastriert und zwangs-
sterilisiert.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
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Dr. Konrad Koérner

Wer aus der Haft entlassen wurde, hatte meist alles ver-
loren: Arbeit, Wohnung und Wiirde. Uber 50 000 Mznner
verurteilte die NS-Justiz wegen Homosexualitit. Zwi-
schen 10000 und 15000 schwule Méanner wurden in
Konzentrationslager deportiert, Tausende {iiberlebten
nicht.

Hinter jeder dieser Zahlen steckt ein Mensch, ein Na-
me, eine Geschichte. Zum Beispiel Franz Joseph Koch,
geboren 1916, Postangestellter, nach Einberufung in die
Wehrmacht mehrfach wegen Homosexualitéit verurteilt.
Er kam in ein Strafbataillon, wurde 1943 dann an der
Ostfront in Russland ermordet. Oder Friedrich Paul von
Groszheim: Er {iberlebte und schwieg mehr als 50 Jahre.
Er begann erst 1991 zu berichten, starb dann 2006 in
Hamburg, fast 100-jéhrig. Seine Worte bleiben und soll-
ten fiir uns Mahnung sein:

,Ich bin nie von der Schuld tiberzeugt gewesen [...].
Es ist ja so widersinnig wie irgendwas, dass man fiir
Liebe bestraft werden sollte.

Erinnerung: Sie kam spit, aber sie kam. Das Leid von
Menschen mit anderer sexueller Orientierung in der NS-
Zeit wurde am 27. Januar 2023 in der Gedenkstunde zum
Holocaustgedenktag hier in diesem Hohen Hause gewlir-
digt. Auch die geforderte Entschuldigung ist erfolgt: Der
Herr Bundesprisident sprach sie 2018 offiziell aus.

Deshalb mdchte ich zum Antrag sagen: Ein wieder-
kehrendes Merkmal dieser Antrage ist es anscheinend,
so zu tun, als wiirde nichts geschehen. Dabei ist vieles
bereits erreicht worden. Auch ein Institut fiir Sexualwis-
senschaft wurde bereits 1996 an der Charité institutionell
verankert. Und bekanntermafen gibt es sogar iiber 100
Professuren im Bereich der Gender Studies.

(Stephan Brandner [AfD]: Ungefahr 100 zu
viel!)

Wenn das zu einer wiirdigen Erinnerung beitragen kann,
wire das, glaube ich, ein Mehrwert.

Zur Erinnerungskultur. Es existieren {iber 25 Denkmé-
ler fiir homosexuelle Opfer des Nationalsozialismus,
auch in den Gedenkstitten Dachau, Ravensbriick und
Neuengamme. Eine Ausstellung war selbst im Bundestag
zu sehen. Das alles sind wir den Opfern schuldig.

Ob die Wiederholung weitestgehend iiberholter An-
trige der Sache dient, das kann man sich iiberlegen.

Vizeprasident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Dr. Konrad Korner (CDU/CSU):
Und ob politische Agitation an diesem Tag passt, das
auch.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizeprasident Bodo Ramelow:

Wir sind am Ende der Aussprache zu Tagesordnungs-
punkt 6.

Interfraktionell wird Uberweisung der Vorlage auf
Drucksache 21/3659 an den Ausschuss fiir Recht und
Verbraucherschutz vorgeschlagen. Gibt es weitere Vor-
schldge? — Das kann ich nicht erkennen. Dann verfahren
wir wie vorgeschlagen.

Wir sind am Ende eines bewegenden Tages. Mogen die
Worte von Tova Friedman noch lange in diesen Raumen
Nachklang finden. Sie waren sehr aufwiihlend und beein-
druckend. Das ist ein Tag, der wichtig ist. Deswegen
danke ich Thnen allen.

Ich berufe die nichste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages ein auf morgen, Donnerstag, den 29. Januar 2026,
9 Uhr.

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wiinsche allen einen
guten Abend.

(Schluss: 20:03 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht (C)

Anlage 1
Entschuldigte Abgeordnete
Abgeordnete(r) Abgeordnete(r)
Abdi, Sanae SPD Lucks, Max BUNDNIS 90/
) . (Teilnahme an einer DIE GRUNEN
Al-Wazir, Tarek BUNDNIS 90/ Parl. Versammlung)
DIE GRUNEN
Martel, Johann AfD
BalFen, Adam ) AfD (Teilnahme an einer
(Teilnahme an einer Parl. Versammlung)
Parl. Versammlung)
) Merendino, Stella Die Linke
Boehringer, Peter AfD
) o Moller, Siemtje SPD
Bottger, Janina Die Linke
(Teilnahme an einer Neuhéuser, Charlotte Die Linke
Parl. Versammlung) Antonia
Brandes, Dirk AfD Nouripour, Omid BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN
Grimm, Christoph AfD
o ) Ortleb, Josephine SPD
Heinrich, Gabriela SPD
(Teilnahme an einer Otten, Gerold AfD
Parl. Versammlung) . .
Polat, Filiz BUNDle 90/
Henze, Stefan AfD DIE GRUNEN
Hubertz, Verena SPD Przygodda, Kerstin AfD
(gesetzlicher Mutterschutz)
Rudzka, Angela AfD
Junge, Frank SPD .
Riiffer, Corinna BUNDle 90/
Kaufmann, Dr. Malte AfD DIE GRUNEN
(Teilnahme an einer
Parl. Versammlung) Rupp, Ruben AfD
Kempf, Martina AfD Schifer, Jamila BUNDNIS 90/
(Teilnahme an einer (gesetzlicher Mutterschutz) DIE GRUNEN
Parl. Versammlung) Schroder, Stefan AfD
KieBling, Michael CDU/CSU Schwabe, Frank SPD
Knoerig, Axel CDU/CSU (Teilnahme an einer
Parl. Versammlung)
Koch, Heinrich AfD o
(Teilnahme an einer Stumpp, Christina CDU/CSU
Parl. Versammiung) Tesfaiesus, Awet BUNDNIS 90/
Kéhler, Achim AfD (Teilnahme an einer DIE GRUNEN
(Teilnahme an einer Parl. Versammlung)
Parl. Versammlung) Tiirk-Nachbaur, Derya SPD
Koktiirk, Cansin Die Linke Zippelius, Nicolas CDU/CSU
Kramme, Anette SPD
Launert, Dr. Silke CDU/CSU
Lenz, Dr. Andreas CDU/CSU
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Anlage 2

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fragestunde
(Drucksache 21/3773)

Frage 2

Frage des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka
(AD):

Visiert die Bundesregierung konkrete Mafinahmen an, um
dem aus meiner Sicht ganz erheblichen Anstieg des Anteils an
Ausldandern, die langzeitarbeitslos sind, entgegenzuwirken,
und, wenn ja, welche (vergleiche https://jungefreiheit.de/
politik/deutschland/2026/inzwischen-ist-jeder-dritte-

langzeitarbeitslose-auslaender/, abgerufen am 9. Dezember
2026)?

Antwort der Parl. Staatssekretirin Kerstin Griese:

Die Bundesregierung begegnet Langzeitarbeitslosig-
keit mit einem breiten arbeitsmarktpolitischen Instru-
mentarium — unabhéngig von der Staatsangehdorigkeit
der Betroffenen. Mafigeblich sind die individuelle Ver-
mittlung, Qualifizierung, Sprachférderung sowie die An-
erkennung ausldndischer Berufsabschliisse.

Der sogenannte Jobturbo soll erwerbsféhige Gefliich-
tete, die kiirzlich einen Integrationskurs abgeschlossen
haben und Biirgergeld beziehen, schnell und nachhaltig
in den Arbeitsmarkt integrieren. Durch einen frithen Ein-
stieg in den deutschen Arbeitsmarkt soll verhindert wer-
den, dass sich Arbeitslosigkeit verfestigt.

Der Jobturbo wirkt: Trotz des konjunkturell schwieri-
gen Umfelds stieg die Beschéftigung ukrainischer Staats-
angehoriger bis Oktober 2025 auf 370 000 — das ent-
spricht einem Anstieg um rund 27,1 Prozent — und bei
den acht wichtigsten Asylherkunftslindern auf 800 000;
das entspricht einem Anstieg um rund 9,6 Prozent.

Um die Arbeitsmarktintegration aller Arbeitslosen zu
unterstilitzen, hat die Bundesregierung die Jobcenter in
den Haushalten 2025 und 2026 deutlich gestirkt. So
wurde der Ansatz fiir Leistungen zur Eingliederung in
Arbeit fiir das Jahr 2026 um 1 Milliarde Euro auf'4,7 Mil-
liarden Euro aufgestockt.

Frage 10

Frage des Abgeordneten Stefan Schmidt (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN):

Welche konkreten Arbeitsauftrdge hat die am 17. Dezember
2025 eingesetzte Alterssicherungskommission seitens der
Bundesregierung zum Themenbereich der staatlich geforder-
ten privaten Altersvorsorge erhalten, und wie beabsichtigt die
Bundesregierung sicherzustellen, dass die dort erarbeiteten
Vorschldge im Rahmen der Reform der staatlich geférderten
privaten Altersvorsorge beriicksichtigt werden, angesichts des-
sen, dass der entsprechende Gesetzentwurf bereits am 17. De-
zember 2025 im Kabinett beschlossen worden ist und die
Kommission ihre Empfehlungen erst bis Mitte 2026 vorlegen
wird?

Antwort der Parl. Staatssekretirin Kerstin Griese:

Die Bundesregierung hat eine Rentenreform bestehend
aus mehreren Bausteinen verabredet. Vier Bausteine wur-
den bereits beschlossen: das Rentenpaket 2025 mit der
Verldngerung der Haltelinie bis 2031 und der Vollendung

der Miitterrente, das Zweite Betricbsrentenstirkungs-
gesetz sowie die Aktivrente. Dazu kommen eine Reform
der privaten Altersvorsorge, die dem Parlament als Ge-
setzentwurf vorliegt, sowie die Einflihrung der Friihstart-
rente, zu der im Kabinett bereits Eckpunkte beschlossen
wurden. Dies ist der erste Schritt zur Weiterentwicklung
der Alterssicherung.

Daran kniipft die Alterssicherungskommission an. Auf
Grundlage der Kommissionsempfehlungen soll in dieser
Legislaturperiode weitere Gesetzgebung erfolgen. Nach
dem auf der Homepage des Bundesministeriums fiir Ar-
beit und Soziales ver6ffentlichten Einsetzungsbeschluss
vom 17. Dezember 2025 umfasst der Kommissionsauf-
trag hinsichtlich der privaten Altersvorsorge die Priifung
folgender Punkte:

,,* die bessere Nutzung der Vorteile des Kapitalmark-
tes fiir die Altersvorsorge; fiir alle Menschen, un-
abhéngig von ihrer finanziellen Bildung und Situa-
tion;

*  Verbesserung der Verbreitung der privaten Alters-
vorsorge;

+ Einfilhrung eines Standardprodukts mit geringen
Verwaltungs-, Produkt- und Abschlusskosten
ohne zwingende Beitragsgarantie;

* Vor- und Nachteile kapitalmarktbasierter Ansitze
der Alterssicherung sowie der Vergleich der Ren-
diten der verschiedenen Sicherungssysteme;"

Frage 13
Frage der Abgeordneten Anne Zerr (Die Linke):

Inwiefern teilt das Bundesministerium fiir Arbeit und Sozia-
les meine Ansicht, dass jede Vollzeitarbeit ein Leben oberhalb
der Armutsgrenze (definiert als 60 Prozent des Medianeinkom-
mens) ermoglichen sollte, und welche konkreten Mafinahmen
plant das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales, um ei-
nen armutsfesten Mindestlohn bis zum Ende der Legislaturpe-
riode zu erreichen?

Antwort der Parl. Staatssekretirin Kerstin Griese:

Der Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
vor zu geringer Entlohnung ist der Bundesregierung ein
wichtiges Anliegen.

Nach der Konzeption des Mindestlohngesetzes ent-
scheidet {iber die Anpassung des gesetzlichen Mindest-
lohns alle zwei Jahre eine unabhéngige Kommission der
Sozialpartner. Die Entscheidung dieser Mindestlohn-
kommission beruht auf den in § 9 Absatz 2 des Mindest-
lohngesetzes festgelegten Kriterien. Danach priift die
Mindestlohnkommission im Rahmen einer Gesamtabwé-
gung neben anderen Kriterien insbesondere, inwieweit
der gesetzliche Mindestlohn zu einem angemessenen
Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei-
tragt. Der in diesem Zusammenhang von der Mindest-
lohnkommission als Orientierungsmarke herangezogene
Referenzwert von 60 Prozent des Bruttomedianlohns von
Vollzeitbeschéftigten ist nach Ansicht der Bundesregie-
rung ein zur Ermittlung eines angemessenen Mindest-
schutzes der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ge-
eigneter Referenzwert. Im Ergebnis obliegt es aber der
Mindestlohnkommission, im Rahmen einer Gesamt-
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(A) abwigung aller in § 9 Absatz 2 des Mindestlohngesetzes

B

genannten Kriterien zu entscheiden, welche Mindest-
lohnhohe sie fiir angemessen halt. Die Mindestlohnkom-
mission hat in ihre Gesamtabwagung also auch die Aus-
wirkungen auf den Wettbewerb und die Beschiftigung
einzubeziehen.

Frage 14

Frage des Abgeordneten Timon Dzienus (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN):

Was ist der Zeitplan fiir das Regelbedarfsermittlungsverfah-
ren, mit dem die Hohe der Regelsétze in der Grundsicherung
(Zweites Buch Sozialgesetzbuch und Zwolftes Buch Sozialge-
setzbuch) bestimmt wird?

Antwort der Parl. Staatssekretirin Kerstin Griese:

Die Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe 2023 wurden am 9. Dezember 2025 vom Sta-
tistischen Bundesamt veroffentlicht. Nach Vorlage der
Sonderauswertungen der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe konnen die Regelbedarfe neu ermittelt und der
Gesetzentwurf fir das neue Regelbedarfsermittlungs-
gesetz erstellt werden. Dies wird voraussichtlich im
Sommer 2026 der Fall sein. Ziel ist, dass die neu ermit-
telten Regelbedarfe im Jahr 2027 in Kraft treten.

Frage 15

Frage des Abgeordneten Timon Dzienus (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN):

Welche zeitlichen Meilensteine hat sich die Bundesregie-

rung gesetzt, um die Ergebnisse der Sozialstaatskommission

auszuwerten und in konkrete Gesetzesvorhaben zu iiberfiih-
ren?

Antwort der Parl. Staatssekretirin Kerstin Griese:

Die Kommission zur Sozialstaatsreform hat ihre Emp-
fehlungen am 27. Januar 2026 an Frau Bundesministerin
Birbel Bas iibergeben. Im Bericht schldgt die Kommis-
sion Perspektiven zur Umsetzung ihrer Empfehlungen
vor. Die Bundesregierung bewertet derzeit die Empfeh-
lungen der Kommission. Die zustindigen Ressorts priifen
dabei, welche Empfehlungen zu welchem Zeitpunkt um-
gesetzt werden kdnnen.

Frage 16
Frage der Abgeordneten Sonja Lemke (Die Linke):

Mit welchen Mafinahmen plant die Bundesregierung, vor
dem Hintergrund US-amerikanischer Sanktionen gegen die
HateAid-Geschiftsfithrerinnen Josephine Ballon und Anna-
Lena von Hodenberg und den ehemaligen EU-Kommissar
Thierry Breton und der Gefahr weiterer Schritte in diese Rich-
tung, die Durchsetzung des Digital Services Acts und die
Handlungsféhigkeit der Verwaltung auch in Anbetracht der
Abhiéngigkeit von US-amerikanischen Digitalkonzernen ab-
zusichern?

Antwort des Parl. Staatssekretirs Thomas Jarzombek:

Mit dem Digital Services Act (DSA) hat die EU ein
europaweit einheitliches Regelwerk erlassen, um ein ver-
trauenswiirdiges Online-Umfeld sicherzustellen. Sehr
grofle Online-Plattformen und -suchmaschinen unterlie-
gen hinsichtlich der Pflichten des DSA der Aufsicht

durch die Europdische Kommission. Andere Anbieter
werden in Deutschland von der Koordinierungsstelle fiir
digitale Dienste (DSC) bei der Bundesnetzagentur beauf-
sichtigt. Die Bundesregierung setzt sich gegeniiber der
Kommission fiir eine konsequente Umsetzung des DSA
ein. Fiir einen Rechtsstaat ist es essenziell, geltende Ge-
setze durchzusetzen.

Zur Absicherung der Handlungsfahigkeit der Verwal-
tung hat die Bundesregierung gemeinsam mit den Lén-
dern und Kommunen schon 2021 die ,Strategie zur
Stirkung der Digitalen Souverinitit fiir die IT der Offent-
lichen Verwaltung® beschlossen. In dieser Strategie sind
strategische Ziele definiert, Losungsansitze beschrieben
und verschiedene MaBinahmen exemplarisch dargestellt.
Seit 2021 wird kontinuierlich an der Umsetzung der Stra-
tegie gearbeitet, und verschiedene MaBinahmen konnten
seither realisiert werden. Die aktuelle Bundesregierung
setzt sich aktiv dafiir ein, die digitale Souverénitit zu
starken.

Gemeinsam mit Frankreich hat die Bundesregierung
den Gipfel zur europdischen digitalen Souverdnitit am
18.11.2025 initiiert und verfolgt das iibergeordnete Ziel
durch Maflnahmen auf verschiedenen Ebenen.

Unter anderem erarbeitet eine deutsch-franzosische
Taskforce zur Digitalen Souverdnitdt eine gemeinsame
Definition fiir einen européischen digitalen Dienst. Fer-
ner wird sie Souverdnitdtsindikatoren ausarbeiten und
sich dabei auf zentrale Sektoren wie Clouddienste, kiinst-
liche Intelligenz und Cybersicherheit konzentrieren. Ihr
Ziel ist es, konkrete Maflnahmen zu erarbeiten, um die
Definition durch einschlidgige européische Politikinstru-
mente wie sektorale Regulierung, staatliche Beihilfen
und den Europiischen Fonds fiir Wettbewerbsfahigkeit
zu unterstiitzen. Die Ergebnisse dieser Bemiithungen wer-
den beim Deutsch-Franzosischen Ministerrat 2026 vor-
gestellt.

Frage 17
Frage der Abgeordneten Sonja Lemke (Die Linke):

Plant die Bundesregierung, bei allen Beteiligungs- und Sta-
keholder-Prozessen zu digitalpolitischen Vorhaben auch zivil-
gesellschaftliche Akteure einzubinden?

Antwort des Parl. Staatssekretidrs Thomas Jarzombek:

Es ist Ziel der Bundesregierung, bei Beteiligungs- und
Stakeholder-Prozessen zu digitalpolitischen Vorhaben
auch zivilgesellschaftliche Akteure einzubinden.

Frage 18

Frage der Abgeordneten Rebecca Lenhard (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN):

Welche messbaren Ziele oder Kennzahlen nutzt die Bundes-
regierung, um den Stand digitaler Souverénitét in der Bundes-
verwaltung zu tiberpriifen, und welche konkreten Mafinahmen
sind in den néchsten sechs Monaten vorgesehen, um die Un-
abhéngigkeit von nichteuropdischer Software und Infrastruktur
sicherzustellen?
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Antwort des Parl. Staatssekretidrs Thomas Jarzombek:

Um den Stand der digitalen Souverénitét in der Bun-
desverwaltung zu priifen, greift die Bundesregierung auf
die ,,Strategie zur Stirkung der Digitalen Souveranitét fiir
die IT der Offentlichen Verwaltung® zuriick, die zwi-
schen Bund, Léndern und Kommunen abgestimmt und
im IT-Planungsrat beschlossen wurde. In der Strategie
sind die folgenden drei strategischen Ziele beziiglich
digitaler Souverénitét definiert: Wechselmoglichkeit, Ge-
staltungsfahigkeit und Einfluss auf Anbieter. Zur Bewer-
tung der digitalen Souverinitit werden die drei genann-
ten Ziele themenspezifisch in Studien operationalisiert.
Die letzte Studie zum Thema ,,Einsatz grofler Sprach-
modelle (LLM) in der Bundesverwaltung® wurde am
05.12.2025 verdffentlicht, die spezifische Operationali-
sierung wird in Kapitel 6 beschrieben.

Aktuelle Initiativen wie zum Beispiel die des Deutsch-
land-Stacks werden grundsétzlich digital souverdn kon-
zipiert. Seit 2021 wurden verschiedene Mallnahmen er-
folgreich umgesetzt. Ein Beispiel ist der erfolgreiche
Aufbau der Deutschen Verwaltungscloud (DVC). Darii-
ber hinaus wurde durch das ZenDis eine aktive Open-
Source-Community der Verwaltung (openCode.de) etab-
liert. Ebenfalls durch das ZenDis erfolgt die Weiterent-
wicklung einer offenen und souverédnen cloudbasierten
Alternative zu proprietiren Angeboten im Bereich Biiro-
software (openDesk).

Konkrete MaBnahmen in den nédchsten sechs Monaten:

Sovereign Tech Agency: Fortfithrung, Weiterentwick-
lung und Skalierung der Arbeit der Sovereign Tech
Agency zur Absicherung und Weiterentwicklung digi-
taler Basistechnologien.

Digital Commons EDIC: Weiterer Aufbau des Euro-
pean Digital Infrastructure Consortium (EDIC) im Be-
reich digitaler Gemeinschaftsgiiter (Digital Commons),
das die Bundesregierung mit Frankreich, den Niederlan-
den und Italien gegriindet hat.

Mission Agentic Al: Es wird ein AgenticAl Hub ge-
schaffen. Dieser wird als Katalysator der Zusammen-
arbeit zwischen Start-ups und insbesondere kommunaler
Verwaltung dienen. Parallel wurde ein Marktdialog zu
den Start-ups und anderen KMU aufgenommen, um mog-
liche Hiirden fiir eine effiziente Zusammenarbeit zwi-
schen Staat und Verwaltung, etwa komplizierte Vergabe-
verfahren, zu adressieren.

KI-Cloudausschreibung: Der Bund hat ein Vergabe-
verfahren zur Bereitstellung einer leistungsfahigen
Cloud-Plattform fiir KI-Anwendungen gestartet. Die
Ausschreibung schafft die Grundlage fiir eine souverine
Cloud-Infrastruktur, die den Einsatz von KI in der 6ffent-
lichen Hand nachhaltig stérkt.

Frage 19

Frage der Abgeordneten Donata Vogtschmidt (Die
Linke):

Ist die Aussage des Bundesministers fur Digitales und
Staatsmodernisierung, Dr. Karsten Wildberger, in einem Inter-
view vom 11. September 2025, wonach er sich zum Thema
Chatkontrolle nicht von der Seitenlinie her einbringen wolle,

so zu verstehen, dass die sogenannte Chatkontrolle den Zustén-
digkeitsbereich des Bundesministeriums fiir Digitales und
Staatsmodernisierung nicht beriihrt?

Antwort des Parl. Staatssekretdrs Thomas Jarzombek:

Das Bundesministerium fiir Digitales und Staats-
modernisierung ist fiir den Datenschutz und den Schutz
der Privatsphére in der Telekommunikation federfiihrend
zustdndig und damit beim Thema Chatkontrolle in sei-
nem Zustdndigkeitsbereich beriihrt. Bundesminister
Wildberger hat in dem genannten Interview bei ¢’t-uplink
einen breiten Katalog digitalpolitischer Themen im Kon-
text der digitalen Souverénitdt angesprochen. Im Hin-
blick auf die Chatkontrolle ging es um den damals
aktuellen Kompromissvorschlag der ddnischen Ratspra-
sidentschaft hinsichtlich der Verordnung zur Bekdmp-
fung des sexuellen Kindesmissbrauchs. Bundesminister
Wildberger hat klargestellt, dass geeignete Losungen ge-
funden werden miissen. Die Frage des ,,Wie® ist ein Pro-
zess, der innerhalb der Bundesregierung erfolgt und nicht
iiber die Offentlichkeit.

Frage 20

Frage der Abgeordneten Dr. Anna Liihrmann (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN):

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus
den wiederholten Verstofen der Plattform X im Zusammen-
hang mit dem KI-Chatbot Grok gegen europdisches Recht,
insbesondere wegen der Generierung sexualisierter Darstellun-
gen von Kindern (www.wiwo.de/dpa/fotos-durch-ki-eu-
erhoeht-druck-auf-musks-x-wegen-ki-bildern-von-kindern/
100189758.html) — auch im Hinblick auf die offizielle Prasenz
des Bundeskanzlers auf der Plattform X —, und beabsichtigt die
Bundesregierung, sich auf EU-Ebene fiir eine voriibergehende
Deaktivierung von Grok einzusetzen, solange die Einhaltung
der Vorgaben des Digital Services Acts nicht gewéhrleistet ist?

Antwort des Parl. Staatssekretirs Thomas Jarzombek:

Die Bundesregierung verfolgt mit groBler Sorge den
Einsatz von KI-Tools fiir die Darstellung von Deepfakes,
hierunter von Frauen und sogar Minderjéhrigen in sexua-
lisierten Posen. Es ist inakzeptabel, dass Frauen und Min-
derjahrige wiederholt Opfer sexualisierter Deepfakes
werden, wihrend die Plattformen untétig bleiben. Euro-
péische Regeln wie der Digital Services Act (DSA) gel-
ten fiir alle gleichermafBen, auch fiir gro3e Tech-Konzer-
ne. Die Erstellung oder Verbreitung solcher Bilder ohne
Einwilligung stellt einen gravierenden Eingriff in die Per-
sonlichkeitsrechte dar und kann in vielen Fillen strafbar
sein. Es ist wichtig, dass auch technische Losungen im-
plementiert werden, die verhindern, dass Nutzer solche
Bilder erstellen konnen.

Die Durchsetzung des DSA gegeniiber X verantworten
die EU-Kommission und der Digital Services Coordina-
tor (DSC) am Sitz des Anbieters in der EU, hier in Irland.
Beide Behorden handeln dabei unabhingig. Die Bundes-
regierung vertraut darauf, dass sie den DSA konsequent
durchsetzen. Dies schlieit auch den Umgang mit X ein.

Der deutsche DSC arbeitet eng mit dem DSC in Irland
und mit der EU-Kommission zusammen, um eine ein-
heitliche Anwendung und Durchsetzung der DSA-Re-
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(A) gelungen in allen EU-Mitgliedstaaten zu sichern, und

B

unterstiitzt die EU-Kommission in Verfahren gegen die
sehr groflen Online-Plattformen.

Frage 21

Frage der Abgeordneten Donata Vogtschmidt (Die
Linke):

Welche Regelungs- und Durchsetzungsliicken bestehen der-
zeit nach Ansicht der Bundesregierung mit Blick auf den
Umstand, dass massenhaft KI-generierte Deepfakes mit Dar-
stellungen sexualisierter Gewalt, teilweise sogar an Minderjéh-
rigen, auf der Plattform X verbreitet wurden und diese Ver-
breitung auch nicht ziigig gestoppt werden konnte, und sieht
die Bundesregierung dabei einen Zusammenhang zum Ge-
schiftsmodell der X-Corporation?

Antwort des Parl. Staatssekretidrs Thomas Jarzombek:

Die Bundesregierung verfolgt mit groler Sorge den
Einsatz von KI-Tools fiir die Darstellung von Deepfakes,
hierunter von Frauen und sogar Minderjihrigen in sexua-
lisierten Posen. Es ist inakzeptabel, dass Frauen und Min-
derjdhrige wiederholt Opfer sexualisierter Deepfakes
werden, wihrend die Plattformen untétig bleiben. Euro-
péische Regeln wie der Digital Services Act (DSA) gel-
ten fiir alle gleichermaflen, auch fiir groBe Tech-Konzer-
ne. Die Erstellung oder Verbreitung solcher Bilder ohne
Einwilligung stellt einen gravierenden Eingriff in die Per-
sonlichkeitsrechte dar und kann in vielen Fillen strafbar
sein. Es ist wichtig, dass auch technische Losungen im-
plementiert werden, die verhindern, dass Nutzer solche
Bilder erstellen konnen.

Es gibt bereits mehrere unterschiedliche Rechtsgrund-
lagen, um KI-generierte Deepfakes mit Darstellungen
sexualisierter Gewalt zu unterbinden, etwa im Strafrecht,
in der europdischen KI-Verordnung, es kdnnen zivilrecht-
liche Unterlassungs- und Schadensersatzanspriiche beste-
hen, und auch der DSA kann hilfreich sein.

Die Durchsetzung des DSA gegeniiber X verantworten
die EU-Kommission und der Digital Services Coordina-
tor (DSC) am Sitz des Anbieters in der EU, hier in Irland.
Beide Behdrden handeln dabei unabhéngig. Die Bundes-
regierung vertraut darauf, dass sie den DSA konsequent
durchsetzen, und begriifit, dass die EU-Kommission diese
Woche ein offizielles Verfahren gegen X eingeleitet hat.
Es ist richtig und wichtig, dass die EU-Kommission die
Mittel des DSA in dieser Angelegenheit nutzt.

Auch der deutsche DSC arbeitet eng mit dem DSC in
Irland und mit der EU-Kommission zusammen, um eine
einheitliche Anwendung und Durchsetzung der DSA-Re-
gelungen in allen EU-Mitgliedstaaten zu sichern, und
unterstiitzt die EU-Kommission in Verfahren gegen die
sehr groen Online-Plattformen.

AuBerdem enthilt die KI-Verordnung spezifische Vor-
gaben zur Kennzeichnung von KI-generierten Inhalten,
einschlieBlich Deepfakes. Anbieter von KI-Systemen
miissen im Regelfall sicherstellen, dass kiinstlich gene-
rierte oder verdnderte Inhalte erkennbar gemacht werden.
Die Bundesregierung arbeitet aktuell an der Durchfiih-
rung der KI-VO einschlieBlich der Einrichtung der Auf-
sichts- und Durchsetzungsstrukturen.

Frage 22

Frage des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka
(AD):

Verfolgt die Bundesregierung eine konkrete Strategie, um
die aus meiner Sicht vorhandene starke Abhéngigkeit der Be-
horden von ausldndischen Anbietern digitaler Werkzeuge bzw.
Softwares zu reduzieren, und, wenn ja, welche, und wie sieht
diese im Detail aus?

Antwort des Parl. Staatssekretirs Thomas Jarzombek:

Die ,,Strategie zur Stirkung der Digitalen Souverénitat
fiir die IT der Offentlichen Verwaltung* wurde zwischen
Bund, Landern und Kommunen abgestimmt und im IT-
Planungsrat beschlossen. In der Strategie sind die folgen-
den drei strategischen Ziele definiert: Wechselmdglich-
keit, Gestaltungsfahigkeit und Einfluss auf Anbieter.

Wechselmoglichkeit bedeutet, dass die 6ffentliche Ver-
waltung frei entscheiden kann, welche IT-Losungen,
-Komponenten und -Anbieter sie nutzt, und bei Bedarf
flexibel zu anderen Anbietern/Produkten wechseln kann.

Gestaltungsfahigkeit bedeutet, dass die offentliche
Verwaltung aktiv an der Gestaltung ihrer IT mitwirken
kann. Sie ist in der Lage, IT-Losungen zu beurteilen und —
falls notig — deren Weiterentwicklung sowie den laufen-
den Betrieb zu gewihrleisten.

Einfluss auf Anbieter bedeutet, dass die oOffentliche
Verwaltung ihre Bedarfe und Anforderungen gegeniiber
Technologieanbietern formulieren und durchsetzen kann.
Dabei geht es insbesondere auch um die Anforderung, IT-
Systeme in eigenen Rechenzentren zu betreiben.

Die Bundesregierung verfolgt einen ganzheitlichen
Ansatz zur Stiarkung der digitalen Souverdnitdt. Abhan-
gig vom individuellen Fallkontext kann ein Wechsel des
Anbieters oder die (Mit-)Gestaltung eines alternativen
Produkts der effektivste Weg zur Steuerung und Reduzie-
rung von Abhéngigkeiten sein.

Frage 23
Frage des Abgeordneten Stephan Brandner (AfD):

Was sind die finf wichtigsten Ziele, die der Bundesminister
fir Digitales und Staatsmodernisierung, Dr. Karsten
Wildberger, in dieser Legislaturperiode in seinem Ressort er-
reichen will?

Antwort des Parl. Staatssekretirs Thomas Jarzombek:

Das Bundesministerium fiir Digitales und Staats-
modernisierung hat sich in einem eigenen Zielbild mit
den sogenannten Durchbruchsprojekten acht prioritére
Ziele fur diese Legislatur gesetzt. Insofern wird auf das
Zielbild verwiesen, das auf der Internetseite des Ministe-
riums (https://bmds.bund.de/ministerium/zielbild) ver-
offentlicht ist.

Frage 24
Frage des Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Wie bewertet die Bundesregierung den Umsetzungsgrad des
Onlinezugangsgesetzes, wonach Bund, Lander und Kom-
munen ihre Verwaltungsleistungen bis Ende 2022 digital zu-
ganglich machen miissen, und wie viel Prozent der Verwal-
tungsleistungen in Bund, Léandern und Kommunen sind nach
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Kenntnis der Bundesregierung zurzeit digital zugénglich
(https://dashboard.digitale-verwaltung.de/verfuegbarkeit/
verwaltungsleistungen)?

Antwort des Parl. Staatssekretdrs Thomas Jarzombek:

Der Bund hat seine Verpflichtungen aus dem OZG
erfillt und insgesamt 1 194 Verwaltungsleistungen digi-
talisiert. Im Rahmen der Umsetzung des Onlinezugangs-
gesetzes (OZG) wurden auch zahlreiche foderale Verwal-
tungsleistungen — Leistungen, die durch die Lénder und/
oder ihre Kommunen vollzogen werden — digitalisiert.
Die Verfiigbarkeit reicht von 971 Verwaltungsleistungen
bis 1 618 Verwaltungsleistungen auf Ebene der Lénder.
Auf Landkreisebene bieten einzelne Landkreise iiber
2 000 Verwaltungsleistungen digital an. Diese Zahlen be-
inhalten die 832 Leistungen des Bundes.

Mit den aktuellen Fortschritten in den ,,Missionen‘ 1
und 5 im BMDS wird die Digitalisierung zusétzlich mit
hoher Dynamik vorangetrieben. Hier werden derzeit ge-
zielt weitere Schwerpunkte gesetzt, um den Ausbau der
digitalen Verwaltungsleistungen spiirbar zu beschleuni-
gen.

Frage 25

Frage des Abgeordneten Harald Ebner (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN):

Legt die Bundesregierung bei komplexen Gesetzesande-
rungsvorhaben mit moglichen weitreichenden Umweltauswir-
kungen Wert auf fundierte Konsultationsverfahren von Léan-
dern, Verbinden und Nichtregierungsorganisationen, und,
wenn ja, wie begriindet die Bundesregierung dann ihr Vor-
gehen im Falle des sogenannten Infrastruktur-Zukunftsgeset-
zes, bei dem nicht einmal ein voller reguldrer Arbeitstag (au-
Berhalb von Wochenenden) an Zeit fiir Stellungnahmen
eingerdumt wurde (vergleiche https://taz.de/Die-Regierung-
will-Bauvorhaben-beschleunigen-klappt-das/!6139055/)?

Antwort des Parl. Staatssekretédrs Christian Hirte:

Die Bundesregierung fiihrt bei Gesetzgebungsverfah-
ren in der Phase der Erarbeitung eines Gesetzentwurfes
der Bundesregierung Beteiligungsverfahren der Lénder,
kommunalen Spitzenverbénde und Verbiande gemidfl den
Vorgaben der Gemeinsamen Geschéftsordnung durch.
Der Regierungsentwurf fiir das Infrastruktur-Zukunfts-
gesetz bedurfte einer ziigigen Erstellung, um zeitnah die
verfassungsméfigen Beratungsprozesse im Rahmen des
parlamentarischen Gesetzgebungsverfahrens einzuleiten,
das mit der Zuleitung an den Bundesrat beginnt. Die mit
dem Gesetz verbundene Beschleunigung und Verein-
fachung der Genehmigungsverfahren fiir BaumaB-
nahmen des Neu- und Ausbaus, der Unterhaltung und
Sanierung einer modernen und leistungsfahigen Ver-
kehrsinfrastruktur muss im Interesse der Wettbewerbs-
fahigkeit Deutschlands, der Daseinsvorsorge und der Ver-
kehrsinfrastruktur ziigig wirken.

Frage 26
Frage des Abgeordneten Stefan Seidler (fraktionslos):

Wann ist die Zustimmung des Vorstands der Deutschen
Bahn AG bzw. der DB InfraGO AG beziiglich der parlamen-
tarischen Befassung der Ausbaustrecke Niebiill-Klanxbiill-
Westerland (Sylt) erfolgt, und wann plant die Bundesregie-

rung, den Bericht fiir die parlamentarische Befassung zur Aus-
baustrecke Niebiill-Klanxbiill-Westerland (Sylt) dem Deut-
schen Bundestag zu libergeben?

Antwort des Parl. Staatssekretidrs Christian Hirte:

Der Bericht der DB InfraGO AG zum Ergebnis der
Vorplanung und friihen Offentlichkeitsbeteiligung liegt
der Bundesregierung seit dem 23. Oktober 2025 vor.
Die Stellungnahme des Eisenbahn-Bundesamtes wurde
dem Bundesministerium fiir Verkehr am 9. Januar 2026
vorgelegt.

Der Bericht zur parlamentarischen Befassung wird
derzeit finalisiert. Die Zuleitung an den Deutschen Bun-
destag wird voraussichtlich im Februar 2026 erfolgen.

Frage 27

Frage des Abgeordneten Matthias Gastel (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN):

In welcher Hohe wird die Bundesregierung im Jahr 2026
Bedarfsplanfinanzierungsvereinbarungen im Bereich des Be-
darfsplans Schiene unterzeichnen (bitte die Vereinbarungen
jeweils auflisten), und welche Finanzmittel stehen im Zeit-
raum 2026 bis 2030 nach aktuellem Stand fiir zusétzliche Be-
darfsplanfinanzierungsvereinbarungen zur Verfigung?

Antwort des Parl. Staatssekretédrs Christian Hirte:

Vor dem Hintergrund der fiir den Neu- und Ausbau
verfligbaren Haushaltsmittel konnen von den 2026 erfor-
derlichen Baufinanzierungsvereinbarungen (einschlief3-
lich der Uberhiinge aus dem Vorjahr) erforderliche, ins-
besondere mit Blick auf die Bestandsnetzrelevanz
bedeutende Ausbauvorhaben in Angriff genommen wer-
den. Dies betrifft nach aktuellem Stand voraussichtlich
die zweite Baustufe der ABS Berlin—Dresden und den
Planfeststellungsabschnitt 2.0 des Rhein-Ruhr-Expres-
ses. Der Finanzbedarf dieser beiden Vorhaben belduft
sich in den Jahren 2026 bis 2030 auf 323 Millionen Euro.
Im selben Zeitraum stehen unter der aktuellen Finanzlinie
noch weitere rund 1 Milliarde Euro zur Verfiigung, die
ganz oder in liberwiegendem Maf3e fiir die notwendigen
Kostenfortschreibungen der laufenden Vorhaben bendtigt
werden. Ob und welche Spielrdume sich dabei fiir den
Neuabschluss von Finanzierungsvereinbarungen noch er-
geben, kann nur im Lichte der jahrlichen Kostenfort-
schreibungen beurteilt werden.

Frage 28

Frage des Abgeordneten Matthias Gastel (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN):

Wie hoch ist der Gesamtmittelbedarf zur Umsetzung der 355
kleinen und mittleren MafBnahmen bis 2030 insgesamt, und
wie viele Mittel stehen fiir die Umsetzung im gleichen Zeit-
raum im Haushalt zur Verfiigung (vergleiche www.
deutschebahn.com/resource/blob/12650720/
a6fd4dd4896b9f2018336eb8flcb34b8/Infografik-
Kapazitaetserweiterung-zum-Download-data.pdf)?
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(A) Antwort des Parl. Staatssekretdrs Christian Hirte:

B

Fir den Haushaltstitel ,,1202 891 10 Kleine und Mitt-
lere Maflnahmen* hat die Bundesregierung einen Finanz-
bedarf bis 2030 von 1,938 Millionen Euro identifiziert.
Fiir die Finanzplanung bis 2030 wurden bisher rund
1,626 Millionen Euro angesetzt.

Frage 29
Frage des Abgeordneten Stefan Seidler (fraktionslos):

Wird im Rahmen der Vorplanungsphase zur Instandsetzung
der Eiderbriicke Tonning an der Bundesstrae 5 auch ein be-
standsnaher Ersatzneubau gepriift, und, wenn nein, warum
nicht?

Antwort des Parl. Staatssekretirs Christian Hirte:

Im Rahmen der Vorplanungsphase zur Instandsetzung
der Eiderbriicke Tonning an der Bundesstralle 5 wird kein
bestandsnaher Ersatzneubau gepriift. Vorgelagert zur
Vorplanung wurden Untersuchungen am Bestandsbau-
werk sowie eine Nachrechnung der Briicke fiir die Brii-
ckenklasse 60/30 durchgefiihrt. Hierbei wurde fest-
gestellt, dass die Stahlklappen der Strombriicke fiir
diese Briickenklasse Traglastliberschreitungen aufwei-
sen. Die Vorlandbriicken und auch die Unterbauten konn-
ten nachgewiesen werden. Bedeutende Schiden am
Haupttragwerk liegen nicht vor. Weiterhin ist die theo-
retische Nutzungsdauer fiir das Briickenbauwerk nach
Abloserichtlinie noch nicht erreicht. Zudem liegt die Ei-
derbriicke Tonning in einem Natura-2000-Gebiet. Ein
Ersatzneubau neben der Bestandsbriicke wiirde erhebli-
che naturschutzfachliche Beeintrdchtigungen auslosen,
die nicht ohne Weiteres genehmigungsfahig sind. Auf-
grund der notwendigen Vorlaufzeiten (erforderliche Kar-
tierungen, Planfeststellungsverfahren etc.) konnte ein Er-
satzneubau erst in 10 bis 15 Jahren realisiert werden. Die
aktuellen Storfélle und die damit einhergehenden Ver-
kehrsbeeintrachtigungen lassen ein Abwarten tiber diesen
langen Zeitraum nicht zu.

Frage 30

Frage des Abgeordneten Tarek Al-Wazir (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN):

Warum wurde fiir die Wallauer Spange noch keine Bau-

finanzierungsvereinbarung abgeschlossen, obwohl die Leis-

tungsphase 3 bis 4 bereits beendet ist, und wann plant die
Bundesregierung konkret, diese abzuschlieen?

Antwort des Parl. Staatssekretidrs Christian Hirte:

Es liegt kein Baurecht vor, da sich das Bedarfsplan-
vorhaben ,,Wallauer Spange‘ noch in der Entwurfs- und
Genehmigungsplanung befindet. Derzeit werden die
Baurechtsunterlagen auf Basis der Ergebnisse der Offen-
lage noch einmal iiberarbeitet, und im Anschluss wird in
Abstimmung mit dem Eisenbahn-Bundesamt (EBA) eine
erneute Offenlage durchgefiihrt.

Die DB InfraGO AG rechnet nach eigenen Angaben
mit Baurecht im Jahr 2027. Zum Ende des Planfeststel-
lungsverfahrens wird die DB InfraGO AG einen Antrag
zum Abschluss einer Baufinanzierungsvereinbarung

beim Bundesministerium fiir Verkehr (BMYV) stellen.
Das BMV strebt in der Folge den Abschluss einer Bau-
finanzierungsvereinbarung an.

Frage 31

Frage des Abgeordneten Tarek Al-Wazir (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN):

Wann genau plant die Bundesregierung, den Bericht fiir die
Schienenneubaustrecke Frankfurt/Main—-Mannheim fiir die
parlamentarische Befassung dem Deutschen Bundestag zu-
zuleiten, und plant die Bundesregierung, die Baufinanzie-
rungsvereinbarung (gegebenenfalls nur fiir die vorbereitenden
Mafinahmen) bereits vor dem Planfeststellungsbeschluss ab-
zuschlieBen, damit vorbereitende Mafinahmen bereits umge-
setzt bzw. zumindest begonnen werden koénnen?

Antwort des Parl. Staatssekretidrs Christian Hirte:

Die Zuleitung der Unterlagen fiir die parlamentarische
Befassung an den Deutschen Bundestag ist fiir das erste
Halbjahr 2026 vorgesehen.

Fiir den Planfeststellungsabschnitt 1 von Zeppelinheim
bis Darmstadt Nord lduft aktuell das Planfeststellungs-
verfahren. Die Planfeststellungsverfahren fiir die weite-
ren Abschnitte sollen nach Angaben der Vorhabentréige-
rin DB InfraGO AG sukzessive ab Ende 2026/
Anfang 2027 eingeleitet werden. Zum gegenwairtigen
Zeitpunkt ist von einer Baurechtsverfahrensdauer von
etwa zwei bis drei Jahren je Planfeststellungsabschnitt
auszugehen. Vorgesehen ist, dass fiir den Planfeststel-
lungsabschnitt 1 eine eigene Einzelfinanzierungsver-
einbarung abgeschlossen wird. Fiir die weiteren Plan-
feststellungsabschnitte 2 bis 6 soll eine weitere
Einzelfinanzierungsvereinbarung abgeschlossen werden.

Fiir bauvorbereitende Maflnahmen (zum Beispiel um-
weltfachliche Kompensationsmafnahmen, Grunderwerb
etc.) vor Abschluss der Baurechtsverfahren besteht auf
Antrag der Vorhabentrégerin beim Eisenbahn-Bundesamt
die Moglichkeit, diese MaBnahmen iiber die Sammelver-
einbarung 800 (SV 800) zu finanzieren.

Frage 32

Frage der Abgeordneten Lisa Badum (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN):

Warum hat das Bundesministerium fiir Umwelt, Klima-
schutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit am 8. Dezember
2025 das Konsultationsverfahren zum Klimaschutzprogramm
eingeleitet, ohne dass ein konkreter Entwurf vorgelegt wurde,
und wann wird die Bundesregierung das Klimaschutzpro-
gramm im Entwurf vorlegen?

Antwort des Parl. Staatssekretirs Carsten Triger:

Das Bundesministerium fiir Umwelt, Klimaschutz,
Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMUKN) hat am
8. Dezember 2025 mit der Versendung relevanter Leit-
fragen an die zu beteiligenden Akteure die Anforderun-
gen fiir eine Offentlichkeitsbeteiligung nach § 9 Absatz 3
Klimaschutzgesetz erfiillt. Uber eine parallel verdffent-
lichte Pressemitteilung des BMUKN wurde breit zur
Teilnahme eingeladen. Die Beteiligung der Offentlichkeit
bereits zu einem frithen Zeitpunkt schafft die Moglich-
keit, dass Vorschldge aus dem Verfahren noch aufgegrif-
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fen werden kdnnen. Es ist geplant, das Klimaschutzpro-
gramm bis zum Ende des ersten Quartals 2026 im Ka-
binett zu beschlieen.

Frage 33

Frage des Abgeordneten Dr. Jan-Niclas Gesenhues
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Wie kann frithzeitige Biirgerbeteiligung die Planung von
Infrastrukturprojekten optimieren, und welche Rolle spielen
aus Sicht der Bundesregierung Umweltverbandsklagen fiir
die Demokratie?

Antwort des Parl. Staatssekretirs Carsten Triger:

Die drei Sdulen der Aarhus-Konvention — der Zugang
zu Umweltinformationen, die Offentlichkeitsbeteiligung
und der Zugang zu Gericht — sind wichtige Pfeiler der
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit.

Dabei bietet die frithzeitige Biirgerbeteiligung bei In-
frastrukturprojekten eine Vielzahl von Vorteilen, die den
Planungsprozess verbessern und die Akzeptanz des Ver-
fahrens erhdhen konnen. Durch die frithe Einbindung der
Offentlichkeit konnen wichtige lokale Informationen ge-
sammelt, Konfliktpotenziale frithzeitig identifiziert und
Planungsunterlagen zielgerichteter ausgearbeitet werden.

Strukturierte, dialogorientierte Formate — etwa nach
§ 25 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, im Scoping-
Verfahren im Rahmen der Umweltvertraglichkeitsprii-
fung sowie digitale Beteiligungsangebote — konnen Pla-
nungsrisiken und Verfahrensstreitigkeiten reduzieren.
Damit konnen nachgelagerte formliche Schritte be-
schleunigt werden.

Die Bundesregierung baut die frithzeitige, digitale und
barrierearme Beteiligung weiter aus, setzt auf klare und
strukturierte Verfahrensabldufe, um Planungsqualitit,
Akzeptanz und Geschwindigkeit bestmoglich miteinan-
der zu verbinden.

Ferner betont die Bundesregierung die Bedeutung des
Umweltverbandsklagerechts. Es stirkt die rechtsstaatli-
che Kontrolle und die Durchsetzung des geltenden Um-
welt- und Klimaschutzrechts, erginzt den Individual-
rechtsschutz und sichert eine ordnungsgemaife
Umsetzung unions- und volkerrechtlicher Vorgaben. Zu-
gleich fordert es die Beteiligung der Zivilgesellschaft an
umweltrelevanten Entscheidungen.

Frage 34
Frage des Abgeordneten Dr. Jan-Niclas Gesenhues
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Bis wann wird die Bundesregierung den zugesagten Gesetz-
entwurf fiir ein Verbot von Einweg-E-Zigaretten vorlegen?

Antwort des Parl. Staatssekretirs Carsten Tréger:

Aktuell finden hierzu konzeptionelle Vorarbeiten in-
nerhalb der Bundesregierung statt. Ein konkreter Zeitplan
liegt daher noch nicht vor.

Frage 35

Frage der Abgeordneten Lisa Badum (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN):

Wie wird sichergestellt, dass die durch die angestrebte ,,Fle-
xibilisierung* der CO,-Flottenregulierung entstehenden Mehr-
emissionen auch tatsdchlich ausgeglichen werden (www.
bundesumweltministerium.de/meldung/carsten-schneider-
zum-koalitionsausschuss-zur-co2-flottenregulierung)?

Antwort des Parl. Staatssekretirs Carsten Triger:

Die EU-Kommission hat nunmehr ihren Vorschlag zur
Uberarbeitung der CO,-Flottenregulierung vorgelegt.
Die Bundesregierung priift aktuell den Vorschlag, darun-
ter auch die Frage, wie im Detail sichergestellt wird,
dass —entsprechend dem Anliegen der Bundesregierung —
die nach 2035 verbleibenden CO,-Emissionen tatsich-
lich ausgeglichen werden.

Frage 36

Frage des Abgeordneten Harald Ebner (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN):

Warum hat das Bundesministerium fiir Umwelt, Klima-
schutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit dem Infrastruk-
tur-Zukunftsgesetz im Kabinett zugestimmt, obwohl der Weg-
fall des Vorrangs der Realkompensation bei Natureingriffen
den Flachenmangel fiir Naturschutzvorhaben verschirfen
wiirde und es bislang keinen Entwurf eines damit gekoppelten
Naturflichengesetzes gibt, um dem Artensterben wirksam ent-
gegenzuwirken sowie die EU-Wiederherstellungsverordnung
erfolgreich umzusetzen (vergleiche www.naturschutz-
energiewende.de/publikationen/flaechen-fuer-den-
naturschutz-%E2%88%92-instrumente-ihrer-sicherung-und-
akquise/)?

Antwort des Parl. Staatssekretirs Carsten Triger:

Der Beschluss des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes der
Bundesregierung ist das Ergebnis intensiver Verhandlun-
gen.

Ein schneller Fortschritt bei der Modernisierung unse-
rer Infrastruktur ist der Bundesregierung ein wichtiges
Anliegen. Das Bundesministerium fiir Umwelt, Klima-
schutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMUKN)
tragt dazu bei, dass die Mittel des Sondervermdgens In-
frastruktur und Klimaneutralitit in die Flache kommen.
Im Fokus stehen dabei vor allem die geplanten Regelun-
gen zur Gleichstellung des Ersatzgeldes mit der Real-
kompensation fiir bestimmte Vorhaben im tiberragenden
offentlichen Interesse. Das BMUKN wird dafiir sorgen,
dass die Ersatzgeldzahlungen aus den betroffenen Bun-
desvorhaben zweckgebunden und zielgerichtet in Natur-
schutzmaBnahmen gelenkt werden und so die Vorhaben-
trager des Bundes bei der Planung und Genehmigung der
Vorhaben unterstiitzen.

Mit dem geplanten Naturflichenbedarfsgesetz wird
das BMUKN die Ausweisung von Ausgleichs- und Er-
satzmafnahmen erleichtern.
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(A) Frage 37

B

Frage der Abgeordneten Ayse Asar (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN):
Welche Pline hat die Bundesregierung, um die Frauen-

gesundheit im Medizinstudium verbindlich zu verankern, und
welche Ressourcen will sie dafiir bereitstellen?

Antwort des Parl. Staatssekretirs Tino Sorge:

Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD
sieht fiir die laufende Legislaturperiode ein Festhalten an
der Reform des Medizinstudiums durch die Umsetzung
des ,,Masterplans Medizinstudium 2020“ vor. Zum er-
folgreichen Abschluss der Reform ist die Zustimmung
der Lander im Bundesrat und ihre Bereitschaft erforder-
lich, die Mehrkosten des Studiums zu finanzieren.

Die Reform sieht vor, dass das Fach ,,Geschlechtersen-
sible Medizin* in der neuen Approbationsordnung fiir
Arzte (AApprO) aufgenommen wird und damit ein ver-
bindlicher Bestandteil der universitiren Lehre wird. Zu-
dem ist vorgesehen, geschlechterbezogene Einfliisse auf
Gesundheit, Krankheit und die Bewéltigung von Krank-
heitsfolgen in das Ziel der arztlichen Ausbildung auf-
zunchmen.

Frage 38

Frage der Abgeordneten Ayse Asar (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN):

Inwieweit stellt die geplante Novellierung der Approbati-
onsordnung sicher, dass der Schwangerschaftsabbruch als re-
guldrer und verbindlicher Bestandteil der facharztlichen Wei-
terbildung in der Gynékologie und Geburtshilfe verankert
wird, um bestehende Ausbildungsliicken zu schliefen und
eine flichendeckende, zeitgeméfe medizinische Versorgung
von Frauen zu gewdhrleisten?

Antwort des Parl. Staatssekretirs Tino Sorge:

Das Bundesministerium fiir Gesundheit regelt mit der
Approbationsordnung fiir Arzte (AApprO) die #rztliche
Ausbildung (Medizinstudium). Fiir die Regelung der
arztlichen Fort- und Weiterbildung sind nach der verfas-
sungsmafBigen Zustdndigkeitsverteilung die Lander zu-
stindig, die ihre Zustindigkeit auf die Arztekammern
iibertragen haben. Die Frage nach der Verankerung des
Schwangerschaftsabbruchs als Bestandteil der fachérzt-
lichen Weiterbildung ist daher unabhiingig von der AAp-
prO und insbesondere von den Arztekammern zu priifen,
die fiir die verbindliche Festlegung der Inhalte der arzt-
lichen Weiterbildungen verantwortlich sind.

Frage 39

Frage der Abgeordneten Schahina Gambir (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN):

Inwiefern ist der in der Reform des Bundesministeriums fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) ver-
ankerte stirkere Fokus auf Eigeninteressen mit der geplanten
Intensivierung des Team-Europe-Ansatzes vereinbar, und wie
will sich das BMZ in den kommenden Monaten und insbeson-
dere unter zyprischer EU-Ratsprésidentschaft fiir eine ent-
wicklungspolitische Ausrichtung von Global Gateway und
Global-Europe-Instrument einsetzen?

Antwort der Parl. Staatssekretirin Dr. Barbel Kofler:

Die BMZ-Reform verfolgt das Ziel, in die wirtschaft-
liche Zusammenarbeit mit unseren Partnerléndern auch
stirker die Interessen der deutschen Wirtschaft einzubrin-
gen. Hierzu ist der Team-Europe-Ansatz sogar forderlich.
Da viele GroBprojekte nicht von deutschen Unternechmen
allein realisiert werden konnen, ist es sinnvoll, Konsor-
tien mit anderen europdischen Unternehmen zu bilden
und gegeniiber den Partnern als starkes ,,Team Europe*
aufzutreten — geeint, handlungsfédhig und ohne dabei un-
sere entwicklungspolitische Glaubwiirdigkeit preiszuge-
ben und unsere SDG-Verpflichtung zu vernachldssigen.

Die zypriotische Ratsprésidentschaft wird unter ande-
rem die entwicklungspolitische Ausrichtung von Global
Gateway und Global Europe nédher adressieren. Die Bun-
desregierung wird sich in den entsprechenden Ratsforma-
tionen konstruktiv einbringen.

Frage 40
Frage des Abgeordneten Dr. Ingo Hahn (AfD):

Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass die im Bundes-
haushalt 2026 vorgesehenen Investitions- und Konjunktur-
mafnahmen tatsdchlich in den Regionen, Branchen und Qua-
lifikationssegmenten wirken, in denen die Arbeitslosigkeit
aktuell steigt, und anhand welcher Kriterien wird diese Ziel-
genauigkeit tiberpriift?

Antwort des Parl. Staatssekretdrs Michael Schrodi:

Die Bundesregierung setzt in ihrer Finanz- und Wirt-
schaftspolitik auf eine Kombination aus zusétzlichen 6f-
fentlichen Investitionen und aus strukturellen Reformen,
die insbesondere die Rahmenbedingen fiir private Inves-
titionen nachhaltig verbessern. Dies beinhaltet eine In-
vestitionsoffensive auf Grundlage des Sondervermdgens
Infrastruktur und Klimaneutralitdt sowie steuerliche Ent-
lastungen. Sie zielen darauf ab, den Wirtschaftsstandort
Deutschland zu stirken und die Wachstumsaussichten in
Deutschland kurzfristig, mittelfristig als auch langfristig
deutlich zu verbessern. Diese Mafinahmen kommen allen
Biirgerinnen und Biirgern, Branchen und Regionen zugu-
te. Die im Rahmen der laut VV Nr. 2 zu § 7 Bundeshaus-
haltsordnung fiir alle finanzwirksamen Maflinahmen des
Bundes durchzufiihrenden = Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen und Erfolgskontrollen dienen der Feststellung
des Zielerreichungsgrads (Zielerreichungskontrolle) und
der Ursidchlichkeit der finanzwirksamen Maflnahme fiir
diese Zielerreichung (Wirkungskontrolle).

Frage 41

Frage des Abgeordneten Rocco Kever (AfD):

Welche jahrlichen Ausgaben des offentlichen Haushalts
(Bund, Lénder, Kommunen) fiir seit 2015 zugewanderte
Fliichtlinge und Migranten (einschlieflich Asylberechtigter,
subsididr Schutzberechtigter, Geduldeter und Ukraineschutz-
bediirftiger) weist die Bundesregierung in Berichten des Bun-
desministeriums der Finanzen, Statistiken des Bundesamts fiir
Migration und Fliichtlinge oder Bundestagsdrucksachen aus?

Antwort des Parl. Staatssekretidrs Dennis Rohde:

Die Finanzstatistik weist fliichtlingsbezogene Aus-
gaben nicht separat aus. Gemal Artikel 109 Absatz 1
des Grundgesetzes sind Bund und Lénder in ihrer Haus-
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haltswirtschaft selbstindig und voneinander unabhingig.
Die Ausgaben der Lander und Kommunen fallen dem-
nach nicht in die Zusténdigkeit des Bundes.

Uber fliichtlingsbezogene Ausgaben des Bundeshaus-
halts erstattet die Bundesregierung in verschiedenen For-
maten Bericht. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass eine
genaue Abgrenzung, ob und in welchem Umfang die
Leistungen ausschlieflich fliichtlingsbezogen sind, auf-
grund der Vielschichtigkeit der Aufgabenwahrnehmung
nicht in jedem Einzelfall moglich ist. Eine Erfassung und
Zuordnung von Ausgaben nach dem Zuwanderungsjahr
von betroffenen Personen oder Personengruppen findet
nicht statt.

Die gesamten fliichtlingsbezogenen Ausgaben des
Bundes werden im jdhrlich vom BMF veroffentlichten
Finanzbericht des Bundes seit 2017 ausgewiesen.

Dem Bundestag kommt seit 2017 der Bericht der Bun-
desregierung iiber Maflnahmen des Bundes zur Unter-
stiitzung von Léndern und Kommunen im Bereich der
Flichtlings- und Integrationskosten und die Mittelver-
wendung durch die Lander zu.

Im Rahmen von parlamentarischen Anfragen werden
Informationen bereitgestellt, die als Bundestagsdruck-
sachen auf dem Bundestagsserver abrufbar sind.

Samtliche vorgenannten Informationen sind frei zu-
géinglich und kdnnen auf dem Server des Deutschen Bun-
destages (https://dip.bundestag.de/) bzw. im Falle der Fi-
nanzberichte auf der Seite des Bundesministeriums der
Finanzen (https://www.bundesfinanzministerium.de) ab-
gerufen werden. Dariiber hinaus liegen der Bundesregie-
rung keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor.

Frage 42
Frage des Abgeordneten Rocco Kever (AfD):

Verfiigt die Bundesregierung iiber konkrete Zahlen oder
wissenschaftlich fundierte Schitzungen — etwa unter Einbezie-
hung von Daten des Instituts fiir Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB), des Deutschen Instituts fiir Wirtschaftsfor-
schung e. V. (DIW), des Instituts der deutschen Wirtschaft
Koln e. V. (IW) sowie aktueller fiskalischer Langzeitprojektio-
nen der Stiftung Marktwirtschaft oder der Bertelsmann Stif-
tung — zu den jéhrlichen Gesamteinnahmen aus Steuern und
Sozialversicherungsbeitrdgen, die durch die seit 2015 nach
Deutschland zugewanderten Personen generiert werden, und,
wenn ja, wie lauten diese (bitte nach Asylberechtigten, sub-
sididr Schutzberechtigten, Geduldeten und Gefliichteten aus
der Ukraine differenzieren)?

Antwort des Parl. Staatssekretdrs Michael Schrodi:

Der Bundesregierung liegen keine Zahlen zu den Steu-
ereinnahmen im erfragten Zeitraum fiir die erfragten Per-
sonengruppen vor. Fiir die Besteuerung sind derartige
»Statusfragen® irrelevant; sie werden nicht erhoben und
sind damit in den Steuerstatistiken auch nicht vorhanden.
Fiir die Erhebung indirekter Steuern (wie der Umsatz-
oder der Stromsteuer) wire es den Steuerbehérden nicht
moglich, zu erheben, wer sie zahlt.

Auch fiir die Sozialversicherungen liegen keine ent-
sprechenden Informationen vor.

Frage 43
Frage der Abgeordneten Sarah Vollath (Die Linke):

Hat die Bundesregierung Kenntnis von den Verlusten in der
Altersvorsorge der Versicherten der Bayerischen Versorgungs-
kammer und der Berliner Zahnérztekammer durch Kapital-
marktspekulationen, und, wenn ja, welche Schlussfolgerungen
zieht sie daraus gegebenenfalls fiir das von ihr ausgegebene
Ziel, den Kapitalmarkt noch stérker in die Altersvorsorge ein-
zubinden, insbesondere im Hinblick auf das geplante Alters-
vorsorgereformgesetz und die Friihstartrente?

Antwort des Parl. Staatssekretiars Michael Schrodi:

Die Bundesregierung hat iiber die Berichterstattung in
den Medien hinaus keine Kenntnisse zu einzelnen Ver-
sorgungswerken. Regulierung und die Aufsicht iiber Ver-
sorgungswerke liegen im Verantwortungsbereich der
Lénder. Versorgungswerke fithren Altersvorsorge der ers-
ten Sdule durch.

Die Bundesregierung wird die Reform der dritten
Saule der Altersvorsorge weiter vorantreiben und die pri-
vate Altersvorsorge einfacher, attraktiver und unbiirokra-
tischer gestalten. Die Bundesregierung hat darauf geach-
tet, dass die moglichen Anlagen fiir Verbraucherinnen
und Verbraucher geeignet sind.

Frage 44
Frage des Abgeordneten Mirze Edis (Die Linke):

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung beziiglich
der Aufhebung der Schuldenbremse nur fiir Verteidigung,
nicht aber fiir Bildung oder Gesundheit, im Hinblick auf die
Aussage des fritheren NATO-Generalsekretirs Jens Stolten-
berg und jetzigen Finanzministers Norwegens, der sich fiir
hohere Verteidigungsausgaben ausspricht, aber gleichwohl
einrdumt: ,Jede Milliarde, die man fiir Verteidigung ausgibt,
ist eine Milliarde, die man nicht fiir Bildung, Gesundheit
oder fiir Infrastruktur ausgeben kann“ (Quelle: www.
deutschlandfunk.de/ex-nato-generalsekretaer-stoltenberg-zu-
venezuela-und-groenland-102.html)?

Antwort des Parl. Staatssekretdrs Michael Schrodi:

Die in der Frage zitierte Aussage des fritheren NATO-
Generalsekretdrs und jetzigen norwegischen Finanz-
ministers Jens Stoltenberg sollte im Gesamtzusammen-
hang des Interviews interpretiert werden. Selbstverstind-
lich kann jede Milliarde bzw. jeder Euro des Staates nur
einmal verausgabt werden. Dies gilt nicht nur fiir Aus-
gaben fiir Verteidigung, sondern fiir alle Ausgaben des
Staates.

Interpretieren Sie diese Aussage jedoch so, dass hohere
Verteidigungsausgaben durch Einsparungen im Bereich
Bildung, Gesundheit oder Infrastruktur finanziert wer-
den, dann ist die Bundesregierung anderer Auffassung.
SchlieBlich fiihrt die mit der Grundgesetzdnderung vom
Mairz 2025 eingefiihrte Bereichsausnahme fiir sicher-
heits- und verteidigungspolitische Ausgaben gerade da-
zu, dass hohere Verteidigungsausgaben nicht durch Ein-
sparungen im Bereich Bildung, Gesundheit und
Infrastruktur oder anderen Bereichen finanziert werden,
sondern durch hdhere Kreditfinanzierungsspielrdume.
Durch das mit der Grundgesetzdnderung vom Mirz
2025 dariiber hinaus eingerichtete Sondervermogen fiir
Infrastruktur und Klimaneutralitit wurden sogar zusétz-
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(A) liche Finanzierungsspielrdume geschaffen, die auch im

B

Bereich der Bildung, Gesundheit und Infrastruktur ihre
Wirkung entfalten.

Frage 45
Frage des Abgeordneten Knuth Meyer-Soltau (AfD):

Welche konkreten Maflnahmen plant die Bundesregierung,
um kritische Infrastruktur in Deutschland vor wachsenden Be-
drohungen und Angriffen zu schiitzen?

Antwort der Parl. Staatssekretérin Daniela Ludwig:

Mit dem vom Kabinett am 10. September 2025 ver-
abschiedeten Gesetzentwurf KRITIS-Dachgesetz soll die
Resilienz kritischer Infrastrukturen in Deutschland ge-
stiarkt werden, indem erstmals auf Bundesebene sektoren-
iibergreifende Mindestvorgaben fiir physische Resilienz-
mafBnahmen fiir Betreiber kritischer Infrastrukturen
etabliert werden sollen.

Der Gesetzentwurf befindet sich derzeit im parlamen-
tarischen Verfahren. Das KRITIS-Dachgesetz wurde heu-
te, 28. Januar 2026, abschlielend im Innenausschuss des
Deutschen Bundestages beraten. Die zweite und dritte
Lesung ist fiir morgen, 29. Januar 2026, geplant.

Mit dem Entwurf des KRITIS-Dachgesetzes sollen die
Risiken und wechselseitigen Abhdngigkeiten durch na-
tionale Risikoanalysen systematisch in den Blick genom-
men und die Betreiber zu passgenauen Resilienzmalnah-
men verpflichtet werden. Dabei verfolgt das KRITIS-
Dachgesetz einen breiten Ansatz: Es geht um alle denk-
baren Risiken, die durch die Natur oder den Menschen
verursacht werden kdnnen — den sogenannten ,,All-Ge-
fahren-Ansatz*“ —, sei es ein Unwetter, menschliches Ver-
sagen oder ein Sabotageakt.

Die Resilienzmalnahmen umfassen insbesondere
MaBnahmen zur Verhinderung von Storfillen und Aus-
fallen, Maflnahmen zur Ermdglichung der Weiterarbeit
oder zur schnellen Wiederherstellung der Arbeitsfahig-
keit. Zudem werden die Betreiber zur Meldung von er-
heblichen Vorfillen wie Storungen und Ausfillen ver-
pflichtet werden.

Mit dem bereits zum 6. Dezember 2025 in Kraft ge-
tretenen Gesetz zur Umsetzung der NIS-2-Richtlinie wird
dariiber hinaus die Cybersicherheit von KRITIS sowie
weiterer wichtiger und besonders wichtiger Einrichtun-
gen gesteigert.

Frage 46
Frage der Abgeordneten Clara Biinger (Die Linke):

Ist die Bundesregierung dazu bereit, den in Afghanistan
aufhiltigen Personen mit einer Aufnahmezusage der vorheri-
gen Bundesregierung, die zuvor wahrend des Aufnahmever-
fahrens von Pakistan nach Afghanistan abgeschoben worden
waren, eine erneute bzw. erneuerte Aufnahmezusage zu ertei-
len, um ihre schnelle Wiedereinreise nach Pakistan und an-
schlieBend nach Deutschland zu ermdglichen, nachdem eine
Razzia der Taliban in dem von der Bundesregierung unter-
stiitzten Géstehaus in Kabul und entsprechende Verhore der
Betroffenen (inklusive der Beschlagnahme ihrer Smartphones
usw., vergleiche www.tagesschau.de/ausland/asien/
afghanistan-taliban-razzia-ortskraefte-100.html) deren indivi-
duelle Gefahrdungslage nach meiner Auffassung massiv ver-
schérft haben, vor dem Hintergrund, dass nach einem aktuellen

Beschluss des Verwaltungsgerichts Berlin (https://gesetze.
berlin.de/bsbe/document/NJRE001630514) die nach indivi-
duellen Priifungen erteilten Aufnahmeerklarungen nach § 22
des Aufenthaltsgesetzes wegen des rechtsstaatlichen Vertrau-
ensschutzes nicht pauschal zuriickgenommen werden diirfen,
wie mit der Abkehrentscheidung des Bundesministeriums des
Innern (BMI) vom 8. Dezember 2025 geschehen, und, wenn
nicht, warum nicht, vor dem Hintergrund der meines Erachtens
konkreten erheblichen Gefdhrdung der Betroffenen, und wel-
che genaueren Angaben kann die Bundesregierung zu den im
Gistehaus in Kabul verbliebenen afghanischen Personen ma-
chen, etwa zu deren Zuordnung zu den unterschiedlichen Auf-
nahmeprogrammen, zum Stand ihrer (gegebenenfalls auch ge-
richtlichen) Verfahren und wie viele von ihnen eine Ablehnung
infolge der pauschalen Abkehrentscheidung des BMI vom
8. Dezember 2025 erhalten haben (bitte ausfiihren)?

Antwort der Parl. Staatssekretérin Daniela Ludwig:

Insgesamt befinden sich die freiwilligen Aufnahme-
verfahren aus Afghanistan in der Beendigung. Neue Auf-
nahmeerkldrungen werden daher nicht ausgesprochen.

In der Unterstiitzung in Afghanistan befinden sich mit
Stand 22. Januar 2026 79 Personen, davon eine Person
aus dem Ortskréfteverfahren, 15 Personen aus dem Bun-
desaufnahmeprogramm fiir Afghanistan und 63 Personen
aus dem Uberbriickungsprogramm. Bei allen Personen
wurden die Aufnahmezusagen bzw. Aufnahmeerklarun-
gen aufgehoben oder es laufen teilweise verwaltungs-
gerichtliche Eilverfahren.

Die Bundesregierung unterstiitzt verbliebene Personen
mit giiltiger Aufnahmezusage aus dem Bundesaufnahme-
programm fiir Afghanistan und dem Ortskréfteverfahren,
die vergangenes Jahr abgeschoben wurden, bei einer zii-
gigen Riickkehr nach Pakistan in das Ausreiseverfahren
unter Einhaltung der pakistanischen aufenthaltsrecht-
lichen Bestimmungen. Dies erfolgt jedoch auf freiwil-
liger Basis und ohne Anerkennung einer Rechtspflicht.

Aufnahmeerkldrungen nach § 22 Satz 2 des Aufent-
haltsgesetzes sind keine Verwaltungsakte und nicht recht-
lich bindend. Gesichtspunkte des Vertrauensschutzes fiih-
ren daher auch nicht zu einem Anspruch auf Aufnahme in
diesen Fillen, so wie dies zuletzt auch das Oberverwal-
tungsgericht Berlin-Brandenburg in einem Beschluss
vom 16. Januar 2026 zu einem Fall der Menschenrechts-
liste entschieden hat.

Frage 47
Frage der Abgeordneten Clara Biinger (Die Linke):

Warum wurde bei mehr als der Halfte der noch in Pakistan
ausharrenden afghanischen Ortskrifte die Aufnahmezusage
der vorherigen Bundesregierung zuriickgezogen, obwohl der
Bundesminister des Innern, Alexander Dobrindt, in der 17. Sit-
zung des Innenausschusses des Deutschen Bundestages vom
26. November 2025 erklart hatte, dass es beziiglich der zu
diesem Zeitpunkt 218 Ortskrifte (inklusive ihrer Angehorigen)
eine ,,nachlaufende Verantwortung® gebe, sodass es in diesen
Fillen zu einer Aufnahme komme, vor dem Hintergrund, dass
seine hierzu gemachte Erkldrung, dass Sicherheitsiiberpriifun-
gen ,,positiv durchstanden* werden miissten (Plenarproto-
koll 21/52, Seite 6197), meines Erachtens nicht iiberzeugend
ist, da nach meiner Kenntnis nur in wenigen Féllen nach Si-
cherheitsinterviews Sicherheitsbedenken gemeldet wurden,
und welche Angaben kann die Bundesregierung dazu machen,
ob bzw. in welchem Umfang sich solche gemeldeten Sicher-
heitsbedenken im weiteren Verfahren (etwa in Gerichtsverfah-
ren oder durch ergdnzende Darlegungen der Betroffenen) als
letztlich unbedenklich erwiesen haben, generell, aber auch
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speziell in Bezug auf die Gruppe der Ortskrifte (falls keine
Statistik hierzu vorliegen sollte, bitte zumindest ungefdhre
Einschitzungen der maf3geblich beteiligten Bundesbediens-
teten wiedergeben)?

Antwort der Parl. Staatssekretérin Daniela Ludwig:

Die Aufnahmeerkldrungen in den Aufnahmeverfahren
aus Afghanistan stehen stets unter dem Vorbehalt, dass
das Visumverfahren erfolgreich abgeschlossen wird und
sich keine Erkenntnisse ergeben, die einer Aufnahme ent-
gegenstehen. Dies gilt auch fiir das Ortskréfteverfahren.
Soweit Personen die Priifschritte nicht positiv durchlau-
fen, kann auch keine Einreise erfolgen. Dies entspricht
den Aussagen des Bundesministers des Innern,
Alexander Dobrindt, im Innenausschuss vom 26. Novem-
ber 2025.

Das Ausreiseverfahren ist ein mehrstufiges Priifver-
fahren. Grundsétzlich koénnen sich in jedem Stadium
des Verfahrens Erkenntnisse ergeben, die zu einer Auf-
hebung der Aufnahme fithren. Diese Griinde konnen
Sicherheitsaspekte betreffen ebenso wie beispielsweise
Erkenntnisse zur Gefahrdungslage, wonach die Aufnah-
mevoraussetzungen nicht erfiillt sind. Dariiber hinaus-
gehende statistische Angaben im Sinne der Fragestellung
liegen nicht vor. Im Rahmen des Ortskréfteverfahrens
sind derzeit keine rechtskréftigen gerichtlichen Entschei-
dungen bekannt, wonach sich Sicherheitsbedenken als
unbedenklich erwiesen hitten.

Frage 48
Frage der Abgeordneten Kerstin Przygodda (AfD):

Plant die Bundesregierung, eine zentrale bundesweite Erfas-
sung von Kinderehen einzufiihren, und, wenn nicht, weshalb
nicht (vergleiche Antwort der Bundesregierung auf die Kleine
Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundestagsdruck-
sache 21/1058)?

Antwort der Parl. Staatssekretérin Daniela Ludwig:

Eine zentrale bundesweite Erfassung von Kinderehen
ist zum gegenwértigen Zeitpunkt nicht geplant. Aus Sicht
der Bundesregierung liegt zum Themenbereich der Kin-
derehen kein Erkenntnisdefizit vor.

Frage 49
Frage der Abgeordneten Kerstin Przygodda (AfD):

Plant die Bundesregierung, Félle von Familiennachzug von
Ehefrauen, die zum Zeitpunkt der EheschlieBung minderjéhrig
oder unter 16 Jahre alt waren, kiinftig statistisch zu erfassen,
und, wenn nicht, weshalb nicht (vergleiche Antwort der Bun-
desregierung zu Frage 6 der Kleinen Anfrage der Fraktion der
AfD auf Bundestagsdrucksache 21/1058)?

Antwort der Parl. Staatssekretédrin Daniela Ludwig:

Eine statistische Erfassung der Félle von Familien-
nachzug von Ehefrauen, die zum Zeitpunkt der Ehe-
schlieBung minderjéhrig oder unter 16 Jahre alt waren,
ist zum gegenwartigen Zeitpunkt nicht geplant. Ein
Mehrwert einer solchen Erfassung ist nicht erkennbar.
Aus Sicht der Bundesregierung sind die bestehenden
MaBnahmen in Bezug auf im Ausland geschlossene
Ehen, bei denen ein Ehepartner minderjdhrig ist, ausrei-
chend.

Frage 50

Frage der Abgeordneten Schahina Gambir (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN):

Was ist der aktuelle Stand der Umsetzung des 2022 vor-
gestellten Zehn-Punkte-Plans ,,Aktionsplan gegen Rechts-
extremismus® des Bundesministeriums des Innern und der
weiteren Maflnahmen, um die der Aktionsplan 2024 erweitert
wurde?

Antwort der Parl. Staatssekretérin Daniela Ludwig:

Der Aktionsplan gegen Rechtsextremismus vom Mirz
2022 und die 13 MaBnahmen gegen Rechtsextremismus
vom Mirz 2024 als dessen inhaltliche Fortschreibung
biindeln repressive und priaventive MaBnahmen im
Kampf gegen den Rechtsextremismus. Dieser bleibt fiir
Staat und Gesellschaft dauerhafte Aufgabe und Ver-
pflichtung. Bei der Umsetzung beider Strategieplane
sind wesentliche Wegmarken erreicht worden, von denen
einige exemplarisch herausgegriffen werden sollen:

Im Bereich der Finanzermittlungen sind die Kapazité-
ten der Sicherheitsbehdrden deutlich gestdrkt worden.
Zudem sind gesetzliche Tatbestandsschwellen abgesenkt
worden, um die Finanzstrukturen im legalistischen
Rechtsextremismus besser aufkldren zu kdnnen.

Im Bereich des offentlichen Dienstes ist bereits zum
1. April 2024 das Bundesdisziplinargesetz gedndert wor-
den, um Verfassungsfeinde schneller aus dem Beamten-
verhéltnis zu entfernen. Zudem stirken die mittlerweile
jéhrlichen Lageberichte zu Rechtsextremismus in den
Sicherheitsbehdrden von Bund und Léndern sowie die
Bundesdisziplinarstatistik Transparenz und Vertrauen
bei den Biirgerinnen und Biirgern.

Im Bereich der Bekdmpfung von Hass und Hetze im
Netz nimmt die Zentrale Meldestelle fiir strafbare Inhalte
im Internet des Bundeskriminalamtes seit dem 1. Februar
2022 mit ihren Kommunikationspartnern in stetig wach-
sender Fallzahl Meldungen auch rechtsextremistischer
Inhalte in sozialen Netzwerken entgegen. Auf diese
Weise wird eine effektive Strafverfolgung der dort began-
genen Straftaten wie Propagandadelikte, Volksverhetzun-
gen oder Bedrohungen durch die Lander ermoglicht.

Im Bereich der politischen Bildung wurden die Pro-
gramme ,,Demokratie im Netz“ und ,,Miteinander reden*
der Bundeszentrale fiir politische Bildung ausgebaut.
Eine neue Forderlinie widmete sich zudem speziell der
Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus und Ver-
schworungsideologien. Dariiber hinaus werden mit der
neuen, von 2025 bis 2029 reichenden Forderperiode des
Programms ,,Zusammenhalt durch Teilhabe* Projekte fiir
demokratische Teilhabe und gegen Extremismus in ldnd-
lichen und strukturschwachen Raumen gestarkt.

Frage 51
Frage des Abgeordneten Martin Reichardt (AfD):

Will die Bundesregierung kiinftig verhindern, dass
Stammes- und Nationalitdtenkonflikte des Nahen und Mitt-
leren Ostens auf deutschen Straflen ausgetragen werden, was
zuletzt einmal mehr zu verletzten deutschen Polizeibeamten
fithrte, und, wenn ja, auf welche Weise (www.welt.de/
vermischtes/article69705558568b91954b0e9866/stuttgart-
und-dortmund-massiven-gewalthandlungen-ausgesetzt-
ausschreitungen-bei-pro-kurdischen-demonstrationen.html)?
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(A) Antwort der Parl. Staatssekretdrin Daniela Ludwig:

B

Die Sicherheitsbehorden von Bund und Léndern gehen
samtlichen sicherheitsrelevanten Hinweisen auch im Zu-
sammenhang mit dem aktuellen Versammlungsgesche-
hen konsequent nach und bewerten diese fortlaufend.
Sie stehen hierzu in engem Austausch.

Fiir die Durchsetzung des Versammlungsrechts und die
Bewertung des Gefahrenpotenzials einer konkreten Ver-
sammlung sowie fiir die Feststellung und Verfolgung von
Ordnungswidrigkeiten bzw. Straftaten sind die Behorden
des betroffenen Landes im jeweiligen Einzelfall zustan-
dig.

Frage 52

Frage der Abgeordneten Dr. Anna Liihrmann (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN):

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus
der Entscheidung der US-Regierung, Einreise- und Visasper-
ren gegen mehrere europdische Akteurinnen und Akteure im
Umfeld der Durchsetzung des Digital Services Acts (DSA) zu
verhdngen (www.tagesschau.de/ausland/amerika/usa-
einreiseverbote-hateaid-100.html), darunter auch gegen Ver-
treterinnen und Vertreter zivilgesellschaftlicher Organisatio-
nen wie HateAid, die als ,,Trusted Flagger” fungieren, und
wird die Bundesregierung Maflnahmen ergreifen, um diese
Personen und Organisationen vor Einschiichterung, prakti-
schen Nachteilen und moglichen abschreckenden Effekten
fiir ihre weitere Mitwirkung an der DSA-Durchsetzung zu
schiitzen, und, wenn ja, welche konkret?

Antwort des Staatsministers Florian Hahn:

Die Bundesregierung hat sich in 6ffentlichen AuBerun-
gen zu den Einreisesperren gegen fiinf Européerinnen
und Europider, die Geschéftsfithrerinnen von HateAid
eingeschlossen, klar positioniert. Aus Sicht der Bundes-
regierung ist es nicht akzeptabel, dass Personen, die sich
gegen rechtswidrige Inhalte im Internet oder fiir die Ein-
haltung geltenden Rechts in der EU einsetzen, mit Ein-
reisesperren belegt werden.

Dies unterstreicht das Auswértige Amt in Gespriachen
mit der US-Regierung. Der Digital Services Act folgt
dem Prinzip, dass alles, was offline illegal ist, auch online
illegal ist. Es handelt sich um ein europidisches Instru-
ment. Die Bundesregierung steht deshalb hierzu auch
im engen Austausch mit den europdischen Partnern, der
EU-Kommission sowie den betroffenen deutschen
Staatsangehdrigen.

Frage 53

Frage der Abgeordneten Charlotte Antonia Neuhéduser
(Die Linke):

Hat die Bundesregierung Kenntnis von der Rdumung und
dem Abriss von Gebduden der Zentrale des Hilfswerks der
Vereinten Nationen fiir Paléstinafliichtlinge im Nahen Osten
in Ost-Jerusalem durch israelische Sicherheitskréfte (www.
tagesschau.de/ausland/asien/israel-unrwa-hauptquartier-100.
html), und, wenn ja, welche Schlussfolgerungen zieht sie da-
raus im Hinblick auf das Volkerrecht wie die Unverletzlichkeit
von Liegenschaften der Vereinten Nationen (VN) sowie die
volkerrechtlichen Verpflichtungen Israels, und beabsichtigt
die Bundesregierung hierzu diplomatische Schritte gegeniiber
der israelischen Regierung sowie auf EU- und VN-Ebene zu
ergreifen, um die Unverletzlichkeit von VN-Einrichtungen und
die Fortfilhrung humanitirer Arbeit fiir die palédstinensische

Bevolkerung sicherzustellen, und, wenn ja, welche konkret
(bitte unter Angabe von Regierungskontakten, beteiligten Bun-
desministerien, Regierungs- bzw. EU-/VN-Vertretenden, Da-
tum und Ergebnis auflisten)?

Antwort des Staatsministers Florian Hahn:

Der Vorfall ist der Bundesregierung bekannt. Die Bun-
desregierung hat sich mit den Gebern und Gaststaaten der
UNRWA in Form einer gemeinsamen Erkldrung klar
dazu gedullert.

Der Abriss verletzt die Konvention iiber die Privile-
gien und Immunitéten der Vereinten Nationen, weshalb
die Bundesregierung dieses Vorgehen verurteilt. Die
Bundesregierung unterstreicht die Relevanz der volker-
rechtlichen Verpflichtungen nachdriicklich in Gespré-
chen mit der israelischen Regierung auf verschiedenen
Ebenen.

Frage 54
Frage der Abgeordneten Gokay Akbulut (Die Linke):

Inwiefern teilt die Bundesregierung die Einschitzung des
US-Botschafters in der Tiirkei, Tom Barrack, wonach die sy-
rische Ubergangsregierung in Damaskus inzwischen die Si-
cherheit einschlieBlich der Kontrolle iiber IS-Haftanstalten ge-
wihrleisten konne, sodass die kurdischen Syrian Democratic
Forces (SDF) als Partner der USA im Kampf gegen den so-
genannten Islamischen Staat (IS) entbehrlich geworden seien
und ihre Integration in staatliche Strukturen unter Président
Ahmed al-Sharaa daher einen gangbaren Weg zu nationaler
Einheit darstelle (vergleiche https://x.com/USAMBTurkiye/
status/2013635851570336016?s=20), obwohl die Co-AuBlen-
beauftragte der Demokratischen Selbstverwaltung von Nord-
und Ostsyrien (DAANES), flham Ehmed, wegen anhaltender
Angriffe auf kurdische Gebiete und die Zivilbevolkerung vor
einem Scheitern des Ubergangsprozesses warnt (vergleiche
https://deutsch.anf-news.com/rojava-syrien/ehmed-warnt-vor-
scheitern-des-syrien-prozesses-berlin-musse-handeln-49861),
und plant die Bundesregierung konkrete politische Mafinah-
men zum Schutz der kurdischen Gebiete und der Zivilbevol-
kerung, wie von flham Ehmed gefordert, und, wenn ja, wel-
che?

Antwort des Staatsministers Florian Hahn:

Die Bundesregierung begriiit die Einigung vom
24. Januar zu einer 15-tdgigen Verldngerung der Waffen-
ruhe zwischen der syrischen Regierung und den Syrian
Democratic Forces (SDF).

Fiir einen langfristigen Frieden und erfolgreichen, in-
klusiven Ubergangsprozess ist eine politische und militi-
rische Integration der kurdischen Selbstverwaltung in sy-
rische staatliche Strukturen notwendig. Das Abkommen
vom 10. Mérz 2025 bzw. das dieses ersetzende Abkom-
men vom 18. Januar 2026 stellen hierfiir eine gute
Grundlage dar. Auch das Dekret des syrischen Prasiden-
ten al-Sharaa vom 16. Januar 2026, welches den Kurden
in Syrien sprachliche und kulturelle Rechte sowie Schutz
und Staatsbiirgerschaft zusagt, ist ein wichtiger Schritt.
Die Details einer Integration der SDF miissen in Syrien
zwischen den beteiligten Parteien ausgehandelt werden.

Die Bundesregierung bekriftigt die Souverénitit und
territoriale Integritdt Syriens. Es ist zentrale Aufgabe der
syrischen Regierung, die Sicherheit im Land zu gewéhr-
leisten. Die Ubernahme der Verantwortung fiir die Haft-
anstalten und Lager in Nordostsyrien durch die syrische
Regierung ist Bestandteil der Waffenstillstandsverein-
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barung und der oben genannten Abkommen mit der SDF.
Die syrische Regierung hat sich zudem wiederholt 6ffent-
lich zum Kampf gegen den sogenannten Islamischen
Staat bekannt. In diesem Zusammenhang begriiit die
Bundesregierung den Beitritt Syriens zur internationalen
Anti-IS-Koalition im November 2025.

Berichte iiber zivile Opfer und humanitdre Notlagen in
Nordostsyrien in Folge der Kampfhandlungen hat die
Bundesregierung mit Sorge zur Kenntnis genommen
und ruft nachdriicklich alle Seiten zur friedlichen Beile-
gung des Konflikts und zum Schutz der Zivilbevolkerung
auf. Hierzu stimmt sich die Bundesregierung auch eng
mit Thren Partnern ab (vgl. Quad-Statement vom
27.01.2026).

Frage 55
Frage der Abgeordneten Gokay Akbulut (Die Linke):

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung dariiber
vor, wie viele der von den USA zur Verlegung in den Irak
vorgesehenen IS-Gefangenen (bis zu 7 000 laut U.S. Central
Command, CENTCOM) deutsche Staatsangehdrige oder
Personen mit Wohnsitz bzw. Aufenthaltsrecht in Deutschland
sind (vergleiche www.rnd.de/politik/usa-wollen-bis-zu-7000-
is-gefangene-von-syrien-in-den-irak-verlegen-R4M3NF
WCSVHHFNNZ2TDEWTFUDLhtml), und ist Deutschland
direkt oder indirekt an Mafinahmen beteiligt, die die Bewa-
chung, Unterbringung oder Verlegung dieser Gefangenen un-
terstiitzen, und, falls ja, in welchem Umfang?

Antwort des Staatsministers Florian Hahn:

Die Bundesregierung kann zum jetzigen Zeitpunkt
nicht bestdtigen, wie viele der von den USA zur Ver-
legung in den Irak vorgesehenen IS-Gefangenen deutsche
Staatsangehdrige sind oder einen Deutschlandbezug ha-
ben. Die Bundesregierung hat Kenntnis von einer nied-
rigen bis mittleren zweistelligen Zahl an deutschen
Staatsangehorigen, die sich in Haftanstalten in Nordost-
syrien befinden.

Die Bundesregierung ist nicht an MaBinahmen betei-
ligt, die Bewachung, Unterbringung oder Verlegung der
Gefangenen unterstiitzen.

Frage 56
Frage des Abgeordneten Jan Kostering (Die Linke):

In welchem Umfang waren an den gemeldeten Vorféllen mit
Bezug zu Rechtsextremismus, Drogenmissbrauch und sexuel-
len Ubergriffen in Zweibriicken nach Kenntnis der Bundes-
regierung auch ehemalige Angehorige des Kommandos Spe-
zialkrifte beteiligt, die zuvor Dienst in der aufgeldsten
Kompanie des Kommandos Spezialkrifte (KSK) geleistet
haben und im Zuge der Aufarbeitung der KSK-Affare versetzt
wurden (www.swr.de/swraktuell/rheinland-pfalz/skandal-
bundeswehr-fallschirmjaeger-zweibruecken-im-
verteidigungsausschuss-pistorius-100.html)?

Antwort des Parl. Staatssekretirs Sebastian Hartmann:

Von den berichteten 55 Personen, gegen die Ermitt-
lungen gefiihrt werden bzw. wurden, war niemand zuvor
Angehoriger der 2020 aufgelosten 2./KdoKr KSK.

Frage 57

Frage des Abgeordneten Knuth Meyer-Soltau (AfD):

Wie bewertet die Bundesregierung die wirtschaftliche Lage
des deutschen Mittelstands im Jahr 2026, und welche zusétz-
lichen Forderprogramme plant sie, um Wachstum und Wett-
bewerbsfahigkeit bis 2027 zu stirken?

Antwort der Parl. Staatssekretirin Gitta Connemann:

Die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland hat
sich gegen Jahresende wieder leicht belebt. Somit konnte
fiir das Gesamtjahr 2025 — nach zwei Minusjahren — ein
Plus von immerhin 0,2 Prozent beim preisbereinigten BIP
erzielt werden. Mit zunehmender Realisierung der fis-
kalischen Impulse diirfte die Konjunkturentwicklung zu
Jahresbeginn an Stabilitdt und im Jahresverlauf 2026 an
Dynamik gewinnen. Dies deckt sich auch mit Aussagen
etwa des KfW-ifo-Mittelstandsbarometers, obgleich die
Geschéftserwartungen von KMU derzeit noch sehr ver-
halten ausfallen. Gestiitzt von staatlichen Auftrigen, Im-
pulsen fiir mehr private Investitionen und weiter steigen-
den Realeinkommen ist jedoch fiir 2026 eine spiirbare
Konjunkturerholung im Mittelstand zu erwarten.

Risiken bergen aber vor allem geopolitische und geo-
6konomische Unsicherheiten — insbesondere durch US-
Zollpolitik, Chinas Systemrivalitdt, Krieg in der Ukraine.
Diese konnen gerade auch eine Exportnation wie
Deutschland treffen und den Mittelstand in Mitleiden-
schaft ziehen.

Zu Forderprogrammen:

Der Bundeshaushalt steht unter hohem Konsolidie-
rungsdruck. Das betrifft auch das Forderportfolio des
Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie
(BMWE). Daher richten wir unsere Programme auch
bei ihrer Weiterentwicklung auf eine moglichst effiziente
wie wirksame Forderung von Mittelstand und Innovation
aus. Um nur wenige Beispiele zu nennen:

Mit dem ERP-Wirtschaftsplangesetz 2026 optimiert
die Bundesregierung den Zugang von innovationsfreudi-
gen KMU zu giinstigen Krediten und Beteiligungskapi-
tal. Das Volumen belduft sich im laufenden Jahr auf rund
12 Milliarden Euro.

Bund und Lénder haben zum 1. Januar 2026 eine Neu-
aufstellung der Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW) beschlossen. Da-
mit wird die regionale Forderung einfacher und wirk-
samer. So kommen Investitionen dort an, wo sie beson-
ders gebraucht werden. 2026 stehen insgesamt rund
1,3 Milliarden Euro fiir die GRW bereit.

Wir stellen auch das bundesweite Netzwerk der Mittel-
stand-Digital Zentren neu auf; das derzeitige Netzwerk
lduft kontinuierlich bis Ende 2026 aus. Alle neuen Zen-
tren sollen {iber KI- und CYBERSsicher-Trainer verfiigen.
Mit der neuen Forderbekanntmachung wollen wir KMU
einschlieBlich Start-ups und Handwerk auch kiinftig mit
passgenauen Angeboten unterstiitzen, damit sie die He-
rausforderungen der Digitalisierung meistern kdnnen.
Das BMWE wird weiterhin die kostenfreie Nutzung aller
Angebote von Mittelstand-Digital ermoglichen.
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Um den Investitionsbedarf zur Stirkung der Wett-
bewerbsfahigkeit zu decken, reichen 6ffentliche Mittel
allein nicht aus. Entscheidend ist, dass deutlich mehr
privates Kapital aktiviert wird. Daher hat die Bundes-
regierung Mitte Dezember 2025 den Deutschlandfonds
mit den ersten Instrumenten gestartet; weitere Finanzie-
rungsinstrumente folgen. Der Bund stellt insgesamt 6f-
fentliche Mittel und Garantien in Héhe von rund 30 Mil-
liarden Euro zur Verfiigung. Damit sollen insgesamt rund
130 Milliarden Euro zusitzliche Investitionen stimuliert
werden. Der Deutschlandfonds richtet sich u. a. an mittel-
stindische Unternehmen, Start-ups und Scale-ups in
wichtigen Bereichen wie Energie, KI und DeepTech.

Frage 58

Frage des Abgeordneten Stefan Schmidt (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN);

Welche Auswirkungen erwartet die Bundesregierung vor
dem Hintergrund der anstehenden Neustrukturierung der
europdischen Forderkulisse (vergleiche www.bundes
wirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Publikationen/
Europa/governance-und-umsetzung-der-europaischen-
strukturfonds-mit-blick-auf-ihre-neuausrichtung-nach-2027.
pdf?__blob=publicationFile&v=9), insbesondere fiir landliche
Tourismusregionen, und welche konkreten Punkte bringt sie in
die Verhandlungen auf europdischer Ebene ein, um diese Re-
gionen zu unterstiitzen (bitte einzeln aufschliisseln)?

Antwort der Parl. Staatssekretirin Gitta Connemann:

Die Bundesregierung setzt sich im Rahmen der Ver-
handlungen zum Mehrjdhrigen Finanzrahmen (MFR) ab
2028 fiir eine ganzheitliche Forderung der landlichen
Réume ein. Die Forderung der Tourismuswirtschaft ist
ein Teilaspekt der kiinftigen Ausrichtung der Unionsfor-
derung fiir die ldndliche Entwicklung. Die gezielte For-
derung der lindlichen Réume erfolgt bisher vor allem
iiber den Europédischen Landwirtschaftsfonds fiir die Ent-
wicklung des ldndlichen Raums (ELER), der zur Ge-
meinsamen Agrarpolitik (GAP) gehort. Fiir den zukiinf-
tigen MFR hat die Européische Kommission im Juli 2025
Vorschldge fiir eine Neustrukturierung vorgelegt. Zahl-
reiche bisherige Programme, vor allem Kohésionspolitik
und GAP, sollen in einem Nationalen und Regionalen
Partnerschaftsplan zusammengefasst werden.

Aus Sicht der Bundesregierung steht der nichste MFR
im Zeichen der historischen Herausforderungen fiir Eu-
ropa und des Anspruchs an eine geopolitisch handlungs-
fahige Union. Daher begriilt die Bundesregierung den
grundsitzlichen Reformansatz der Europdischen Kom-
mission fiir eine Modernisierung des MFR. Dies gilt ins-
besondere auch fiir die stirkere Ausrichtung auf neue
Priorititen — Wettbewerbsfahigkeit, Sicherheit und Ver-
teidigung — sowie die Biindelung der Kohésions- und
Agrarpolitik in Nationale und Regionale Partnerschafts-
pléne.

Im Vorschlag der Europdischen Kommission ist aus
Griinden der Vereinfachung eine spezifische Forderung
des landlichen Raums durch ein festes Forderinstrument
der Gemeinsamen Agrarpolitik (bislang Europédischer
Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen
Raums — ELER) nicht vorgesehen. Die Bundesregierung
setzt sich dafiir ein, dass eine wirkungsvolle Unterstiit-
zung der ldndlichen Rdume insbesondere durch partizi-

pative, bottom-up-geprégte Forderinstrumente wie zum
Beispiel LEADER auch in der neuen Struktur des Mehr-
jahrigen Finanzrahmens sichergestellt wird. Um stirkere
Synergien auch bei der Entwicklung der landlichen
Réume zu erreichen, ist ein konsistentes und kohérentes
Zusammenwirken der verschiedenen Unionsfonds grund-
sdtzlich sinnvoll.

Der Fokus der Kohisionspolitik soll aus Sicht der Bun-
desregierung auf strukturschwachen und Transformati-
onsregionen liegen. Gerade dort kann der Tourismus zur
Starkung der Wettbewerbsfahigkeit und der positiven Re-
gionalentwicklung beitragen. Unter diesem Gesichts-
punkt bewertet die Bundesregierung aktuell die Vor-
schlage der Europdischen Kommission, auch zur Frage
einer weiteren Unterstiitzung der Tourismusbranche.

Frage 59
Frage des Abgeordneten Christian Gorke (Die Linke):

Stimmt die Bundesregierung mit mir iiberein, dass vor dem
Hintergrund der sich schon jetzt abzeichnenden existenziellen
Probleme der Raffinerien mit Rosneft-Beteiligung allein durch
moglicherweise ab dem 30. April 2026 greifende US-Sank-
tionen nach dem Auslaufen der aktuell von den USA bis
29. April 2026 gewihrten Ausnahme (fiir die PCK-Raffinerie
in Schwedt siche www.moz.de/nachrichten/brandenburg/pck-
raffinerie-schwedt-eingeschraenkter-betrieb-brief-warnt-vor-
us-sanktionen-78591759.html) eine rechtssichere Anschluss-
losung deutlich vor diesem Datum gefunden werden muss
(wenn nein, bitte begriinden, bzw. wenn ja, bis wann will die
Bundesregierung diese Losung spétestens erreicht haben)?

Antwort der Parl. Staatssekretirin Gitta Connemann:

Die Bundesregierung beobachtet die Situation rund um
die Raffinerien, an denen die deutschen Rosneft-Tochter-
unternehmen beteiligt sind, sehr genau. Die Lage der Ver-
sorgungssicherheit im Mineraldlbereich wird dabei lau-
fend evaluiert. Die Bundesregierung ist hinsichtlich der
angesprochenen Sanktionen der Regierung der Vereinig-
ten Staaten von Amerika in kontinuierlichem und kon-
struktivem Austausch mit den dortigen relevanten Behor-
den, um fiir die betroffenen Unternechmen in Deutschland
so schnell wie moglich Rechtssicherheit zu schaffen.
Dies wird allerdings noch etwas Zeit in Anspruch neh-
men.

Frage 60
Frage des Abgeordneten Christian Gorke (Die Linke):

Welche genauen Folgen hitte ein Greifen der US-Sanktio-
nen bei den drei Raffinerie-Gesellschaften mit Rosneft-Antei-
len in Deutschland (PCK, MiRO und Bayernoil) nach dem
29. April 2026 (Auslaufen der aktuell von den USA gewihrten
Ausnahme, siche www.moz.de/nachrichten/brandenburg/pck-
raffinerie-schwedt-eingeschraenkter-betrieb-brief-warnt-vor-
us-sanktionen-78591759.html) fiir die Versorgungssicherheit
Deutschlands mit den Raffinerieprodukten, und trifft die Bun-
desregierung vor diesem Hintergrund Vorbereitungen fiir ein
mogliches Greifen der Sanktionen, und, wenn ja, wie sehen
diese konkret aus?

Antwort der Parl. Staatssekretirin Gitta Connemann:

Ein reibungsloser Betrieb von Rosneft Deutschland ist
entscheidend insbesondere fiir die verlissliche Olversor-
gung und den Betrieb unter anderem der PCK Raffinerie
GmbH und damit fiir die Aufrechterhaltung der Versor-
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gungssicherheit der Menschen, der Unternehmen und der
Institutionen in Nordostdeutschland einschlieBlich des
Flughafens BER sowie Westpolens mit Kraftstoffen und
anderen Raffinerieprodukten. Ein Wegfall der Rosneft
Deutschland und der von ihr kontrollierten Raffinerie-
kapazititen oder auch ein Wegfall der PCK allein kénn-
ten kurzfristig nicht durch zusétzliche Importe von Raf-
finerieprodukten voll kompensiert werden.

Die am 29. Oktober 2025 vom Office of Foreign As-
sets Control (OFAC) des U.S. Department of the Treasury
veroffentlichte General License erlaubt verbindlich und
rechtssicher Transaktionen mit der unter Treuhand ste-
henden Rosneft Deutschland. Durch die General License
werden Rosneft Deutschland und die Raffinerien, also
auch die PCK Schwedt, von den am 22. Oktober durch
die USA verhingten Sanktionen gegeniiber Rosneft aus-
genommen. Die General Licence ist zunéchst befristet bis
zum 29. April 2026. Die Bundesregierung steht zu einer
iiber den 29. April 2026 hinausgehenden Genehmigung
mit den US-Behorden in engem Austausch.

Die Bundesregierung bereitet sich gleichzeitig auf Al-
ternativszenarien zur Gewihrleistung der Versorgungs-
sicherheit vor.

Frage 61
Frage des Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Mit welcher Datengrundlage oder aufgrund welcher Studie
wird seitens der Bundesregierung der Strombedarf in Deutsch-
land durch Rechenzentren und die zunehmende Digitalisierung
extrapoliert, und geht die Bundesregierung dabei von einem
steigenden oder sinkenden Stromverbrauch in welcher Gro-
Benordnung aus (https://ap-verlag.de/ki-bedingt-einen-um-
60-hoeheren-energiebedarf-bis-2028/99186/)?

Antwort der Parl. Staatssekretirin Gitta Connemann:

Abschitzungen zum Strombedarf fiir Rechenzentren in
Deutschland kénnen einem Gutachten der dena aus dem
Jahr 2025 entnommen werden; abrufbar unter: https:/
www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/
Publikationen/Technologie/stand-und-entwicklung-des-
rechenzentrumsstandorts-deutschland.pdf? _blob=
publicationFile&v=10. Danach konnte der Stromver-
brauch von Rechenzentren in Deutschland von 20 Tera-
wattstunden 2024 auf etwa 31 Terawattstunden im
Jahr 2030 steigen.

Hinzuweisen ist auch auf die Angaben der Ubertra-
gungsnetzbetreiber im aktuellen Netzentwicklungsplan
Strom; abrufbar unter: https://www.bundesnetzagentur.
de/DE/Fachthemen/ElektrizitactundGas/NEP/Strom/
start.html.

Zum Strombedarf flir die Digitalisierung in Deutsch-
land insgesamt (jéhrlicher Gesamtstrombedarf fiir die In-
formations- und Kommunikationstechnik) liefert eine
Studie des Fraunhofer IZM aus dem Jahr 2025 Abschit-
zungen; abrufbar unter: https://www.izm.fraunhofer.de/
de/abteilungen/environmental reliabilityengineering/
projekte/green-ict/studie-zum-strombedarf-und-carbon-
footprint-der-ikt-in-deutschland.html. Danach kénnte der
Gesamtstromverbrauch der Informations- und Kommuni-
kationstechnik von etwa 54,4 Terawattstunden 2025 auf
bis zu rund 75,4 Terawattstunden im Jahr 2035 steigen.

Frage 62

Frage des Abgeordneten Michael Kellner (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN):

Welche MaBnahmen und Gespréche hat das Bundesministe-
rium fiir Wirtschaft und Energie mit den von SchlieBung be-
troffenen Unternehmen und ihren Mitarbeitenden im Industrie-
park Leuna schon ergriffen, und gibt es Gespréiche mit der EU-
Kommission beziiglich weiterer Malnahmen, um Preisdum-
ping bei entsprechenden chemischen Grundprodukten ab-
zuwehren?

Antwort der Parl. Staatssekretirin Gitta Connemann:

Die Bundesregierung setzt sich dafiir ein, die Wett-
bewerbsfahigkeit der Chemieindustrie in Deutschland
und der EU langfristig zu sichern, und erarbeitet derzeit
eine nationale Chemieagenda unter Federfiihrung des
Bundesministeriums  fiir Wirtschaft und Energie
(BMWE). Der Auftakt fand am 11. Dezember 2025 statt.
Entscheidend ist, ziigig die Rahmenbedingungen zu ver-
bessern; denn eine starke Industrie in Deutschland und
Europa ist ohne eine starke Chemieindustrie nicht denk-
bar. Der thematisch gegliederte Arbeitsgruppenprozess
der nationalen Chemieagenda hat begonnen und zielt da-
rauf ab, im Frithjahr 2026 ein gemeinsames Abschluss-
papier mit konkreten Maflnahmen vorzulegen.

Zur Stiarkung von Resilienz und Versorgungssicherheit
soll auch die auf EU-Ebene gegriindete Critical Che-
micals Alliance zentrale Herausforderungen des Chemie-
sektors adressieren — etwa Risiken von Standort- und
ProduktionsschlieBungen sowie Handelsprobleme. Zu-
gleich sollen iiber sie Modernisierung und Investitionen
in kritische Produktionen gefordert werden. Deutschland
und insbesondere das BMWE sind in den Arbeitsprozess
der Allianz intensiv und aktiv eingebunden.

Grundsitzlich ist national und auf europdischer Ebene
entschlossenes, ambitioniertes und vor allem schnelles
Handeln von grofiter Wichtigkeit, um signifikante Ent-
lastungen zu schaffen und die Wettbewerbsfahigkeit der
Branche wiederherzustellen.

Zudem muss dic Wettbewerbsfahigkeit nachhaltig ge-
sichert werden. Investitionsentscheidungen in der Che-
mieindustric werden zukunftsgerichtet getroffen mit
Blick auf die Rahmenbedingungen der kommenden Jahr-
zehnte. Aus hiesiger Sicht ist wichtig, dass alle Aktivita-
ten auf marktorientierten Prinzipien basieren. Eine An-
passung des regulatorischen Rahmens ist daher zentral.

Das bestehende Handelsschutzinstrumentarium der
EU wird umfangreich genutzt. Aktuell sind 229 handels-
politische MaBBnahmen (Antidumping-, Antisubventions-
und SchutzmafBnahmen) der EU in Kraft mit steigender
Tendenz. Die meisten Maflnahmen richten sich gegen
Einfuhren aus dem Stahl- und Eisensektor (aktuell:
80 MaBnahmen), gefolgt vom Chemiesektor.

Frage 63

Frage der Abgeordneten Charlotte Antonia Neuhiuser
(Die Linke):

Wie hoch sind die entstandenen Gesamtkosten der Teil-
nahme von Vertretenden der Bundesregierung (www.bild.de/
politik/hier-landet-der-bundeskanzler-heli-merz-in-davos-
angekommen-69711972707d4aa20757c7ee) beim Jahrestref-

©

(D)


https://ap-verlag.de/ki-bedingt-einen-um-60-hoeheren-energiebedarf-bis-2028/99186/
https://ap-verlag.de/ki-bedingt-einen-um-60-hoeheren-energiebedarf-bis-2028/99186/
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Publikationen/Technologie/stand-und-entwicklung-des-rechenzentrumsstandorts-deutschland.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Publikationen/Technologie/stand-und-entwicklung-des-rechenzentrumsstandorts-deutschland.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Publikationen/Technologie/stand-und-entwicklung-des-rechenzentrumsstandorts-deutschland.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Publikationen/Technologie/stand-und-entwicklung-des-rechenzentrumsstandorts-deutschland.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Publikationen/Technologie/stand-und-entwicklung-des-rechenzentrumsstandorts-deutschland.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/NEP/Strom/start.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/NEP/Strom/start.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/NEP/Strom/start.html
https://www.izm.fraunhofer.de/de/abteilungen/environmental_reliabilityengineering/projekte/green-ict/studie-zum-strombedarf-und-carbon-footprint-der-ikt-in-deutschland.html
https://www.izm.fraunhofer.de/de/abteilungen/environmental_reliabilityengineering/projekte/green-ict/studie-zum-strombedarf-und-carbon-footprint-der-ikt-in-deutschland.html
https://www.izm.fraunhofer.de/de/abteilungen/environmental_reliabilityengineering/projekte/green-ict/studie-zum-strombedarf-und-carbon-footprint-der-ikt-in-deutschland.html
https://www.izm.fraunhofer.de/de/abteilungen/environmental_reliabilityengineering/projekte/green-ict/studie-zum-strombedarf-und-carbon-footprint-der-ikt-in-deutschland.html
http://www.bild.de/politik/hier-landet-der-bundeskanzler-heli-merz-in-davos-angekommen-69711972707d4aa20757c7ee
http://www.bild.de/politik/hier-landet-der-bundeskanzler-heli-merz-in-davos-angekommen-69711972707d4aa20757c7ee
http://www.bild.de/politik/hier-landet-der-bundeskanzler-heli-merz-in-davos-angekommen-69711972707d4aa20757c7ee

(A)

B

Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode — 55. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 28. Januar 2026

6645

fen der schweizerischen Lobbyorganisation Weltwirtschafts-
forum (WEF) (www.weforum.org/meetings/world-economic-
forum-annual-meeting-2026/) in Davos 2026 (bitte nach Ein-
zelpositionen aufschliisseln), und welche Unternehmensvertre-
tenden hat der Bundeskanzler Friedrich Merz im Rahmen des
diesjahrigen WEF zu Einzelgespriachen getroffen (bitte nach
Namen, Funktion und Thema aufschliisseln)?

Antwort der Parl. Staatssekretirin Gitta Connemann:

Das diesjahrige Weltwirtschaftsforum in Davos liegt
gerade erst wenige Tage zuriick. In der Kiirze der Zeit
konnen die gewiinschten Informationen nicht beschafft
und aufbereitet werden, zumal im unmittelbaren An-
schluss eine informelle Tagung der Mitglieder des Euro-
paischen Rates sowie die deutsch-italienischen Regie-
rungskonsultationen stattfanden. Einige Mitglieder der
Bundesregierung reisten daher von Davos nach Briissel
weiter, andere direkt von Davos nach Rom, was die Kos-
tenzuordnung verkompliziert.

Der Bundeskanzler hat im Rahmen des Jahrestreffens
2026 des Weltwirtschaftsforums in Davos keine Unter-
nehmensvertreter zu Einzelgesprichen getroffen.

Frage 64

Frage des Abgeordneten Michael Kellner (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN):

Wie schitzt die Bundesregierung die Versorgungssicherheit
mit und Preisstabilitdt von Gas fiir Industrie und Verbraucher
bei derzeit steigenden Gaspreisen, einem historisch niedrigen
Speicherfiillstand von 42 Prozent am 18. Januar 2026 und
weiterhin witterungsbedingt hohem Gasverbrauch ein?

Antwort der Parl. Staatssekretirin Gitta Connemann:

Die Gasversorgungsicherheit ist auch bei weiterhin
niedrigeren Temperaturen derzeit gewahrleistet. Der Gas-
speicherfiillstand betragt in Deutschland 39,7 Prozent per
21. Januar 2026. Auf dem Weltmarkt ist weiterhin aus-
reichend Flissigerdgas (Liquefied Natural Gas — LNG)
verfligbar, auch wenn die Nachfrage weltweit wetterbe-
dingt angezogen hat. Die bisher recht schwache Nach-
frage aus Asien ist zuletzt etwas gestiegen. Insgesamt
steigt aber weiter das LNG-Angebot, insbesondere aus
den USA. Uber die derzeit weiter nicht ausgelastete
LNG-Infrastruktur in Nordwesteuropa konnen grof3e
Mengen importiert werden.

Die Gaspreise befanden sich zunéchst trotz des Tem-
peraturabfalls in Europa weiterhin auf einem niedrigeren
Niveau. In den letzten Tagen gab es jedoch einen Preis-
sprung auf bis zu 39 Euro pro Megawattstunde. Ursache
sind zum Teil die Wetteraussichten in Europa, wonach in
Teilen Europas, aber auch in Asien die Temperaturen fiir
Januar unter dem Normalniveau prognostiziert sind. Zum
Teil liegt der Grund jedoch auch in Spekulationen auf den
Finanzmérkten. Die Preisschwankungen haben daher
deutlich zugenommen. Trotz dieses deutlichen Preis-
anstiegs liegt der Gaspreis aber noch deutlich niedriger
als im vorigen Winter 2024/2025, als er zeitweise auf bis
zu 59 Euro pro Megawattstunde anstieg. Wichtig ist, die
Entwicklung weiter zu beobachten. Am Ende von Kalen-
derwoche 4 war jedoch wieder ein leichter Riickgang der
Gaspreise zu beobachten.

Die Internationale Energieagentur geht in ihrem ak-
tuellen Quarterly Gas Report davon aus, dass die Gas-
preisvolatilitit anhalten wird.

Frage 65

Frage des Abgeordneten Jan Kostering (Die Linke):

In welchem Umfang haben Opfer, Angehorige und Hinter-
bliebene, Ersthelfer, Einsatzkréfte und Spontanhelfende des
Breitscheidplatz-Attentats vom 19. Dezember 2016 nach
Kenntnis des zustindigen Beauftragten der Bundesregierung
fiir die Anliegen von Betroffenen von terroristischen und extre-
mistischen Anschldgen im Inland (Bundesopferbeauftragter)
und der Bundesregierung gerichtliche Verfahren zur Durchset-
zung von medizinischen und opferrentenrechtlichen Versor-
gungsanspriichen angestrengt, und wie grof sind die Zahlen
der einzelnen Opfergruppen insgesamt?

Antwort des Parl. Staatssekretdrs Frank Schwabe:

Der Bundesregierung liegen keine Daten dartiber vor,
welche Betroffenen des Anschlags vom Breitscheidplatz
sozialgerichtliche Verfahren angestrengt haben, weil die
Sozialgerichtsbarkeit grundsdtzlich Landersache ist.

Der Bundesopferbeauftragte ist zentraler Ansprech-
partner unter anderem fiir alle Betroffenen des Anschla-
ges auf dem Berliner Breitscheidplatz. Betroffene sind
Hinterbliebene, Verletzte, Tatzeuginnen und -zeugen,
Ersthelferinnen und Ersthelfer, nicht jedoch Einsatzkréf-
te, die aufgrund gesetzlicher Regelungen in ein eigenes
Hilfeleistungssystem eigebunden sind. In Ausiibung sei-
ner Lotsenfunktion vermittelt der Bundesopferbeauf-
tragte die Betroffenen an die zustindigen (behordlichen)
Stellen und Einrichtungen, damit sie von dort praktische,
finanzielle und psychosoziale Hilfe erhalten konnen. Er
unterstiitzt Betroffene zudem im Umgang mit den Behor-
den bei der Klarung ihrer anschlagsbezogenen Anliegen,
leistet jedoch keine Rechtsberatung fiir die Betroffenen,
sodass er regelméBig auch nicht iiber Kenntnisse iiber die
von den Betroffenen erhobenen sozialgerichtlichen Ge-
richtsverfahren verfiigt.

Zur Frage nach den Zahlen der einzelnen Opfergrup-
pen, die beim Bundesopferbeauftragten verzeichnet sind,
ist zunédchst hervorzuheben, dass es das Amt des Bundes-
opferbeauftragten zum Zeitpunkt des Anschlages auf
dem Breitscheidplatz noch nicht gab und dementspre-
chend keine Daten erfasst wurden. Erst mit Errichtung
des Amtes als Konsequenz des Anschlages im Mirz 2017
wurden Daten einzelner Betroffener nachtriglich er-
hoben. Im Rahmen dieser Nacherhebung sind 13 Getote-
te, 43 Hinterbliebene und 109 verletzte Personen erfasst
worden.

Frage 66
Frage des Abgeordneten Mirze Edis (Die Linke):

Wie positioniert sich die Bundesregierung zu dem Entwurf
des EU-Vorhabens eines einheitlichen Rechtsrahmens fiir ein
,,28. Regime™ und eine ,,European Start Up and Scale Up
Company (ESSU)“ vor dem Hintergrund, dass der Deutsche
Gewerkschaftsbund (DGB) den ESSU bzw. das 28. Regime
strikt ablehnt, weil absehbar ist, dass Risiken unter anderem
fiir Beschéftigte, die Betriebsverfassung und fiir Europdische
Betriebsrite bestehen sowie die Unternehmensmitbestimmung
und weitere Arbeiternehmerinnen- und Arbeitnehmer-Schutz-
rechte ausgehohlt zu werden drohen, und erwigt sie eine Ab-
lehnung dieses bei den Deutsch-Italienischen Regierungskon-
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sultationen am 23. Januar 2026 in Rom auf der Tagesordnung
stehenden Entwurfs (sieche www.dgb.de/fileadmin/download
center/Stellungnahmen/Initiativ-SN_DGB_28. Regime_15.
10.pdf)?

Antwort des Parl. Staatssekretdrs Frank Schwabe:

Die Europédische Kommission hat fiir Marz 2026 die
Vorlage eines Regelungsvorschlags angekiindigt. Hier-
durch soll vor allem Start-ups und Scale-ups eine euro-
paische Rechtsform, ein sogenanntes 28. Regime, zur
Verfligung gestellt werden. Sie kann einen wesentlichen
Beitrag dazu leisten, Griindungen weiter zu vereinfachen
und die Attraktivitdt von in der Europédischen Union ge-
griindeten Unternehmen fiir Start-up- und Venture-Capi-
tal-Investoren zu erhohen, ohne nationale Arbeits- und
Sozialstandards zu unterminieren. Dies hat die Bundes-
regierung in einer schriftlichen Stellungnahme an die
Européische Kommission, die dem Deutschen Bundestag
vorliegt, unterstrichen. Darin wird deutlich gemacht, dass
die Bundesregierung Regelungen zum Arbeitsrecht kri-
tisch sieht. Ferner hat die Bundesregierung einen konkre-
ten Vorschlag unterbreitet, wie die Unternechmensmit-
bestimmung effektiv geschiitzt werden kann, ohne die
Ziele des 28. Regimes zu beeintrachtigen.

Frage 67
Frage des Abgeordneten Martin Reichardt (AfD):

Erfasst die Bundesregierung Vorfille von Deutschenfeind-
lichkeit an Schulen in Deutschland gegenwirtig zentral, und
wenn nicht, plant sie, dies kiinftig zu tun (www.nius.de/
kriminalitaet/news/das-martyrium-von-gransee-wie-drei-
syrische-maedchen-eine-achtjachrige-quaelten)?

Antwort der Parl. Staatssekretdrin Mareike Lotte Wulf:

Im Rahmen des Kriminalpolizeilichen Meldedienstes
in Fillen Politisch motivierter Kriminalitdt (KPMD-
PMK) werden politisch motivierte Straftaten durch die
zustdndigen Landeskriminaldmter an das Bundeskrimi-
nalamt (BKA) {ibermittelt und in einer zentralen Fallzah-
lendatei erfasst. Ausgehend von den Motiven zur Tat-
begehung und den Tatumstinden werden politisch
motivierte Straftaten durch die Lénder Themenfeldern
zugeordnet sowie die erkennbaren ideologischen Hinter-
griinde und Ursachen der Tatbegehung in einem staats-
schutzrelevanten Phanomenbereich abgebildet. Deutsch-
feindliche Straftaten werden im KPMD-PMK innerhalb
des Oberthemenfelds ,,Hasskriminalitdt“ im Unterthe-
menfeld ,,deutschfeindlich® registriert. Dariliber hinaus
wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke vom 29. Juli 2020 mit
dem Titel , Neues Themenfeld ,Deutschfeindlich® in der
Erfassung Politisch motivierter Kriminalitdt® mit der
Bundestagsdrucksache 19/21354 verwiesen.

Politisch motivierte Straftaten, bei denen Schiilerinnen
und Schiiler als Opfer durch die Lander gemeldet werden,
werden grundsétzlich im Rahmen des KPMD-PMK all-
gemein registriert. Eine automatisierte statistische Aus-
wertung ist in der zentralen Fallzahlendatei ,,Lageaus-
wertung Politisch motivierte Straftaten (LAPOS)
jedoch nicht moéglich, da Berufsgruppen oder die Eigen-
schaft als Schiilerin oder Schiiler von Tatverddchtigen/
Opfern dort nicht erfasst werden. Das bedeutet, dass ent-
sprechende Fille in den Fallzahlen der politisch moti-
vierten Kriminalitdt insgesamt enthalten sind, jedoch
nicht trennscharf dargestellt werden konnen.

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, BessemerstraRe 83—91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Kdéln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333

©

(D)


http://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Stellungnahmen/Initiativ-SN_DGB_28._Regime_15.10.pdf
http://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Stellungnahmen/Initiativ-SN_DGB_28._Regime_15.10.pdf
http://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Stellungnahmen/Initiativ-SN_DGB_28._Regime_15.10.pdf
http://www.nius.de/kriminalitaet/news/das-martyrium-von-gransee-wie-drei-syrische-maedchen-eine-achtjaehrige-quaelten
http://www.nius.de/kriminalitaet/news/das-martyrium-von-gransee-wie-drei-syrische-maedchen-eine-achtjaehrige-quaelten
http://www.nius.de/kriminalitaet/news/das-martyrium-von-gransee-wie-drei-syrische-maedchen-eine-achtjaehrige-quaelten

	55. Sitzung
	Inhaltsverzeichnis
	Erweiterung und Abwicklung der Tagesordnung
	Absetzung der Tagesordnungspunkte 10b und 14
	TOP 1 Befragung der Bundesregierung (AA und BMLEH)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Beatrix von Storch (AfD)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Beatrix von Storch (AfD)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Markus Töns (SPD)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Markus Töns (SPD)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Robin Wagener (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Robin Wagener (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Alexander Engelhard (CDU/CSU)
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Alexander Engelhard (CDU/CSU)
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Cansu Özdemir (Die Linke)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Cansu Özdemir (Die Linke)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Bernd Schuhmann (AfD)
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Bernd Schuhmann (AfD)
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Stephan Brandner (AfD)
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Marcel Bauer (Die Linke)
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Dr. Franziska Kersten (SPD)
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Dr. Franziska Kersten (SPD)
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Dr. Ophelia Nick (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Marcel Bauer (Die Linke)
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Karl Bär (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Karl Bär (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Dr. Ophelia Nick (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Marcel Bauer (Die Linke)
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Tilman Kuban (CDU/CSU)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Tilman Kuban (CDU/CSU)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Peter Beyer (CDU/CSU)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Desiree Becker (Die Linke)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Deborah Düring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Tobias Winkler (CDU/CSU)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Bernd Schattner (AfD)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Ina Latendorf (Die Linke)
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Ina Latendorf (Die Linke)
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Dr. Zoe Mayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Christoph Frauenpreiß (CDU/CSU)
	Alois Rainer, Bundesminister BMLEH
	Micha Fehre (AfD)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Micha Fehre (AfD)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Martin Reichardt (AfD)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Dr. Ralf Stegner (SPD)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Deborah Düring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Stephan Brandner (AfD)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Adis Ahmetovic (SPD)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Adis Ahmetovic (SPD)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Luise Amtsberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Desiree Becker (Die Linke)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Luise Amtsberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Luise Amtsberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Desiree Becker (Die Linke)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Maximilian Kneller (AfD)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Norbert Maria Altenkamp (CDU/CSU)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Norbert Maria Altenkamp (CDU/CSU)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Vinzenz Glaser (Die Linke)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Jürgen Hardt (CDU/CSU)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Stephan Brandner (AfD)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA
	Deborah Düring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister AA

	TOP 2 Fragestunde
	Mündliche Frage 1
	Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin BMAS
	Bernd Schattner (AfD)
	Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)


	Mündliche Frage 3
	Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin BMAS
	Stephan Brandner (AfD)
	Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Pascal Meiser (Die Linke)
	Rocco Kever (AfD)
	Timon Dzienus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)


	Mündliche Frage 4
	Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin BMAS
	Bernd Schattner (AfD)
	Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Pascal Meiser (Die Linke)


	Mündliche Frage 9
	Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin BMAS
	Timon Dzienus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)


	Mündliche Frage 11
	Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin BMAS
	Pascal Meiser (Die Linke)


	Mündliche Frage 12
	Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin BMAS
	Pascal Meiser (Die Linke)



	ZP 1 Aktuelle Stunde – Aushöhlung v. Beschäftigtenrechten
	Anne Zerr (Die Linke)
	Sandra Carstensen (CDU/CSU)
	Peter Bohnhof (AfD)
	Jan Dieren (SPD)
	Misbah Khan (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Wilfried Oellers (CDU/CSU)
	Gerrit Huy (AfD)
	Rasha Nasr (SPD)
	Ricarda Lang (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Ines Schwerdtner (Die Linke)
	Peter Aumer (CDU/CSU)
	Hans-Jürgen Goßner (AfD)
	Florian Bilic (CDU/CSU)

	TOP 23 Sieben Jahre Vertrag von Aachen
	Gunther Krichbaum, Staatsminister AA
	Dr. Maximilian Krah (AfD)
	Nancy Faeser (SPD)
	Jeanne Dillschneider (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Agnes Conrad (Die Linke)
	Roland Theis (CDU/CSU)
	Dr. Alexander Wolf (AfD)
	Armand Zorn (SPD)
	Thomas Erndl (CDU/CSU)

	TOP 4 Bürokratie- und Steuerentlastung für Unternehmen
	Bernd Schattner (AfD)
	Hans Koller (CDU/CSU)
	Katharina Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Daniel Bettermann (SPD)
	Agnes Conrad (Die Linke)
	Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU)
	Denis Pauli (AfD)

	Reinhard Mixl (AfD)
	Frauke Heiligenstadt (SPD)

	TOP 3 Bürokratierückbau GewO, Aufhebung von Berichtspflichten
	Hans Koller (CDU/CSU)
	Mathias Weiser (AfD)
	Daniel Bettermann (SPD)
	Sandra Stein (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Jörg Cezanne (Die Linke)
	Dr. Saskia Ludwig (CDU/CSU)
	Vanessa Zobel (CDU/CSU)

	TOP 6 Verfolgung queerer Opfer im Nationalsozialismus
	Maik Brückner (Die Linke)
	Ansgar Heveling (CDU/CSU)
	Nicole Hess (AfD)
	Carmen Wegge (SPD)
	Marlene Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Martin Plum (CDU/CSU)
	Stephan Brandner (AfD)
	Helge Lindh (SPD)
	Dr. Konrad Körner (CDU/CSU)

	Anlagen
	Anlage 1
	Anlage 2
	Frage 2
	Frage 10
	Frage 13
	Frage 14
	Frage 15
	Frage 16
	Frage 17
	Frage 18
	Frage 19
	Frage 20
	Frage 21
	Frage 22
	Frage 23
	Frage 24
	Frage 25
	Frage 26
	Frage 27
	Frage 28
	Frage 29
	Frage 30
	Frage 31
	Frage 32
	Frage 33
	Frage 34
	Frage 35
	Frage 36
	Frage 37
	Frage 38
	Frage 39
	Frage 40
	Frage 41
	Frage 42
	Frage 43
	Frage 44
	Frage 45
	Frage 46
	Frage 47
	Frage 48
	Frage 49
	Frage 50
	Frage 51
	Frage 52
	Frage 53
	Frage 54
	Frage 55
	Frage 56
	Frage 57
	Frage 58
	Frage 59
	Frage 60
	Frage 61
	Frage 62
	Frage 63
	Frage 64
	Frage 65
	Frage 66
	Frage 67





